Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 


Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun Öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 


Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 


Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 


+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 


Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 


Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|http: //books.google.comldurchsuchen. 


0 h 

5. L 1 
Mur uit, 
N u } 
In 1 177 


. 
AN. Ae 
A ir in 
1 Man 
165 1 ' IN 
118 4 ru 
** And 
Mr 11 
une, 67 * 


un! 1 at 


1 WI 
N e 
LEE? 


Er 


5 


eg 
* 
* 
* 
2 


f 


2 >. 


A 
. 
2 
4. 


A 


* 


* — 
* 
. 

4 


* 
-i 
— * 
e 
2. 
are — 
2 
8 
. 


n 


J 
gr 
HR 
u 
„ 
14 
I. 
en 
. 
10 


oc 


ds | 
<= 
— 
— 
22 
— 
2 1 
T 


218 
u 


— — 
Da 
182 
> 
S— 


DDr e d e r 


Digitized „Google 


Forſchungen 
zur Brandenburgiſchen und 


Dreußiſchen Geſchichte 


Neue Folge der „Märkiſchen Forſchungen“ des Vereins 
für Geſchichte der Mark Brandenburg | 


In Verbindung mit Otto Hintze 
herausgegeben von 


Melle Klinkenborg und Joh. Schultze 


36. Band 


München und Berlin 1924 
Druck und Verlag von R. Oldenbourg 


* 2 * 
* 


Alle Rechte vorbehalten 


Inhaltsverzeichnis des ſechsunddreißigſten Bandes. 


Aufſätze und Kleine Mitteilungen (nach den Autornamen und Stichworten 
alphabetiſch geordnet). 


Seite 

Grie wank, Vulgärer Radikalismus und demokratiſche Bewegung | 
in Berlin 18—1848 . . . - . CC nn. 14— 37 
Haake, Die deutſche Außenpolitik von 18711800 97—124 
Herzfeld, Der polniſche Handelsvertrag von 1775. 210-220 
Jany, Die preußiſchen Militärarchitt e 67 — 86 


Klaje, Über die Bekleidungsnöte der Freiwilligen Jäger von 1813/14 87— 97 
Krabbo, Die askaniſchen Markgrafen von Brandenburg als Kurfürſten 153—163 
Meisner, Zur neueren Geſchichte des preußiſchen Kabinetts 38—66, 180—209 
Schultze, Zur Geſchichte des „Vereins für Geſchichte der Mark 


Brandenburg” s 3 221— 223 
Volz, Die Markgräfin Wilhelmine von Bayreuth und ihre Denk⸗ 

würdigkeiten 164—179 
Wentz, Gewerbe und Kloſter Gur Wirtſchaftsgeſchichte des Kloſters . 

Miese 2——i»Xõ 1— 13 
Mitteilungen e ee 262 


Neue Erſcheinungen: 
Zeitſchriftenſchau vom 1. Oktober 1922 bis 30. September 1923 224—227 
Bücherbeſprechungen (nach den Autornamen alphabetiſch geordnet). 


Andreae, F., Breslau um 1800 . . > > 2: N nn 261 
Andreas, Willy, Geiſt und Staat . . » : 2: 2 2 nn nn 126—127 
Below, G. v., Territorium und Stadt. 228— 229 
Bornhak, Konrad, Deutſche Geſchichte unter K. Wilhelm II. . 145—146 
Brandi, Karl, Deutſche Geſchichte, 3. Aufffkh.lllkl.. 126 


Brinkmann, Carl, Die preuß. Handelspolitik vor dem Zollverein . 132—133 
Cron, Hermann, Die Organiſation des deutſchen Heeres im Weltkriege 148—149 


Doe berl, M., Bayern und Deutſch lad. ‚135 
Dunder, Mag, Politiſcher Briefwechſeui lll 136—137 
Eilsberger, Ernſt, Der Durchbruch bei Brzeziny . . . . . .. 244245 
Eulenburg-SHertefeld, Fürſt Philipp v., Aus 50 Jahren . . 237—240 
Falke, Otto v., Altberliner Fayenee n 250 
Freytag⸗Loringhoven, Freih. v., Menſchen und Dinge . . 240-242 
Friedensburg, Walter, Kurfürſt Friedrich Wilhelm v. Br. und die 
Wittenberger Theologeee » > > 2 2 2 rn nn. 149 
Friedensburg, Wilhelm, Stephan Born und die Organiſations⸗ 
beſtrebungen der Berliner Arbeiterſchatfktltl . 251—252 
Friedjung, Heinrich, Das Zeitalter des Imperialismus . . . 138—141 
Giehrl, Hermann v., Tannenbee gn 147—148 
Gieſe, Leopold, Schinkels architektoniſches Schaffen, Entwürfe und 
Ausführungen 251 


884758 


IV Inhaltsverzeichnis. 
Gragger, Robert, Preußen, Weimar und die ungar. Königskrone 
Granier, Herman, Prinzenbriefe aus den Freiheitskriegen 1813—15 
Großmann, Karl, Graf Johann VIII. von Sayn⸗Wittgenſtein⸗ 
Hohenſtein 
Grünberg, Walter, Die Aufnahme der preuß. Agrarreformen . . 
Haller, Johannes, Die Epochen der deutſchen Geſchichte 
Haniſch, Erdmann, Geſchichte Polens 
Häpke, Rudolf, Wirtſchaftsgeſchichte 
Heckel, H., Die ſchleſiſchen Provinzialblätter 
Hofmann, Hermann, Fürſt Bismarck 1890 — 98 
Hofmeiſter, Adolf, Die nationale Bedeutung der mittelalterlichen 
Kaiſerpolitik 
Hümmerich, Franz, Die erſte deutſche Handelsfahrt nach Indien 
Ilgen, Th., Quellen zur inneren Geſchichte der Rheiniſchen Terri⸗ 
torien. Herzogtum Kleve 
Krieg, Martin, Die Entſtehung und Entwicklung der Amtsbezirke 
im ehemal. Fürſtentum Lüneburg 
Kronthal, A., Werke der Poſener bildenden Kunſt 
Kuhberg, L., Der Zuſammenbau des von . im alten Dom 
aufgebauten Altarabſchluſſes 
Kunſtdenkmäler, die, der Provinz Brandenburg 
Mackowsky, Hans, Häuſer und Menſchen im alten Berlin 
Meinecke, Friedrich, Weltbürgertum und Nationalſtaat 
Meiſter der Politik 
Moltke, Helmut v., Erinnerungen, Briefe, Dokumente 1877—1916 
Müller, Ewald, Das Wendentum in der Niederlauſitz 
Niebuhr, B. G., Politiſche Schriften 
Peterſen, Karl, Die Geſchichte des Kreiſes Beeskow⸗ Storkow 
Rado witz, Joſ. v., Nachgelaſſene Briefe und Aufzeichnungen 
Roſenberg, M., Der Goldſchmiede Merkzeichen 
Schleſiſche Lebensbilder 
Schrader⸗Breymann, Henriette, Ihr Leben 
Schrötter, Friedrich Freiherr v., Die Münzen Friedrich Wilhelms 
d.. Gr. Kurfürſten und Friedrichs III. v. Brandenburg 
Taube, Alex., Fürſt Bismarck zwiſchen England und Rußland 
Wahl, Adalbert, Zwiſchen den Kriegen 


e %o — D M W 2 Ʒ »²² P % % „% „„ „% „„ „ ou 


„ % „% „„ %% „„ „% „ 


.e. „„ %„W„ mW h „ o o yt w» W W w 


8 OO — ße % o — „% „„ 8 


e % 8 0 % &éẽV—ḱ˖ 2e 9 % % 


S 8 % „% „ -h „„ „% ee 


Waldecker, Das preußiſch⸗deutſche Problem u. die preuß. 8 | 


an 8 % %ꝶ%%᷑;ͤ»PRUds e 


Walderſee, Graf Alfred v., Denkwürdigkeiten 
Wartensleben, Graf Herm. v., Ein Lebensbildd 
Wentz, Gottfried, Das Wirtſchaftsleben des altmärkiſchen Klosters 
Diesdorf 
Wilhelm, Kronprinz, Meine Erinnerungen 
Zwehl, H. v., Generalſtabsdienſt im Frieden und im Kriege 


e „„ „% „% „%ã EE „%üfT % „ „„ „ „% 0 


1 


Gewerbe und Kloſter. 


(Zur Wirtſchaftsgeſchichte des Kloſters Diesdorf.) 
Von 
Gottfried Wentz. 


Auf Grund der uns erhaltenen Rechnungsbücher!) des altmärkiſchen 
Auguſtinernonnenkloſters Diesdorf habe ich ausführlich das klöſterliche 
Wirtſchaftsleben im ausgehenden Mittelalter dargeftellt?) und im An⸗ 
ſchluß daran über die wirtſchaftlichen Beziehungen des Kloſters zu den 
Hanſeſtädten gehandelt). Die folgenden Ausführungen, die das Ver⸗ 
hältnis des Kloſters zum Gewerbeweſen des platten Landes und der 
Städte zum Gegenſtande haben, ſtehen mit den genannten Arbeiten im 
Zuſammenhang. | 

Innerhalb des Kloſters ſelbſt fehlte es durchaus an gewerblicher 
Betätigung. In den Kloſterdörfern florierten nur die einfachen Hand⸗ 
werke, auf die das Landvolk im täglichen Leben angewieſen war. Wir 
finden hier: Schuſter, Schneider, Schmiede, Weber, Korbflechter und 
Radmacher. Für den Bezug komplizierterer handwerksmäßiger Erzeug⸗ 
niſſe war das Kloſter auf das ausgebildete Gewerbeweſen der Städte 
angewieſen. Zunächſt kam hier das nahe Salzwedel in Frage. Aus 
einem liber debitorum et obligacionum)) läßt ſich für die Mitte des 
14. Jahrhunderts, der Blütezeit des ſtädtiſchen Gewerbes, errechnen, 
daß ſich damals die Handwerkerſchaft in der Altſtadt Salzwedel aus 
31 Einzelgewerben zuſammenſetzte. “ | Ä 


1) Geh. Staatsarchiv Berlin. Pr. Br. Rep. 10. 

2) Das Wirtſchaftsleben des altmärkiſchen Nonnenkloſters Diesdorf im aus⸗ 
gehenden Mittelalter. (Ein Beitrag zur Geſchichte der geiſtlichen Grundherrſchaft 
im 14. und 15. Jahrhundert). Salzwedel (Weihe) 1922. 

3) Das platte Land und die Hanſeſtädte. Hanf. Geſch.⸗Blätter 1923. 

4) Handſchrift im Beſitz der Stadt Salzwedel. 

5) Nach den Angaben des Liber debitorum et obligacionum der Altſtadt Salz⸗ 
wedel läßt ſich für die Mitte des 14. Jahrhunderts der folgende Beſtand feſtſtellen: 
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Deſer: pee wird ſich in der Folgezeit, in der die Formen des 
Eee im Züſammenhang mit dem ſtadtwirtſchaftlichen Abſchluß 
immer mehr verknöcherten und erſtarrten, nicht weſentlich geändert 
haben. Das Kloſter Diesdorf nahm in der Altſtadt Salzwedel die Gewerbe 
der Böttcher, Filzmacher, Gerber, Glaſer, Grapengießer, Grützmacher, 
Harniſchmacher, Hutmacher, Riemenſchneider, Schuſter, Schwertfeger und 
Tuchſcherer in Anſpruch. Auch den Arzt konſultierte man, wenn es er⸗ 
forderlich wurde, in Salzwedel, wo auch die Apotheke lag. Von nur 
untergeordneter Bedeutung für das Kloſter war das wenig ausgebildete 
Handwerksweſen in Wittingen. Ein Schuhmacher in Uelzen lieferte 
alljährlich einen Poſten „botze“ für die Nonnen nach Diesdorf. Wurden 
im Kloſter Neubauten oder Reparaturen an den Gebäuden notwendig, 
ſo berief der Propſt neben ländlichen Handwerkern die erforderlichen 
Maurer, Zimmerleute und Dachdecker aus Salzwedel, Lüneburg und 
Braunſchweig, die gegen Tagelohn im Kloſter arbeiteten. 

Wir betrachten die einzelnen Handwerke im Zuſammenhang mit 
der wirtſchaftsgeſchichtlich ſo bedeutenden Frage der Vergütung für die 
produzierten Werte von ſeiten des klöſterlichen Konſumenten. Für eine 
ſolche Betrachtung kommen in dieſem Zuſammenhange die Leiſtungen 
aller derjenigen Gewerbetreibenden in Frage, die mehr oder weniger 
regelmäßig im Auftrage des Kloſters beſchäftigt waren. Die Behandlung 


1. Fabri (Schmiede) . . . . . 16 Übertrag: 127 
2. Pistores (Bäder) . . . - - 16 17. Doleatores (Böttcher) . 3 
3. Sartores (Schneider. . . 14 18. Gladiatores (Schwertfeger). 3 
4. Sutores (Schuſter̃ . . - - 14 19. Penestici (Höfler) 3 
5. Carnifices (Schlächter) 9 20. Pilleatores (Filzhutmacher) 3 
6. Cerdones (Gerber) 8 21. Sellatores (Sattler) 3 
7. Institores (Krämer) 8 22. Carpentarii (Stellmacher. 2 
8. Molendinarii (Müller.. 7 23. Coloratores (Färber) 2 
9. Filtores (Filzmacher) 5 24. Cuprifabri (Kupferſchmiede) 2 
10. Cultellifices (Meſſerſchmiede) 5 25. Candelator (Kerzenmacher) 1 
11. Pellifices (Kürſchner . . 5 26. Cyrothecarius (Handſchuhm.). 1 
12. Aurifabri (Goldſchmiede) 4 27. Fusor ollarum (Grapengießer) 1 
13. Craterarü (Becherer). .... 4 28. Olifex (Olſchläger: . . . . . 1 
14. Frisones (Friesmacher . . 4 29. Pictor (Maler)... .. . . 1 
15. Rasores (Barbiere) 4 30. Pultifex (Grügmader) .. . 1 
16. Textores (Weber) 4 31. Piscator (Fiſcherr jr 1 
Übertrag: 127 155 


Nicht zu den eigentlichen Gewerbetreibenden zählen die vornehmen Gewand⸗ 
ſchneider (pannicidae). Nach dem Lib. deb. ſind 19 Bürger als im Beſitze eines 
Tuchverkaufsſtandes (pannicista) im Kaufhauſe (theatrum) zu beſtimmen. 
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dieſes Gegenſtandes ſchließt ſich an die einzelnen Handwerke an unter 
Zugrundelegung zunächſt der folgenden vier Geſichtspunkte: 

1. Wohnſitz des Handwerkers, ob auf dem Lande oder in der Stadt, 

2. Form der gewerblichen Beſchäftigung, ob Lohnwerk oder Preis⸗ 

werk!) 

3. Art der Entlohnung, ob Zeitlohn oder Stücklohn, ob in barer 

Münze oder in Naturalien, 

4. Löhnungstermine. 

Für die Bereifung der Wagenräder, die Anfertigung der Pflug⸗ 
ſcharen, vor allem für das Beſchlagen der klöſterlichen Pferde, daneben 
auch für kleinere Schmiedearbeiten kam in erſter Linie der Grobſchmied 
in Abbendorf in Betracht, während zu den feineren Arbeiten, wie Her⸗ 
ſtellung von Schlöſſern und Türangeln ſowie Reparaturen jeglicher Art 
auch der Kleinſchmied in Dähre herangezogen wurde. Infolge der häufigen 
Fahrten der klöſterlichen Fahrzeuge in die Städte war man auch in hohem 
Maße auf die ſtädtiſchen Schmiede angewieſen, die naturgemäß als 
reine Preiswerker arbeiteten. Die Abrechnung mit ihnen erfolgte ge⸗ 
wöhnlich alljährlich, ohne daß hierfür ein beſtimmter Termin vorgeſehen 
war. Auf Grund dieſer Computatio, die in der Regel der Propſt perſönlich 
mit dem betreffenden ſtädtiſchen Handwerker vornahm, ſchritt das Kloſter 
zur Bezahlung ſeiner Schulden, indem es allerdings in den ſeltenſten 
Fällen die Rechnung auf einmal, ſondern meiſtens in einer Reihe von Teil⸗ 
zahlungen beglich, und zwar in der Weiſe, daß es ſich nur zum geringen 
Teile der baren Münze, vielmehr in der Hauptſache des Roggens als 
Zahlungsmittel bediente. Als Propſt Johann Verdemann im erſten 
Jahre ſeiner Präpoſitur, am 16. November 1465 mit dem Grobſchmied 
Hinrik Arndes in Lüneburg abrechnete, ergab ſich das Reſultat, daß 
dieſem das Kloſter ſeit den letzten Jahren Johann Pawes' noch eine 
Summe von 55 mk ſchuldete. Dieſer Betrag wurde zu etwa fünf Sechſteln 
in Roggen und nur zu einem Sechſtel in Geld an den Schmied abgeführt. 
Um dieſelbe Zeit beglich das Kloſter, um noch ein weiteres Beiſpiel zu 


1) Es iſt das Verdienſt Karl Büchers, als erſter eine brauchbare begriffliche 
Scheidung der einzelnen Handwerksformen vorgenommen zu haben. Wenn auch 
Büchers Theorie einer Entwicklung dieſer einzelnen Formen von einfachen zu 
ſpezialiſierten und komplizierten Stadien von v. Below, Keutgen uſw. mit Recht 
bekämpft wird, ſo haben doch ſeine Termini technici, inſofern ſie mit der betref⸗ 
fenden Handwerksform eine Reihe beſtimmter Merkmale verknüpfen, in der 
national⸗ökonomiſchen Literatur jo gut wie allgemein Eingang gefunden (vgl. 
Büchers zuſammenfaſſenden Artikel „Gewerbe“ im Handwörterbuch der Staats⸗ 
wiſſenſchaften). 
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geben, eine Rechnung des Schmiedes Hermann Tiel in Uelzen zu drei 
Vierteln in Korn. Auch mit den dörflichen Handwerkern wurde jährlich 
einmal, und zwar gewöhnlich am Ende des Rechnungsjahres, zu Michaelis, 
eine Generalabrechnung veranſtaltet. 

Die gewerbliche Betätigung nahm auch bei den Dorfſchmieden in 
der Hauptſache die Form des Preiswerks, und nur inſofern das Kloſter 
fertige Hufeiſen von auswärts bezog und dann das Unterſchlagen durch 
den Hufſchmied in Abbendorf beſorgen ließ, die des Heimwerks an. 
Doch iſt das dörfliche Preiswerk in ſeinen Grundbedingungen von dem 
ſtädtiſchen durchaus verſchieden. Das Charakteriſtikum des preiswerk⸗ 
lichen Betriebes beſteht ja darin, daß der Produzent Eigentümer ſämtlicher 
Betriebsmittel iſt. Dieſe Betriebsmittel ſind einmal die Werkſtätte und 
ſodann die zu verarbeitenden Rohſtoffe. Dieſe Rohſtoffe konnte der dörf⸗ 
liche Handwerker nur durch Vermittlung des Kloſters beziehen, das ihm 
Eiſen, Oſemunt!) und Stahlſtücke lieferte, jo allerdings, daß dieſe Objekte 
zu vollem Recht in das Eigentum des Schmiedes übergingen, der ſomit 
über alle Betriebsmittel in jeder Weiſe verfügte. Aber ebenſo wie für 
den Bezug von Rohſtoffen war er auch für den Abſatz der Fertigfabrikate 
auf das Kloſter als Abnehmer angewieſen. Der Unterſchied in der gewerb⸗ 
lichen Betätigung des Dorfſchmiedes und des ſtädtiſchen Handwerkers 
iſt ein zweifacher. Dieſem war Gelegenheit geboten, Rohſtoffe je nach 
Bedarf im freien Handel auf den Märkten oder von den ortsanſäſſigen 
Eifenhändlern?) direkt zu erwerben, jener vermochte nur ſoviel zu ver⸗ 
arbeiten, wie ihm das Kloſter gerade zuführte; dieſer konnte für eine 
Reihe verſchiedener Konſumenten arbeiten und je beſſer er ſein Handwerk 
verſtand, je geſchäftstüchtiger er ſich zeigte trotz aller Beſchränkungen, 
die ihm die aus der Konkurrenzfurcht erwachſenen Vorſchriften des 
zünftiſchen Regiments auferlegten, mit größerem Abſatz größeren Ge⸗ 
winn erzielen, jener dagegen mußte ſeine Arbeit auf den jeweiligen in 
den einzelnen Jahren ziemlich gleichbleibenden Bedarf des Kloſters 
einſtellen, denn die bäuerlichen Dorfgenoſſen werden die gewerbliche 
Fertigkeit des Schmiedes nicht allzu oft in Anſpruch genommen haben. 
Daraus, daß in allen Diesdorfer Dörfern ein Schmied nur in Abbendorf, 
alſo in unmittelbarer Nähe des Kloſters, und außerdem noch einer in 
Dähre, dem Sitz einer Propſtei, begegnet, geht doch mit großer Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit hervor, daß jeder Bauer die notwendigen Schmiedearbeiten 

1) Oſemunt iſt eine aus ſtahlartigem Roheiſen hergeſtellte, beſonders vor⸗ 
zügliche Eiſenſorte, die in erſter Linie aus Schweden eingeführt wurde. 

2) Im liber debitorum et obligacionum der Altſtadt Salzwedel als „yſer⸗ 
meggeren“ bezeichnet. 
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ſelbſt ausführte. Gewiß wird der Schmied die ihm aus den obwaltenden 
Verhältniſſen auferlegten Beſchränkungen gar nicht als ſolche empfunden 
haben, denn da er als Inhaber einer Koſſatenſtelle die zum täglichen 
Leben erforderlichen Objekte zum größten Teil in eigener Wirtſchaft 
erzeugte, lag ihm ſicher nichts ferner als der Gedanke, ſeinen gewerblichen 
Betrieb durch geſteigerte Handwerkstätigkeit, mit der ſich aber in ent⸗ 
ſprechendem Maße eine Vernachläſſigung ſeiner bäuerlich⸗landwirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen verknüpfen mußte, auszubauen. So ſteht dem ſtädtiſchen 
Preiswerk, dem ſich trotz aller zünftiſchen Beſchränkung doch mannigfache 
Möglichkeiten zu einer einträglicheren Ausgeſtaltung des Betriebes, zu 
einer Steigerung der gewerblichen Tätigkeit darboten, die in ihrem Grund⸗ 
typus gleiche Handwerksform des dörflichen Schmiedes gegenüber, der 
in doppelter Beziehung, in Hinblick ſowohl auf den Rohſtoffbezug, als 
auch auf den Abſatz der Fertigfabrikate allein auf das Kloſter angewieſen 
und ſomit in jeder Weiſe gebunden war.“) 

Die Bezahlung für die geleiſteten Arbeiten der Dorfſchmiede erhielt 
ein beſonderes Charakteriſtikum dadurch, daß das Kloſter die gelieferten 
Rohſtoffe als Zahlungsmittel verwandte, und zwar in der Weiſe, daß die 
Überfendung dieſer Gegenſtände an den Handwerker zu beliebigen Zeiten, 
eben dann, wenn gerade eine Ladung Eiſen oder Stahl aus Braunſchweig, 
Oſemunt aus Lüneburg eingetroffen war, erfolgte. Bei der jährlichen 
Generalabrechnung wurde dann der Wert der gelieferten Rohſtoffe ent⸗ 
ſprechend in Anſchlag gebracht. 

Ahnliche Verhältniſſe begegnen bei den Schuſtern. Wenn eine Be⸗ 
zahlung in Rohſtoffen an die ſtädtiſchen Schmiede aus dem einfachen 
Grunde unterblieb, weil das Kloſter dieſe ſelbſt erſt aus den Städten be⸗ 
ziehen mußte, ſo konnte dieſes Zahlungsverfahren nicht nur den dörflichen 
Schuſtern in Diesdorf, Dähre und Abbendorf, ſondern ebenſo auch den 
Schuhmachern in Salzwedel und Uelzen gegenüber in Anwendung ge⸗ 
bracht werden, da das Kloſter infolge ſeiner reichen Viehhaltung Häute 
in großer Menge für den Abſatz nach außen zur Verfügung hatte. So 
erhielt z. B. der Schuhmacher in Uelzen, der alljährlich für die Nonnen 


1) Die von Bücher unterſchiedenen Formen des gewerblichen Betriebes 
können nur den Wert von Grundtypen beanſpruchen. Die Erſcheinungen des 
wirklichen Lebens laſſen ſich in ihrer Vielgeſtaltigkeit durch ſyſtematiſierende 
Begriffsbildung niemals reſtlos kategoriſieren. Auch die Grundformen des gewerb⸗ 
lichen Betriebes, deren prinzipielle Unterſcheidung deſſenungeachtet keineswegs 
an Wert verliert, werden durch die jeweilige Lage der Verhältniſſe im einzelnen 
modifiziert, ſodaß innerhalb der übergeordneten Grundtypen wiederum beſondere 
Formen mit individuellen Charakteriſtiken zutage treten. 
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einen Poſten Bote!) anfertigte, auf feine 1477 für die Lieferung von 
78 Paar Botze, das Paar zu 4 5, vorgelegte Rechnung in Höhe von 19 ½ Mk. 
in barer Münze 17 Mk. 5 8, den Reſt in Geſtalt von ſechs Rinderhäuten 
ausbezahlt. f 

Am 1. Mai 1451 rechnete Propſt Johann Pawe mit dem Schuſter 
von Dähre über eine größere Lieferung von Botze, das Paar zu 35, in 
Gegenwart einer Reihe von Verhandlungszeugen ab. Daraufhin über⸗ 
ſandte das Kloſter dem Handwerker von Michaelis bis Simonis und Jude 
(28. Oktober) des gleichen Jahres in drei Teillieferungen zuſammen: 
73 rauhe Schaffelle, 87 Schorlinge, 6 Lammfelle und 6 Rinderhäute. 
Die Überſendung der Rohſtoffe erfolgte auch hier, wie wir es bereits 
bei Betrachtung der Schmiede ſahen, nicht erſt nach erfolgter Abrechnung, 
ſondern zu beliebigen Terminen, wenn gerade Objekte zum Abſatz in 
genügender Zahl vorhanden waren. Die Computatio mit dem Schuſter 
in Abbendorf am 10. Dezember 1447 für die in den letzten beiden Jahren 
geleiſtete Arbeit ergab eine Schuld des Kloſters von 30 mk 10 f. Der 
Handwerker hatte in der Zeit bis zum Tage der Abrechnung bereits 
173 rauhe und 110 geſchorene Schaffelle ſowie 17 Häute grünes Leder, 
insgeſamt im Werte von 32 mk 10 ß, erhalten, fo daß das Kloſter 2 mk 
auf die nächſte Rechnung zugute behielt. 

Die Rohſtofflieferung blieb nicht auf die Überſendung von Rinder 
und Schaffellen beſchränkt. In kleineren Mengen wurde auch Kalk, 
Talg und Schweinefett den Schuſtern ausgehändigt. So erhielt von 
Michaelis 1467 bis Oſtern 1468 der Schuſter in Abbendorf: 


in barer Münze 7 mk 8 6 — 9 
8 Scheffel Roggen, à 4% —5 8, für .... 2 „ 6 „ 8 „ 
4 Scheffel Kall, & 2 f, für e 1 8 nm 
16 4 Talg, 89, fü... 2200. — „10,8, 
30 2% Schweinefett, à 9 , für... . . - 15, 2 „ 1 „ 
12 Kuhhäute, à 6 8, fſiouiu Uu. 4 „, 8 „ 4 „ 


10 Schorlinge, 169, für ....... — „ 13 „ 4, 
zuſammen: 17 mk 9 6 19 


Auf Grund dieſer Lieferungen erfolgte am 20. April 1468 die Ab⸗ 
rechnung mit dem Schuſter, die vom Propſt Johann Verdemann in fol⸗ 
gender Weiſe protokolliert wurde: Ame mideweken in den paſchen mit 
eme gerekent, dat he do gemaket hadde hundert unde 4 par; dar ane 
vordenet 15 mk 28 89 (pro Paar 28 9) unde de ſumma, de ik eme 


1) Botze, lat. soculares, ein ſandalenartiges Schuhwerk. 
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betalet hebbe fo hiir vorſereven is, de is 17 mk 9 6 1 H. So beholt dat 
Cloſter mit eme von duſſer rekenſcop 2 mk 66 5 N). 

Neben der Bezahlung in den zur Ausübung des Schuſterhandwerks 
erforderlichen Rohſtoffen blieb die Verwendung des Roggens als Zahlungs⸗ 
mittel durchaus üblich, und zwar in der Weiſe, daß die Lieferung von 
Getreide bei Bezahlung der ſtädtiſchen Schuſter, die Schuldenbegleichung 
in Rohſtoffen bei Entlohnung der dörflichen Handwerker überwog. 

Die Handwerksform war regelmäßig das Preiswerk, denn die Roh⸗ 
ſtoffe gingen in jedem Falle in das Eigentum des Handwerkers über. 
Die Summe, die man als Stücklohn für das Paar Schuhe oder Botze 
zahlte, mochte das Fertigfabrikat aus einer ſtädtiſchen oder dörflichen 
Werkſtätte hervorgehen, bleibt auf ziemlich gleicher Höhe, indem während 
der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts das Paar Schuhe 7—8 Witte, 
das Paar Botze 3— 45 koſtete. Derſelbe Unterſchied, den wir bei dem 
Gewerbe der Schmiede zwiſchen ſtädtiſchem und dörflichem Preiswerk 
feſtſtellten, gilt in gleicher Weiſe für das Schuhmacherhandwerk. Die 
Rohſtoffe, die der ſtädtiſche Schuſter gelegentlich vom Kloſter empfing, 
ſpielten im Rahmen ſeines geſamten Betriebes keine Rolle, während 
dagegen dieſer Rohſtoffbezug für das dörfliche Handwerk das ſchlechthin 
konſtituierende Element bedeutete. In derſelben Weiſe, wie bei den 
dörflichen Schmieden handelt es ſich auch bei den Dorfſchuſtern um ein 
gebundenes Preiswerk, das in Hinſicht auf Rohſtoffbezug und Abſatz der 
fertigen Ware ſo gut wie ausſchließlich auf das Kloſter angewieſen war. 

Das Gewerbe der Filzmacherei war nur in den Städten vertreten. 
Die Filzmacher arbeiteten entweder als Heimwerker oder als Preiswerker, 
je nachdem ſie die Wolle des Kloſters oder ihre eigene, die in den meiſten 
Fällen vom Kloſter zuvor käuflich erworben war, verfilzten. Die letztere 
Art war die weitaus häufigere. Der Lohn wurde nach der Anzahl der 
hergeſtellten Filze bemeſſen und betrug für je ein im preiswerklichen 
Verfahren gefertigtes Stück 8— 12 Y. 

Als Heimwerk wurde im Auftrage des Kloſters die Weberei getrieben, 

die bis gegen Ende des 15. Jahrhunderts von einem, ſodann auch gelegent⸗ 
lich von zwei Webern in Abbendorf ausgeübt wurde. Das von den 
Kloſtermägden in den Vorwerken zu Diesdorf und Lüdelſen geſponnene 
Garn verarbeitete der Weber zu verſchiedenen Geweben. Er wob aus 
reiner Hede das Sacktuch, aus Hede und Flachs die Halbflächſe, aus Flachs 
und Wolle das Beiderwand, vorzüglich zu Bettuchen verwandt, und aus 
reinem Flachs entweder grobe oder feine Leinwand. Am häufigſten 


1) Kl. 32. 
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wurden die ungemiſchten Gewebe Sacktuch und Leinwand hergeſtellt. 
Allgemein hatten die angefertigten Gewebe eine Breite von ¼ oder 
/ Ellen. Sie wurden im erfteren Falle als „ſchmal“, im letzteren als 
„breit“ bezeichnet. Den Lohn bezahlte das Kloſter als Stücklohn pro Elle, 
und zwar jeweils dann, wenn der Weber das ihm übergebene Garn 
verwebt und das fertige Tuch eingeliefert hatte. Der Lohn betrug für 
je eine Elle: beim Sacktuch 1 9, bei der Halbflächſe 1-1% 9, bei dem 
Beiderwand und der groben Leinwand 1%—2 a und bei der feinen 
Leinwand 2— 3 4. Es wurden gewebt: 


Halbflächſe | Beiderwand Leinwand (breit) u⸗ 
Sacktuch an grob fein a 


Im 
Jahre = a 3 ei = E 
Ellen S Ellen 2] Ellen 2 Ellen | 2] Ellen 2] Ellen |='S 
8 8 8 8 8 = 
0 — 0 0 0 
1473] 90 1 40 1 43 I] 112 (1¼ 245 1 
1478 102 1 73 1 36 2 166 % 304 1 
70 / 120 3 
1480 { 9 1270 1 
1485 70 |ı 21 I1,,l 203 ji] 60 3 364 |2 
60 2 
1487 [123 1 5 13661 
1491 | 258 | 1 247 ½¼ 60 2 565 2 
14934 60 1 261 (/ 60 2 381 1 


| Das Walken des Tuches wurde von den Dorfmüllern gegen einen 
Stücklohn von 2 H für die Elle beſorgt, während das Stärken der Lein- 
wand in den Werkſtätten der Salzwedeler Tuchſcherer für 1 5 auf die Elle 
ausgeführt wurde. Das Schlagen der Wolle ließ das Kloſter gelegentlich 
durch gewiſſe Bauern, das Spinnen groben Garnes zur Anfertigung von 
Jagdnetzen durch einzelne Bäuerinnen ausführen. Der Wollſchläger erhielt 
einen Lohn von 15 9 für den Stein, während die Arbeitsleiſtung der 
Spinnerin mit 4— 6 9 für das verſponnene Pfund Flachs vergütet wurde. 
Mit dem Radmacher in Schadewohl wurde alljährlich eine Abrechnung 
veranſtaltet. Man zahlte ihm für die Anfertigung eines Paares neuer 
Wagenräder 5 6, eines Paares Pflugräder 1 B und für die Wiederinſtand⸗ 
ſetzung eines Paares alter Wagenräder 4 8. Dieſe Stücklöhne find durch⸗ 
aus feſt und erfahren bis zum Ausgange des 15. Jahrhunderts keine Ver⸗ 
änderung. Ob der Handwerker die genannten Gegenſtände aus eigenem 
Holz oder vom Kloſter geſtellten Material fertigte, geht aus den Angaben 
der Rechnungsbücher nicht hervor. Nach der verhältnismäßig ſehr reich 
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lichen Entlohnung ſcheint das erſtere der Fall geweſen zu ſein. Gelegent⸗ 
lich wurde der Radmacher zur Vornahme von Reparaturen in das Kloſter 
ſelbſt berufen, wo er dann als Störer gegen einen Tagelohn von 12 9 
arbeitete. Auch als Störer, aber gegen Sfüdlohn, wurden die dörflichen 
Schneider, die die dem Kloſter gehörigen Stoffe zu Kleidungsſtücken 
verarbeiteten, beſchäftigt. 

Naturgemäß war die Stör, alſo jene Art lohnwerklicher Betätigung, 
bei der der Handwerker zeitweilig in die Wirtſchaft des Kloſters eintrat, 
wo er jo lange beköſtigt wurde, bis die von ihm verlangten Arbeiten aus⸗ 
geführt waren, bei allen den Handwerkern, die zum Zweck von Arbeits⸗ 
leiſtungen beim Bau von Häuſern, bei Reparaturen an Gebäuden u. dgl. 
berufen wurden, wie Maurer, Zimmerleute, Strohdecker, Säger und 
Handlangerdienſte verrichtende Tagelöhner, die allein mögliche Form. 
Aus den Städten ließ man regelmäßig nur die Maurer, ſeltener Zimmer⸗ 
leute und falls, was nicht allzu oft vorkam, eine Reparatur des Kirchen⸗ 
daches erforderlich ſchien, auch Schieferdecker kommen. Im übrigen fand 
man Handwerker zur Genüge auf dem Lande, denn auf jene Gewerbe 
verſtand ſich faſt jeder Bauer. So fanden neben Hofbeſitzern — auch 
die Schulzen ſcheuten ſich nicht, ſich als Lohnarbeiter zu betätigen — und 
Koſſaten in der Hauptſache, wie eine Prüfung der Familiennamen ergibt, 
die Angehörigen der Inhaber von Bauernſtellen in Diesdorf Beſchäftigung, 
deren Ausmaß durch die jeweilige Nachfrage des Kloſters nach Arbeits⸗ 
kräften bedingt war. Die Anzahl dieſer während eines Jahres ins Kloſter 
berufenen Arbeiter betrug ſelten mehr als 30 Mann, deren ein jeder in den 
letzten Jahrzehnten des 15. Jahrh. im N jährlich etwa einen 
Monat arbeitete.) 


1) Es wurden im Kloſter beſchäftigt: 


1466 1488 | 1493 

2. — 2 . 2 
32 2 — Lem ._. m 

Ss Ss „else S 22 28 S 2 22 AE 2 2 
ze r e 35 e e =3 5= 

Ss 5 ss S 55 
= = a © © 

2 2 [= @ 

Maurer — — !— [12 1 80 
Bimmerleute . 2 562810 182 18 28 
Säger. 22 1 7 140 20 17 
Strohdecker 6 20 3 3 217 35 
Tagelöhner 6 199 3348 35 4 20 


zuſammen [16277 1730 884 129:,,]34 [8311/,] 25 25 fl167f 46 
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Als Handwerk im eigentlichen Sinne des Wortes, inſofern man 
darunter einen Beruf verſteht, der den Lebensinhalt eines Individuums 
ſchlechthin bedeutet, kann die handwerkliche Betätigung dieſer dörflichen 
Gewerbetreibenden nicht gelten. Ihre Hauptbeſchäftigung war und blieb 
in jedem Falle auf die Erfüllung jener Aufgaben gerichtet, die der Wirt⸗ 
ſchaftsbetrieb der Bauernſtelle erforderte. Daneben ſpielte die gelegent⸗ 
liche gewerbliche Arbeitsleiſtung im Kloſter, zumal ſie nur während einer 
kürzeren Reihe von Tagen erfolgte, eine untergeordnete Rolle, wenn 
auch ſicherlich der auf dieſe Weiſe verdiente Lohn als willkommener 

Nebenerwerb für den betreffenden Bauern von Wert war. 
| Die Entlohnung dieſer Arbeitskräfte erfolgte jeweils am Schluſſe 
einer zuſammenhängenden Folge von Arbeitstagen, wenn der Hand⸗ 
werker aus dem Wirtſchaftskreiſe des Kloſters wieder ausſchied. Die 
Lohnanſätze zeigen vom Jahre 1442 an, wo erſtmalig eine ordentliche 
Buchung dieſer Ausgaben begegnet, bis zum Ende des Jahrhunderts 
keine weſentlichen Veränderungen.“) 

Den höchſten Tagelohn erhielten naturgemäß die ſtädtiſchen Hand⸗ 
werker, bei denen im Gegenſatz zu den dörflichen Arbeitern die Aus⸗ 
übung des Gewerbes als Beruf und einzige Erwerbsquelle galt. Der 
ſtädtiſche Maurermeiſter bekam für einen Arbeitstag durchſchnittlich 
28 30 9, der Zimmermann 24— 28 9. Der Lohn der ſtädtiſchen Ge⸗ 
ſellen entſprach im allgemeinen dem der ländlichen Handwerker. Er 
betrug für einen Zimmermann, Strohdecker oder Säger 18 20 9, 
während der Ziegelmeiſter auf der klöſterlichen Ziegelſcheune nur 12 9 
verdiente. Die ungelernte Arbeit der Tagelöhner, die neben der Aus⸗ 
führung von Handlangerdienſten, wie Lehmmachen, Kalkſchlagen, Stroh⸗ 
ſchütten und Schindelſtreichen mit Haferſäen und »dreſchen, Roden, 
Lehmgraben, Torfſtechen, Hopfenbinden und Feldſteinladen, ferner als 
Fuhrleute und Boten beſchäftigt erſcheinen, wurde mit einem Tagelohn 
von 8 9 vergütet. Eine Ausnahme bildet die beſchwerliche Arbeit des 


1) Als Beiſpiel ſeien im folgenden die Lohnanſätze für ſtädtiſche Maurer⸗ 
meiſter, ländliche Zimmerleute, Säger und Tagelöhner von 1442 — 1492 angeführt. 
Es erhielten Tagelohn in Pfennigen: 


142 1448 1466 1469 1472 1474 |1476 1478 1481 1485 1467 1492 


28 28 28 | 28 | 31 30 | 28 | 32 | 32 | 31 


im Jahre 


ſtädt. Maurermeiſter 

ländl. Zimmerleute . 
„ Sägen 
„ Tagelöhner 
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Heidemähens, wofür den Tagelöhnern 24 9 auf den Arbeitstag bezahlt 
wurde. 

Alle Handwerker gingen für die Zeit ihrer Arbeitsleiſtung beim 
Kloſter in Koſt, und zwar nicht nur, wenn ſie in Diesdorf beſchäftigt 
wurden. Auch als das Kloſter ſich in der Stadt Salzwedel ein Haus auf⸗ 
führen ließ, übernahm es die Verpflegung aller am Hausbau beteiligten 
Perſonen. Dieſer Umſtand iſt für eine Bewertung der Arbeitslöhne 
wohl zu beachten. Wenn ein Handwerker, wie es bei Reparaturarbeiten 
an den ſtädtiſchen Häuſern des Kloſters der Fall zu ſein pflegte, bei 
eigener Koſt beſchäftigt wurde, ſo wird deſſen in den Regiſtren der 
Wirtſchaftsbücher ausdrücklich gedacht. Doch läßt ſich aus dieſen Angaben 
ein zahlenmäßiges Verhältnis zwiſchen Lohn bei eigener Koſt und Lohn 
im Koſtgang beim Kloſter nur einmal, und zwar für den ſtädtiſchen Maurer⸗ 
meiſter und Maurergeſellen im Jahre 1479 belegen. In dieſem Jahre 
erhielt der Maurer als Störer 24, bei eigener Verpflegung 42 9, der 
Geſelle entſprechend 16, bzw. 26 9. Danach ſtellte ſich die Veranſchla⸗ 
gung der Verpflegungskoſten für den Meiſter auf 18, für den Geſellen 
auf 109 pro Tag.“). 

Bedenkt man, daß der Meiſter in ſechs Arbeitstagen einen Verdienſt 
im Werte von 3%, der Geſelle von 2 Zentnern des wichtigſten Brot⸗ 
getreides, des Roggens, erzielte, ſo wird die recht beträchtliche Höhe 
des gezahlten Lohnes deutlich, wie denn ja überhaupt die hohen Löhne 
ein bekanntes Charakteriſtikum des ſpätmittelalterlichen Wirtſchaftslebens 
ſind. Es erſcheint lehrreich, die in anderen Gegenden Deutſchlands 
gleichzeitig üblichen Löhne zum Vergleich heranzuziehen. Zwar liegt eine 
Fülle von Arbeiten vor, die — allerdings meiſtens nur anhangsweiſe — 
für die verſchiedenſten Städte Deutſchlands Angaben über die Höhe 
mittelalterlicher Löhne machen. Doch ſind ſolche Aufſtellungen zu einem 
gegenſeitigen Vergleiche nicht ohne weiteres zu verwerten. Man bedarf 
zu einem ſolchen Verſuch eines Einheitsmaßes, auf das die in Münze 
und Währung der verſchiedenſten Prägeſtätten gemachten Wertangaben 
zurückgeführt werden können. Ein ſolches Einheitsmaß repräſentiert 
der rheiniſche Goldgulden, der ſich im ſpäteren Mittelalter allgemeiner 
Verbreitung im Reiche erfreute. In die folgende Überſicht konnten darum 
nur ſolche Lohnſätze aufgenommen werden, deren Wertangaben ſich nach 
dem gleichzeitigen Kurswert des rheiniſchen Guldens umrechnen ließen. 
Es ergibt ſich aus der Aufſtellung, daß die vom Kloſter Diesdorf in der 


1) XIII. 37“. Der Lohn bei eigener Koſt beträgt beim Meiſter 75%, beim 
Geſellen 62¼ % mehr als bei freier Verpflegung. Die Löhne bei eigener Ver⸗ 
pflegung ſind in der Stadt Salzwedel gezahlt. 
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Stadt Salzwedel gezahlten Summen in dieſem weiteren Zuſammenhange, 
insbeſondere im Vergleich mit dem deutſchen Weſten, relativ niedrig 
bemeſſen waren. 

Es verdiente in einer Woche zu ſechs Arbeitstagen: 


Gewerbl. Stellung e de u 1 Gulden gerechnet zu: 


Steinmetzmeiſter Zanten!) 1479 | 1,26 216 Xantener Stiftspfennigen 
| n Calcar?) 1498 1 28 Calcarer Stübern 
Zimmermanns⸗ Cleves) 1468 1 


od. Maurermeilter | 7 Städte am 1433 — 
Bodenſee“) 1443 0,86 14 A Konſtanzer Währung 
u Salzwedel 1479 | 0,72 352 & Salzwed. Währung 


Regensburgs) 5 j 400 0,71 | 84 Regensburg. Pfennigen 

® Osnabrück) | 1516 | 0,56 216 Osnabrücker Pfennigen 
Maurergeſelle 7 Städte am 1433 — an 

Bodenſee 1443 n n 1 Währun 9 

A Konſtanz“) 1498 0,6 15 5 Konſtanzer Währung 


1460 — : 
5 Regensburg 1490 0,5 wie oben 
in Osnabrück 1516 0,5 1 


1 Salzwedel 1479 | 0,44 1 


Der ländliche Säger, Strohdecker oder Zimmermann, der im Jahres- 
durchſchnitt etwa einen Monat im Dienſte des Kloſters arbeitete, ver⸗ 
diente während dieſer Zeit 45— 50 f. Er wird dieſen Gewinnſt natur- 
gemäß zur Beſchaffung ſolcher Artikel verwandt haben, die ſein ländlicher 
Wirtſchaftsbetrieb ihm nicht liefern konnte, die aber auch in der ein⸗ 
fachen Lebensführung des Bauern eine Rolle ſpielen mochten, zumal 


Die Berechnung iſt vorgenommen nach den Angaben bei: 


1) Beiſſel: Geldwert und Arbeitslohn im Mittelalter, eine kulturgeſchichtliche 
Studie im Anſchluß an die Baurechnungen der Kirche des hl. Viktor zu Xanten. 

2) Wolff: Die St. Nikolai⸗ Pfarrkirche zu Calcar. 

3) Scholten: Die Stadt Cleve. 

4) Mone: Zeitſchrift für die Geſchichte des Oberrheins, 6. Band, S. 400. 

5) Schuegraf: Drei Rechnungen über den Regensburger Dombau aus den 
Jahren 1487, 1488 und 1489. Verhandlungen des hiſt. Vereins von Oberpfalz 
und Regensburg, Band 18. 

6) Stüve: Gewerbeweſen und Zünfte in Osnabrück. Mitteilungen des 
hiſtor. Vereins zu Osnabrück, Band VII. 

7) Mone: wie 4), Band VI, S. 299, Band X, S. 97. 
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ſie auf dem Markt des nahen Salzwedel feilgeboten und von dort bequem 
zu beziehen waren. Der Verdienſt des ländlichen Arbeiters wird daher 
in ſeinem Wert am beſten veranſchaulicht, wenn man betrachtet, was 
mit ihm in der Stadt käuflich erworben werden konnte. Wählen wir 
ein Beiſpiel! Mit einer Summe von 50 8 konnte der Bauer folgende 
Gegenſtände kaufen: 


1 „ Pfeffer 5 6 
4 Ellen ſalzwed. Tung 12 „ 
4 Ellen Ulmer oder Augsburger Barchennr nr 10 „ 
/ Tonne Eſſi.ii gz. N 5 „ 
1 Scheffel Salz 4 4 „ 
10 Stockfiſc he 14 „ 


Bei den gegenüber den landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen relativ 
hohen Preiſen der ſtädtiſchen Marktwaren zeigt auch dieſe Beobachtung, 
daß der Lohn reichlich bemeſſen war, beſonders, wenn noch in Erwägung 
gezogen wird, daß der Handwerker während der Zeit ſeiner Arbeits⸗ 
leiſtung beim Kloſter in Koſt ging. 

Zum Schluß ſei hier auf die intereſſante Tatſache hingewieſen, daß 
im Gegenſatz zu den hohen Handwerkerlöhnen die Bezahlung der klöſter⸗ 
lichen Familiares außerordentlich gering war. Es erhielten als Lohn 
für ein ganzes Dienſtjahr: 


. Der Hofmeiſter zu Diesdorf, zuſammen mit feiner Frau. 12 Mk. 
Der Hofmeiſter zu Lüdelſen, ebenfalls mit ſeiner Frau 6 „ 
Die Bäckermeiſter, der Waſſermüller und der Höpfner je 5 „ 
„Der Windmüll e sen 3 „ 
Die Köche, der Kellerſchließer, der Malzer, der Schweine⸗ 

meiſtet, der Fiſcher, die Bäckergeſellen, der Müllergeſelle, 

der Pferdehirt, der Kuhhirt, die Schäfer, der Reitknecht, 

die Wagen⸗ und Pflugknechte, die Meierin e 2 5 „ 
6. Der Schweinehirt zu Diesdorrr rn 27 % 
7. Der Schweinehirt zu Lüdelſen, der Unterkoch, der Müller- 
junge, der Kuhjunge, die Pflugtreiber und die Dienſt⸗ 


n S D » 


mb ĩðV2d ĩðVòĩ 2, 
8. Der Pferdejunge, der Schweinejunge, die Schäferjungen je 1 2 „ 8 
9. Der Stubenheizete ru 1 


Mee “Ser Dur es ie 9. „ 


II 


Bulgärer Radikalismus und demohkratiſche | 
Bewegung in Berlin 1842-1848. 


Bon 
Karl Griewank. 


Vorbemerkung. Der Aufſatz faßt die erweiterten Ergebniſſe 
einer Diſſertation zuſammen, die unter dem Titel: „Friedrich Wilhelm 
Held und der vulgäre Liberalismus und Radikalismus in Leipzig und 
Berlin 1842 — 1849“ aus dem Roſtocker Hiſtoriſchen Seminar hervor⸗ 
gegangen iſt. Vor allem Herrn Prof. Dr. Andreas, auch Herrn Prof. 
Dr. Schüßler bin ich für Anregungen und Unterſtützungen zu Dank 
verbunden. Die Arbeit gründet ſich vor allem auf die Beſtände der 
Berliner Bibliotheken und auf Akten des Berliner Polizeipräſidiums 
und der Preßpolizei im Geh. Staatsarchiv zu Berlin; auch das beſonders 
reiche Material der Friedländerſchen Sammlung in der Berliner Stadt⸗ 
bibliothek durfte ich benutzen. 

Die allgemeinere Literatur über den deutſchen vormärzlichen Libera⸗ 
lismus und Radikalismus, aus der ich die programmatiſchen Arbeiten von 
Lamprecht, Wahl, Weſtphal, Brandenburg, Meinecke, G. 
Mayer, Bergſträßer hervorhebe, hat den ſo folgenreichen vulgären 
politiſchen Stimmungen erſt wenig Aufmerkſamkeit zugewandt. Für 
Berlin reichen die beſſeren Geſchichtswerke nicht über 1840 hinaus. Stoff⸗ 
reich, doch ganz oberflächlich politifch-liberal iſt Streckfuß, Geſchichte 
Berlins im 19. Jahrhundert (4 Bände, Berlin, o. J.). Über das vormärz⸗ 
liche Berlin unterrichten ferner: E. Kaeber, Vorm. Liberalismus in 
Berlin (Der Greif 1913) und D. Meyer, Das öffentliche Leben in Berlin 
im Jahre vor der Märzrevolution (Berlin 1912). Die Anfänge der demo⸗ 
kratiſchen Bewegung in Berlin berühren: Mähl, Die Überleitung Preu⸗ 
ßens in das konſtit. Syſtem; in oberflächlicher Skizze B. Kettner, Aner⸗ 
kennung der Revolution (Greifsw. Diſſ. 1912), und die Literatur über die 
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Arbeiterbewegung. Einige Grundlinien zeichnet G. Lüders, Die demo⸗ 
kratiſche Bewegung in Berlin im Oktober 1848 (Leipzig 1909). 


* 


Die ungeklärten und unbegrenzten Stimmungen der unterdrückten 
politiſchen Oppoſition im vormärzlichen Deutſchland bewegten ſich ſeit 
1830 beſtimmter zu einer weſteuropäiſch⸗konſtitutionellen Tendenz hin. 
In Südweſtdeutſchland hat darauf ein vulgärer Liberalismus mit ſtaats⸗ 
fremden und doktrinären Idealen und mit verbitterter und kleinlicher 
Kritik am früheſten und gröbſten die Züge zum Ausdruck gebracht, die faſt 
allen volkstümlichen Stimmungen und Regungen im vormärzlichen 
Deutſchland das Gepräge des Formloſen, Rohen und Verwachſenen, des 
„Vulgären“ geben. Für das von Hegelſcher Geiſtigkeit beherrſchte Nord⸗ 
deutſchland war die „öffentliche“ Bewegung dieſer Zeit wiſſenſchaftlich, 
meiſt ſpekulativ, oder literariſch geweſen und erſt allmählich wirkſamer 
auf die Politik und den preußiſchen Staat gewieſen worden. Die Kon⸗ 
ſtellation von 1840 und der begeiſternde Regierungsbeginn Friedrich 
Wilhelms IV. entfachten eine umfangreichere empiriſche, allgemeinver⸗ 
ſtändliche, politiſche Bewegung und erweckten auch hier die erſt ſeit 1837 
ſchüchtern bemerkbaren vulgären politiſchen Triebe. Zum erſten Male 
ſeit den Befreiungskriegen war der Blick der Nation für einen Augenblick 
wieder auf Preußen, die lebendige Macht, gerichtet, und der Staat Fried⸗ 
richs des Großen und der preußiſchen Reformer ſchien den politiſchen 
Wünſchen aller Richtungen die würdigſten Möglichkeiten zu bieten, den 
preußiſch⸗liberalen Hoffnungen in den preußiſchen Provinzen, den deutſch⸗ 
liberalen Träumen in den deutſchen Mittel- und Kleinſtaaten. Der zäh 
humanitäre Liberalismus Oſtpreußens, das auf ſeine weſtliche Fortge⸗ 
ſchrittenheit ſtolze Rheinland, die erwachende politiſche Lyrik und ſelbſt 
der abſtrakte politiſche Radikalismus der Junghegelianer antworteten mit 
hoffnungsvollem gegenwartsfrohem Aufſchwung den preußiſchen Zenſur⸗ 
erleichterungen. Und vulgärer Liberalismus, vielſtimmiger als je, in 
ſeinem Weſen rückſtändiger und abgeſchmackter, in ſeinen Wirkungen 
tiefer und ausgedehnter als in dem vorangegangenen Jahrzehnt, belehrte 
die nach Licht und Freiheit ſtrebenden Klaſſen mit groben Doktrinen 
und kleinlicher Rechthaberei. Aber durch das unſtetige und bald wieder 
ſchroffe Vorgehen der Regierung hat der Staat die ihm oft nur be⸗ 
dingt zugefallenen Sympathien ſchnell erſchüttert und verloren. Um ſo 
mehr verſteifte ſich die Maſſe der öffentlichen Regungen wieder auf das, 
wenn auch verborgene Grundmotiv jener ſtarrköpfigen und ſelbſtgerechten 
Auflehnung des politiſchen deutſchen Vollsgeiſtes gegen die einengende 
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Staatenwelt der Reſtauration, die, ſobald ſie ungezügelt und derb 
zum Ausdruck kam, den Liberalismus der Maſſe vulgär machte. 

Wenig tief aber drangen dieſe Bewegungen noch ein in die Be⸗ 
völkerung der preußiſchen Hauptſtadt, der ſtrengen, durch dynaſtiſche Ver⸗ 
gangenheit gehobenen Stadt des Hofes, der Wiſſenſchaft, der würdevoll 
abgeklärten literariſch⸗künſtleriſchen Kultur. In mattem politifchen 
Intereſſe wünſchte der größere Teil der Berliner Intelligenz den beſon⸗ 
nenen Fortſchritt der preußiſchen Beamtenregierung allenfalls beſchleu⸗ 
nigt; einzelne Köpfe verſchloſſen froſtig ihre härtere Kritik, und die bürger⸗ 
liche Kommunalverwaltung pflegte nur ſchüchtern „liberalen“ Gemein⸗ 
ſinn. Die Berliner Revolutionäre der Idee, die „Freien“, die ſich in 
Berliner Lokalen, ſeit 1842 um die Charlottenburger Brüder Bauer 
ſammelten und ſich vorzugsweiſe als Vortrupp der weltbezwingenden 
Kritik des Junghegelianismus fühlten, beſaßen zu wenig ernſte 
Aktivität und Wirllichkeitsſinn. um Sugund mit ber mea DerBeriner 

zu Ge : ten 
der alten geiftigen Ariſtokratie Berlins und nicht wickſamer oder gefähr⸗ 
licher als die revolutionär geſtimmte ſatyriſch⸗kritiſche Künſtlergeſellſchaft 
des „Rütli“, aus der nachmals der „Kladderadatſch“ hervorging. Das 
„Athenäum“, in dem von Junghegelianern nur erſt politiſche „Intereſſen“ 
gepflegt werden ſollten, war nach einer harmloſen „Serenade“ für den 
in Berlin weilenden Welcker 1841 verboten; Ludwig Buhls vorſichtige, 
allmählich ſchärfere periodiſche Schriften waren bald erſtickt. Der frucht⸗ 
bare und maßvolle Publiziſt Karl Nauwerck wurde ſeiner Privatdozentur 
enthoben, als er den „Jüngern der Wiſſenſchaft“ den „hohen Beruf“ 
zuwies, „Sprecher und Sachwalter des Volkes zu ſein“. Weit ſtrenger 
als in den Provinzen wurde in der Hauptſtadt alles verhindert, was auf 
die kleinen unkontrollierbaren Anſätze der nüchtern ſcharfen Berliner 
Witzelei ein politiſches Volksbewußtſein hätte gründen können. Nur weil 
ſie der „Politik“ verdächtig war, wurde noch 1846 eine „Bürgergeſell⸗ 
ſchaft“ verboten, die bei unerſchütterter monarchiſcher Anhänglichkeit 
nur politiſchem Gemeinſchaftstrieb und Wiſſenshunger dienen wollte. 
Selbſt Auguſt Theodor Woenigers beſcheidene und wohlwollende 
„Monatsſchrift für öffentliches Leben und Wirken“: „Der Staat“ wurde 
nicht geduldet (1844). Und die alten Leibblätter der Berliner, der „Onkel 
Spener“ und die „Tante Voß“, ergänzten ſeit 1843 zwar ihre ſparſamen 
Nachrichten durch „geſinnungsvolle“ und „gemeinnützige“ Leitartikel; 
ſeitdem aber die Voſſiſche Zeitung wegen ihrer erſten Kühnheiten un⸗ 
gnädig verwarnt worden war, beſchränkten ſie ſich ganz auf zahme und 
wohlmeinende Beſprechung vorzugsweiſe kommunaler Angelegenheiten. 
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Die vulgäre Ausſprache in den zahlreichen Inſeraten kam über Perſön⸗ 
liches und Lokales kaum hinaus. Die ſelbſtgefällige Spottſucht, die 
Bequemlichkeit und geiſtige Enge des Berliner Weißbierphiliſteriums 
blieb lange ebenſo unpolitiſch wie die kühle und behagliche Nörgelſucht 
in den unteren Berliner Schichten, ſo ſehr ſie auch durch kleinliche Polizei⸗ 
beſchränkungen wie das Verbot des Rauchens auf den Straßen aufge⸗ 
ſtachelt wurde. 


* 


Nur durch einen umfaſſenderen Blick auf die öſtlichen Provinzen 
Preußens iſt eine einigermaßen volle und gerade Entwicklung der vul⸗ 
gären politiſchen Erregungen von 1842 — 1845 erkennbar. Die ſteten 
Benjur- und Polizeieingriffe laſſen uns überall vorzugsweiſe ihre Ver⸗ 
renkungen, Verirrungen, vulgären Entladungen, die Staatsfremdheit 
und Einengung ihres Geſichtskreiſes ſehen. Einſchüchternd zugleich und 
aufreizend, hat die Preßpolizei oft zur Mäßigung des Ausdrucks, meiſtens 
aber zur Verſchärfung und Verdüſterung der oppoſitionellen Gedanken⸗ 
welt geführt; und wo es möglich war, mußte wieder in ganz Deutſchland 
der preußiſche Staat als Ziel herhalten, der Staat der Enttäuſchungen 
mit ſeiner gefürchteten Militär⸗ und Beamtenherrſchaft. Die Auswei⸗ 
ſungen und Leiden von Schriftſtellern und Deputierten wurden zu 
politiſchen „Ereigniſſen“, zur Tat der Widerſtand gegen die Zenſur durch 
das preußiſche Oberzenſurgericht; eigentlich politiſche Betätigung wurde 
der Kampf um Meinungs⸗ und Oppoſitionsfreiheit, die oſtentative 
Hingabe für die Sache des „Volkes“. Ausgehend von den Königsberger 
liberalen Bewegungen, ſetzte ſich ſeit dem Freiſpruch und der Verherr⸗ 
lichung Johann Jakobys ein zäher Fanatismus des geſetzlichen Wider⸗ 
ſtandes, ein unpraktiſch⸗moraliſches Ideal mannhaften politiſchen Mär⸗ 
tyrertums feſt, mit der ehrlich moraliſchen Frage nach aufrechter „Ge⸗ 
ſinnung“, mit innerer Genugtuung über „geiſtige“ Triumphe des „Volkes“ 
und ſeiner Vertreter, in biederer vaterländiſcher Standfeſtigkeit oder 
revolutionärer hetzeriſcher Geſte. So tat die Berliner Studentenſchaft 
Nauwerck mit Wärme ihre Sympathie kund; ſo beging man Zweckeſſen 
und perſönliche Feiern mit unausgeſprochenem politiſchen Widerſpruch. 
Viel ſtärkere Wellen vulgärer Politiſierung ſtrömten aus dem deutſchen 
„Ausland“. Ihr Hauptherd war Leipzig, wo bis 1845 freie Schriftſteller 
aus allen deutſchen Ländern ſich in Vereinen und Zeitſchriften betätigten 
in dem meiſt unklaren Drang des Jungen Deutſchland, über bloße Schön⸗ 
geiſterei hinaus der „Zeit“ und dem „Offentlichen Leben“ zu dienen. 
Zugleich entſtand ſeit dem Aufſtieg von Robert Blum, . rührigem 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXVI. 1. 
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Volks⸗ und Vaterlandsmann, eine ausgedehnte, teils ſchwungvolle, 
teils ſäuerlich⸗vulgäre Oppoſitionsjournaliſtik kleiner Wochenblätter, in 
denen ſich ſchärfere politiſche Agitation und Witzelei von gedanklicher 
Erhebung bis zu ordinärſter Verhetzung verbreitete. 

Je weniger die kleine vormärzliche Journaliſtik an die Verhältniſſe 
eines lebendigen Staates anknüpfte, um ſo mehr verlor ſie ſich in allge⸗ 
meines deutſches Nationalgefühl oder in leere Streiterei und Ideologie. 
Indes bieten nationale Einheitsträume auch in den Mittel- und Klein⸗ 
ſtaaten nicht die wichtigſte Grundlage, die literariſch⸗politiſche Oppoſition 
dieſer Jahre zu begreifen. Nicht aus Anteil an den bewegenden außen⸗ 
politiſchen Verhältniſſen bevorzugten die kleinen Blätter wie die größeren 
Zeitungen ausländiſchen Nachrichtenſtoff, ſondern gerade um innerpoliti⸗ 
tiſche Muſter und Möglichkeiten zu beleuchten, während die Zenſur die 
deutſchen Fürſten und Regierungen vor aller unmittelbaren Kritik be⸗ 
wahrte. Dies vorwiegend innerpolitiſche Intereſſe lag noch nahe an den 
allgemeinen gedanklichen und perſönlichen Stimmungen und der ab- 
ſtrakten „liberalen“ Welt⸗ und Staatsanſchauung. Sie war im nord⸗ 
deutſchen Altpreußen und Sachſen, wo romantische und pietiſtiſche Reli⸗ 
giöſität faſt ganz von der beſtehenden Ordnung aſſimiliert waren, ſeit 
1830 vorwiegend mit unkirchlichem oder religiös indifferentem, in Sachſen 
vor allem mit antikatholiſchem Rationalismus erfüllt. Die theoretiſche 
Umſtändlichkeit und das moraliſche Pathos der deutſchen Aufklärung 
hatten ſich mehr und mehr wieder gelöſt von den „organiſchen“ Elementen 
der klaſſiſchen deutſchen Geſellſchaftslehre; die einſtrömenden weſteuro⸗ 
päiſchen Ideen legten nahe, den Staat immer oberflächlicher zur Nützlich⸗ 
keitsanſtalt und zum bloßen Rechtsſchutz herabzudrücken. Ihm gegenüber 
wurde das „Volk“ eine faſt zauberhaft wirkende Idee, eine vieldeutige 
unwägbare Kraft, die man umſonſt mit vernunftrechtlich⸗demokratiſchen 
Begriffen zu entwirren ſuchte. Der „deutſche Michel“ erſchien als die 
bemitleidenswerte politiſch indolente Maſſe des deutſchen Volkes in dem 
niederdrückenden Polizeiregiment der deutſchen Bundesſtaaten; der 
deutſche Volksſtaat aber ſollte dem Volk nach ſeiner Reife Freiheit und 
Recht geben, und hinter den Programmworten Preßfreiheit, Verfaſſung, 
Offentlichkeit, die ſeit 1819 Gemeingut des deutſchen Liberalismus 
waren, ſchlummerten unausgeſprochene Gedanken an ſtändiſche und 
konſtitutionelle Rechte der verſchiedenſten Art. 
| Demokratie als politiiche Befreiung und Beteiligung gebundener 
Volkskräfte am Staat erſtrebte die geſamte deutſche Oppoſition. Be⸗ 
deutete aber für liberale Kaufleute, Fabrikanten, Beamte und Adelige 
der Liberalismus zunächſt Sicherung der politiſchen Unabhängigkeit und 
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Macht für die beſtehenden Kräfte an Beſitz und geiſtigen Fähigkeiten, ſo 
führte der vage Begriff des „Volkes“ die freiheitsberauſchten jungdeutſchen 
Literaten leicht zuſammen mit der Maſſe der kleinen Leute, für die der 
Kampf gegen politiſche und rechtliche Bevormundung mit keinen tiefer⸗ 
ſtehenden Volksſchichten mehr entzweite und gleichbedeutend war mit 
der Beſeitigung aller geſellſchaftlichen Ungleichheit. Nicht ein durch⸗ 
dachtes Syſtem der Volksſouveränität und des Mehrheitswillens, ſondern 
der elementare Inſtinkt, durch gleichmäßige Ausdehnung der politiſchen 
Rechte auf alle nur gewinnen, nichts verlieren zu können, machte ſie dem 
„Abſolutismus mit umgekehrtem Vorzeichen“, der Verehrung des „Volks⸗ 
willens“ oder eines ſtarken Herrſchers, zugänglich. Unentgeltlichkeit der 
Schule und Rechtspflege ſollten Vorrechte der Beſitzenden verhindern; 
die ſtehenden Heere bekämpfte man nicht aus bourgeoishafter Abneigung 
gegen unproduktive Ausgaben, ſondern um durch „Volksbewaffnung“ den 
Willen einer autonomen Kriegerkaſte auszuſchalten. So ſonderte ſich 
von dem im Großbürgertum gangbaren vorſichtigeren und vornehmeren 
Liberalismus ein volkstümlicher Radikalismus ab mit hemmungsloſerem 
Reform⸗ und Umſturzdrang, vulgärer Hoffnungsloſigkeit oder geſteigertem 
Pathos, mit jener weithin geſtärkten Tatſtimmung, in der auch Ruge als 
Meiſter des junghegelianiſchen Radikalismus den Übergang des Libera⸗ 
lismus zum „Demokratismus“ forderte. 


Der erſte bewußt radikale Volksſchriftſteller Berlins, Feodor Wehl, 
fand für vulgäre Stimmungen nur einen abſtrakt⸗idealiſtiſchen Wort⸗ 
ſchatz; ſeine humoriſtiſch⸗aphoriſtiſchen „Berliner Weſpen“, die das un⸗ 
politiſche Berlin tadelten und doch ſelbſt ganz lokalberliniſch waren, 
blieben zwiſchen dem „Volke“ und den philoſophiſchen Politikern ſtehen. 
Nach ihrem Verbot kamen die radikalen Stimmungen im öffentlichen 
Leben Berlins kaum mehr zur Außerung; doch können ſie hier ſchon bald 
nicht ohne dumpfen Widerhall in der Volksſeele geblieben ſein. Und je 
mehr eine weiterblickende politiſche Gedankenbildung gehindert war, um ſo 
mehr mußten ſie ſich auf die handgreiflichen ſozialen Notſtände gründen, 
deren Abhilfe ſeit dem Aufſtand der ſchleſiſchen Weber dem nach Politik 
hungernden norddeutſchen Bürgertum Stoff zu gefahrloſerer Erörterung 
bot. Seit den dreißiger Jahren begann aus Berlin, der ſtillen geiſt⸗ 
erfüllten Reſidenz, ein neues induſtrielles und kommerzielles Berlin 
hervorzuwachſen. Im Groß⸗ und Fabrikbetrieb entſtand ſchon ein viel⸗ 
tauſendköpfiges Proletariat; zahlreich zog Lumpenproletariat zu; das 
handwerkliche Kleinbürgertum war zu drei Vierteln faſt verproletariſiert, 
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die behördliche Armenunterſtützung almoſenhaft. Im Handwerkerverein 
wurden die Beſſergeſtellten unter den jungen Arbeitern politiſierende 
Wortführer ſchlummernder Klaſſenwünſche. Sentimentales und doch 
meiſt hilfloſes Intereſſe regte ſich überall für die geſpenſterhafte Krank⸗ 
heit des „Pauperismus“, für die Maſſenverarmung, die elenden Wohnungs⸗ 
verhältniſſe, die zunehmende Kriminaliſtik Berlins. | 

Freilich noch weiter als die ſoziale Entwicklung war in den öſtlichen 
Provinzen die Anpaſſung der politiſchen Grundſätze an die neuen wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen zurückgeblieben. In Berlin waren ſolche Grund⸗ 
ſätze in dem neuen Unternehmertum, das ſich vor allem durch die ſchnell 
vermehrten Maſchinenfabriken erhob, noch ebenſowenig lebendig wie in 
den unteren Schichten. Soweit es aber Anfänge zu liberaler „Geſin⸗ 
nung“ gab, hielt man weniger aus bürgerlichem Klaſſenintereſſe als aus 
theoretiſcher Starrheit und Unſelbſtändigkeit an einem geiſtigen Kampf, 
an einem Ziel bloßer rechtlicher Formen feſt. Die unterdrückte politiſche 
Oppoſition lenkte ihren Trieb zu politiſcher „Bewegung“ ab, indem ſie 
Leben und Denken, Religion, Moral und Geſchichte politiſierte, ſtatt den 
politiſchen Begriffen lebendigen Gehalt zu geben. So erwachten Preſſe 
und Volkswitz von Berlin lebhaft für die demagogiſche Prophetie des 
Deutſch⸗ Katholizismus ſeit 1844 und für die proteſtantiſch⸗rationali⸗ 
ſtiſche Bewegung der „Lichtfreunde“. Auf ernſthaftere ſoziale Abhilfe 
aber dachte allenfalls der chriſtlich⸗konſervative Huber. Die Berliner 
Zeitungen vertuſchten ängſtlich, wenn ſie die ſoziale Not zur Sprache 
brachten und die „Berliner Zeitungshalle“ des radikalen Hegelianers 
Guſtav Julius konnte ihre politiſchen Bildungsabſichten nur durch um⸗ 
fangreichen ſachlichen Nachrichtenſtoff verfolgen und hatte die Wirtſchafts⸗ 
politik der Regierung zu unterſtützen. 

Eine um ſich greifende Unterhaltungsliteratur verſorgte die mitt⸗ 
leren und unteren Berliner Schichten mit einem Leſeſtoſf, der ihr groß⸗ 
ſtädtiſch angeregtes Leben, Standesunterſchiede, Gerichts⸗ und Gefäng⸗ 
nisweſen, ſoziale Abhängigkeit nur verſteckt zur Erörterung zog, unklar 
und vielſeitig politiſierte. Unabläſſig geſtaltete der Altmeiſter humo⸗ 
riſtiſcher Volksſchilderungen, Adolf Glaßbrenner, das vulgäre Berlin, 
am liebſten ſeine alten, ſchon ausſterbenden, noch nicht durch die neue 
Großſtadtjagd geplagten und verbitterten Typen; ohne eigentliche poli⸗ 
tiſche Tendenz warben ſeine bunten Bilder und Fabeln warmherzig für 
alle kleinen Leute, für ihre Freude, ihre Freiheit und ihr Menſchenrecht 
den oberen Gewalten gegenüber. Am geſchickteſten politiſierte im „Volks⸗ 
vertreter“, der erſten dauerhaften allgemeinverſtändlich radikalen Zeit⸗ 
ſchrift Berlins, Friedrich Wilhelm Held die vulgären Intereſſen, ein 
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derber, lehrhafter Literat, der ſchon in Leipzig den Typ der bitterſten 
und gehäſſigſten Oppoſitionsblättchen begründet hatte, geiſtig unbeholfen 
und charakterlos, aber ſchlagfertig, ſpürſinnig für alles Aktuelle und 
findig in der Verhüllung verbotener Tendenzen. Den Freihandel pries 
der vielſeitige Beta in vulgärer Darſtellung als Weg zu Menſchenwürde 
und nationaler Wohlfahrt. Politiſches Wollen aber hat ſich dieſem un⸗ 
entwickelten vulgären Radikalismus nirgends klar aus den geſellſchaft⸗ 
lichen und wirtſchaftlichen Zuſtänden ergeben. 

Die Verhandlungen des Vereinigten Landtags führten 1847 zum erſten⸗ 
mal eine Maſſe politiſcher Redner und literariſcher Politiker nach Berlin, 
die miteinander Fühlung ſuchten, in durchdachter Taktik dem unnach⸗ 
giebigen abſoluten Staate entgegentraten und ſich dabei parteiiſch 
ſpalteten. Die Maſſe der Berliner Bevölkerung aber ſah, trotz anfäng⸗ 
lichen Intereſſes der Preſſe und des zeitungleſenden Publikums, nur mit 
blaſierter Neugierde oder gedankenloſer Unzufriedenheit auf das unge⸗ 
wohnte Ereignis, von dem der gemäßigte Liberalismus die Entwicklung 
Preußens zum Verfaſſungsſtaat erhofft hatte, während die philoſophi⸗ 
ſchen Literaten es als längſt überwunden belächelten. Um ſo härter 
drängte ſich vor die ſchwierigen Landtagsangelegenheiten die materielle 
Not im verengten Alltag der proletariſierten Kleinbürger und Arbeiter. 
Blinde Wut über die im Winter andauernd gewachſene Teuerung ent⸗ 
lud ſich, wie in vielen anderen Städten, in dem ganz rohen, jedes 
politiſchen Nebengedankens entbehrenden Tumult einer „Kartoffel⸗ 
revolution“. Kritik an der Erfolgloſigkeit aller behördlichen Maßnahmen 
und an der zweckloſen prunkvollen Ständeverſammlung ſteigerte den ohn⸗ 
mächtigen Haß gegen Fabrikanten und Wucherer; vereinzelte gereizte 
Drohungen mit „Proletarierfäuſten“ gelangten durch die Zenſur. So 
deutete ſich doch ſchon eine klaſſenbeſtimmte Parteienſcheidung an, und 
faſt ſchien es in dieſem Jahre, als ob die beſitzende Bürgerſchaft zu den 
beſitzloſen Proletariern ſchon in ſchrofferen Gegenſatz kommen ſollte als 
zum abſoluten Staat. 


* 


Und dennoch hat der Kampf vom 18. März 1848 mit ſeinen Opfern 
und „Errungenſchaften“ den weitaus größten Teil der Berliner Bevöl⸗ 
kerung in einmütige politiſche Hochſtimmung geriſſen, mit dem ſtolzen 
Gefühl, Recht und Freiheit ſelbſt erſtritten zu haben im Kampf mit den 
verhaßten Bajonetten des Abſolutismus. Der Widerſpruch gegen dieſen 
gemeinſamen, handgreiflichen Feind hatte in den Straßenplänkeleien vor 
dem 18. März, die man zu ſpät durch bürgerliche Sicherheitsorgane zu 
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mildern ſuchte, die politiſchen Forderungen überwuchert, mit denen die 
erſten Volksverſammlungen ſeit dem 9. März die aus Süddeutſchland 
dringende bürgerlich⸗ revolutionäre Welle faſt ſchüchtern aufgenommen 
hatten. Für den jugendlichen Fanatismus radikaler Studenten und die 
dunklen Inſtinkte handfeſter Proletarier bedurfte es nur eines kleinen An⸗ 
ſtoßes, um den, wie man glaubte, provozierten Straßenkampf aufzunehmen. 
Wohl war das gebildete und beſitzende Bürgertum und ſelbſt eine große 
Menge des ängſtlichen Kleinbürgertums mit den Verheißungen des 
18. März freudig zufrieden und vernahm mit Grauen den ſchaurigen 
Waffenruf; nach dem Siege aber genoß auch der ruhige Bürger die neuen 
konſtitutionellen Zuſagen und das ungewohnte Schauſpiel der freien 
Preſſe, der Plakate, Reden, politiſierenden Straßenaufläufe und Ver⸗ 
ſammlungen, und er hatte die Gewähr und die Befriedigung, Ordnung und 
Sicherheit in der Bürgerwehr ſelbſt zu ſchützen. Das „Volk“, das bisher 
faſt nur in der liberalen Publiziſtik gelebt hatte, war für einige Tage zur 
Wirklichkeit geworden in den oft inhaltsarmen Deklamationen der bürger⸗ 
lichen Zeitungen ſowohl wie in dem geſetzten, faſt gezwungenen Frei⸗ 
ſinn der ſtädtiſchen Korporationen, in der unklaren Schwärmerei und 
Zeitgeiſtgeſinnung der Studentenſchaft und Literatur, in der zukunfts⸗ 
frohen Schaffensfreude und ängſtlichen Zurückhaltung des Bürgertums, 
in der Siegerruhe und dem Kämpfergefühl, das bei den Proletariern die 
reſignierte Verelendung übertönte. Und alles glaubte eifrig über dem 
Errungenen wachen, durch unermüdliches Veranlaſſen von Kommiſſionen 
und Adreſſen handeln zu müſſen. Rufe nach ſofortiger Selbſtbeſteuerung 
und freiwilligen Beiträgen an den Staat drückten in Berlin wie überall 
in der Monarchie das naive Vertrauen auf den friedlichen Volksſtaat 
aus. Drohten auch Zorn und Rache des Volkes noch einige Male ohne 
Widerſtand auszubrechen, ſo wich doch die revolutionäre Aktivität ſchnell 
einer harmlos friedlichen Stimmung nach Verſöhnung mit der Krone 
und Verſöhnung der Volksklaſſen untereinander. Von Freiheit und 
Geſetz umnebelt, verwahrte man ſich gegen den Gedanken jeder Klaſſen⸗ 
ſcheidung. Alle die verſchiedenen, im vormärzlichen Preußen unterdrückten 
Kräfte drängten unklar zu ungehemmter Außerung; aber erſt die könig⸗ 
lichen Verheißungen des 22. März gaben einen Anſtoß zu klarerer politi⸗ 
ſcher Beſinnung. | 

Als das Bündnis des Königs mit der Revolution dem preußiſchen 
Liberalismus die erſten poſitiven Aufgaben geſtellt hatte, iſt der vulgäre 
Liberalismus und Radikalismus erſt auf langen Umwegen voll primitiver 
und verworrener Erregungen und Denkverſuche fähig geworden, ſich 
an ihnen geordnet zu beteiligen. Je mehr der deutſche Liberalismus 
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1848 ſeinen Rechts⸗ und Volksſtaat den beſtehenden vielſtaatlichen 
Souveränitäten entgegenſetzte, um ſo mehr iſt er, trotz andersartiger 
Anſätze, zu einer Nachahmung zentraliſierender weſteuropäiſch⸗parlamen⸗ 
tariſcher Inſtitutionen in monarchiſch⸗konſtitutioneller oder republi⸗ 
kaniſcher Form getrieben worden. Auch in allen den doktrinären Er⸗ 
örterungen der Berliner Tagesliteratur über die „beſte Staatsform“ 
wurde der Gedanke der Geſamtparlamente nach dem Kopfwahlſyſtem 
nur von wenigen altſtändiſch Geſinnten beſtritten und erſetzte meiſtens den 
ſchwächlichen Staatsgedanken. Die in Südweſtdeutſchland ſchon zum 
Parteiruf gewordene Forderung der Republik wurde in der preußiſchen 
Hauptſtadt öffentlich noch nicht erhoben und nur von den Kühnſten, 
einigen philanthropiſch radikalen Akademikern, bewußt gepflegt. In den 
wild aufſchießenden Beiträgen, Flugblättern und Neugründungen der 
befreiten Berliner Preſſe bahnten die zu „Volksführern“ aufſteigenden 
radikalen Volksſchriftſteller bald den erwachten radikalen Stimmungen 
den Weg zur demokratiſchen Bewegung. 

Bald hatte das liberale preußiſche Miniſterium ihre Gunſt verſcherzt. 
Durch ſchleſiſche und rheinländiſche Kundgebungen angeregt, warfen 
einzelne in die unorganiſierte Berliner Maſſe den Gedanken, das neue 
Wahlgeſetz dürfe nicht noch dem veralteten Vereinigten Landtag vor⸗ 
gelegt werden, ſondern ſei ſofort durch den König als nunmehrigen Sach⸗ 
walter der Revolution zu erlaſſen. Dieſer erſte, faſt ganz doktrinäre und 
literariſche Verſuch demokratiſcher Agitation konnte jedoch in den erſten 
wirren Volksverſammlungen nach der Revolution nur durch Überrumpe- 
lungen durchdringen; noch nicht der abſtrakte Parteienkampf, ſondern nur 
die Forderung allgemeiner Wahlfähigkeit und Wählbarkeit vermochte 
volkstümlich zu werden. Zwar ſchlug in einer Verſammlung angeſehener 
Bürger ſogar ein Antrag auf den ſelbſttätigen Zuſammentritt einer 
proviſoriſchen Verſammlung günſtig ein. Die Barrikadenkämpfer aber 
waren noch durch die neue Volksfreundlichkeit von Bürgern und Behörden 
verſöhnt. Und dem ruheliebenden und „beſonnenen“ Leſerkreis der 
alten privilegierten Zeitungen, die ſchon ſeit dem „Volksſieg“ vor der 
verderblichen „Partei“ der „Anarchiſten“ warnten, war nach der „ab⸗ 
geſchloſſenen“ Revolution die rechtmäßige „Brücke“ beim Übergang in 
das neue Syſtem lieber als abſolutiſtiſche Verordnungen der Krone und 
Erfolge weiterer politiſcher Begehrlichkeit; vielunterſchriebene Adreſſen 
unterſtützten das Miniſterium gegen die zudem verſpäteten demokratiſchen 
Deputationen. ö 

Die erſte loſe politiſche Vereinigung ſchloß ſich am 23. März vor⸗ 
wiegend um die radikalen Intellektuellen, die ſich zu einer politiſchen 
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Rolle im revolutionären Berlin drängten, von Anfang an faſt ausnahms⸗ 
los Geiſter niederen Ranges, neben denen im politiſchen Denken Durch⸗ 
gebildete kaum hervorgetreten ſind. Dieſer „Politiſche Klub“ fühlte ſich 
berufen zur „Sicherung der Früchte der Revolution, zu ihrer vollkommenen 
Durchführung“. Der allgemeine Wunſch, mit geſetzmäßiger bürgerlicher 
Mitwirkung den konſtitutionellen Staat zu bewahren, wurde hier weiter⸗ 
geführt zu der Tendenz, ſelbſt durch neue Umwälzungen die Verfaſſung 
rein aus der Souveränität des Volkes zu begründen. Man warnte vor 
einer zweiten Revolution und forderte bald „Fortſchreiten auf dem Wege 
der Revolution“. Wenig Volk der unteren Stände wurde hier zunächſt 
angezogen. In bedächtigem Revolutionsſtolze beteiligte ſich ein weit 
zahlreicheres Publikum bei der Gründung des „Konſtitutionellen Klubs“ 
(28. März), um die „Errungenſchaften“ weniger gegen die jetzt ungefähr⸗ 
liche Reaktion als gegen die Tyrannei von unten zu ſchützen, die geſetzliche 
Freiheit durch die Ordnung, das Volk durch den konſtitutionellen König 
zu ergänzen. Eine nicht ungeſchickte Leitung hat hier in den erſten Wochen 
politiſche Bildungsarbeit in der Berliner Bürgerſchaft geleiſtet; doch 
entſprang ihr Konſtitutionalismus, allzu mattherzig und ſcheu, nur 
mittelmäßigen Köpfen. 

Mit unbeholfener Langſamkeit, allzu ſpät und gezwungen, organi⸗ 
ſierte ſich der erſte Verſuch einer radikalen Maſſendemonſtration. Nachdem 
das Miniſterium, dem Sturm der allgemeinen Meinung folgend, die 
Parlamentswahlen des Vereinigten Landtags wieder verworfen hatte, 
ſetzte eine Volksverſammlung ein „Volkswahlkomitee“ ein, um die Wahlen 
für das deutſche Parlament in Berlin zu leiten und direkte zenſusfreie 
Wahlen „zunächſt für das deutſche Parlament“ zu erwirken. Als einer 
Deputation des Komitees dieſe „Urwahlen“ nicht bewilligt waren, 
wollte ſeine Mehrheit durch eine „friedliche“ Demonſtration von „60000 
Bürgern“ gegen dieſe „Verkürzung der Souveränität des Volkes“ prote⸗ 
ſtieren. Aber die knappe Minderheit trat aus; ängſtliche Aufſätze, Plakate, 
Petitionen warnten vor der Gefährdung der geſetzlichen Freiheit durch 
entfeſſelte begehrliche Volksmaſſen. So konnte das Miniſterium leicht 
die in den Folgen vielleicht unabſehbare, aber kaum organiſierte Demon⸗ 
ſtration verhindern; jetzt wagte es auch einen Prozeß einzuleiten gegen 
den ſchrankenloſeſten Aufrührer, den 18jährigen enthuſiaſtiſchen Studenten 
Guſtav Adolf Schlöffel, der in feinem „Volksfreund“ ſtürmiſch und 
drohend den „Scheideweg des friedlichen Liberalismus von der Demo⸗ 
kratie“ ausgerufen hatte. 

Waren ſo die wiedererwachenden Volksleidenſchaften noch nirgends 
zielbewußt geleitet, ſo warf doch die langſam aufgepeitſchte Wahlbewegung 
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wachſende Mengen der Bevölkerung den „Volksführern“ in die Arme. 
Die „geſinnungsvolle“ und für die Volksfreiheit kämpfende Perſönlich⸗ 
keit, der man ſich anzuvertrauen ſuchte, bot ſich in buntem Wechſel dar 
durch demagogiſch⸗redneriſche Suggeſtion, durch ſchnelles glückliches 
Eingehen auf die krauſen Stimmungen der Beglückung, Forderung, Be⸗ 
ſorgnis, durch gewinnende Geſchäftigkeit und oft unbewußt perſönlich 
werbendes demokratiſches Pathos. Bald hatten die „bajonettenfreund⸗ 
lichen“ Prediger der Verſöhnung in den erſten Volksverſammlungen, 
die Urban und Eckert, ihre Popularität verſpielt. Schnell ſtieg im Ein⸗ 
fluß der erſte Präſident des Politiſchen Klubs, Georg Jung, ein prä⸗ 
gnanter Redner und graziöſer Debattenleiter. Demokratiſche Redner 
machten bald zahlreich im Politiſchen Klub Schule, neben den Julius, 
Löwinſon, Ottenſoſſer, Reich die Volksführer und rotbärtigen Volks⸗ 
männer vom derbſten Schlage: Held, perſönlich vergöttert und bald bitter 
befehdet, wortreich und blendend, doch unfähig zu klaren Gedanken und 
entſchiedenen Handlungen, noch lange Aufſehen erregend durch die 
marktſchreieriſchen „Enthüllungen“ und Projekte in ſeiner „Lokomotive“; 
Eichler, ein gewandter Praktiker, ein unverwüſtlicher Berliner Witz⸗ 
bold und löwenartiger Beherrſcher großer Verſammlungen und Auf⸗ 
läufe. Alle Kandidaten für die verfaſſunggebenden Volksvertretungen 
hatten ſich nur durch perſönliche Vertrauenswürdigkeit, durch ihre Ver⸗ 
gangenheit und ihre Prinzipien, durch ihre „Glaubensbekenntniſſe“ und 
ſehr allgemein gehaltenen Darlegungen über die beſte Staatsform aus⸗ 
zuweiſen. Während der Konſtitutionelle Klub doch beſtimmte Kandidaten 
beſprach und empfahl, lehnte der Politiſche Klub jede abſichtsvolle Wahl⸗ 
beeinfluſſung ab; die demokratiſch Gerichteten erwarteten durchweg 
ruhig das Votum der Volksſtimme zu ihren Programmen und entrüſteten 
ſich gelegentlich über „Wahlumtriebe“. Schon verhöhnte man den Phi⸗ 
liſterſchrecken vor der Republik; die konſtitutionelle Monarchie mit einer 
Kammer wurde ein Gefäß verſchiedenſter und oft verſchwommener Frei⸗ 
heits⸗ und Volksſouveränitätswünſche. Schnell vermehrten ſich damals 
die Mitglieder des Politiſchen Klubs. Fieberhaft beeiferten ſich die Wahl⸗ 
männer bei den gleichzeitigen Wahlvorbereitungen für beide Parlamente; 
wenn auch für Frankfurt mit geringerer Leidenſchaft nur gemäßigtere 
Liberale gewählt waren, ſo feierte man in den zehn für Preußen ge⸗ 
wählten Berliner Abgeordneten, trotz großer Unklarheit, nicht ohne 
Grund „der Volksmänner Wahl und Sieg“; nur einer von ihnen war 
vom Konftitutionellen Klub empfohlen. 
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Noch einmal wurde das geſamte „Volk“ des 18. März zu den gefähr⸗ 
lichſten Zuckungen gereizt, als das Miniſterium durch die ungeſchickt an⸗ 
gezeigte Rückberufung des Prinzen von Preußen, des gefürchteten 
„Kartätſchenprinzen“ und vermeintlichen Hauptſchuldigen an den März⸗ 
opfern, die Revolution „verkümmern“ zu laſſen ſchien. Da die Armee in 
Berlin kaum noch vertreten war, hatten die zahlreichen Zeitungsſtimmen 
für die Rückkehr des Prinzen, wahrſcheinlich von wenigen inſzeniert, in 
Berlin nur wenig Boden. Vier Tage lang war die Stadt von den leben⸗ 
digſten und unmittelbarſten Verſammlungen, Aufläufen und Demon⸗ 
ſtrationszügen erfüllt. Gingen ſie bei allen Beſonnenen nicht über den 
handgreiflichen Gegenſtand hinaus, ſo trieben die gröbſten Aufwiegler den 
zielloſen Mut Rauf- und Tumultluſtiger hoch und ſtärkten dadurch den 
tatenluſtigen Wunſch nach Abdankung des Miniſteriums. Deutlich gab 
man damals dem Selbſtbewußtſein des tumultuierenden Berliner Volkes 
Ausdruck, für alle Provinzen Wächter der Revolution, Träger des Volks⸗ 
willens zu ſein. Dann wieder ſuchten die Volksmänner „abzuwiegeln“, 
um nicht Widerſtand gegen voreilige radikale Abſichten hervorzurufen 
und um den bequemen unklaren Schein der Volkseinheit feſtzuhalten. 
Als auch vor dem letzten anfangs „bewaffnet“ berufenen „Zuge der 
50000“ der Deputation kein entſcheidender miniſterieller Beſcheid wurde, 
vereitelte Held als geeignetſter Redner vorgeſchickt, eigenmächtig das 
längere Zuſammenbleiben der noch ruhig gebliebenen Menge in der 
Wilhelmſtraße. Durch hinziehende Beſcheide und durch die Verſchiebung 
der Rückkunftfrage auf die Frage der verfaſſungsrechtlichen Befugnis 
des Miniſteriums oder der Nationalverſammlung zur Rückberufung 
hatten die Miniſter das erſte lebendige Intereſſe erſtickt und den zweck⸗ 
loſen Eifer der meiſten ermüdet. Die ſchließliche Erklärung, der Prinz 
werde jedenfalls erſt nach Eröffnung der Verſammlung der Volksvertreter 
in das Vaterland zurückkehren, entſprach nur dem Antrage der konſti⸗ 
tutionellen Abordnung, die ſich mit ſtillen Vorbehalten beteiligt hatte, 
und wurde als lächerlicher Mißerfolg widerwillig dem erſchlafften Willen 
des Volkes zur Laſt gelegt. | 

Denn in der Proteſtkommiſſion, welche zuletzt die verſchiedenen 
Klubs und Korporationen zuſammengehalten hatte, war, vor allem wohl 
unter der Einwirkung radikaler Studenten, insgeheim ein verwegener, 
freilich überſtürzter Aktionsplan verfolgt worden, ein Anfang zu über⸗ 
legterer Parteitaktik. Von jetzt an ſtellte ſich über die einzelnen ſpontanen 
Aufwallungen des revolutionären Volkes von Berlin die ſtetigere Offen⸗ 
ſive einer geſchloſſenen Führer⸗ und Vereinsorganiſation. Monatelang 
hatte ſie kaum Verbindung mit den ſo häufig tumultuierenden Volks⸗ 
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haufen. Auch Volksmänner, wie Held und Eichler, blieben nur noch 
politiſche Außenſeiter. Der Politiſche Klub, bisher eine wahllos den Launen 
der Menge hingegebene Tribüne für effekthaſchende Redner⸗ und Schreier⸗ 
talente, reorganiſierte und reinigte ſich in geheimen Sitzungen; als 
„Demokratiſcher Klub“ vereinigte er eine ſchon radikalere, aber einheit⸗ 
lichere und gedanklich klarere Mitgliederſchaft. Man forderte nun „An⸗ 
erkennung“ und „Aufrechterhaltung“ der Revolution durch die konſti⸗ 
tuierende „Nationalverſammlung“ oder ſelbſt gegen ihren Willen. Und 
viele neu Radikaliſierte oder mit dem überhitzten Literatenbetrieb des 
Demokratiſchen Klubs Unzufriedene ſammelten ſich in neuen Vereinen 
von ruhigerem und bürgerlicherem Anſtrich: Dem „Volksklub“, dem 
„Reformklub“, dem aus dem Konſtitutionellen Klub losgelöſten „Verein 
für Volksrechte“. 

In unruhig flackerndem Stimmungswechſel formten ſich im Lauf des 
Sommers die einzelnen Elemente der Berliner demokratiſchen Bewegung. 
Alle ſtarken gedanklichen Anſtöße waren ihr noch von außen gekommen. 
Durch die Frankfurter Eröffnungsanſprache Heinrichs von Gagern wurden 
zum Zuſammentritt der preußiſchen Volksvertreter in weiteren Kreiſen 
deutlichere Forderungen nach Volksſouveränität angeregt. Stärkere 
Richtpunkte politiſcher Gedankenbildung gab ſeitdem die Tagung der 
„Nationalverſammlung“ in Berlin. Auf alle demokratiſchen Stimmungen 
Berlins hat ſie von Anfang an ausbreitend und radikaliſierend gewirkt. 
Einmütig proteſtierten die demokratiſchen Vereine mit ihr gegen den 
Verfaſſungsentwurf der Regierung und verlangten, auch im Konſti⸗ 
tutionellen Klub und im Bürgerwehrklub, mindeſtens „demokratiſch⸗ 
konſtitutionelle Monarchie“. Der Konſtitutionelle Klub verlor mehr und 
mehr an Anhängern und mußte ſeine Prinzipien den demokratiſchen 
anähneln. Gerade jetzt aber erhob ſich daneben wieder das lokalrevo⸗ 
lutionäre Selbſtbewußtſein der hauptſtädtiſchen Bevölkerung. In impo- 
ſantem Zuge zum Friedenshain verherrlichte ſie am 4. Juli durch eine 
Gedächtnisfeier noch einmal „ihre“ Toten und das Vermächtnis „ihrer“ 
Revolution, die Einmütigkeit des Berliner „Volkes“. Und mit nervöſer 
Angſt ſuchte man unermüdlich nach Zeichen einer in der Hauptſtadt 
drohenden „Reaktion“. Dunkle Ahnungen gewann man von den Ver⸗ 
ſuchen, die gemacht wurden, den König von ſeinem Zuſammenwirken 
mit dem konſtitutionellen Liberalismus abzudrängen, und faſt das ge⸗ 
ſamte Bürgertum verwahrte ſich gegen das aufregende und unbekannte 
Geſpenſt einer fortſchreitenden Reaktion. Den demokratiſchen Stimm⸗ 
führern aber war das die nützlichſte Folie, mit der Agitation gegen Adel, 
Bureaukratie und Armee die demokratiſchen Wünſche auch im Gegenſatz 
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zum konſtitutionellen Liberalismus hochzutreiben. „Reaktionär“ waren 
die Miniſterien, die bewaffnete Landwehr, die man eifrig in demokra⸗ 
tiſchen Landwehrvereinen und durch „Verbrüderungs“⸗Propaganda zu 
gewinnen ſuchte, und in ihrer Mehrheit auch die als Organ der beſitzenden 
Bürgerſchaft abgeſchloſſene Bürgerwehr; ſie würde in der Tat demo⸗ 
kratiſcheren Stimmungen erſt zugänglich, als ihre unbedingte Selbſt⸗ 
verwaltung durch die Behörden gefährdet ſchien. 

Ganz aus der radikaliſierten Volksſtimmung Berlins ſchien der halb 
abgelehnte Berendsſche Antrag geboren, in dem die Linke der National⸗ 
verſammlung am 9. Juni das unklare, volkstümlich gewordene Schlagwort 
„Anerkennung der Revolution“ verſteckte, um den neuen und ſelbſter⸗ 
rungenen Rechtsboden zu behaupten, gegen jede „Reaktion“ zu prote⸗ 
ſtieren und dem demokratiſchen Berlin und ſeinen Kämpfern genugzu⸗ 
tun. In den unteren Schichten aber ſchürte ſich gerade durch die erſten 
Mißerfolge der Linken im Parlament das unklare, nur für die Hauptſtadt 
gedachte Ideal der „Volksbewaffnung“ gegen die Reaktion. Die demo⸗ 
kratiſchen Vereine unterſtützten es durch ihre Anträge, ließen aber das 
Vertrauen auf parlamentariſche Erfolge noch nicht fallen. Sie hatten 
keinen Einfluß auf die zielloſen und unorganiſierten Volkshaufen, die am 
9. Juni gegen Abgeordnete gewalttätig „Volksjuſtiz“ zu üben ſuchten, 
und keine unmittelbaren Beziehungen zu jenen Ausbrüchen der allge⸗ 
meinen Beunruhigung am 14. Juni, die in dem abendlichen Eindringen 
einer Pöbelrotte in das Zeughaus gipfelten. Und unabhängig von den 
Klubs tobte ſich vulgäre politiſche Erregung auch in der harmloſeren 
„Straßendemokratie“ der Sommermonate aus, mit beleidigter Widerſetz⸗ 
lichkeit gegen die neue Schutzmannſchaft der „Konſtabler“, mit bizarrem 
Humor in den wirren Debatten der Volksverſammlungen bei den „Zelten“, 
den Straßen⸗„Klubs“, den humoriſtiſchen Plakaten, Straßenzeitungen 
und politiſchen Witzblättern. 

Durch die Frankfurter Konferenz der demokratiſchen Vereine Deutſch⸗ 
lands war die in Berlin noch ſtark vermehrte Klubdemokratie zu einer 
einheitlichen Organiſation über ganz Deutſchland verbunden. Berlin 
wurde Sitz des neuernannten Zentralkomitees; nach Berlin als „Vorort 
der deutſchen Demokratie“ wurde am 1. Juli Ruges „Reform“, das bisher 
ganz abſtrakt⸗radikale „Organ der demokratiſchen Partei“ verlegt, zu dem 
ausgeſprochenen Zweck, ſich „in die Mitte der Parteikämpfe“ zu begeben. 
Die „demokratiſche Republik“, die der Kongreß als „einzige für Deutſch⸗ 
land haltbare Verfaſſungsform“ erklärt hatte, wurde nun offenes Verhand⸗ 
lungsthema in Vereins⸗ und Straßendemokratie. Demokraten eines neuen 
Schlages in den Berliner Vereinen, theoretiſch und taktiſch klarblickender, 
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hingebungsvoller und ſachlicher als ihre Vorgänger, doch meiſt unpopu⸗ 
läre Doktrinäre und Gedankenhelden, lebten ſich ein in die größeren 
Geſichtspunkte der demokratiſchen Politik in Deutſchland, mit dem Blick 
auf die neugebildete „Demokratiſche Partei“ der preußiſchen National⸗ 
verſammlung. 


* * 
* 


Die faft ſchwunglos kritiſche Bevölkerung der Hauptſtadt hatte feit 
dem 19. März die Verwirklichung des Zukunftmottos „Alles für das Volk, 
alles durch das Volk“ bei aller Verſchwommenheit vorwiegend von der 
vom König verheißenen, der preußiſchen Volksvertretung erwartet. Von 
Berlin, der Stadt des Volksſieges, ſollte die oft naiv gleichgeſetzte Freiheit 
Preußens und Deutſchlands ausgehen. Den Gedanken der nationalen 

. Einheit begrüßte man als Befreiung vom Legitimismus bei den Schleswig⸗ 
Holſteiniſchen wie bei den polniſchen Ereigniſſen; die deutſche Einheit 
aber wurde in keiner ihrer politiſchen Formen lebhaft ins Auge gefaßt. 
Aus der Annahme der dreifarbigen Fahne durch den König folgerten 
Weiterblickende allenfalls Mediatiſierung der kleineren Staaten durch 
das freiheitliche Preußen, ſeine Demokratiſierung war allen preußiſchen 
Demokraten das erſte Anliegen. Zwar wieſen die Anfänge des Frank⸗ 
furter Parlaments und Jakobys Broſchüre „Preußen und Deutſchland“ 
auch in Berlin hier und da auf eine Einſchränkung der preußiſchen Ver⸗ 
faſſung zugunſten der deutſchen hin. Aber nur der Konſtitutionelle Klub 
hielt in dieſem Sinne an einem „Aufgehen Preußens in Deutſchland“ 
lebhaft feſt; dem revolutionären Lokalſtolz Berlins war das Frankfurter 

Parlament von Anfang an faſt gleichgültig, und es wurde um ſo weniger 
beachtet, je mehr ſich in ihm das Übergewicht des gemäßigten Liberalismus 
durchſetzte. 

Die endliche verklauſulierte „theoretiſche Anerkennung“ der Revo⸗ 
lution durch den Miniſter Hanſemann am 26. Juni konnte als erſter Sieg 
der demokratiſchen Partei in Berlin angeſehen werden. Noch lehnte die 
Nationalverſammlung mit großer Mehrheit den Antrag Jakoby ab, in 
dem die Linke die Frankfurter Reichsverweſerwahl mißbilligte. Der 
Widerſpruch der demokratiſchen Klubs aber regte ſich wirkſamer vornehm⸗ 
lich gegen den näherliegenden Feind: gegen das „reaktionäre“ Miniſterium, 
weil es die über ſeinen Kopf hinweg geſchehene Wahl nur mit Bedingungen 
anerkannt hatte, und den erwachenden preußiſchen Partikularpatriotis⸗ 
mus, an dem ſich eine volkstümlichere antirevolutionäre Bewegung ent⸗ 
zündete, im Erfolge wachſend, wenn auch nicht zu überſchätzen. Schon im 
Sommer hatten die monarchiſch⸗konſervativen Vereine, von wenigen 
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engeren Kreiſen ausgehend, unter dem Schilde des Kampfes für konſti⸗ 
tutionelles Königtum, ohne genaues Programm und oft mit falſchem 
Geklapper nach außen, preußiſch⸗konſervativ geſtimmte, vor allem be⸗ 
amtliche, ſoldatiſche, kirchliche Bevölkerungskreiſe umſchloſſen. Bewußt 
wie die Demokratie, aber verſteckter und geſchickter, arbeitete die ſeit 
Gründung der Kreuzzeitung gefeſtigte konſervative Partei auf ihr Ziel 
hin: Die liberale Regierung zu beſeitigen und das alte Preußen mit ge⸗ 
ſtärktem Feudalismus wiederherzuſtellen. Eine heimliche Agitation in 
der Armee wollte den ſchwachen König durch ſeinen Bruder, den ener⸗ 
giſchen Preußen, erſetzt wiſſen. Als der Frankfurter Reichskriegsminiſter 
ungeſchickt die Huldigungsparade für den Reichsverweſer anſetzte, kam 
der zugeſpitzte Gegenſatz der beiden geſtärkten Extreme, der Demokratie 
und des ſpezifiſch preußiſchen Monarchismus, laut zum Ausdruck. Den 
ſchwarz⸗weißen Kundgebungen dieſer Tage zu widerſprechen, begingen 
die Berliner Klubs einſchließlich des Konſtitutionellen Klubs am 1. Auguſt 
ein „Feſt der deutſchen Einheit“ auf dem Kreuzberg, immer noch impoſant, 
wenn auch weniger groß und lebendig als frühere Berliner Kundgebungen. 
Einzelne Demagogen hatten dabei urſprünglich durch Parodiſierung des 
königlichen Umzuges vom 21. März die einſeitige Wendung des Einheits⸗ 
motivs gegen preußiſche Reaktion hervorheben wollen. 

Auch die ſtark angeſchwollene Linke der Berliner Nationalverſamm⸗ 
lung, die noch im Jakobyſchen Antrag die Souveränität der Einzelſtaaten 
ausdrücklich den Frankfurter Gewalten unterſtellt hatte, mobiliſierte, 
unabhängig von der deutſchen Verfaſſungsfrage, eine Mehrheit gegen den 
preußiſch-militäriſchen Konſervatismus durch den Steinſchen Antrag vom 
9. Auguſt und ſeine Wiederaufnahme im September. Das Ziel ihrer 
Taktik wurde in ſeiner radikalen Konſequenz noch verſchwiegen: In der 
grundſätzlichen Abſicht, „nicht bloß die höchſten Staatsgewalten zu organi⸗ 
ſieren, ſondern die ſtaatliche Geſellſchaſt zu konſtituieren“, wollte ſie das 
Miniſterium allmählich zum Vollſtrecker des in der Verſammlung ver- 
tretenen „Nationalwillens“ machen und über die zunächſt vorgeſehenen 
Befugniſſe der Verfaſſungsvereinbarung hinaus die Verſammlung zur 
tatſächlich konſtituierenden, alleinigen verfaſſung⸗ und geſetzgebenden 
Gewalt erheben, um die nicht fertig gewordene Revolution erſt durchzu⸗ 
führen und die Grenzen der künftigen Staatsgewalten zu beftimmen. 
Die demokratiſchen Klubführer hatten noch Ende Auguſt, damals ihren 
Rückhalt in der Maſſe überſchätzend, einen Gewaltſtreich gegen die National- 
verſammlung beſchloſſen, als in dieſer ein Geſetz gegen Straßenunruhen 
angekündigt war. Als aber die Linke der Nationalverſammlung am 
7. September den Rücktritt des Miniſteriums bewirkt hatte, wurde von 
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Klubs und Straße, ſelbſt in der Bürgerwehr, der Sieg des Volkes bejubelt. 


Fußend auf dieſer „Vereinigung von Bürgerſchaft und Demokratie“, 
ſah die „Reform“ dem Siege der neuen Revolution in Preußen entgegen. 


Seit dem Juli hatte von der Frankfurter äußerſten Linken aus ein neuer 


demokratiſcher Aktionsplan ſich durchgeſetzt: Durch Herſtellung freier 
Verfaſſungen in den Einzelſtaaten dem Geſamtparlament neuen Schwung 
zu geben. Daß das Frankfurter Parlament ſich ſchließlich durch Billigung 
des däniſchen Waffenſtillſtandes der preußiſchen Regierung unterordnete 
und Zwangsmaßnahmen in Frankfurt billigte, gab den Ausſchlag für die 
demokratiſche Wendung auf die Entſcheidung der Einzelparlamente in 
Berlin und Wien. | 

Die Linke der Berliner Nationalverſammlung nahm in ihren Anträgen 
keine Rückſicht mehr, ob ſie das Einheitswerk in der ihr verdächtigen 
Frankfurter Durchführung nicht lähmten. Immerhin hatte fie wie der 
überwiegende Teil der demokratiſchen Preſſe den zunächſt mehr taktiſch 
benutzten deutſchen Einheitsgedanken nicht aus dem Auge verloren und 
glaubte in Berlin einen „Schwerpunkt der deutſchen Einheit“ ſchaffen zu 
können für eine ſpätere deutſche Föderativ⸗ oder Einheitsrepublik oder 
demokratiſche Einheitsmonarchie; ja man ſpielte ſogar mit dem Gedanken 
einer von Preußen ausgehenden „revolutionären Tyrannei“ für ganz 
Deutſchland. Er kehrte in nicht unintereſſanter, wenn auch kleinlich un⸗ 
beholfener und täppiſcher Form wieder in dem ſtaubaufwirbelnden Pro- 
jekt des kleinen Berliner Straßendemagooen-Held, eine demokratiſch⸗ 
ſoziale preußiſche Cäſarenpolitik in Deutſchland zu erzwingen durch ein 
Bündnis des „arbeitenden Volkes“, des radikaliſierten Kleinbürgertums 
und Proletariats, mit der militäriſch⸗feudalen preußiſchen Oppoſition, 
die keinem innen⸗ und außenpolitiſchen Gewaltſtreich abgeneigt ſchien. 
Um die Bourgeoijie, die in den Parlamenten herrſchenden Parteien des 
„ſozialen Elends“, zu ſtürzen, wollte er ſogar jenen entſchloſſenſten 
Konſervativen in die Hände arbeiten, die man immer wieder die Aufſtands⸗ 
neigungen der Straße ſchürend wahrnahm; hatten ſie die Demokratie 
verwirren und das Bürgertum einſchüchtern wollen, ſo ſollten ſie es jetzt 
durch ein Bündnis mit der Demokratie bekämpfen. | 

Aber um dieſen an Laſſalle gemahnenden Gedanken realpolitiſch zu 
machen, mußten erſt die ſozialen Klaſſen ausgeformter, Ziel und Macht 
auf beiden Seiten größer, mußte das Verſtändnis politiſcher Taktik den 
doktrinären Schalen des Vormärz entwachſen ſein. Nicht zufällig er⸗ 
ſtickte er — abgeſehen von der völlig unzulänglichen Art des Verſuches — 
damals in der Entrüſtung und dem Hohn der tonangebenden Berliner 
Programm- und Vereinsdemokratie. Denn ihre Stärke beruhte auf 
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einer Volksfiktion, die ſchon große Teile des gebildeten und beſitzenden 
Bürgertums hatte anziehen können. Die Berliner „Arbeiter“, die als 
Revolutionskämpfer nach dem 18. März von der geſamten Bevölkerung 
umworben waren und in den erſten Volksverſammlungen ihre Forde⸗ 
rungen als allgemeine Angelegenheiten hatten hören laſſen, ſtanden 
nicht durchweg als Proletariat einer Kapitaliſtenklaſſe ſchroff gegenüber. 
Bildeten ſie auch den Kern aller demokratiſchen Aufzüge und Tumulte 
und hielten dadurch lange das beſitzende Bürgertum fern von der demo⸗ 
kratiſchen Bewegung, ſo konnte dieſe ſie doch nur in den gleichberechtigten 
Kreis der Kämpfer für die politiſchen Volksrechte aufnehmen. Der 
Konſtitutionelle Klub hatte die Anfänge beſonderer Arbeiterorganiſation 
gefördert, um ſie durch wirtſchaftliche Befriedigung politiſch ungefährlich 
zu machen, und in der Tat ſuchte die intelligenteſte, ſchon vor der Revo⸗ 
lution zu primitivem Klaſſenbewußtſein gelangte Gruppe der Maſchinen⸗ 
bauarbeiter nach Erfüllung ihrer wirtſchaftlichen Wünſche ſogar politiſch 
ausgleichend und mäßigend zu wirken. Aber der Anfang ernſthafterer 
Berliner Arbeiterorganiſation, der unter der Führung des Marxſchülers 
Born konſequent ein ſachliches ſozialpolitiſches Programm aufſtellte und 
verfolgte, umging alle demokratiſch⸗politiſche Agitation und ließ damit 
die von jener ſo gern verdeckten Abgründe der „ſozialen Frage“ offen. 
Seit der Märzrevolution war dieſe Frage durch die geſtiegene Arbeits- 
loſigkeit noch dringlicher gemacht. Eine umfangreiche wirre Tagesliteratur 
bemühte ſich, ſie durch grobes Herumtappen an unzuſammenhängenden 
Doktrinen und Einzelwünſchen deutlich und einfach zu verſtehen und zu 
„löſen“. Kritik an der geldmachtſtärkenden Finanzpolitik Hanſemanns, 
Rufe nach Grundſteuer, Wünſche nach Einſchränkung der Handels und 
Gewerbefreiheit oder nach eingreifender produktiver Wirtſchaft des 
Staates, ländlich- kleinbürgerliche Beſorgnis für freies Eigentum und 
Landhunger des elenden Landproletariats — alles das verſchwamm 
in den Erörterungen kleiner, durch kein hochentwickeltes Wirtſchafts⸗ 
leben geſchulter Quackſalber, die oft durch naiv und demagogiſch aus⸗ 
gedachte „Radikalmittel“ über die Unzulänglichkeit der herrſchenden 
politiſchen Begriffe hinwegzuhelfen ſuchten. Häufiger und klaſſen⸗ 
bewußter wurden die nur von Arbeiterforderungen ausgehenden 
Tumulte, und nur durch verzerrteſte Parteinahme gegen alle ihre 
„reaktionären“ Widerſacher konnte die Klubdemokratie verhindern, daß 
das demokratiſche „Volk“ ſich ſpaltete durch die aufbrechenden ſozialen 
Kräfte der Zukunft. Denn die Sache der Demokratie konnte in Berlin 
nach dem 18. März doch nur die Sache der vormärzlich⸗ unſozialen 
„Volkspartei“ ſein. 
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Vor 1848 hatte Berlin nur matte Ausläufer der volkstümlichen 
politiſchen Bewegungen in Preußen und Deutſchland aufgenommen; 
aber gerade im Verborgenen gediehen hier inſtinktive Eigenſucht und 
beſchränkte Staatsfremdheit, verderblicher als Staatsfeindſchaft, ſteife 
Theorie und kleinliche Auflehnung; und in der ungewohnten Freiheit 
und dem revolutionären Lokalſtolz ſeit dem 18. März hatten die uner⸗ 
wartet aufſäſſigen und hartnäckigen Berliner Vollksbewegungen trotz 
aller Fehlgriffe und Rückſchläge der demokratiſchen Bewegung immer 
breiteren Rückhalt in der Bevölkerung gegeben und die Führung der 
Klubs zu immer radikaleren, allmählich auch taktiſch klareren Tendenzen 
getrieben. Auch in der Berliner Nationalverſammlung hatte eine wach⸗ 
ſende Mehrheit ſich taktiſch auf den Boden der demokratiſchen Partei 
drängen laſſen, je mehr die preußiſchen Miniſterien durch ihre ungeklärte 
Stellung zwiſchen Krone und Parlament den allgemeinen Widerſpruch 
herausforderten und die erſtarkenden alten Gewalten ſich der Zuſammen⸗ 
arbeit mit der Volksvertretung verſagten. Während in Frankfurt das 
ſouveräne Parlament, nachdem es ſelbſtändig die deutſche Zentralgewalt 
eingeſetzt hatte, für die neue Reichsverfaſſung Anſchluß an die alten 
deutſchen Mächte ſuchte, war die Konſtellation in Berlin ſo, daß alle 
Wünſche nach politiſcher Neugeſtaltung Preußens ſich mit dem noch be⸗ 
ſtehenden alten Staat entzweiten; und eine Reihe geſchickter Führer 
wußte dieſe Bedingung für die Herrſchaft der demokratiſchen Partei im 
Parlament auszunutzen. Alle politiſche Bewegung in Berlin ſtärkte die 
demokratiſche Partei, und Berlin war ihr Mittelpunkt und Aktionsfeld 
geworden, um Preußen und vielleicht ſpäter Deutſchland, manchmal 
auch bewußter Deutſchland zunächſt durch Preußen, mit den doktrinär 
feſtſtehenden Inſtitutionen der Volksſouveränität auszuſtatten. Berlin 
war auch jetzt nicht der gedankenvollſte, aber neben Wien der lauteſte 
und lebhafteſte Sitz vollstümlicher demokratiſcher Bewegung in Deutſch⸗ 
land geworden. 

8 


Immer feſter ſchienen den ſtürmiſchen Klubführern die demokratiſchen 
Elemente in Berlin zur entſcheidenden Aktion zuſammenzuwachſen. Die 
Mehrheit der Nationalverſammlung trat dem neuen Miniſterium und der 
gleichzeitigen Militärdiktatur Wrangels in den Marken, dieſer heftig 
verrufenen Androhung brutaler Gewalt, mit ihren geiſtigen Waffen ent⸗ 
gegen. Zugleich riefen die Klubdemokraten das Volk der Urwähler zur 
machtbewußten Abwehr gegen das „Miniſterium der bewaffneten Re⸗ 
aktion“ auf. Aber die zunächſt aufgeſchobenen Erklärungen des neuen 
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Miniſterpräſidenten entwaffneten am 25. September die friedliebende 
Majorität und ſelbſt die äußerſte Linke der Nationalverſammlung, und die 
tagelang aufgepeitſchte Revolutionsluſt der Straße war unterdes erlahmt. 
Die Klubdemokraten mußten das Vertrauen auf das allzu revolutionär 
vorgeſtellte Parlament teilweiſe widerwillig abſchwächen und Skandal⸗ 
verſuche vorſichtig verhindern. Als taktiſchen Halt konnten ſie die National- 
verſammlung nicht entbehren. Ihre Kraft aber zogen ſie jetzt aus der vulgär 
demokratiſchen Mehrheit der Berliner Bevölkerung. Der ungeſchickte 
Zuſammenſtoß zwiſchen Bürgerwehr und Erdarbeitern am 16. Oktober 
ſchien zwar eine neue Kluft zwiſchen „Bürgern“ und „arbeitendem Volk“ 
aufzureißen, veranlaßte aber durch die rührige Tätigkeit der Klubs gerade 
eine neue Einigung der „Volkspartei“. Die ernſtlichere Furcht vor dem 
Einbruch der Reaktion und die angeblich nun unnabweisbare Alternative: 
Republik oder Abſolutismus machten die Einigkeit von Bürgern und 
Arbeitern, von Konſtitutionellen und Demokraten zur fortreißenden Parole, 
und wieder war die Demokratie der längere Hebelarm, dem die erweiterte 
Einheitsfront zugute kam. 

Aber obwohl bewußter und fertiger als je, zeigten vor der großen 
Probe auf ihre Aktionsfähigkeit die Berliner demokratiſchen Bewegungen 
zugleich ihre tödlichen Gebrechen. Die Linke der Nationalverſammlung 
band ſich nicht an den engen Geſichtskreis der hauptſtädtiſchen Klub⸗ 
führer, die trotz langſam gewonnener taktiſcher Schulung mit ihrer auf⸗ 
gewühlten Berliner Anhängerſchaft ſchon das „Volk“ zu beſitzen glaubten. 
Die Parlamentarier drückten offen ihre Gleichgültigkeit gegen die Ber⸗ 
liner Straße und die Klubs aus. Und es war ihrer Taktik geradezu ent⸗ 
gegen, daß die von Frankfurt ausgegangene Bewegung für Neuwahlen 
zu einem deutſchen Geſamtparlament durch den Berliner Zentralausſchuß 
der demokratiſchen Vereine geſtützt wurde; war doch der gemeinſame 
Gegenſatz gegen die „reaktionäre“ Frankfurter Zentralgewalt für die 
Berliner Linke nicht nur als Agitationsmittel, ſondern auch als Recht⸗ 
fertigung der eigenen preußiſch⸗demokratiſchen Aktion von Wert. 

Das Vorgehen der kaiſerlichen Heere gegen das revolutionäre Wien, 
das überall in der Berliner Bürgerſchaft Teilnahme erregt hatte, gab der 
geſamten deutſchen Demokratie noch einmal einen einheitlichen realen 
Richtpunkt. Von Berlin aus, der übriggebliebenen „Metropole der 
deutſchen Demokratie“, glaubte man durch Unterſtützung Wiens noch ein 
demokratiſches Großdeutſchland ermöglichen zu können. Aber die Linke 
der Nationalverſammlung wollte auch zum Schutze Wiens nur den 
preußiſchen Staat und ihre in Preußen eroberte parlamentariſche Macht 
als Weg gelten laſſen. Kam dadurch ſchon das „Gegenparlament“, die 
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Verſammlung der Frankfurter und Berliner demokratiſchen Abgeordneten, 
zum Scheitern, fo ſchoſſen in dem faſt gleichzeitigen, reich beſuchten zweiten 
Kongreß der demokratiſchen Vereine Deutſchlands noch weit plan⸗ und 
zügelloſere Wünſche auf bei dem Gedanken, „die Sache Wiens zur Sache 
der Verſammlung zu machen“. Im Momente der Gefahr zeigte ſich die 
Heerſchau der in Berlin zentraliſierten demokratiſchen Vereinsorgani⸗ 
ſation heillos zerfahren und undiſzipliniert, ihre Führung unſachlich und 
von Phraſen verblendet. Gab in Berlin damals ein lokaler Revolutions 
geiſt den Maſſen oft unbedachte Schwungkraft, ſo war die Führung der 
auswärtigen Vereine oft klarer und vorſichtiger, aber durchweg iſolierter 
und ohnmächtiger. In den verworrenen Reden und Anträgen über die 
demokratiſch-ſoziale Republik war die Sache Wiens nur ein Reizmittel, 
kein Ziel. Ruges Agitation für die Rettung Wiens gewann ſchließlich 
nur in der unorganiſierten Berliner Straßendemokratie Boden; die von 
ihm verkündete Maſſenpetition an die Nationalverſammlung zur Unter⸗ 
ſtützung des Waldeckſchen Antrags am 31. Oktober wurde von den Karbe 
und Lindenmüller, aber von keinem bekannteren Klubdemokraten 
geführt. Als am Abend ein Vermittlungsantrag in der Nationalver⸗ 
ſammlung die Unterſtützung Wiens der Zentralgewalt zuweiſen wollte, 
war der wirre Volksauflauf vor dem Sitzungsgebäude, dem Schauſpiel⸗ 
haus, zum bedrohlichen und zielloſen Krawall ausgeartet; das ſeit Ende 
September wieder verbreitete Mißtrauen gegen die Nationalverſamm⸗ 
lung hatte genügt, zu zielloſen Drohungen ſtatt zu einheitlicher Aktion 
zu führen. 

Das nachfolgende Vorgehen der Krone, vor allem die Ernennung 
Brandenburgs zum Miniſterpräſidenten, erregte weiter im geſamten 
politiſchen Vereinsleben Berlins lauten Unwillen und wachſende, offen 
ausgeſprochene Kampfbegeiſterung. Die aufrühreriſchen Kräfte der 
Straße aber waren ſchon gelähmt durch den Ausbruch vom 31. Oktober 
und die neuen polizeilichen Androhungen. Die beſonnene Bürgerſchaft 
wiederum ſchreckte bei ihrem Widerſtand jetzt doppelt vor voreiligen 
Streichen zurück und wurde durch die ernſte Langſamkeit der Entwicklung 
abgeſtumpft. Die Klubdemokratie, unſicher und mißtrauiſcher geworden, 
klammerte ſich aufs neue an die Nationalverſammlung. Dieſe ſchien ſeit 
Ende Oktober, nach den neuen Siegen der mit dem linken Zentrum ver⸗ 
einigten Linken, der einzige Halt demokratiſcher Politik geblieben zu ſein. 
Aber durch die moraliſche Gewalt ihres „paſſiven Widerſtandes“ hielt fie 
nicht nur heißblütige Übereilung in der Berliner Demokratie zurück, 
ſondern täuſchte auch über die wachſende Gefahr hinweg und ermöglichte 
der Regierung gerade ein allmähliches ſiegreiches Vorgehen gegen ihr 
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immer revolutionäreres Gebahren. An drei Viertel der Berliner Bevöl⸗ 
kerung, Bürgerſchaft und Demokratie, wären vielleicht doch zu aktiverem 
Widerſtand bereit geweſen, wenn nicht die Nationalverſammlung, ihre 
tatſächliche Macht verkennend, in den erſten Novembertagen durch ihre 
Deputation beim König, dieſes berauſchende vormärzlich geartete Volks- 
ſtück, ſich allein in den Kampf gegen das Miniſterium vorgedrängt hätte. 
Um ſo ſchwerer machte ſich geltend, daß die Berliner Demokratiſche Partei 
kaum ernſthafter als der Skandalpöbel ihren Geſichtskreis auf die Pro⸗ 
vinzen außerhalb Berlins ausgedehnt hatte, und daß ihrer im Oktober 
und November vorhandenen Zahlenſtärke nicht innere Geſchloſſenheit 
und zulängliche Führung entſprach. Geiſtig entwaffnet nahm man den 
Belagerungszuſtand, das Verbot aller demokratiſchen Zeitſchriften, 
Vereine und Verſammlungen, die Auflöſung der Nationalverſammlung 
und ſchließlich die oktroyierte Verfaſſung hin. Der ſchließliche Beſchluß 
der bedingten Steuerverweigerung hat auf die langſam an Paſſivität 
gewöhnte Bevölkerung kaum mehr gewirkt. 


Der Sieg des Königtums in der Hauptſtadt war für die Entwicklung 
Preußens entſcheidend. Waren die verſchiedenen demokratiſchen Mächte 
in der Hauptſtadt geſchlagen, ſo war in den preußiſchen Provinzen gegen 
eine konſervative Regierung mit konſtitutionellen Zugeſtändniſſen kein 
aktiver Widerſtand mehr zu erwarten. 

Es gab Vollsmänner in Berlin, die Hinckeldeys geſchickten Anknüp⸗ 
fungen nicht zu widerſtehen vermochten und ſich bis zur Annahme ſtaat⸗ 
licher Unterſtützungen den Tatſachen anpaßten. Die matt Intereſſierten 
ſahen die politiſchen Ideale der Demokratie in Preußen zerbrochen und 
ihren Weg überholt. Aber noch einmal erhob ſich der Kern der demo⸗ 
kratiſchen Partei in Berlin, als Wrangels launiſche Selbſtherrſchaft zu 
den anberaumten Kammerwahlen Verſammlungen geſtattete und die 
Wahlmänner ſich zu Klubs vereinigten. Auch dieſe Wahlen wurden noch 
von idealiſtiſcher Begeiſterung für populäre Parteimänner getragen, aber 
ſtatt der verſchwommenen Theorien ſchieden zugkräftige Loſungen die 
Parteien. Nichtanerkennung der oktoyierten Verfaſſung, Kampf gegen 
das Miniſterium Brandenburg war der Schlachtruf derer, welche die 
vollendete Reaktion nicht ſtill hinnehmen mochten und in der neuen Ver⸗ 
faſſung das Recht der Kammern durch Hintertüren der Regierung ge⸗ 
fährdet ſahen. Sie gewannen keine Mehrheit in der Verſammlung. Als 
die demokratiſche Partei nach der baldigen Auflöſung dieſer Kammer und 
der Einführung des Dreiklaſſenwahlrechts ſich von den nächſten Wahlen 
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ausſchloß, iſt die demokratiſche Parteibewegung in Preußen in den Jahren 
der Reaktion eingeſchlafen. | 

Der Kampf des erneuerten alten Staates war klug geführt und nicht 
ſchwer geweſen. Und es iſt nicht leicht, einen fruchtbareren Abſchluß zu 
denken für die groteske Komödie, zu der die demokratiſche Revolution 
Berlins geworden war. Man mag fragen, ob die Linksmehrheit der 
Berliner Nationalverſammlung mit ihrer moraliſch⸗theoretiſchen Selbſt⸗ 
gewißheit ſich nicht ſelbſt für ihr Verhängnis reif erklärt hat, da ſie dem 
Staate, den ſie umformen wollte, ſo wenig reales Verſtändnis entgegen⸗ 
brachte; ihre Politik hatte auch in den überlegteſten Schritten die den 
vulgären vormärzlichen Ideologien eigene Miſchung von abſtrakter Theorie 
und volkstümlicher Plumpheit nicht abgelegt. Kein Zweifel, daß ihre 
vollends ins Vulgäre vergröberte Karikatur, die Berliner Klubdemokratie, 
eines ſtaatlichen Widerſtandes bedurfte, um nicht in rauher Freiheit 
gänzlich zu verwildern. Die Klubrevolutionäre waren ohne ernſthafte 
Organiſationsgabe, die Bevölkerung war politiſch gedankenarm, kleinlich 
beſchränkt und rückſtändig geblieben; die demokratiſche Idee war hier ein 
überhitztes Vereinsthema allzuvieler, zum großen Teile Sport politi⸗ 
ſierender Literaten, Schreckgeſpenſt oder Reizmittel in der Bürgerſchaft, 
Spielzeug halbhumoriſtiſcher Volkstypen, Tummelplatz für die plötzlich 
befreite und gefeierte Straße der Raufbolde, Arbeitsloſen und Halb⸗ 
ſtarken. Die demokratiſchen Vereine und Zuſammenrottungen konnten 
nur bramarbaſieren, proteſtieren, revolutionieren. Die ſeit dem 18. März 
ſo tief geſunkene Autorität des Staates war frech und plump wieder 
herausgefordert worden. 

Aber mit den Berliner Verirrungen hat die preußiſche Regierung zu⸗ 
gleich eine Idee in ihrer politiſchen Auswirkung geknickt. Um Verſäumtes 
wieder gut zu machen, entwurzelte ſie den demokratiſchen Konſtitutio⸗ 
nalismus und nahm der neuen Verfaſſung alles, was dem monarchiſch⸗ 
ariſtokratiſchen Prinzip gefährlich werden konnte. Doch wie einſt die 
wechſelvollen Zenſurbeſchränkungen, hat auch das jetzt einſetzende korrupte 
Polizei⸗ und Überwachungsſyſtem die Oppoſition nicht überwunden, 
ſondern gerade von fruchtbarer Einordnung in das fortzeugende ſtaatliche 
Leben abgehalten. Gerade die demokratiſche Politik in der National⸗ 
verſammlung hatte mit dem Bewußtſein politiſcher Rechte auch das eines 
Staates für alle verbreitet. Und indem die Klubdemokratie die umlaufen⸗ 
den Staatstheorien der Bevölkerung verſtändlich machte und radikale 
Konſequenzen aus dem zuerſt durchweg gemäßigter aufgefaßten vor⸗ 
märzlichen Liberalismus ziehen lehrte, hatte ſie, ſo unlebendig auch ihr 
Staatsgedanke noch war, ſich eindrucksvoll für eine alle Staatsbürger 
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umfaſſende Idee bemüht. Die Nachlebenden ließ das große Ergebnis der 
Einheitskriege leicht vergeſſen, daß Erinnerungen an dieſe Unterdrückung 
ſeit 1859 weiterwirkten in den rückſtändigen und verärgerten Volksſtim⸗ 
mungen, die allen opponierenden Parteien Preußens und Preußen- 
Deutſchlands anhingen. In der Selbſtgefälligkeit der Mißvergnügten und 
Abgewieſenen lebte die ſtaatsfremde Märtyrer⸗ und Beglückungsgeſte 
der Demokratie von 1848 fort, am gröbſten in der deutſchen Arbeiter⸗ 
bewegung. Demokratie und Preußentum haben ſich nicht auseinander⸗ 
geſetzt, wo nicht großdenkende Einzelne perſönlich Zugeſtändniſſe machten; 
allzuleicht konnte der Tag kommen, an dem die ſo oft aufs neue verbitterte, 
verengte, verbogene vulgär⸗demokratiſche Oppoſition ihr Mißverhältnis 
zum beſtehenden Staate mit Unverſtändnis und Unfähigkeit für große 
Stunden entgegnen würde. 


III 


Zur neueren Geſchichte des preußiſchen Kabinetts. 
Von 
Heinrich Otto Meisner. 


I. 

Ein „Kabinett“ im eigentlichen Sinne gibt es in Preußen ſeit Fried⸗ 
rich Wilhelm I. Das hat feinen guten Grund. Denn jener Begriff iſt 
die notwendige Begleiterſcheinung des im 18. Jahrhundert vollendeten 
Abſolutismus. 

Die Regierung „in consilio“, wie ſie der Große Kurfürſt bevorzugte, 
mit dem Monarchen als „Präſidenten“, mit der „Umfrage“ an die Räte 
und dem gemeinſamen Beſchluß, überträgt gleichſam die Züge kollegialer 
Behördenform an die Zentralſtelle ſtaatlicher Willensbildung: wenn 
auch letzten Endes die Meinung des Vorſitzenden den Ausſchlag gibt, 
ſo hat ſich dieſe doch unmittelbar unter dem Eindruck der mündlichen 
Beratung gebildet; die Willensäußerung des Herrſchers kommt unter 
genoſſenſchaftlichem Einfluß (denn ſolchen verkörpern die Räte, wenn 
auch in größter begrifflicher Verengung) zuſtande; es liegt bis zu einem 
gewiſſen Grade Teilung der Gewalt und Verantwortlichkeit vor. — 
Ganz anders, wenn der Monarch in der Einſamkeit ſeines Kabinetts 
entſcheidende Entſchlüſſe faßt: Dann tritt an die Stelle der kollegialen 
die „bureaukratiſche“ Form der Willensbildung: jede Beeinfluſſung, 
die gerade Friedrich Wilhelm I., die eigene Natur kennend, von gremialen 
Beratungen befürchtete, iſt ausgeſchaltet, das monarchiſche Prinzip auf 
ſeinem Gipfel. In dieſem Augenblick gewinnt das „Kabinett“ ſeine 
eigentümliche Bedeutung: es iſt der Monarch als bureaukratiſche 
Spitze eines im höchſten Grade vereinheitlichten Behördenaufbaus. 
Nichts weiter! Allerdings, zu dieſem Kabinett gehören auch noch Beamte 
verſchiedenen Ranges: Räte, Sekretäre, Kanzliſten (für den weitläufigen 
Schriftverkehr des Selbſtherrſchers mit Behörden und Privaten des In⸗ 
und Auslandes), aber die bedeuten als ſolche nichts, ſind eben nur des 
Königs „Schreiber“, die Vermittler ſeines Willens, wurzellos und ver⸗ 
antwortungslos gegenüber den Staatsgeſchäften. Le cabinet c'est moi 
— hätten die beiden großen Preußenkönige von ſich ſagen können. 
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Das mußte ſofort anders werden!), wenn die ſtraffe Konzentration 
in der Perſon des Monarchen nachließ:), wenn dieſer aufhörte, fein 


eigenes Miniſterium zu ſein, gleichzeitig aber der Schein, als ſei alles 


beim alten geblieben, gewahrt werden ſollte. Dann wurde die bis dahin 
nur Mittel geweſene Zwiſchenſchicht des Kabinettsbeamtentums zur 
maßgebenden Größe. Das Kabinett war nun nicht mehr der Herrſcher 
als Bureaukrat, ſondern ſein Bureau als Herrſcher! Dies 
iſt der Zuſtand, wie er ſich in Preußen unter Friedrich Wilhelm III. 
herausgebildet hatte. (Die Günſtlings⸗ und Maitreſſenwirtſchaft des 
Vaters iſt ein Intermezzo.) Der König wollte nicht von den Miniſtern 
abhängen und ſo geriet er in die ſchlimmere Abhängigkeit von den Kabi⸗ 
nettsräten. Begreiflich, daß jene — der Würde ihres Amtes ſtärker be⸗ 
wußt als ehedem — aus der wurzelhaften Verbundenheit mit den Be⸗ 
dürfniſſen und Aufgaben des Staates heraus ſich gegen das paraſitäre 
Gewächs an ſeiner Krone wandten. Beſeitigung der Regierung „durch 
das Kabinett“ ift die erſte Loſung der preußiſchen „Revolution von oben“.“ 

Was Steins ungeſtüme Natur nicht hatte durchſetzen können, gelang 
dem geſchmeidigen Weſen Hardenbergs.“) Entſcheidend war die Reiſe 
des Königs nach Kydullen.“) Auf ſie hatte er, jo erzählt Hardenberg in 
ſeinen Denkwürdigkeiten“), „niemand zu den Geſchäften mitgenommen 
als den Oberſten und Generaladjutanten von Kleiſt und mich. Außer 
den eigentlichen Militärſachen trug ich ihm alle. Staatsangelegenheiten 
ohne Ausnahme allein vor. Der Kabinettsrat Beyme“ war in Memel 


1) Über Trübungen des Prinzips ſchon unter Friedrich II. vgl. H. Hüffer, 
Die Kabinettsregierung in Preußen und Joh. Wilh. Lombard, ©. 55ff. 

2) Vielleicht infolge der neuen Geſtaltung des Staates in gewiſſem Grade 
nachlaſſen mußte, vgl. M. Lehmann, Stein I, S. 407. 

3) Bei dieſem Kampfe gegen das Syſtem darf die perſönliche Seite der An⸗ 
gelegenheit nicht ganz vergeſſen werden; vgl. u. S. 41, Note 6. 

4) Denkſchrift Steins vom 27. April 1806 mit ſpäteren Anderungen und 
Zuſätzen bei Ranke, Hardenberg V, 368 ff. Dazu Lehmann, a. a. O. I, 401 ff. — 
Marginalien Hardenbergs zur Denkſchrift Beymes vom 10. Dezember 1806; 


. richt ganz korrekt) gedruckt bei Ranke, a. a. O., S. 402 ff. 


5) Zu der bekannten Begegnung mit Alexander. 

6) Ranke, a. a. O., III, 386. Über den Wiedereintritt Hardenbergs in die 
Geſchäfte und feine Stellung im Kabinett finden ſich intereſſante Aufzeichnungen 
von Altenſteins Hand in deſſen Papieren (G. St. Arch. Rep. 92 Altenſtein A 1 6. 
Eigenhändige Aufſchrift der betr. Bleiſtiftnotizzettel: „Febrſuar]⸗Arbeiten für 
Exzellenz“). | 

7) Der andere Kabinettsrat, Lombard, war zwar nach feiner durch die Königin 
veranlaßten Verhaftung (20. Oktober 1806) noch einmal in die Umgebung Friedrich 
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zurückgeblieben. Das war das erſte Mal, daß die Kabinettsgeſchäfte 
durch einen Miniſter beſorgt wurden“. Dieſe neue Art der Geſchäfts⸗ 
behandlung „gefiel dem König“, und zwar ſo gut, daß er Hardenberg am 
28. April „außer den auswärtigen auch alle inneren Geſchäfte“ übertrug. 
Aus dem ehemaligen Titular⸗Kabinettsminiſter!) wurde jetzt ein wirklicher. 
In allen wichtigen Fragen trat Hardenberg an die Stelle Beymes. 
Zwar blieb dieſer vorläufig noch auf ſeinem Poſten, auch nachdem 
der Freiherr vom Stein die Leitung übernommen hatte), doch war ſein 
Einfluß nicht mehr der alte: er bearbeitete die ihm von Stein zugewieſenen 
Sachen.?) Und als ſich der Miniſter zu den Verhandlungen mit Daru 
nach Berlin begeben mußte (März 1808), wählte der Monarch den Ge⸗ 
heimrat von Klewiz zum Vortrage.“) Nach der Rückkehr Steins (31. Mai) 
erneuert Beyme beim Könige einen ſchon am 10. Mai geſtellten Antrag, 
ihn nach Berlin zu entlaſſen: „Familien- und eigene Angelegenheiten“, 
ſchrieb er gleichzeitig an den Freiherrn, „gebieten jetzt meine ſchleunige 
Rückkehr, und für den Dienſt iſt mein längeres Hierſein ſehr unwichtig.“) 
Mit dieſem Worten vollzog das alte Kabinettsſyſtem ſeine Selbſt⸗ 
aufhebung gegenüber dem Vertreter einer neuen Zeit.“) | 


Wilhelms zurüdgelangt. Als aber der Monarch ſich von Königsberg nach Memel 
begeben mußte (Januar 1807), iſt L. ihm nicht gefolgt. Vgl. Hüffer, a. a. O., 
S. 283 ff., 323, 332. 

1) „Kabinettsminiſter“ hießen im alten Preußen die Chefs des Auswärtigen 
Departements, alſo auch Hardenberg von 1803 —06. 

2) Stein traf am 1. Oktober in Königsberg ein. Am 5. wurde Beyme als 
Kabinettsrat beſtätigt, am 19. zum Präſidenten des Kammergerichts ernannt. Er 
ſollte jedoch bis zur Rückkehr des Königs nach Berlin in deſſen Umgebung bleiben. 

3) Ranke, a. a. O. IV, 129; vgl. Pertz, Stein II, 8. 

4) Pertz, a. a. O., II, 105. Für die Situation charakteriſtiſch iſt es, daß 
Kle wiz einen Bericht Beymes an den König vom 1. Juni 1808 (Geh. St. Archiv 
Rep. 89 A XLIV 2 Fol. 1ff.) mit deſſen Reſolutionsmarginalien verſieht. Damals 
waren eben die Tage Beymes gezählt. 

5) G. St. Archiv, a. a. O., Fol. 6. (Beyme an Stein, 1. Juni.) 

6) Man wird allerdings der Perſon Beymes Gerechtigkeit wiederfahren 
laſſen müſſen und das Reſſentiment adliger Miniſter und ihrer Geſinnungsgenoſſen 
gegen den bürgerlichen Kabinettsrat nicht außeracht laſſen dürfen. Vgl. Brief 
Be ymes an den König vom 3. Oktober 1807 bei Baſſe witz, Die Kurmark Branden⸗ 
burg in den Jahren 1808 und 1809, I, S. 454, und (Buchholz) Galerie preußiſcher 
Charaktere, S. 262. 

7) Von den damals außer Beyme noch im Amt befindlichen funf Kabinetts⸗ 
ſekretären blieb nur Niethe auf dem Poſten; Coulon, Allouchery, Villaume, Krahmer 
wurden anderweitig untergebracht. 
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Beyme verließ Königsberg am 4. Juni. Die beiden Männer, die 
an ſeine Stelle traten — die Geh. Ober⸗Finanzräte v. Klewiz und Sack — 
genoſſen von vornherein das Vertrauen Steins, ſie ſind nicht Kabinetts⸗ 
räte, ſondern Gehilfen des Miniſters für die dem Monarchen zu haltenden 
Vorträge, Klewiz auf finanziellem, Sack auf juriſtiſchem Gebiet.!) Als 
letzterer nach kurzer Zeit einen neuen Poſten übernahm, wurde von Stein 
ſelber der Kammergerichtsrat Albrecht zum Nachfolger vorgeſchlagen, 
was der König am 11. November genehmigte.) Albrecht ſollte Mitt⸗ 
wochs und Sonnabends im Kabinett ſprechen. Außerdem erſchienen hier 
der am 10. September 1807 zum „Kabinettsminiſter“)) ernannte Peters⸗ 
burger Geſandte Graf v. d. Goltz in Sachen ſeines auswärtigen Reſſorts 
ſowie in der Stellung von Generaladjutanten erſt Graf Lottum, dann 
Scharnhorſt.“ 

Dieſem auf obige Weiſe praktiſch geregelten Zuſtande wollte Stein 
geſetzliche Dauer verleihen. Das Wie ſteht im allgemeinen Zuſammen⸗ 
hange ſeiner Pläne hinſichtlich der Regierungsform. Dem ſolidariſch⸗ 
korporativen Denken des Reichsfreiherrn galt die bureaukratiſch⸗dikta⸗ 
toriſche Gewalt eines Premierminiſters (wie er ſie ja tatſächlich inne⸗ 
hatte) nur als eine notwendige Übergangserſcheinung. ) Er wollte 
natürlich das Heft in der Hand behalten, aber doch in einer für ihn bezeich⸗ 
nenden Art: Was er letzten Endes erftrebte®), war ein ritornar al segno, 
nämlich ein Zurückgreifen über „Kabinettsrats⸗Deſpotismus“), Auto- 
kratie und Premierminiſtertum hinweg auf jene alte Ratsregierung 
des 17. Jahrhunderts, wenn auch in zeitgemäßem Stile. Schon unter 
Friedrich II. hatte die Dezentraliſation des preußiſchen Behördenweſens 
bedenklichen Ausdruck gefunden. Als bei Neffe und Enkel nun noch die 
autokratiſche Zügelführung fortfiel, verwandelte ſich die Dezentraliſation 
trotz aller Gegenmittel in Auflöſung. Das Preußen des Zuſammenbruchs 
war der winiſterreichſte Staat Europas. So verſteht man, daß „die 


1) Pertz, a. a. O. II, 116. Lehmann, a. a. O. II, 422 

2) A. D. B. Artikel Albrecht (v. Müſebeck), Bd. 55, S. 428. 

3) Alten Stils! Vgl. o. S. 41, Note 1. 

4) Lehmann, Scharnhorſt II, S. 26 u. 38. Nippold, Erinnerungen 
Boyens I, 340. 

5) Perg II, 31. 

6) Steins letzter Organiſationsplan (über ältere vgl. z. B. Lehmann, 
a. a. O. II, 423) liegt vor in der ſog. Verordnung vom 24. November 1808, gedr. 
bei Pertz, a. a. O. II, 689—739. 


7) So Hardenbergs Ausdruck in den Bemerkungen zur Denkſchrift Beymes 
(vgl. o. S. 40). 
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größtmöglichſte Einheit der Hauptzweck bei der neuen Verfaſſung“ 
Steins ſein mußte. „Die Regierungsverfaſſung“ ſollte zu dem Ende 
künftig „von einem, dem Oberhaupte des Staates unmittelbar unter⸗ 
geordneten Punkt ausgehen“. Dieſe Zentralſtelle war der Steinſche 
„Staatsrat“, der, wie der alte brandenburgiſch⸗preußiſche Geheime 
Etatsrat vor ſeiner Aushöhlung und Zerſplitterung, die Spitzen der ein⸗ 
zelnen Verwaltungszweige umfaſſen und wie jener vom Monarchen 
geleitet werden ſollte. Das Kabinett iſt nur „eine Hauptabteilung“ 
des Staatsrats neben den fünf großen Fachdepartements. Es „be⸗ 
ſteht aus“ deren Chefs (den Miniſtern), einer Reihe von hohen Zivil⸗ 
und Militärbeamten ſowie dem „Geheimen Staats- und Kabinetts⸗ 
ſekretär“. Dieſer iſt auf den Vortrag der „minder erheblichen Angelegen⸗ 
heiten des inneren und Finanzdepartements beſchränkt!), denn „der 
größere Teil der im Kabinett bisher bearbeiteten Sachen geht an den 
Staatsrat über“. Auf dieſe Weiſe wäre das Kabinett etwas für preußiſche 
Verhältniſſe vorher wie nachher ganz Ungewöhnliches geworden: nämlich 
— ſoweit es gleichſam politiſch⸗virulent fein ſollte — nichts anderes als 
ein engerer Staatsrat, ähnlich wie das engliſche „cabinet“ im Rahmen 
des „privy council“. ) Anders ausgedrückt: es hätte ſich jo etwas wie eine 
Verſchmelzung der gegenſätzlichen preußiſchen Regierungsmethoden des 
17. und 18. Jahrhunderts von Kabinetts⸗ und Ratsregierung vollzogen, 
allerdings mit deutlichem Überwiegen des zweiten Elements. Der 
Geh. Staats- und Kabinettsſekretär — tatſächlich gab es ja feit dem 
Juni 1808 keinen ſolchen mehr in der Umgebung des Monarchen — ) 
wäre politiſch „entgiftet“ geweſen, ein Widerſpruch zwiſchen den 
Weiſungen des Königs (Kabinetts) und der Miniſter, wie er in früherer 
Zeit begegnet, durch obige Realunion ausgeſchloſſen worden. 

Der Plan iſt, wenigſtens als folcher®), infolge der Achtung feines 
Urhebers nicht zur Ausführung gelangt. Das am 16. Dezember 1808 


1) Die „wichtigen“ bearbeitete ja Stein ſelbſt. 

2) D. h. die im Kabinett zum Vortrag gebrachten Sachen ſollten überwiegend 
im Staatsrat bearbeitet werden. Entſprechend dieſer Theorie war ja damals auch 
nur noch der alte Sekretär Niethe von dem früheren Kabinett übrig geblieben. 

3) Vgl. O. Hintze, Schmollerfeſtſchrift, S. 421 (Das preußiſche Staats⸗ 
miniſterium im 19. Jahrhundert). 

4) Albrecht war es damals noch nicht, vgl. S. 42 u. 46. 

5) Die Verordnung vom 24. November 1808 wurde nicht publiziert, erhielt 
aber die königliche Unterſchrift und iſt, ſoweit ihre Beſtimmungen nicht noch der 
Ergänzung bedürfen, in Kraft getreten, vgl. G. St. Arch. Rep. 89 H II, Preußen 
8 d vol. I, Hardenberg an Albrecht, 12. Nov. 1810. 
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erlaſſene Publikandum!) behält ſich nähere Beſtimmungen über Aufbau 
und Verfaſſung des Staatsrats) vor und richtet lediglich das bekannte 
Fünferminiſterium ein. Auch über die Kabinettsvorträge dieſer neuen 
Minifter?) wird direkt nichts geſagt. Die Präambel ſpricht lediglich von 
dem „genaueſten Zuſammenhang“ der Miniſterialinſtanz „mit dem 
Regenten“. 

Wie ſich die Dinge praktiſch geſtalteten, darüber beſitzen wir die ſehr 
anſchauliche Schilderung eines Augenzeugen.“) Danach wirkten beim 
„Kabinettsvortrag“ General Köckritz, Friedrichs Wilhelms Freund, 
ſodann der für die Militaria beſtimmte Offizier, ferner Klewiz und Albrecht. 
Von dieſem eigentlichen „Kabinettsvortrag“ wird jetzt — ſehr im Gegen⸗ 
fa zu dem oben fkizzierten Steinſchen Projekt — unterſchieden der 
Vortrag der Miniſter, von denen Scharnhorſt kommen ſollte, ſo oft er 
wollte, während die übrigen nur einmal in der Woche zu erſcheinen 
pflegten. 5) Man ſieht alſo, wie ſogleich nach dem Fortgange des großen 
Reorganiſators, der das Kabinett im weſentlichen „miniſteriali⸗ 
ſiert“ hatte, die begriffliche Scheidung ſich wieder durchzuſetzen verſucht. 
Das Kabinett gewinnt allmählich den ihm von Haus aus eigentümlichen 
Sinn eines engeren Bezirks um den Monarchen zurück, während 
die Miniſter als ſolche (von Scharnhorſt etwa abgeſehen) an die Peri⸗ 
pherie abgedrängt werden.“) 


1) Geſetz⸗Sammlung, Bd. I, S. 361 f. 
2) A. a. O. Nr. 1 Abſ. 1. 8 
3) Es waren: Burggraf Alexander zu Dohna für das Innere, Freiherr 

v. Altenſtein für die Finanzen (dieſe beiden alſo gewiſſermaßen an Steins Stelle), 
Graf v. d. Goltz (der das Reſſort des Auswärtigen behielt), Scharnhorſt und Lottum 
für Militaria (anſtelle Lottums bald Hake) und — der auf dieſe Weiſe wieder zum 
König zurückkehrende — Beyme als (einziger) Chef der Juſtiz mit dem Titel Groß⸗ 
kanzler. Das Reſſort des Auswärtigen war übrigens im Jahre 1809 an zwei 
Stellen in Funktion: in Berlin unter Goltz, in Königsberg unter Nagler. 

4) Boyen in ſeinen Erinnerungen, a. a. O., S. II, 27ff. B. war dem König 
von Scharnhorſt Anfang 1810 zum Militärvortrag empfohlen worden. 

5) Boyen, a. a. O., 31. „ .. ſämtliche Miniſter (hatten) einmal in der Woche, 
im Anfang mit dem Kabinettsvortrage gemeinſchaftlich, ſpäterhin aber allein, 
und erſt, wenn derſelbe beendet war, bei dem Könige ihren Vortrag“. Stein dachte 
an drei Vortragstage. 

6) Außerdem ſind durch das Miniſterium „wöchentliche Rapporte über die 
Kabinettsgeſchäfte“ erſtattet worden; ſie enthielten kurze Meldungen über alle 
möglichen intereſſanten Vorkommniſſe, z. B. die Verhaftung des Kriegsrats 
v. Cölln, des Verfaſſers der „Vertrauten Briefe“. Dieſen „Bulletins für S. Maje⸗ 
ſtät“ wurden wichtige Originalmeldungen anderer Stellen inſeriert, etwa der 


\ 
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In der gleichen Richtung, wenn auch als anders geartete Kraft, 
wirkte den Miniſtern gegenüber das Anfang Juni 1810 ins Leben tretende 
Staatskanzlertum. Die allmächtige Figur des Premiers füllte erſt recht 
den Kreis und ließ den Kollegen — wie einer von dieſen gelegentlich 
bezeugt — ) nur eine „petite sphere” übrig. Nach der Verordnung vom 
27. Oktober 1810 betr. die veränderte Verfaſſung aller oberſten Staats- 
behörden hatte Hardenberg als „erſter und nächſter Rat im Kabinett“ 
das Ohr des Monarchen in allen innen⸗ und außenpolitiſchen Fragen 
geradeſo wie er es ſchon 1807 von ſich bezeugen konnte.?) Sämtliche 
Eingänge des Kabinetts (mit Ausnahme der rein militäriſchend)) werden 
ihm, nachdem fie der König geſehen, täglich mit Auszügen aus den Jour⸗ 
nalen übermittelt, worauf durch ihn die Verteilung für den Vortrag 
erfolgt. Desgleichen werden alle Konzepte von Kabinettsordres (die 
von den jeweils Vortragenden zu fertigen ſind) dem Staatskanzler 
unterbreitet und in deſſen Bureau ins Reine gefchrieben.‘) Außerdem 
ſteht es in ſeinem Belieben, jederzeit den Kabinettsvorträgen beizuwohnen. 
„Ständigen“ Vortrag haben hier nach der Verordnung von 1810 außer 
Hardenberg ein Kabinettsrat und in Militärſachen „diejenigen Militär⸗ 
perſonen, welche wir dazu beſtimmen “.“) Die Miniſter erſcheinen beim 
Könige „wie bisher“ nur einmal wöchentlich zu einer gemeinſamen 
Konferenz in Gegenwart des Staatskanzlers. Unter ſolchen Umſtänden 
„gehören fie kaum noch zum Kabinett"), das in der Hauptſache nun 


erſte ſog. „Zeitungsbericht“ des Oberpräſidenten Sack (deſſen Erfindung, vgl. 
H. Granier, Berichte aus der Berliner Franzoſenzeit 1807—09, S. VII). Die 
Rapporte ſind von Klewiz konzipiert, die Konzepte außer durch dieſen von Alten⸗ 
ſtein und Dohna gezeichnet. Die Ausfertigungen vollzog Prinz Heinrich, der 
Bruder des Königs. Im Berliner Archiv finden ſich nur die vier Rapporte des 
Monats Januar 1809 (Rep. 89 A LXVI 2). 

1) Graf Goltz, G. St. Archiv Rep. 92, Hardenberg F 6. 

2) Vgl. o. S. 41. 

3) Auch über dieſe wird Hardenberg durch zweimal in der Woche überſandte 
Journalauszüge auf dem Laufenden gehalten. 

4) Dieſes Vorrecht wollte Hardenberg ſich ſchon in den Plänen von 1807 
(vgl. o. S. 40, Note 6) ſichern. | 

5) Es waren das, wie ſich aus der ſpäteren Praxis ergibt, der Kriegsminiſter 
und einer der Generaladjutanten. Auf die militäriſche Abteilung des Kabinetts, 
die als ſolche ſchon in der Verordnung vom 27. Oktober 1810 ausdrücklich erwähnt 
wird und ſich in der Folgezeit zu dem beſonderen Militärkabinett auswächſt, wird 
hier nicht näher eingegangen. 

6) Hintze, a. a. O., S. 426. 
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keinen kollegialiſchen Kronrat, ſondern ein Zwiegeſpräch zwiſchen 
Monarch und Premier darſtellt. 

Daran änderte auch die Figur des Geheimen Kabinettsrats nichts. 
Dieſen Poſten erhielt am 13. Dezember 1810 Daniel Ludwig Albrecht.“) 
Seit Jahren in Friedrich Wilhelms Nähe, war er allerdings „wohl 
bekannt mit ſeinen wichtigen Pflichten“, wie die Beſtallungsordre be⸗ 
tont. Er iſt „der erſte Chef des Geheimen Zivilkabinetts des Königs 
im modernen Sinne“), d. h. nicht ein politiſcher Motor „hinter der 
Gardine“ (wie Hardenberg 1806 rügte), der die Arbeit des verant⸗ 
wortlichen Miniſteriums ſtörte oder lähmte, ſondern in erſter Linie der 
Leiter jenes Expeditionsbureaus, ohne das der Träger der Krone, auch 
bei weniger autokratiſchem Zuſchnitt, alſo geſteigerter Bedeutung des 
Miniſteriums, infolge der unzähligen lediglich auf die monarchiſche 
Spitze zugeſchnittenen Beziehungen und Bedürfniſſe vor allem in 
Perſonalfragen nicht gedacht werden kann. Dieſe beſcheidene Stellung 
des Kabinettschefs ſchließt eine politiſche Wirkſamkeit desſelben nicht 
aus. Die Kabinettschefs des 19. Jahrhunderts?) haben ohne Ausnahme 
beträchtlichen Einfluß geübt. Aber normalerweiſe mußte eben dieſer 
Einfluß an den Rechten der verantwortlichen Miniſter ſeine Schranken 
finden. 

Da Hardenberg die Poſition eines „erſten und nächſten“ Kabinetts⸗ 
rats durchaus feſtgehalten hat, iſt man genötigt, ſchon ſeit dem Epochen⸗ 
jahre 1810 eine „erſte“ und „weite“ Abteilung dieſer Behörde zu unter⸗ 
ſcheiden, nämlich das Bureau des Staatskanzlers, ſoweit es mit könig⸗ 
lichen Vortrags- und Unterſchriftsſachen befaßt war, und das Bureau 
Albrechts.) Außer jener Aufgabe hat das Staatskanzleramt noch eine 


1) G. St.⸗Arch. Rep. 74 H VIII 46. A. war am 28. Juni 1809 zum zweiten 
Geh. Oberjuſtizamt im Juſtizminiſterium ernannt worden (G. St. Arch. Rep. 
89 A XLIV G), hat aber dieſe Stelle nie angetreten, da er in der * des 
Königs verblieb. 

2) Müſebeck, a. a. O., 428. 

3) Es ſind außer Albrecht, der 1835 ſtarb, Karl Chriſtian Müller, ein Schwager 
Lombards (bis 1846), Illaire (bis 1865), Ferdinand v. Mühler (bis 1869), Karl 
(Freih.) v. Wilmowski (1870—88), Hermann (v.) Lucanus (bis 1908), Rudolf 
v. Valentini (bis Anfang 1918), Friedrich v. Berg (bis Herbſt 1918), Clemens 
(v.) Delbrück (14. Oktober bis 20. November 1918; der frühere Staatsſekretär des 
Innern, als Kabinettschef der parlamentariſch⸗konſtitutionellen Zeit). Sämtlich 
außer Albrecht und v. Mühler Exzellenzen. . 

4) Die offizielle Bezeichnung: 1. und 2. Abteilung kommt erſt nach dem Tode 
Hardenbergs auf (ſ. u.). 
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andere, gewiſſermaßen „kabinettsfreie“ Sphäre ſeiner Tätigkeit: als 
ſolches entſpricht es dem ſeit 1848 in Preußen vorhandenen Bureau des 
Miniſterpräſidenten. “) | 

Das Staatskanzleramt iſt in Preußen bekanntlich eine Hardenbergſche 
Erſcheinung geblieben.“) Zwar wurde dem im September 1822 zum 
Vizepräſidenten des Staatsminiſteriums ernannten früheren Minifter 
v. Voß nach dem Tode des Fürſten die oberſte Leitung der Geſchäfte 
übertragen, aber den Titel Staatskanzler hat dieſer „perſönlichſte Gegner 
Hardenbergs“) jo wenig geführt, wie die offizielle Bezeichnung „Präſi⸗ 
dent des Staatsminiſteriums“, wenn er auch als der älteſte unter den 
Miniſtern im Staatsrat und Staatsminiſterium den Vorſitz erhält.“) 
Eine weitere Entwicklung ſchnitt ſein baldiger Tod (30. Januar 1823) 
ab. Auch der zum Nachfolger in Ausſicht genommene Feldmarſchall 
Kleiſt v. Nollendorf — für Humboldt konnte ſich Friedrich Wilhelm nicht 
entſchließen — ſtarb ſchon am 17. Februar. 

Eine Weile liquidierten der Hausminiſter Fürſt Wittgenſtein und 
der Schagminijterd) Graf Lottum gemeinſam die Hardenberg⸗Voßſche 
Erbmaſſe.“) Dann rückte jener offiziell in den Hintergrund und Lottum 


1) Daher 1848 die Vereinigung der 1. Abteilung des Zivilkabinetts mit dem 
Bureau des Miniſterpräſidenten (vgl. u. S. 58). Weil der Staatskanzler die 
Stellung eines Miniſterpräſidenten inne hatte, beſteht auch eine Perſonalunion 
hinſichtlich der Räte dieſes tatſächlichen Miniſterpräſidenten und derjenigen 
des ſeit 1814 (17) geſchaffenen „Staatsminiſteriums“, ſo wie in unſeren 
Tagen. 

2) Über die vergeblichen Verſuche, die Vorherrſchaft des Premierminiſters 
zu beſeitigen, vgl. Hintze, a. a. O., 430 ff. 

3) H. v. Petersdorff, A. N B. 40, S. 360. 

4) Vgl. Hintze, a. a. O., S. 441, Note 4. Dazu das Journal der 1. Abteilung 
des Zivilkabinetts von 1823, G. St. Arch. Rep. 89 C LXIV I. 

5) Das Schatzminiſterium — ein zur Erforſchung des Standes der Staats⸗ 
ſchulden und zur Feſtſtellung der Forderungen aus der Okkupations⸗ und Kriegs- 
zeit 1817 begründetes Reſſort — wurde nach dem Übergang des Staatsſchulden⸗ 
weſens auf eine neue Behörde (Rep. 89 C X 1, Lottum an den König, 12. Mai 1823) 
als ſolches ſchon am 16. Mai 1823 mit dem Finanzminiſterium vereinigt, aber 
Lottum behielt als Chef der Generalkontrolle und (nach deren Auflöſung 1826) 
der Staatsbuchhalterei die Verwaltung des Staatsſchatzes und den Titel Schatz⸗ 
miniſter. 

6) Schon am 18. Januar erhielten ſie durch eine Kabinettsordre den Auftrag, 
die während der Krankheit des Herrn v. Voß eingegangenen und weiter eingehen⸗ 


den Sachen gemeinſchaftlich zu entſiegeln und an die Miniſter zu verteilen. G. St. 
Archiv Rep. 89 EXVI3, 13. 
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erhielt (20. April 1823) den „Vortrag der allgemeinen Landesangelegen⸗ 
heiten, die zur Allerhöchſten unmittelbaren Beſtimmung und Entſcheidung 
gelangen.“) Mit dieſem Auftrage tritt er in die Spuren Hardenbergs 
als erſten und nächſten Rats im Kabinett. Man ſpricht hier jetzt auch 
amtlich von einer „erſten Abteilung“. | 

Und doch find auch die Unterſchiede nicht zu verkennen. Hinter 
Hardenberg als „Kabinettsminiſter“ ruhte das Schwergewicht des die 
Geſamtheit der Geſchäfte überſchauenden Staatskanzlers, mit der Perſon 
des Chefs wurde gleichſam das ganze Miniſterium dem Kabinett verbunden 
und ſo das Weſentliche der Regierungsreform geſichert. Lottum war 
beinahe ein Miniſter ohne Portefeuille“), er hatte keinerlei präſidiale 
Befugniſſe den Kollegen gegenüber, rangierte vielmehr — wie z. B. die 
Staatsminiſterialprotokolle zeigen — ſtets secundum ordinem hinter 


1) Hüffer, a. a. O., S. 556. 

2) G. St. Archiv, Rep. 89 CLXIV 1 zu Anfang der Abteilung „Hauptjournal“. 
Am ſinnfälligſten vollzieht ſich der Übergang auf den Aktendeckeln, wo (ſoweit 
es ſich um fortzuführende Faſzikel handelt) die urſprüngliche Bezeichnung: Acta 
der geheimen Regiſtratur des Staatskanzlers betr.... in ſolche „. .. des k. Zivil⸗ 
kabinetts 1. Abt.“ verändert wird. N 

Im einzelnen läßt ſich die Übergangszeit 1822—23 an Hand der Journale — 
der untrüglichſten Prüfſteine für die Entwicklung einer Behörde — verfolgen. 
Der erſte Journalband der offiziell nun jo genannten I. Abt. des Zivilkabinetts 
(von 1823, G. St. Arch. Rep. 89 C LXIV I) ſetzt ſich aus folgenden Journalen 
zuſammen: a) Journal A⸗ die an das Staatskanzleramt und an Mitglieder des⸗ 
ſelben gerichteten Sachen, ſoweit ſie noch nach dem Tode Hardenbergs einliefen. 
Es handelt ſich alſo um die „Abwickelungsſtelle“ des Staatskanzleramts. Das 
Journal iſt die unmittelbare Fortſetzung des bis Ende 1822 im Staatskanzleramt 
geführten Eingangsjournals. — b) Journal B= die „an den Staatsminiſter 
v. Voß, nachher an die Staatsminiſter Fürſt Wittgenſtein und Graf Lottum ge⸗ 
richteten Sachen.“ Die hier verzeichneten Eingänge reichen bis in den November 
1823. — c) Als Lottum offiziell den „Vortrag in allgemeinen Landesſachen“ 
erhalten hat (20. April), wird für die an ihn gerichteten Sachen ein beſonderes 
Journal angelegt, das ſog. „Hauptjournal“ (ab 1. Mai). — d) Die Lottum zum 
Vortrage zugefertigten Immediatſachen ſind in einem weiteren Journal (ſeit 
April) zuſammengeſtellt worden. — Schließlich ſind noch (e und ) beſondere Journale 
der an Lottum gerichteten Kabinettsordres und der „Archivſachen“ geführt worden. 
(Die Aufſicht über die Archive hatte Hardenberg ſchon 1810 ſich ſelbſt vorbehalten, 
durch K. O. vom 2. Mai 1823 wurden ſie dem Staatsminiſterium unterſtellt, die 
beſondere Aufſicht über das Geh. Staats⸗ und Kabinettsarchiv in Berlin erhielten 
der Hausminiſter Fürſt Wittgenſtein und der Miniſter des Auswärtigen Graf 


Bernſtorff.) 
3) Vgl. o. S. 47, Note 5. 
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Männern wie Altenſtein!) und Schuckmann. Dieſer „Kabinettsminiſter“ 
(den offiziellen Titel hat übrigens auch L. noch nicht geführt) bezeichnete 
weniger die Geſchloſſenheit als die Spaltung des Konſeils 
in zwei Klaſſen von Ratgebern, und gerade bei der adiaphoriſchen Natur 
des Grafen), der den fehlenden Premierminiſter nur markierte, ergab 
ſich die bedenkliche Möglichkeit, daß intrigante Hinterſpieler die Fäden 
in die Hand bekamen, wie es beim Fürſten Wittgenſtein tatſächlich der 
Fall war“), der Lottum auf den exponierten Platz geſchoben hatte.“ 
Wittgenſtein beſaß keinerlei beſondere Vollmacht für Kabinettsvorträge 
und war dennoch zu Zeiten der mächtigſte Mann beim König. Umgekehrt 
entbehrten die Chefs des Auswärtigen Departements, obwohl ſie nach 
alter Überlieferung die einzigen waren, welche bis 1840 den offiziellen 
Titel: Kabinettsminiſter führten“), im 19. Jahrhundert den engeren 
Zuſammenhang mit der Perſon des Monarchen, der ihnen einſt den 
Namen gegeben hatte.“) Die Etiketten paßten eben nirgends zu dem 
Inhalt.“ 

Die Abgrenzung der Geſchäfte hat ſich zwiſchen den beiden 
Abteilungen des Kabinetts begreiflicherweiſe erſt allmählich entwickelt. 
Sie beruhte nicht immer auf feſten Grundſätzen und war vielfach ſchwan⸗ 


1) Altenſtein, der ſchon Hardenberg im Präſidium des Staatsrats vertreten 
hatte, übte die Funktionen eines Alterspräſidenten; er ſollte aus dem Perſonal 
des Staatsminiſteriums einen Expedienten zu ſeinen Geſchäften beiziehen dürfen 
(Akten des Staatsminiſteriums: Geſchäftsordnung f. d. St. M., Abt. B Tit. III 
2a Nr. 2). A. hatte übrigens das Präſidium im Staatsrat und Staatsminiſterium 
ſchon während der Krankheit des Miniſters v Voß, Januar 1823, übernommen 
(G. St. Arch. Rep. 89 E XVI 3, 13.) 

2) Von einer ſolchen darf man wohl bei L. reden. Über ihn: Treitſchke, 
D. G. II, 458, III, 362; M. Lehmann, Scharnhorſt II, 10; H. v. Petersdorff, 
Friedrich v. Motz passim. Lottums Vertrauter war in den zwanziger und dreißiger 
Jahren Staegemann. S. A. D. B. Bd. 35, S. 388. 

3) Schon Boyen nennt ihn den „Premier hinter der Gardine“, vgl. L. Dehio 
in den „Forſchungen“, Bd. 25, S. 228. 

4) A. D. B., Bd. 43, S. 629. 

5) In Schweden heißt der Außenminiſter noch jetzt „Kabinettssekre- 
terare . 

6) Lottum und Wittgenſtein erhalten für beſtimmte Erlaſſe eine Art Vor⸗ 
zenſur, vgl. „Forſchungen“ 25, S. 227. 

7) In welchem mitunter geradezu grotesken Maße, zeigt die von Hüffer, 
a. a. O., S. 557 mitgeteilte Szene zwiſchen dem Freiherrn v. Werther und Friedrich 
| Wilhelm III. 
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kend. !) Zur erſten Abteilung gehörten nach der ſoweit erſichtlich älteſten 
Aufftellung®): 1. Geſetze, Feſtſtellung allgemeiner Grundſätze in ein⸗ 
zelnen Fällen. 2. Allgemeine Einrichtungsſachen, Generalberichte der 
Miniſter, Anlagen öffentlicher Inſtitute, Anlegung von öffentlichen 
Kommunikationsanſtalten wie Chauſſeen, Eiſenbahnen uſw. 3. Alle 
Etatsſachens). 4. Staatsverträge. 5. Alle einzelnen Sachen, wo ein 
öffentliches Intereſſe überwiegend iſt. 6. Größere Geldunterſtützungen 
und Anſprüche an Staatskaſſen.“) Man faßte dieſe Materien in den Be⸗ 
ſtallungen unter dem Begriff: „Allgemeine Landesangelegenheiten“ 
zulammen.?) „Die die Verwaltung im einzelnen betreffenden Sachen 
dagegen, bei welchen es ſich nicht um Alterierung eines allgemeinen 
Grundſatzes handelt“), ſowie die Flut der Gnadengeſuche und »er⸗ 
weiſungen “), Unterſtützungen aller Art, Straferlaſſe, Widmungen 
von literariſchen und Kunſtwerkens) — die „eigentlichen Kabinetts⸗ 


1) Bericht des Geh. Kabinettsrats v. Wilmowski vom 22. Dezember 1872 
(G. St. Archiv Rep. 89 H II, Preußen 8 h Fol. 7). 

2) Auf einem ſchmalen Blättchen von Lottums Hand, anſcheinend aus dem 
Jahre 1840 ((G. St. Arch. Rep. 89 H II, Preußen 8 d vol. I Fol. 78). 

3) Dementſprechend auch alle Fälle, in denen es ſich darum handelt, neue 
Ausgaben zum Etat zu bringen. Für ſolche Fälle wünſchte ein ſpäterer Kabinetts⸗ 
miniſter ausdrücklich ſich den Vortrag vorbehalten zu ſehen. (Thile an Müller, 
16. Februar 1842, G. St. Arch. Rep. 89 HII, Preußen 8 d adhib., Fol. 28°). 
Wenn ſich der Miniſter hierbei auf die „beſtehende Geſchäftsordnung“ beruft, ſo 
kann er nur die obigen Lottumſchen Stipulationen im Auge gehabt haben, denn 
eine eigentliche Geſchäftsordnung exiſtierte, von den Beſtimmungen der Verord⸗ 
nung vom 27. Oktober 1810 abgeſehen, für das Zivilkabinett nach Ausweis der 
Akten (vgl. auch Illaire an Finanzminiſter v. Rabe, 27. Auguſt 1851, die Geſchäfts⸗ 
verteilung beruhe auf keinem „Grundſatz“, ſondern auf einem „gewiſſen Her⸗ 
kommen“, das in vielen einzelnen Fällen verlaſſen worden iſt; und den Beſcheid 
an Hüffer, a. a. O. 448) nicht. In den neunziger Jahren erfolgte Feſtſetzungen 
— die außerhalb des hier geſteckten Rahmens fallen — laſſen ſich nicht als eigent⸗ 
liche Geſchäftsordnung bezeichnen. 

4) Bewilligungen aus dem Allerhöchſten Dispoſitionsfonds erfolgten ſeit 
1844 durch die zweite Abteilung. (G. St. Arch. a. a. O. Fol. 64.) 

5) Z. B. G. St. Arch. Rep. 90 Tit. XIII Nr. 37; Rep. 89 H II Preußen 1, 
Fol. 92 c. 

6) Illaire an den Finanzminiſter v. Rabe, 27. Auguſt 1851, i. d. Akt. d. Staats⸗ 
miniſteriums: Acta Gener. Abt. B, Tit. III 6 Nr. 7, vol. I. 

7) Gnadenſachen wichtigerer Art hatte der Kabinettsminiſter, z. B. Thile. 
G. St. Arch. Rep. 89 H II, Preußen 8 d adhib. Fol. 39. 

8) Wilmowski an Bismarck am 25. September 1872, |. Rep. 89 H II, Preußen 
8 h, Fol. 3. 
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ſachen“ !) — reſſortierten von der II. Abteilung, der Domäne des Ge⸗ 
heimen Kabinettsrats. Wie flüſſig jedoch eben die Grenzen waren, zeigt 
ein Blick auf die Inhaltsüberſichten der im Geheimen Staatsarchiv 
nun abgeſchloſſen beruhenden beiden Abteilungsregiſtraturen. 

Was den Geſchäftsgang in jener zweiten Periode der Kabinetts⸗ 
geſchichte (1823— 48) anbetrifft, ſo gedachte Lottum an den 1810 für 
die erſte Abteilung geſchaffenen Prärogativen feſtzuhalten. Ein Sonder⸗ 
fall, bei welchem ſich ergab, daß ihm gewiſſe Kabinettsordres unbekannt 
geblieben waren, veranlaßte den Grafen 1836, den Chef der zweiten 
Abteilung zu erſuchen, ihn nach dem Grundſatz der Gegenſeitigkeit über 
dort bewirkte Ausgänge auf dem Laufenden zu erhalten. Darauf ver⸗ 
fügte der Geheime Kabinettsrat Müller, daß, ſobald von der zweiten 
Abteilung ausnahmsweiſe:) Königliche Ordres zum Abgang gebracht 
würden (wenn Gefahr im Verzuge oder bei Abweſenheit des Monarchen 
von der Hauptſtadt, in welchem Falle die vorſchriftsmäßige Expedition 
in Berlin durch die erſte Abteilung einen zu großen Umweg bedeutet 
hätte), die Regiſtratur der zweiten Abteilung die Konzepte der abge⸗ 
gangenen Kabinettsbefehle dem Grafen Lottum zur nachträglichen Kennt⸗ 
nis zuſenden folle?), was bis dahin nicht geſchehen war. Umgekehrt 
beſtand der Brauch, jede in der erſten Abteilung entſtandene Ordre 
durch die zweite dem König vorzulegen.“) Die ſeltſame Struktur der 
erſten Abteilung des Zivilkabinetts ſeit 1823, deren Chef und Expeditions) 
zur Verwaltung des Staatsſchatzes gehören, während außerdem ein vor⸗ 
tragender Rat des Staatsminiſteriums (Schaumann) ſowie dortige 
Regiſtratur⸗ und Kanzleibeamte mit ihren Angelegenheiten betraut ſinde), 
wird dem Grafen Lottum im Unterſchied von Hardenberg, der über ein 
geſchloſſenes Bureau verfügte, die einheitliche Zügelführung und den 
Geſamtüberblick nicht gerade erleichtert haben. Von der ihm geſchäfts⸗ 
ordnungsmäßig?) zuſtehenden Befugnis, ſich die geeignet erſcheinenden 


1) Hüffer, a. a. O. 556. Dieſe Bezeichnung iſt ganz im Sinne des Stein⸗ 
ſchen Organiſationsplanes, vgl. o. S. 48. 

2) Bekanntlich ſollten alle Kgl. Ordres grundſätzlich in der erſten Abteilung 
depeſchiert werden, vgl. o. S. 45. 

3) Geh. St. Archiv Rep. 89 H II, Preußen 8 d, vol. I, Fol. 20ff. 

4) G. St. Archiv, a. a. O. adhib. Fol. 58. Unter Thile iſt daran angeſichts der 
viel zahlreicher gewordenen Ordres der I. Abt. nicht feſtgehalten worden, vgl. 
ebenda, Fol. 60°. N 

5) Dieſe vertreten durch den Geh. Sekretär, ſpäteren Hofrat Möllendorff. 

6) Geh. St. Archiv, a. a. O., adhib. passim. 

7) Nämlich durch die Verfügung vom 27. Oktober 1810. 

4* 
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Materien zum Vortrag auszuwählen, hat Graf Lottum in den letzten 
Jahren nur beſchränkten Gebrauch gemacht. Wir erfahren, daß ſeine 
Vorträge „ſelten mehr als eine Stunde“ ausfüllten, daß er das meiſte 
durch den Kabinettsrat Müller, ſpäter durch den Geheimrat Uhden!) 
dem Monarchen unterbreiten ließ.?) Der Grund war wohl lediglich 
das Alter, das 1837 den damals Siebzigjährigen um Entbindung von der 
regelmäßigen Teilnahme an den Sitzungen des Staatsminiſteriums und 
Staatsrats zu bitten nötigte. “) | | 

Lottum hat noch „die frohen Tage der Erwartung“ überlebt. Sein 
Nachfolger wurde am 9. März 1841 — nicht der von ihm ſelbſt vorge⸗ 
ſchlagene“) Graf Anton Stolberg, Wittgenſteins Gehilfe und Erbe, 
ſondern — zunächſt der General v. Thile, der ebenfalls wie Lottum den 
Poſten eines Schatzminiſters und zweiten Chefs der Staatsbuchhalterei 
bekleidete. Dieſem trat ein Jahr ſpäter (24. März 1842) der bisherige 
Finanzminiſter und erſte Chef der Staatsbuchhalterei Graf Albrecht 
Alvensleben und nach deſſen freiwilligem Rücktritt (1844) Ernſt v. Bodel⸗ 
ſchwingh zur Seite. Thile, Alvensleben und Bodelſchwingh haben nun 
auch den Titel Kabinettsminiſter geführt, der alſo erſt ein Menſchenalter 
nach Schaffung der Inſtitution ſich durchgeſetzt hat.“) 

Unter dem neuen Herrſcher erhielten nicht nur die Chefs der erſten 
Abteilung ſeines Kabinetts ihrem Amte entſprechende Bezeichnungen, 
ſondern es erfolgte auch ein ſelbſtändiger Aufbau der Abteilung als ſolcher. 


1) Der 1838 als Hilfarabeiter ins Kabinett eingetretene Kammergerichtsrat 
Karl Albr. Alex. Uhden erwarb ſich das volle Vertrauen Friedrich Wilhelms IV., 
als es ihm 1842 in Petersburg gelang, das „handelspolitiſche Ränkeſpiel des Zaren“ 
zu „durchkreuzen“ (Treitſchke V, 170, 600). Er übernahm ſpäter das Miniſterium 
der Juſtizverwaltung und war ſo der einzige Kabinettsrat, der nach Creutz, Marſchall 
und Boden (unter Friedrich Wilhelm I.) noch zum Miniſter aufgeſtiegen iſt. 

2) Thile an Müller, 30. Oktober 1843. G. St. Arch. Rep. 89 H II, Preußen 
8 d adhib. Fol. 61. Lottum ſelbſt beſtätigt obigen Sachverhalt in der Form, daß 
der König ſich die bei ihm, Lottum, expedierten Sachen durch Uhden ausführlich 
vortragen laſſe. (L. an Müller, 19. Juli 1840, G. St. Arch., a. a. O., vol. 1 Fol. 11.) 

3) G. St. Arch. Rep. 89 H II Preußen 1, vol. I. 

4) G. St. Arch. Rep. 89 E XVI, 17. „Graf Anton“ war allerdings auf Wunſch 
des Königs nach Charlottenhof übergeſiedelt, um dem Monarchen jederzeit erreich⸗ 
bar zu ſein. Treitſchke V, 18. Friedrich Wilhelm IV. wollte ihn aber nicht zum Mi⸗ 
niſter, ſondern zum homme de confiance haben (v. Petersdorff, Friedrich 
Wilhelm IV., S. 18). 

5) Daneben haben den Titel nach wie vor die Chefs des Außenminiſteriums, 
bis die achtundvierziger Revolution beiden Arten von Kabinettsminiſtern den 
Garaus macht. 
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Lottum mußte ſich, wie erwähnt, ſein Kabinettsperſonal in eigentümlicher 
Weiſe zuſammenborgen. Der „Übelſtand, der aus der bisherigen Ein- 
richtung erwachſen iſt“, und die „Vermehrung der Arbeiten“) veranlaßten 
den König, die Bildung eines eigenen Bureaus für die von Beamten 
des Staatsminiſteriums mitbeſorgten Subalterngeſchäfte der I. Ab⸗ 
teilung zu befehlen.) Für dieſen Zweck ſollte das Staatsminiſterium 
von ſeinem Subalternperſonal „die mit den Kabinettsarbeiten bereits 
vertrauten und als zuverläſſig bewährten Individuen“ ſoweit erforderlich 
dem Kabinett überweiſen. Was praktiſch dabei herauskam, war lediglich 
die Schaffung eines Spezialbureaus in der Wohnung Thiles)), 
beſtehend aus Beamten des Staatsminiſteriums, welche die obigen 
Bedingungen erfüllten und jetzt auf den Etat der I Abteilung 
übernommen wurden.“) Auf dieſe Weile hatte man nunmehr die 
nötigen Hilfskräfte für eilige Expeditionen gleich bei der Hand, womit 
der „Übelftand der bisherigen Einrichtung“ im weſentlichen wohl 
beſeitigt wurde. Die ſonſtigen Subalternarbeiten der erſten Abteilung 
(Journal, Regiſtratur und Kanzlei) wurden weiter vom Staats⸗ 
miniſterium miterledigt.®) Von der gänzlichen Trennung des Perſonals, 


1) Thile und Alvensleben haben dem Könige weit häufiger und länger 
Vortrag gehalten als Graf Lottum. Vgl. u. S. 55. Die Geſchäfte hatten ſich, 
nach einem Zeugnis des erſteren vom Jahre 1843, unter der neuen Regierung 
verdoppelt. G. St. Arch. Rep. 89 H II Preußen 8 d adhib. Fol. 61. 

2) K. O. an das Staatsminiſterium vom 27. April 1842 (G. St. Arch. Rep. 
89 H II Preußen 1, vol. I, Fol. 94 b). 

3) Vgl. jedoch S. 54, Note 1 am Schluß. 

4) G. St. Arch. Rep. 89 H II Preußen 8 d adhib. Fol. 34, und Bericht des 
Staatsminiſteriums vom 7. Dezember 1846 (in den Akten des Staatsminiſteriums 
betr. Etat f. d. Büro desſelben, Bd. III, 1840—48, Abt. E, Titel VI 2, Nr. 1). 
Die geſperrten Worte verdeutlichen die Neuerung gegenüber den Zeiten 
Lottums. 

5) Vgl. auch das Staatshandbuch von 1843. In den eigentlichen Akten 
und Journalen der I. Abteilung gibt es infolgedeſſen 1842 keinerlei Zäſur. Aller⸗ 
dings entſtanden beſondere „Bureauregiſtraturen“ Lottums und Thiles. Beim 
Tode Lottums fanden ſich unter deſſen Dienſtpapieren zwei Aktenſerien, deren 
ältefte Stücke ſchon 1823 angelegt worden ſind (vgl. G. St. Arch. Rep. 89 E XVI 
23. 1. u. 2.). Unter Thile wurde die Bureauregiſtratur des „Kabinettsminiſters“ 
einfach fortgeſetzt, man änderte lediglich den Namen des Chefs. Viele Stücke 
dieſer Lottum⸗Thileſchen Sonderregiſtratur — die beiden Serien umfaſſen 16516 
= 181 Nummern — find ſchon zu Lebzeiten der Miniſter mit der Hauptregiſtratur 
der I. Abteilung des Kabinetts vereinigt worden. Die übrig bleibenden Akten 
wurden in der ſpäteren Kabinettsregiſtratur, an die ſie nach dem Aufhören des 
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der Lokalien und Fonds, wie ſie urſprünglich beabſichtigt war, hat man 
auf den Rat eines Sachkenners!) Abſtand genommen. Dagegen hat die 
Emanzipation der I. Abteilung inſofern Fortſchritte gemacht, als ihrem 
Etat eigene vortragende Räte zugeſchrieben wurden.“ Allerdings 
zerreißt auch in dieſer Zone das Band mit dem Staatsminiſterium nicht 
völlig, denn jene Räte erſcheinen zum Teil in gleicher Eigenſchaft an 


Kabinettsminiſteramts gelangt ſind, als Fremdkörper empfunden und im Jahre 
1883 (zuſammen mit anderen Papieren der Kabinettsminiſter) an das Geh. Staats⸗ 
archiv abgeſtoßen, wo ſie in Rep. 89 D beruhen. — Das Fehlen einer eigentlichen 
Bureauregiſtratur Alvenslebens und Bodelſchwinghs erklärt ſich aus dem Umſtande, 
daß das Thileſche Hausbureau „für beide Chefs gemeinſchaftlich“ war, wie auch 
nur ein Journal geführt wurde (Niederſchrift Thiles, Rep. 89 H II Preußen 8 d 
adhib. Fol. 34); bei Alvensleben kommt die kurze Dauer ſeiner Wirkſamkeit als 
Kabinettsminiſter dazu. In einem Promemoria des Geheimrats Schaumann 
(vgl. die folgende Note) vom 14. Dezember 1842 iſt allerdings von zwei Spezial- 
bureaus in den Wohnungen der Kabinettsminiſter die Rede. Man wird 
aber nach dem oben Ausgeführten annehmen müſſen, daß ſich bei Thile das eigent⸗ 
liche „Bureau“ befand und bei Alvensleben nur eine (nicht dauernde?) Abſpaltung. 
Auch das Staatshandbuch verzeichnet ab 1843 nur eine einheitliche „geheime 
Kabinettsexpedition“ der erſten Abteilung. 

1) Der Vortragende Rat im Staatsminiſterium Schaumann wies in einem 
Promemoria vom 14. Dezember 1842 (Rep. 89 H II Preußen 1 vol. I Fol. 101f.) 
auf den engen Zuſammenhang zwiſchen den Regiſtraturen der I. Abt. des Zivil⸗ 
kabinetts, des Staatsminiſteriums und des vormaligen Staatskanzleramts, deren 
Geſchäfte ſeit zwanzig Jahren von Beamten des Staatsminiſteriums wahr⸗ 
genommen wurden. Auf die letztgenannte Regiſtratur müſſe noch beſtändig von den 
beiden anderen rekurriert werden; eine gänzliche Trennung derſelben wäre ohne 
Nutzen. Bisher hätten ſich die Beamten gegenſeitig unterſtützt, zuerſt die dringen⸗ 
den Kabinettsſachen, dann das übrige erledigt. Bei einer Trennung würde zeit⸗ 
weiſe auf der einen Seite eine Überbürdung, auf der anderen das Gegenteil ein⸗ 
treten. Die beſtehende Einrichtung ſei billiger und leiſte mehr. 

2) 1842: v. Düesberg, Schaumann, v. Patow (vgl. das Note 1 erwähnte 
P. M. Schaumanns) Am 7. Juni wurde der Staatsſekretär und Direktor im 
Miniſterium der geiſtlichen Angelegenheiten v. Düesberg zum vortragenden Rat 
„im Staatsminiſterium und insbeſondere bei den mit dem Vortrage der allgemeinen 
Landesangelegenheiten .. beauftragten Staatsminiſtern Grafen Alvensleben und 
v. Thile“ ernannt. (G. St. Arch. Rep. 89 H II Preußen 1, vol. I, Fol. 95). Bei 
Diüesbergs Vorgänger Boetticher ſtand im Konzept der Beſtallungsordre (vom 
31. Oktober 1840) urſprünglich, daß er zum vortragenden Rat bei dem Staats- 
miniſter Generalleutnant von Thile ernannt werde. Statt der geſperrten 
Worte hat man dann: „im Staatsminiſterio“ eingeſetzt. — Am 27. Auguſt 1841 
war der Magdeburger Regierungsrat Coſtenoble kommiſſariſch auf ein Jahr zur 
Hilfsleiſtung angeſichts der Geſchäftsvermehrung bei der erſten Abteilung des 
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beiden Stellen), eine Perſonalunion, die ſpäter von Bedeutung werden 
ſollte ). 

Die neue Organiſation fällt im Staatshandbuch ſofort in die Augen. 
Während hier noch bis einſchließlich zum Jahre 1841 lediglich vom „Geh. 
Kabinett Sr. Majeſtät des Königs“ mit den Untergruppen: „für die 
Zivilangelegenheiten“ und „für die Militärangelegenheiten“ die Rede 
iſt (ſodaß man hiernach ſtreng genommen die doch ſchon längſt durch⸗ 
geführte Trennung von Militär⸗ und Zivilkabinett leugnen müßte), 
zeigt ſich 18433) ein ſehr verändertes Bild: Nicht nur find jetzt die beiden 
Kabinette formell geſchieden, ſondern in dem für die Zivilangelegen⸗ 
heiten, die ſeit 1810 oder 1823 beſtehenden Abteilungen endlich auch 
getrennt verzeichnet und in der erſten die Kabinettsminiſter ſamt ihrem 
Bureau im Gegenſatz zu ihrem N Lottum suis locis auf- 
geführt. 

Der neue Sprechminiſter Thile war ein fleißiger“) Mann, dazu 
paßte es, daß er abweichend von Lottums letzten Gewohnheiten den 
König am liebſten ſelber über alle Eingänge orientierte.) Nach der 
Ernennung Alvenslebens behielt Thile die auswärtigen und geiſtlichen 
Angelegenheiten, die Perſonalia der höheren Beamten, Militär-“), 
Polizei-, Zollvereins⸗ und einen Teil der Hausſachen, während dem 
neuen Kollegen insbeſondere die Berichte von Staatsrat und Staats⸗ 


Kabinetts und des Hausminiſteriums nach Berlin berufen worden und ſollte ſich 
bei Thile und Graf Stolberg behufs weiterer Anweiſung melden (G. St. Arch., 
a. a. O., Fol. 78, 88 b). 

1) So ſtand der im Kabinett vortragende Geheime Oberfinanzrat Schau⸗ 
mann pro 1847 auf dem Etat des Staatsminiſteriums, umgekehrt war ſein auf den 
Kabinettsetat gebrachter Kollege Coſtenoble zugleich vortragender Rat im Staats⸗ 
miniſterium. (Akten des Staatsminiſteriums betr. Etat für das Bureau desſelben, 
d. a. O.) — Eine ähnliche Perſonalunion zwiſchen dem Staatsminiſterium und 
der zweiten Kabinettsabteilung wurde durch den Geh. Oberregierungsrat 
Duncker verkörpert, der allerdings nach eigener Ausſage im Staatsminiſterium 
in den Jahren 1823—41 nur einen einzigen Vortrag gehalten hat und ſich auch 
1841 von dem dortigen Poſten entbinden läßt. e St. Arch. Rep. 89 CX 38, 
Fol. 62°.) 

2) Vgl. u. S. 62. | 

3) 1842 iſt kein St. H. B. erſchienen. 

4) Treitſchke V, 19. 

5) Er und Alvensleben trugen „wohl 10 aller Sachen unmittelbar vor“ 
(Thile an Müller, 30. Oktober 1843, G. St. Arch. Rep. 89 H II Preußen 8 d adhib. 
Fol. 61). 

6) Soweit dafür das Zivilkabinett in Frage kam. 
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miniſterium in Geſetzgebungsfragen, Zuftize, Finanz⸗, Landwirtſchafts⸗ 
und ſtändiſche Angelegenheiten ſowie der Reſt der Hausſachen zugewieſen 
wurden. Die bei der erſten Abteilung arbeitenden Räte ſollten von 
beiden Chefs beſchäftigt werden. Desgleichen war, wie erwähnt, das in 
der Wohnung Thiles befindliche Bureau nebſt dem dort geführten Sonder⸗ 
journal gemeinſchaftlich. Alvensleben erhielt die in ſein Departement 
fallenden Sachen täglich mit einem Verzeichnis der Journalnummern 
vorgelegt. Es war verabredet, daß in allen erheblichen Sachen die Chefs 
ſich die Berichte und Eingaben ſowie die Entwürfe der darauf in Antrag 
zu bringenden Ordres vor dem Vortrage gegenſeitig mitteilen ſollten. 
Die dei der zweiten Abteilung ausgefertigten Allerhöchſten Ordres 
waren beiden Miniſtern zur Kenntnisnahme einzuſenden!), wobei ſie in 
der Regel zunächſt an Alvensleben gelangten.“ \ 


Im Verhältnis zur zweiten Abteilung traten ebenfalls keine weſent⸗ 
lichen Verſchiebungen ein. Das Vorrecht der erſten Abteilung, wenigſtens 
grundſätzlich ſämtliche Kabinettsordres zu depeſchieren?), wurde noch 
einmal ſchriftlich niedergelegt.“) Die „Exzellenzen“ hüben und drüben 
behandelten ſich mit ausgeſuchter Höflichkeit (Müller findet Thile gegen⸗ 
über ſogar einen geradezu warmen Tons) und ſuchten unvermeidliche 
Grenzübertretungen oder ſonſtige Irrungen möglichſt bald wieder aus 
der Welt zu ſchaffen. Ein Gegenſatz zwiſchen Kabinetts miniſter und 
Kabinettsrat kam nicht auf. 


Umſo ſchroffer gähnte die Kluft zwiſchen ihnen und den eigentlichen 
Fachminiſtern. Wenn einem von dieſen die oben wiedergegebene Ge⸗ 
ſchäftseinteilung im Kabinett zu Geſicht gekommen ſein ſollte, wird 
er ſich wohl reſigniert geſagt haben: „Tua res agitur“. Aber ſie konnten 
ihre Sache nicht mehr ſelber vertreten. Von regelmäßigen Vorträgen 


1) Vgl. o. S. 51. 

2) G. St. Arch. Rep. 89 H II Preußen 8 d adhib. Fol. 37ff. Dieſe Ge⸗ 
ſchäftsverteilung blieb im großen und ganzen erhalten, als Bodelſchwingh den 
Grafen Alvensleben im Kabinett ablöſte. Man bemerkte damals noch, daß, wenn 
„mehrere Miniſterien konkurrierten, das Vortragsreſſort ſich nach dem Miniſterium 
richte, welches principaliter beteiligt iſt“. Die Perſonalien der höheren Beamten 
wurden jetzt „nach Maßgabe der Miniſterialreſſorts geteilt“. Penſionsgeſuche, 
die kein beſtimmtes Reſſort berührten, fielen unter die Rubrik Gnadenſachen, für 
welche Thile zuſtändig war. 

3) Vgl. o. S. 51, Note 2. 

4) G. St. Arch. a. a. O. Fol. 32. 

5) G. St. Arch. a. a. O. Fol. 581. 
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der Departementschefs war jetzt noch weniger die Rede als unter der 
alten Regierung.“) 
An ſich ließ ſich ja das Arbeiten mit beſonderen Kabinettsminiſtern 
als Erſatz für die vom Staatsoberhaupt nicht beliebte Konſeilregierung 
anſehen. Zumal wenn in jenen die Subſtanz des miniſteriellen Willens 
in Erſcheinung trat, wie es bei Hardenberg der Fall und bei Bodel⸗ 
ſchwingh im Werden war.) Ein anderes Antlitz bekamen aber die Dinge 
dadurch, daß des Königs Neigung, mit personis gratis die Geſchäfte zu 
führen, an obiger Einrichtung nicht genug hatte. Gleich die Dublette 
Thile— Anton Stolberg iſt in dieſer Beziehung ſehr charakteriſtiſch. 
Beide Männer gehörten zur täglichen Umgebung Friedrichs“), waren 
ſeine intimen Ratgeber, aber der König unterſchied zwiſchen dem „Kabi⸗ 
nettäminifter” und dem „homme de confiance“, wollte dieſen nicht 
auf dem Poſten von jenem haben. In dieſer Sphäre der „hommes de 
confiance” wird es nun, während man die eigentlichen Miniſter iſoliert, 
unheimlich lebendig. Nur ausnahmsweiſe gelangen allerdings die zahl⸗ 
reichen Unterſtrömungen einmal an die Oberfläche wie im Falle des 
Grafen Voß⸗Buch“) oder Senfft⸗Pilſachs. 5) Im allgemeinen bleibt der 


1) Über einen kurzlebigen Verſuch vgl. Hintze, a. a. O. 443. Über den Vor⸗ 
trag des Juſtizminiſters ebenda, S. 468. 

2) Le. v. Gerlach, Denkw. I, 113, „C. iſt auf geraden Wege zum Premier⸗ 
miniſter“. Bei Ausbruch der Revolution galt B. als eine Art Premierminiſter, 
vgl. Guſtav v. Dieſt, Meine Erlebniſſe im Jahre 1848 uſw., der (ſeinen Onkel) 
B. als „Leiter der Staatsregierung“ bezeichnet. A. a. O., S. 2, 8, 10, 18. (B. 
ſelbſt nannte ſich bekanntlich des Königs „erſten Schreiber“ .) 

3) Treitſchke V, 20. 

4) Dieſer Vertraute des Kronprinzen (vgl. G. St. Arch. Rep. 90 C), ein 
Sohn des alten Miniſters v. Voß, hatte zwar von vornherein maßgeblichen Einfluß 
im Kabinett des Königs — ähnlich wie Ehrenreich Bogislaw v. Creutz im Verhält⸗ 
nis zu Friedrich Wilhelm I. — erhielt aber am 28. Mai 1844 auch offiziell den 
Vortrag aller die Juſtiz betreffenden Organiſations⸗ und Perſonalangelegen⸗ 
heiten. (G. St. Arch. Rep. 89 H II Preußen 8 d adhib. Fol. 66 ff.). Er wurde 
allerdings ſchon 1846 wieder davon entbunden, a. a. O., Fol. 203. Über Voß 
vgl. Treitſchke passim, Le. v. Gerlach, deſſen Briefwechſel mit V. im G. Staats⸗ 
Archiv beruht, a. a. O. I. 81. 111, Varnhagen, Blätter aus der deutſchen 
Geſchichte V, 264. 

5) Der Geh. Oberfinanzrat Senfft v. Pilſach, deſſen Einfluß Treitſchke 
(V, 26f.) in den Akten nicht zu ſpüren vermeint, erhielt am 16. Oktober 1846 den 
Vortrag in den auf größere Meliorationsarbeiten bezüglichen Angelegenheiten, 
allerdings in Gegenwart der beiden Kabinettsminiſter (G. St. Arch. a. a. O., 
Fol. 81). 
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ihnen eingeräumte Teil des Kabinetts in Dunkel gehüllt. Aber es iſt 
nicht Aufgabe dieſer Skizze, die Linie des apokryphen Kabinetts weiter 
zu verfolgen, nur auf die Tatſache nebelhafter Verflüchtigung des Begriffs 
mußte im Zuſammenhange hingewieſen werden. Denn ſchon in vor⸗ 
konſtitutioneller Zeit kann man — mutatis mutandis — von Kamarilla⸗ 
bildungen reden. 


Die große Cäſur in der Geſchichte des neueren Kabinetts liegt na⸗ 
türlich an der gleichen Stelle wie in der Geſchichte der Regierungsform. 
Mit Einführung einer Verfaſſung fällt die königliche Kabinettsregierung 
de jure fort. Damit ſind auch die Figuren der Kabinettsminiſter gegen⸗ 
ſtandslos geworden. Bodelſchwingh, der inzwiſchen als Miniſter des 
Innern durch die politiſche Lage in den Vordergrund gelangt war, und 
Thile ſind am 18. und 19. März zurückgetreten.) Wie die Kabinetts⸗ 
miniſter eine Art Rechtsnachfolger des Staatskanzlers geweſen waren, 
ſo gehen ihre Funktionen nunmehr ſinngemäß auf den Miniſterpräſidenten 
des neuen Verfaſſungsſtaates über. Die Bureaus des Staatsminiſteriums 
und der erſten Abteilung des Zivilkabinetts werden in ein Bureau 
des Konſeilpräſidenten vereinigt, wie ſolches in Anbetracht „der 
gegenwärtigen neuen Organiſation des Staatsminiſteriums und bei der 
Stellung desſelben zu S. M. dem Könige“ in einem Protokoll der beim 
Finanzminiſterium (Hanſemann) eingeſetzten Budgetkommiſſion vom 
8. Juni 1848 als angemeſſen bezeichnet worden war.“) Mit dieſem 
Vereinigungsakt war eine Reduzierung des Perſonals verbunden, ein 
Gegenſtück zu der Anfang der vierziger Jahre erfolgten Vermehrung. 
Die ſtolze erſte Abteilung führt jetzt nur noch ein Regiſtraturdaſein im 
Schoße des Staatsminiſteriums. Nach außen wird ſie gefliſſentlich ver⸗ 
leugnet), ebenſo wie das Militärkabinett bis auf weiteres in der Ver⸗ 
ſenkung verſchwindet“) und an die Stelle der „Kabinettsordre“ die harm⸗ 


1) Über Bodelſchwingh vgl. G. v. Dieſt, Meine Erlebniſſe im Jahre 1848 
und die Stellung des Staatsminiſters von Bodelſchwingh vor und an dem 18. März 
1848, S. 32 u. 26. Thile übertrug die ſeinen Kabinettsvortrag betreffenden An⸗ 
gelegenheiten gleich nach der offiziellen Allerhöchſten Bekanntmachung vom 
19. d. M. an den Geheimen Oberfinanzrat Coſtenoble, vgl. o. S. 54, Note 2, 
welcher bisher ſchon einen Teil der Immediatvorträge des Zivilkabinetts über⸗ 
nommen hatte“ (Thile an Graf Arnim⸗Boytzenburg, 22. März 1848, G. St. Arch. 
Rep. 89 H II Preußen 8 d, adhib. Fol. 83). 

2) Akten des Staatsminiſteriums a. a. O. 

3) So auch im Etat für 1849. 

4) Erſt 1859 erſcheint das Militärkabinett wieder im Staatshandbuch. 
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loſere Bezeichnung „Allerhöchſter Erlaß“) tritt.) Den Namen Zivil⸗ 
kabinett — auch der konſtitutionelle König konnte ohne ein ſolches Bureau 
ſeine ſtaatsrechtlichen Funktionen nicht erfüllen — führte jetzt allein die 
vormalige zweite Abteilung.?) An der Zuſammenſetzung ihres Perſonals 
hatten die Ereigniſſe nichts geändert. Nächſt dem Geheimen Kabinettsrat 
Illaire, der wie Uhden Geh. Poſt⸗ und Kammergerichtsrat geweſen war, 
bevor er jenen im Kabinett ablöſte, finden wir hier weiter die drei Geh. 
„Kabinettsſekretäre“ in den planmäßigen Expedientenſtellen“), ſowie 
die für Journal⸗ und Regiſtraturarbeiten erforderlichen Kräfte.“) 


Natürlich ſind ſich in den konſtitutionellen Flitterwochen Monarch 
und Miniſter nähergetreten als vordem“), aber lange hat die Herrlichkeit 


1) Dieſer unterſcheidet ſich allerdings auch materiell von der K. O. durch das 
Erfordernis miniſterieller Gegenzeichnung. 

2) Wenigſtens vor der Öffentlichkeit. Im internen Betrieb wird nach wie vor 
von Kabinettsordres geſprochen, vgl. u. Note 6. 

3) Coſtenoble an Illaire am 21. Oktober 1848 (Akten des Staatsminiſteriums 
a. a. O.). 

4) Man darf ſich dieſe Beamten nicht ſchlechthin als Subalterne vorſtellen — 
ſo wenig wie ihre Kollegen in der alten Geh. Staatskanzlei. Neben dem 
Geh. Hofrat Büſching ſtand damals als zweiter „Expedient“ der Juſtizrat 
v. Strampff, und kein geringerer als der bekannte Alfred von Reumont (Legations- 
rat im Auswärtigen Amte, im Staatshandbuch hinter den drei eigentlichen 
Kabinettsſekretären rangierend) beſorgte in der zweiten Hälfte der vierziger Jahre 
die Expeditionen in franzöſiſcher Sprache. 

5) Für die ſogen. Kanzleigeſchäfte (Mundieren, Kopieren) nimmt auch die 
zweite Abteilung (wie es bei der erſten üblich geweſen war, vgl. o. S. 53) die Hülfe 
des Staatsminiſteriums ſtark in Anſpruch (G. St. Arch., a. a. O., vol. I Fol. 248, 
vol. II Fol. 135, 172 ff., vol. III, Fol. 21; Rep. 89 C X 38, vol. I Fol. 52, 95 c). 
Erſt in den neunziger Jahren iſt eine völlig ſelbſtändige Geh. Kabinettskanzlei 
begründet worden, vgl. G. St. Arch. Rep. 89 H II Preußen 8 d, vol. IV Fol. 26. — 
Die Kanzliſten des Staatsminiſteriums hatten es mitunter nicht ganz leicht, den 
Wünſchen des Kabinetts, ſpeziell des Herrſchers, gerecht zu werden. So mißfiel 
Friedrich Wilhelm IV. gelegentlich die Handſchrift eines im Staatsminiſterium 
hergeſtellten, für einen fremden Hof beſtimmten Notifikatoriums. Die an den 
Freiherrn v. Schleinitz dieſerhalb gerichtete Rüge betont, in ſolchen Fällen genüge 
nicht, daß die Handſchrift deutlich und leſerlich ſei, ſie müſſe ſich zugleich als eine 
„vornehme“ darſtellen. 

6) Illaire bezeichnet es in einem Schreiben an den Freiherrn Otto v. Manteuffel 
vom 24. Dezember 1851 um der Vollſtändigkeit der Akten des Zivilkabinetts willen 
als ſehr wünſchenswert, wenn „in den jetzt häufiger vorkommenden Fällen, wo 
die Herren Staatsminiſter für angemeſſen finden, S. M. unmittelbar Vortrag 
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nicht gedauert. Die Ergebniſſe der Revolution waren nur ein Schein⸗ 
ſieg. Niemals haben die inneren Kräfte des Kabinetts im Sinne jener 
ominöſen Zwiſchenſchicht zwiſchen Miniſterium und Monarch ſich ſtärker 
erwieſen als in den nun folgenden Jahren des äußerlich vollzogenen 
„Ecrasez l’infäme“. Wie anders müßten doch die Prädikate und Rollen 
im damaligen Staatshandbuch verteilt werden, wenn man die wirklichen 
Kraftlinien des „pouvoir exécutif“ nachziehen wollte! Die „Neben⸗ 
regierung“), von der ſchon vor der Revolution in gewiſſem Sinne ge- 
ſprochen werden konnte, iſt nach 1848 bei konſtitutionell gebundenem 
Königtum und Miniſterium eine unleugbare Tatſache. Der Hydra des 
Kabinetts waren in Thile und Bodelſchwingh die Häupter abgeſchlagen, 
aber zahlreichere und gefährlichere wuchſen nun nach. Die Ausdrücke 
„Kamarilla“ und „ministère occulte“ für jene Nebenregierung ſtammen 
von keinem liberalen Oppoſitionsmanne, ſondern von Leopold v. Gerlach 
ſelbſt'), ohne deſſen Willen nach Bismarcks Worten der verantwortliche 
Miniſterpräſident nichts machen konnte.?) Gerlach war es auch, der ſie 
ſpäter geadezu das „Kabinett“ genannt hat, und es wurde mit Recht geſagt, 
daß dieſe „Einrichtung“ in gewiſſem Sinne an die Stelle der abgeſchafften 
Kabinettsminiſter trat.) Durch Markus Niebuhr iſt das „okkulte“ Mini⸗ 
ſterium ſeit 1853 im Kabinett ſelbſt vertreten.?) Unter den damaligen 
Akten hebt ſich die Sonderregiſtratur dieſes königlichen Freundes bedeut⸗ 
ſam heraus.“) 


zu halten, und die A. H. Beſtimmung zu extrahieren, der darüber ausgearbeitete 
Bericht nebſt einer Abſchrift der ergangenen Kabinettsordre nachträglich zu den 
Akten des Kabinetts geſandt wird.“ Vgl. auch Hintze, a. a. O., S. 455f. 

1) Gerlach, a. a. O., passim, vgl. Hintze, a. a. O., S. 465. 

2) H. v. Petersdorff, a. a. O. S. 22. Gerlach gebraucht den Ausdruck 
Kamarilla ſchon früher, z. B. 1843, ſ. a. a. O. I, S. 90. 

3) M. Buſch, Tagebuchblätter II, S. 480. 

4) v. Petersdorff, a. a. O. 

5) Weiteres über jene „Unterſtrömungen“ gehört wieder nicht hierher. Es 
ſei nur noch für die ſpäteren Jahre Friedrich Wilhelms an Hinckeldey erinnert, 
den Gerlach als Premier einer neuen Kamarilla bezeichnete. 

6) Da die Angaben der A. D. B. über Niebuhr recht fehler⸗ und lückenhaft 
find, ſei hier folgendes aus den Akten (Rep. 89 B III 3c 2 und 89 H II Preußen 
8 d adhib. Fol. 84) mitgeteilt: 

Der 1817 in Rom geborene Sohn des Hiſtorikers war Regierungsaſſeſſor in 
Magdeburg und techniſcher Dirigent des „Magdeburger Korreſpondenten“, als 
er unter dem 9. Juni 1849 (zunächſt interimiſtiſch) auf den Poſten eines kgl. Kabi⸗ 
nettsſekretärs berufen wurde. „In Anbetracht der in neuerer Zeit eingetretenen 
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Die Kurve der Entwicklung iſt auf ihre Ausgangslinie zurückgekehrt: 
Wieder ſteht, um mit Hardenberg zu reden, ein „Kabinettsrat hinter der 
Gardine“. Verbündet mit ihm iſt der Generaladjutant L. v. Gerlach 
im Stile Biſchoffwerders, ſind Hausminiſter und andere Hofbeamte 
im Stile des Dreigrafenminiſteriums ſowie einflußreiche Männer des 
öffentlichen Lebens aller Art. Nie waren Kabinett und Mini⸗ 
ſterium ſtärkere Gegenſätze. Es iſt, als wenn alles, was im Laufe 
der preußiſchen Regierungsgeſchichte als Widerpart der ordentlichen 
Ratgebung beim Monarchen feſtgeſtellt werden kann, hier noch einmal 
in geſchloſſener Phalanx zuſammentritt, kurz bevor der Mann erſcheint, 
deſſen Wirken auf lange hinaus die rechtmäßige Herrſchaft des mini⸗ 
ſteriellen Elements im Kabinett befeſtigen ſollte. 


Geſchäftsvermehrung“ beſchloß nämlich damals Friedrich Wilhelm IV. die An⸗ 
ſtellung eines ſolchen Beamten, der „zu ſeiner ausſchließlichen Dispoſition ſtehen 
und mit Führung der kgl. Privatkorreſpondenz ſowie anderweitigen unmittelbaren 
Aufträgen betraut“ werden ſollte. In dieſer Eigenſchaft gehörte N. nicht zum 
Geh. Zivilkabinett (wo es ja zu jener Zeit, wie erwähnt, drei „Kabinettsſekretäre“ 
gab), ſondern zum unmittelbaren Dienſt des Monarchen und bezog dementſprechend 
ſein Gehalt nicht aus eigentlichen Staatsmitteln, wie die auf dem Etat des Zivil⸗ 
kabinetts befindlichen Beamten, ſondern aus dem Kronfideikommißfonds. Auch 
findet man ihn in Übereinſtimmung damit im Staatshandbuch zunächſt (nicht 
im Abſchnitt: Kabinett, ſondern) beim „Hofſtaat des Königs“ unter der Rubrik: 
„Kgl. Kabinettsſekretäre“. (Dieſe Bezeichnung führte außer N. innerhalb des Hof⸗ 
ſtaats noch der — rangältere — Legationsrat Saſſe, der zugleich Kabinetts ⸗ 
ſekretär der Königin war). Unter dem 17. Dezember 1849 wurde N. zum Re⸗ 
gierungsrat und gleichzeitig zum Hilfsarbeiter im Miniſterium des Kgl. Hauſes 
(ſpäter hier vortragender Rat) ernannt. Am 27. Dezember 1851 folgte die Be⸗ 
ſtallung zum Geh. Regierungsrat mit dem Range der Miniſterialräte 3. Klaſſe, 
am 15. Oktober 1853 die als „Kabinettsrat“ mit dem Range eines Minifterial- 
rats 2. Klaſſe. Als ſolcher hat er jedoch zunächſt nicht die Stellung eines zweiten 
Rates beim Kabinett eingenommen, wie etwa vorher Ühden und Illaire, ob- 
wohl Graf Anton Stolberg in einem Immediatbericht vom 14. Dezember des⸗ 
ſelben Jahres bemerkt, N. ſei nunmehr „in Ew. Kgl. Majeſtät Civilkabinett 
wirklich eingetreten“, und das Staatshandbuch ihn (ebenfalls ſchon 1853) an 
dieſer Stelle, ſtatt wie bisher unter dem „Hofſtaat“ aufführt. Jene Ernennung 
bedeutete für N. nur eine formale Veränderung unter Beibehaltung des bis⸗ 
herigen Amtsverhältniſſes. Erſt am 18. Auguſt 1856 befiehlt der König, daß 
N. „künftig an den Geſchäften des Kabinetts teilnehmen“, und zwar „den ge⸗ 
wöhnlichen Kabinettsvorträgen beiwohnen“ ſowie „in allgemeinen Finanzſachen 
und den kirchlichen Angelegenheiten das Korreferat übernehmen“ ſolle. Am 
15. Februar 1857 wurde N. geadelt. Er ſtarb nach Jahren geiſtiger Umnachtung 
am 1. Auguſt 1860. 
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Die erſte Abteilung des Kabinetts war nach 1848 nur ein Regiſtratur⸗ 
begriff. 1) Wenn man aber auch den Forderungen der Stunde entſprechend 
Namen und Organiſation veränderte, die Sache als ſolche, d. h. die in 
der erſten Abteilung bearbeiteten Materien, ließ ſich nicht aus der Welt 
ſchaffen. Dieſe Materien waren zwar ex officio auf den Miniſterpräſi⸗ 
denten übergegangen. Aber für die Dauer vermochte der Träger dieſes 
Amtes bei ſeinen ausgedehnten Geſchäften (zu denen als ganz neues 
Element die parlamentariſchen gekommen waren) der alten Kabinetts⸗ 
miniſter Doppelrolle nicht durchzuführen, hatten doch ſchon dieſe beim 
Könige ſich die Erlaubnis ausgewirkt, ihre Räte bei den Immediat⸗ 
vorträgen hinzuzuziehen oder gar ſich durch fie vertreten zu laſſen. “) 
Jetzt gewann jene bereits erwähnte Perſonalunion hinſichtlich gewiſſer 
Räte der erſten Kabinettsabteilung und des Staatsminiſteriumss) 
Bedeutung. Als vortragender Rat in der erſten Abteilung war Coſtenoble, 
an den der ſcheidende Thile ſeine Befugniſſe übertragen hatte“), mit 
jener verſchwunden, aber als Staatsminiſterialrat fungierte er weiter 
und als ſolcher behielt er den Immediatvortrag, wenn ſich auch das 
hiſtoriſche Recht auf ihn gerade aus der obſolet gewordenen Eigenſchaft 
herleitete. Dieſer Staatsminiſterialratsvortrags) im Kabinett iſt für die 
folgenden beiden Jahrzehnte eine charakteriſierende Erſcheinung gewor⸗ 
den. Wir erfahren, daß der Miniſterpräſident Otto v. Manteuffel eine 
Zeit lang noch häufig bei den Vorträgen Coſtenobles zugegen geweſen 
iſt, allmählich hörte das aus dem vorher erwähnten Grunde auf, und 
nun trug der Rat allein vor, „wie die früheren Kabinettsminiſter“. ) 
Ein Blick in die fortgeführten Akten der erſten Abteilung beſtätigt, daß 
Coſtenoble nach der Revolution im Geſchäftsbetrieb an die Stelle Thiles 
gerückt iſt. Er war alſo der offizielle Nachfolger der Kabinettsminiſter, 
neben der inoffiziellen Fortſetzung, die jene durch die Kamarilla gefunden 
hatten. Das Staatshandbuch nennt ihn auch ſeit 1853 im Kabinett, 
1868 ſogar an erſter Stelle vor Illaires Nachfolger v. Mühler, ſo daß 


1) Vgl. o. S. 58. Man heftete im Staatsminiſterium unbekümmert um die 
Zeitenwende die einſchlägigen Akten in die alten Deckel mit der Aufjchrift: I. Abt. 
des Zivilkabinetts. 

2) Illaire an v. Rabe, 27. Auguſt 1851, ſ. o. S. 50, Note 6. 

3) Vgl. o. S. 55. 

4) Vgl. o. S. 58, Note 1. 

5) Als es mehrere vortragende Räte im Staatsminiſterium gab (ſeit 1854), 
erhielt der erſte von ihnen den Vortrag. 

6) Bureauchef des Staatsminiſteriums Flender zu Wehrmann, dem Nach- 
folger Coſtenobles (Aus dem Leben des Wirkl. Geh. Rats Otto Wehrmann, S. 60). 
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auf dieſe Weiſe tatſächlich die Einheit der Behörde wieder 
hergeſtellt iſt. 

Coſtenoble ſtand jetzt wie Thile zwiſchen dem König und den Miniſtern, 
deren ſchriftliche Meinungsäußerungen an die Krone er erläutert und zur 
Erledigung bringt. Die an ſich hiermit gegebene Machtſtellung zu miß⸗ 
brauchen, wäre wohl auch einer ehrgeizigeren Perſönlichkeit, als es 
Coſtenoble war, durch die gleichzeitige Exiſtenz der Kamarilla ſchwer 
geworden, falls er ſich nicht mit dieſer verbünden wollte. 

Als er am Ende einer langen Dienſtzeit erkrankte (1868), be⸗ 
obachten wir den natürlichen Vorgang, daß die Miniſter, das Vakuum 
benutzend, unmittelbare Fühlung mit dem Monarchen ſuchen, indem 
ſie ihre Sachen ſelbſt im Kabinett vortrugen. Sehr zum Mißfallen des 
Grafen Bismarck, weil dadurch manches gegen deſſen Anſicht entſchieden 
wurde.“) | 

Der autokratiſche Premier war denn auch ſofort bemüht, die ent- 
ſtandene Lücke zu beſeitigen. Er legte Wert darauf, daß ſein erſter Staats⸗ 
miniſterialrat, welcher als Protokollführer bei den legislatoriſchen Ar⸗ 
beiten des Geſamtminiſteriums zugegen war, auch das Ohr des Monarchen 
habe und ihn dort namentlich in ſeiner Abweſenheit den anderen Miniſtern 
gegenüber vertrete.) So ſetzte Bismarck bei ſeinem zunächſt ablehnend 
geſtimmten Monarchen durch, daß Coſtenoble einen Nachfolger erhielt. 
Als neuer „Vizewirt im Hauſe“ wurde der Geheimrat Wehrmann vom 
Landwirtſchaftsminiſterium beftellt.?) Dieſer kam bald in die Lage, 
die Funktionen eines „Kabinettsrats der erſten Abteilung“ mit denen 
eines ſolchen der zweiten zu vereinen, da Herr v. Mühler, Illaires Nach⸗ 
folger, aus Krankheitsgründen) im September 1869 Wehrmann um 
ſeine Vertretung beim Könige erſuchte. Obwohl dieſe Perſonalunion 
dem Miniſterpräſidenten nicht recht war, weil er befürchtete, daß darunter 
der Geſchäftsgang im Staatsminiſterium leiden könne, dauerte ſie bis 
zur Ernennung eines neuen Chefs des Zivilkabinetts (Wilmowski) im 
März 1870 fort.“) 

Dann kehrte ſich allerdings das Verhältnis um: Wehrmann blieb 
bei Ausbruch des Krieges in Berlin zurück, u. a. zur Dispoſition der 
Königin Auguſta, während Wilmowski dem Monarchen nach Frankreich 


1) Bismarck zu Wehrmann, a. a. O. 55. 

2) Wehrmann, a. a. O. 54f. 

3) Wehrmann, a. a. O. 54, 56. 

4) M. ſtarb am 16. Januar 1870. (Vgl. auch S. 66.) 
5) Wehrmann, a. a. O., 86, 88, 89. 
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folgte und auf dieſe Weiſe auch den Vortrag der Staatsminiſterialſachen 
(„allgemeine Landesangelegenheiten“, wie es früher hieß) in die Hand 
bekam. 

Auch nach dem Friedensſchluß hat Wilmowski wiederholt die Ge⸗ 
ſchäfte Wehrmanns bei deſſen ſchlechtem Geſundheitszuſtande wahr⸗ 
nehmen müſſen. Als dieſer ſchließlich um ſeine Penſionierung bat, regte 
der Chef des Zivilkabinetts bei Bismarck an, dem Nachfolger Wehrmanns 
die Immediatvorträge dauernd abzunehmen und dem Geheimen Kabi⸗ 
nettsrat zu übertragen.!) Die jetzige Stellung des Kabinetts, ſo be⸗ 
gründet W. ſeinen Antrag, habe den erheblichen Nachteil, daß die ein⸗ 
heitliche Führung der Geſchäfte verloren gehe. Sowohl S. Maj. der 
Kaiſer und König wie die Herren Miniſter und die zahlreichen Geſuch⸗ 
ſteller hielten ſich in allen Angelegenheiten des Kabinetts ohne weiteres 
an den Geh. Kabinettsrat, letzterer komme beſonders häufig in die Lage, 
Allerhöchſten Orts Auskunft geben oder Anordnungen treffen zu ſollen 
in Sachen, die zurzeit vor die I. Abteilung gehören, die daher dem Geh. 
Kabinettsrat nicht füglich präſent ſein könnten. Es entſtänden ſomit 
Weiterungen und Verzögerungen. Durch ſeine (Wilmowskis) lange 
Vertretung des Geheimen Rats Wehrmann teils während ſeiner 
Krankheit, teils während des Krieges ſeien ihm die bedeutenden Vorzüge 
einer einheitlichen Verwaltung des Kabinetts unmittelbar vor Augen 
getreten und auch von anderen Seiten, wie er zu hoffen wage, tatſächlich 
bewährt gefunden worden. Es komme hinzu, daß die Grenzen beider 
Abteilungen des Kabinetts ſehr flüſſig ſeien, ſo daß dieſelbe Kategorie 
von Sachen bald bei I, bald bei II bearbeitet werde, was Unzulänglich⸗ 
keiten im Gefolge habe. Diesmal fand der Vorſchlag im Gegenſatz zu 
1868 Bismarcks Zuſtimmung. Er unterzeichnete den von Wilmowski 
entworfenen Immediatbericht vom 22. Dezember, in welchem unter 
Wiederholung der eben mitgeteilten Gründe auf die Entbindung des 
erſten vortragenden Rats des Staatsminiſteriums von den Immediat⸗ 
vorträgen und die Vereinigung der beiden Abteilungen des Zivilkabinetts 
angetragen wurde. Wenn, ſo war hier noch hinzugeſetzt, der Geheime 
Kabinettsrat nicht wie der erſte vortragende Rat des Staatsminiſteriums 
mit letzterem und mit den einzelnen Miniſtern in unmittelbarer Beziehung 
ſtehe, ſo hätten ſich daraus Unzuträglichkeiten nicht ergeben. „Ew. 
Majeſtät pflegen in wichtigen Angelegenheiten den Immediatvortrag 
des betreffenden Departementschefs entgegenzunehmen, und in Sachen 


1) Schreiben vom 25. September 1872. G. St. Arch. Rep. 89 H II Preußen 
8 h Fol. 2ff. f 
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von minderer Bedeutung wird ein etwa erforderliches Benehmen mit 
dem betreffenden Miniſter ohne Schwierigkeit durch den Kabinettsrat 
vermittelt.“) | 

Durch Allerhöchſten Erlaß vom Weihnachtsabend 1872 werden die 
Wünſche Wilmowskis, zu denen auch noch die Beſtallung eines Gehilfen 
und Vertreters (angeſichts der Zunahme der Geſchäfte) gehörte, bewilligt. 
Die Regiſtratur der I. Abteilung überſiedelte nach den nötigen Vor⸗ 
bereitungen aus dem Dienſtlokal des Staatsminiſteriums in das des 
Geheimen Zivilkabinetts.“) Dieſes erhielt einen eigenen vortragenden 
Rat, während der bisherige Geh. Kabinettsrat zum „Chef des Zivil⸗ 
kabinetts“ aufrückte. Der letzte Abſchnitt in der Entwicklung der Be⸗ 
hörde hatte begonnen. 

Die neueſte Geſchichte des Kabinetts (1872 — 1918) erfordert eine 
geſonderte Betrachtung, welche hier ausgeſchieden werden mußte. Es 
bleiben uns noch einige Bemerkungen über das Verhältnis zur Mini⸗ 
ſterialinſtanz in dem zuletzt behandelten Zeitraum. 

Die konſtitutionelle Theorie, nach welcher der Begriff Kabinett 
ſeinen Schwerpunkt in dem miniſteriellen Element hat, wenn nicht gar 
ſich in dieſem erſchöpft, ſchien mit der „neuen Ara“ eine nachträgliche 
Verwirklichung finden zu ſollen. Damals war man wohl der Steinſchen 
Forderung am nächſten. Es iſt bekannt, wie bald ſich das Bild veränderte: 
an die Stelle der liberalen Parlamentarier trat, vor allem durch Roons 
Betreiben, ein konſervatives Beamtenminiſterium, und das Miniſter⸗ 
präſidium Bismarcks bedeutet die Löſung im Hardenbergſchen, nicht im 
Steinſchen Sinne. Wenn auch König Wilhelm auf den amtlichen Verkehr 
mit den einzelnen Reſſortchefs niemals ganz verzichtete“), jo treten doch 
deren Figuren gegenüber dem Präſidenten als „erſtem und nächſtem“ 
Rat im Kabinett — ganz wie zu Zeiten des Staatskanzlers — ſtark 
in den Hintergrund. Anders als ſein ehemaliger Chef Otto Manteuffel 
hat Bismarck auch die „Nebenregierung“, jene „unvermeidliche Begleit⸗ 
erſcheinung monarchiſch⸗konſtitutioneller Selbſtregierung““) zu zügeln 
verſtanden. Daß ihn auch angebliche oder wirkliche Reſſortübergriffe 
vonſeiten des Geh. Kabinettsrats in höchſte Erregung verſetzten und zu 


1) G. St. Arch., a. a. O., Fol. 9, 10. 
| 2) Bei dieſer Gelegenheit erfolgte eine größere Abgabe nicht mehr kurrenter 
Stücke an das Geheime Staatsarchiv. a 
3) Hintze, a. a. O., S. 482. 
4) Hintze, a. a. O., S. 480. (Vincke, Roggenbach, Schleinitz, Großherzog 
von Baden!) 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XVI. 1. 5 
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ſchärfſter Abwehr veranlaßten, zeigt die bekannte Affäre Heldberg!), 
welche doch wohl zum Rücktritt des Herrn v. Mühler mit beigetragen 
hat. Der vollendete Abſolutismus der Premierminiſters ließ wie einſt 
der monarchiſche des 18. Jahrhunderts dem Kabinett im weſentlichen 
nur die Rolle einer Durchgangs- und Vermittlungsinſtanz, wenn auch — 
den fortgeſchrittenen Verhältniſſen der neueren Zeit entſprechend — 
die Behörde äußerlich einen weit ſtattlicheren Eindruck macht. 


1) Über fie vgl. Bismarck⸗Jahrbuch, Bd. III. S. 286 ff. Aus dem Leben des 
W. G. R. Wehrmann, S. 70ff. 


IV 


Die Preußiſchen Militärarchive. 
| Bon 
Curt Jany. 


Vor dem Kriege beſtanden drei größere Militärarchive: 
1. Das Archiv der Geheimen Kriegskanzlei, hauptſächlich Perſonalakten, 
2. Das Geheime Archiv des Kriegsminiſteriums, hauptſächlich Verwal⸗ 
tungsakten, 
3. das Kriegsarchiv des Großen Generalſtabs, hauptſächlich Kriegsakten. 


Während die beiden erſtgenannten im weſentlichen zurückgeſtellte 
Regiſtraturen dieſer Behörden waren, hatte das Kriegsarchiv des General- 
ſtabes den Charakter einer aus den verſchiedenſten Quellen zuſammen⸗ 
gefloſſenen Sammlung von Akten und Handſchriften für den Zweck der 
Bearbeitung der vaterländiſchen Kriegsgeſchichte. 

Außerdem waren natürlich alle Militärbehörden und Truppenteile 
im Beſitze ihrer Regiſtraturen oder Archive, die bei den älteren teilweiſe 
weit zurückreichten, fo hatte z. B. das Archiv des Kadettenkorps wohl⸗ 
geordnete, mit der Stiftung im Jahre 1717 beginnende Akten, Stamm⸗ 
rollen, Rechnungsbücher uſw. Sehr alte Akten hatten ſich vielfach bei 
den Gouvernements und Kommandanturen der Feſtungen, auch bei 
einzelnen Generalkommandos, beſonders des I. und VI. Armeekorps 
erhalten, waren aber meiſt ſchon in die Archive des Kriegsminiſteriums 
und Generalſtabs herangezogen worden. Manche alte Regimenter beſaßen 
noch Kabinettsordrebücher und Akten ſeit der Zeit Friedrich Wilhelms J. 
Bei der großen Mehrzahl der Formationen gingen die Beſtände in⸗ 
deſſen nicht über die Zeit der Befreiungskriege zurück. 

Bei dem engen Zuſammenhange des militäriſchen Archivweſens mit 
der Organiſation der Behörden, bei denen die Akten erwachſen waren, muß 
im folgenden auch auf dieſe ſelbſt, ſoweit es der Raum einer Skizze geſtattet, 
eingegangen werden. Namentlich iſt dies für die ältere Zeit notwendig, da 
über die alten Militärbehörden wenig bekannt iſt. Hat ſich doch auch die 
große Publikation der Acta Borussica mit der Heeresverwaltung, obwohl 
ſie den eigentlichen Kern und Mittelpunkt der geſamten Staatsverwaltung 
Preußens im 18. Jahrhundert darſtellte, bisher nicht befaſſen können. 

55 
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I. Das Archiv der Geheimen Kriegs kanzlei. 

Dieſe älteſte aller preußiſchen Militärbehörden hat ein „Archiv“ 
amtlich zwar erſt durch A. K. O. vom 11. September 1873 erhalten, 
ihre Akten aber beginnen, und zwar ſogleich in ſtattlicher Menge einſetzend, 
mit dem Jahre 1655, d. h. mit den großen Rüſtungen für den damals 
entbrennenden ſchwediſch⸗polniſchen Krieg, aus denen das ſtehende Heer 
hervorgegangen iſt.“) Sie bearbeitete urſprünglich alle Kriegsſachen, 
ſoweit dies nicht aus politiſchen Gründen, z. B. beim Abſchluß von Sub⸗ 
ſidienverträgen, bei der Geheimen Kanzlei (Staatskanzlei) oder aus Etats⸗ 
gründen beim Generalkriegskommiſſariat geſchah. Erſt ſeit Friedrich 
Wilhelm I. beſchränkte ſich ihr eigener Geſchäftskreis auf die Perſonal⸗ 
angelegenheiten. Außerdem diente ſie dem Königlichen Kabinett als 
erweiterte Kanzlei für alle umfangreiche militäriſche Schreibarbeit, wie 
ſie beim Erlaß von Reglements und Inſtruktionen allgemeiner Art vor⸗ 
kam, bei Zirkular⸗Ordres an alle Regimenter, die oft in 50 oder mehr 
Ausfertigungen geſchrieben und ſämtlich vom Könige vollzogen wurden. 

Früher im Königlichen Schloſſe, befand fie ſich von 1719— 1794 
im neuen Poſthauſe an der Langen Brücke, infolge beſchränkter Räum⸗ 
lichkeiten oft im Streit mit der Poſtbehörde. Dieſer Umſtand gab auch 
den Anlaß zu der oft beklagten, 1745 und nochmals 1749 vom Könige 
befohlenen maſſenhaften Vernichtung alter Akten, die zur Patronen⸗ 
fertigung an die Artillerie abgegeben werden mußten, mehrerer hundert 
Aktenbündel von zum Teil unerſetzlichem hiſtoriſchem Werte, z. B. der 
Akten über die Armatur gegen Schweden 1655, über die Armeereduktionen 
nach den Friedensſchlüſſen von Oliva 1660 und St. Germain 1679, vieler 
alten Regimentskapitulationen uſw. Im Gegenſatze zu verbreiteten Er⸗ 
zählungen iſt jedoch zu betonen, daß nach dieſem Verluſt die eigenen Akten 
der Kriegskanzlei keine größere Schädigung mehr erlitten zu haben ſcheinen. 
Allerdings ſind beim Bombardement von Küſtrin 1758 mit anderen 
Papieren die meiſten Regimentsrangliſten von 1740— 1752 verbrannt, 
aber dieſer Schaden läßt ſich aus anderweit erhaltenen Akten größten⸗ 
teils erſetzen. Auch die franzöſiſche Invaſion von 1806 hat der Kriegs⸗ 
kanzlei, die ſich ſeit 1795 in dem ehemaligen Fürſtenhauſe, Kurſtraße 
52— 532), befand, anſcheinend keine größeren Verluſte zugefügt, da das 

1) Über den Urſprung der Geheimen Kriegskanzlei S. 84 ff. | 

2) Dies Gebäude, von dem ſich eine Abbildung in dem Werke „Das Königlich 
Preußiſche Kriegsminiſterium 1809—1909“ befindet, war im Auftrage Eberhards 
v. Danckelman erbaut, nach ſeinem Sturze eingezogen und zur Wohnung fremder 
Fürſten, die nach Berlin kamen, benutzt worden. Nachdem es ſeit 1751 die 
Kanzlei des Generals v. Maſſow (S. 75 ff.) und ſeit 1766 die Stempel⸗ 
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geſamte Perſonal in Berlin zurüdhlieb, während in Königsberg eine 
interimiſtiſche Kriegskanzlei eingerichtet wurde. Jedenfalls ſind die in 
dem 1746 aufgeſtellten neuen Repertorium verzeichneten Akten zum über⸗ 
wiegenden Teil noch heute vorhanden. 

Außerdem aber haben ſich noch erhebliche Beſtände älterer Akten 
von hohem geſchichtlichem Wert erhalten, die ſich in jenem Repertorium 
nicht feſtſtellen laſſen, und dies erklärt ſich wahrſcheinlich wie folgt. Seit 
Friedrich Wilhelm I. beſtand bei der Geheimen Kriegskanzlei neben ihrer 
eigenen, der „Avancements⸗ und Liſten⸗Regiſtratur“, noch eine zweite, 
die „Regiſtratur der zum Departement des Generalauditeurs 
bei der Geheimen Kriegskanzlei gehörigen Juſtizſachen“, die erſt 1809 
wieder von ihr abgetrennt wurde.!) Im Jahre 1846 gab das General⸗ 
auditoriat an das Kriegsminiſterium eine Maſſe alter, gar nicht zu ſeinem 
Geſchäftsbereich gehöriger, unzweifelhaft bei der Kriegskanzlei erwachſener 
Akten ab, „von welchen es an allen Nachrichten fehlt, wie ſie zu uns ge⸗ 
kommen ſind“. Darunter befanden ſich u. a. die merkwürdig vollſtändig 
erhaltenen Akten über die Rüſtungen infolge der Münſterſchen Wirren 
166566, über die Hilfskorps nach Ungarn 1686, 1691 — 92 und 1693— 97, 
über das Hilfskorps nach Savoyen 1693 — 96, zahlreiche Berichte der 
während des Reichskrieges 1688—97 die brandenburgiſchen Truppen in 
den Niederlanden befehligenden Generale (Heiden, Flemming, Lottum 
u. a.), eine Menge Feſtungsſachen uſw. Alle dieſe Akten ſind wahrſchein⸗ 
lich durch Zufälligkeiten der Unterbringung in die Regiſtratur der Juſtiz⸗ 
ſachen bei der Kriegskanzlei gelangt, vielleicht ſchon vor der Kaſſation 
von 1745, was ihr Fehlen in dem Repertorium von 1746 und ihre Er⸗ 
haltung erklären würde. Im Jahre 1858 wurden fie in das Kriegsarchio 


des Generalſtabes übernommen. 


Nach der 1809 in Kraft getretenen neuen Organiſation der Heeres⸗ 
verwaltung war die Geheime Kriegskanzlei dem Militärkabinett (anfangs 
1. Diviſion des Allgemeinen Kriegs⸗Departements) unterſtellt und iſt 
dies ſeitdem geblieben. Im Laufe des 19. Jahrhunderts iſt ſie wieder oft 


und Kartenkammer beherbergt hatte, wurde 1795 das Oberkriegskollegium, dem 
ſeit ſeiner Errichtung 1787 auch die Geheime Kriegskanzlei unterſtellt war, dorthin 
verlegt. Jetzt führen die an der Stelle des alten Fürſtenhauſes ſtehenden Neu⸗ 
bauten, gerade gegenüber der Jägerſtraße, die Bezeichnung Werderſcher Markt 
Nr. 7 und 8, die Häuſer der Kurſtraße endigen jetzt mit Nr. 51. 

1) Sie wird in der Dienſtinſtruktion für den Generalauditeur vom 20. Oktober 
1800 „die Geheime Kriegs⸗Kanzley⸗Juſtiz⸗Regiſtratur“ genannt und war von der 
eigenen „Regiſtratur des General⸗Auditoriats“ ſowie der „Regiſtratur des Kriegs⸗ 
Conſiſtorii“, in dem der Generalauditeur den Vorſitz führte, getrennt. 
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verlegt worden. Von 1821 — 1866 befand fie ſich in dem für das Kriegs⸗ 
miniſterium umgebauten ehemals Gräflich Reußſchen Palais, Leipziger⸗ 
ſtraße 5, dann in einem Privathauſe, 1872 — 1890 im Gebäude des 
Militärkabinetts, Behrenſtraße 66, dann wieder im Kriegsminiſterium, 
endlich ſeit 1895 Hinter dem Gießhauſe 3. Daß bei allen dieſen Umzügen 
Akten liegen blieben und Verluſte eintraten, iſt nur zu natürlich. So 
erklärt es ſich beiſpielsweiſe, daß 1884 „bei Reviſion der Bodenräume 
des Miniſteriums ein abgelegenes Behältnis entdeckt wurde, in welchem 
unter einer ſtarken Staubhülle teils gedruckte, teils geſchriebene Rang⸗ 
und Quartierliſten ſowie Konduitenliſten, erſtere bis zum Siebenjährigen 
Krieg zurückreichend, lagern“. Im Jahre 1880 wurden viele ältere Akten, 
die nicht Perſonalien von Offizieren betrafen, an das Kriegsminiſterium, 
andere 1883 an den Generalſtab abgegeben. Jetzt ſind ſämtliche älteren 
und neueren Abſplitterungen wieder mit dem Hauptbeſtande der Ge⸗ 
heimen Kriegskanzlei vereinigt, die eine geſchloſſene Gruppe innerhalb des 
Heeresarchivs (amtlich „Reichsarchiv, Abteilung Berlin“) bildet. Mit Be⸗ 
friedigung kann feſtgeſtellt werden, daß der Aktenbeſtand, abgeſehen von 
dem großen Verluſt von 1745, im weſentlichen gut erhalten geblieben iſt. 

Aber bei der Kriegskanzlei gab es außer den beiden genannten Regi⸗ 
ſtraturen noch eine dritte, beſonders wichtige Aktengruppe, von der 
weniger Günſtiges zu berichten iſt: nämlich die Akten, welche das König⸗ 
liche Kabinett und das Departement des Generaladjutanten 
von Zeit zu Zeit bei ihr zurücklegten. Bis zum Jahre 1787 lief neben 
dem auch in militäriſchen Angelegenheiten durch die Hände der Kabinetts⸗ 
ſekretäre gehenden Schriftwechſel des Kabinetts, d. h. des Königs, ein 
beſonderer Schriftwechſel des erſten Generaladjutanten, den ein eigener 
königlicher Sekretär beſorgte !): Offizierangelegenheiten, Liſten und 
Rapporte, Revuen und Manöver, Penſionierung und Verſorgung, Feld⸗ 
jägerkorps uſw. Erſt ſeit 1787 war die „Generaladjutantur“ als 
expedierende Behörde für alle militäriſchen Entſcheidungen des Königs 
ein Teil des Kabinetts ſelbſt. Von 1788 ab ſind ihre „Minüten“ in faſt 
lückenloſer Reihe bis zur Gegenwart erhalten, und es iſt auch, was im 
Gegenſatz zu anderslautenden Behauptungen erwähnt werden mag, 
ein ſtattlicher Teil ihrer Akten noch vorhanden. Wertvolle militäriſche 
Kabinettsakten ſind außerdem 1843 aus dem Nachlaſſe König Friedrich 
Wilhelms III. zum Vorſchein gekommen. 


1) Er wird 1752 „Königlicher Secretarius bei der Expedition eines jedes⸗ 
maligen Generaladjutanten“ genannt. 1758 unterſchreibt er als „Königlicher 
Geheimer Kriegs⸗Secretair zum Departement des Königlichen Generaladju⸗ 
tanten“. | | | 
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Für den Zeitraum von 1713—1787 aber ſteht es um ſo ſchlechter. 
Erhalten find die monatlichen Generalliſten der Armee von 1713 —55 
und 1773 — 86 beinahe vollſtändig. Ferner iſt der große Nachlaß des 
Generaladjutanten Wilhelm v. Anhalt, der zugleich Generalquartier⸗ 
meiſter war, beim Generalſtabe aufbewahrt geblieben, eine wichtige 
Geſchichtsquelle für die Zeit von etwa 1760 — 79. Auch ſtammen viele 
Originalpapiere, namentlich Liſten uſw. aus den letzten Jahren des Sieben⸗ 
jährigen Krieges, die ſich in der Süißenbachſchen Sammlung der Hofe 
bibliothek zu Darmſtadt befinden, aus dem Departement des General- 
adjutanten, bei dem der Oberjäger Süßenbach als Sekretär beſchäftigt 
war.) Im übrigen iſt aber bis auf dürftige Reſte faſt alles aus jener Zeit 
verloren gegangen. Eine Menge der wichtigſten Papiere wurde 1767 
und 1773 der Kriegskanzlei zur Aufbewahrung übergeben, 1794 bei der 
Räumung des Poſthauſes in ſieben Kiſten auf den Boden des Fürſten⸗ 
hauſes gebracht und war 1821, als danach geforſcht wurde, verſchwunden. 
Beſonders bedauerlich iſt der Verluſt der dabei befindlichen Korreſpon⸗ 
denz der Generaladjutantur ſeit 1740 und der Tagesliſten aus dem Sieben⸗ 
jährigen Krieg als der einzigen ganz zuverläſſigen Nachweiſe über die 
Stärke der vom Könige ſelbſt während dieſes Krieges geführten Armeen. 

Seit dem Jahre 1809 war die frühere Generaladjutantur als 1. Divi⸗ 
ſion dem Allgemeinen Kriegs⸗Departement eingegliedert, bildete aber 
weiterhin zugleich den militäriſchen Teil des Kabinetts, wurde auch ſchon 
damals als „Geheimes Militär⸗Cabinet“ bezeichnet. Seit 1814 war dieſes 
das 3. Departement des Kriegsminiſteriums, ſeit 1825 hieß es „Abteilung 
für perſönliche Angelegenheiten“ und blieb bis 1883 dem Kriegsminiſter 
formell unterſtellt. Die Dienſträume befanden ſich ſeit etwa 1820 Hinter 
dem Gießhauſe 2, in den 1850 er Jahren Leipziger Straße 19, ſeit 1872 in 
dem früher vom Generalſtabe innegehabten Hauſe Behrenſtraße 66. Seit 
1877 ſind ſehr erhebliche Beſtände der älteren Akten an das Kriegsminiſte⸗ 
rium, auch an den Generalſtab abgegeben worden. Vieles wurde periodiſch 
kaſſiert. Jetzt befinden ſich noch jüngere, für praktiſche Zwecke benötigte 
Akten beim Perſonalamt des Reichswehrminiſteriums. 


II. Die Archive des Kriegsminiſteriums und feiner Lorgänger. 
a) Generalkriegskommiſſariat. 

Wie die Geheime Kriegskanzlei, ſo iſt auch das Generalkriegskom⸗ 

miſſariat in gleichlaufender Entwicklung mit dem ſtehenden Heere erwach⸗ 

ſen. Mit der im April 1655 erfolgten Ernennung des Generalkriegs⸗ 


1) Forſchungen zur Deutſchen Geſchichte 1877, S. 580. Allgemeine Militär⸗ 
Zeitung 1884, Nr. 35 und 36. Beiheft 8 zum Militär⸗Wochenblatt 1898. 
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kommiſſars Claus Ernſt v. Platen beginnt ſeine Wirkſamkeit. Aus ſeiner 
nächſten Aufgabe, für die Verpflegung und die Quartiere der Truppen 
zu ſorgen, entwickelte ſich bekanntlich die laufende Verwaltung der zur 
Unterhaltung des Heeres erhobenen „Kriegsgefälle“: Kontribution und 
Akziſe. Die in allen Provinzen für dieſe Zwecke eingerichteten Kom⸗ 
miſſariate wurden nach dem Frieden von St. Germain (1679) durch den 
Generalkriegskommiſſar Joachim Ernſt v. Grumbkow in ſtraffere Ab⸗ 
hängigkeit von der Zentralſtelle gebracht, ihre Einkünfte zur General⸗ 
kriegskaſſe in Berlin herangezogen.“) Das Generalkriegskommiſſariat 
wuchs zu einer der wichtigſten Staatsbehörden heran, deren Aufgaben 
ebenſo ſehr auf dem Gebiete der Heeres wie der Finanzverwaltung 
lagen. Als es 1723 aufgehoben wurde und in das neubegründete General⸗ 
Ober⸗Finanz⸗Kriegs⸗ und Domänen⸗Direktorium überging, ſcheint nur 
ein geringer Teil der älteren Akten in die Regiſtraturen des General⸗ 
direktoriums übernommen zu ſein, und als 1746 wieder ein General⸗ 
kriegskommiſſar ernannt wurde und ein dieſem unterſtelltes „Militär⸗ 
Departement“ im Generaldirektorium die weſentlichſten Aufgaben jener 
alten Behörde von neuem übernahm, hat es keiner Akten aus der Zeit 
vor 1723 mehr bedurft. Während die von den übrigen Departements des 
Generaldirektoriums übernommenen Akten aus dem Königlichen Schloſſe 
1821 in das Miniſterialarchiv in der Kloſterſtraße gelangten und ſich jetzt 
im Geheimen Staatsarchiv befinden, iſt der größte Teil der militäriſchen 
Akten des Generalkriegskommiſſariats zugrunde gegangen. Nur eine aller⸗ 
dings beſonders wichtige Serie aus ſeinem Geſchäftsbereich iſt lückenlos auf 
die Gegenwart gekommen: die ſeit 1674 ganz vollſtändig erhaltenen Ge⸗ 
neralkriegskaſſenrechnungen, die in ihrer ſorgſamen Ausführlichkeit 
auf unzählige Fragen der Geſchichte der Armee wie der geſamten Staats- 
verwaltung Auskunft geben. Sie wurden von der ſeit 1810 ſogenannten 
General⸗Militärkaſſe nebſt den Kammer⸗Rechnungen von 1668— 1680 im 
Jahre 1881 in das Archiv des Kriegsminiſteriums abgegeben. 

Beim Generalkriegskommiſſariat wurden ſeit dem ſchwediſch⸗polniſchen 
Kriege die ſogenannten Quartalrollen, d. h. die vierteljährlich von den 
Truppen einzureichenden Stammrollen aufbewahrt, die in der kurfürſt⸗ 
lichen Zeit als Grundlage für die auf die Effektivſtärke berechneten Aſſig⸗ 


1) Von den Provinzialſtellen der Kommiſſariatsverwaltung hat namentlich 
das preußiſche Generalkriegskommiſſariat unter Wallenrodt (die ſpätere preußiſche 
Kriegskammer) in den ſeit 1656 vollſtändig beim Staatsarchiv Königsberg vorhan⸗ 
denen Etats mit den dazugehörigen Belegen einen hiſtoriſchen Schatz hinterlaſſen, 
beſonders für die Jahre des ſchwediſch⸗polniſchen Krieges, wo der größte Teil der 
Armee in Preußen ſtand. 
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nationen (Verpflegungsanweiſungen) der Regimenter dienten. Vom Jahre 
1746 ab gingen ſie an den Chef des Militär⸗Departements. Ein im Jahre 
1772 angelegtes genaues Repertorium zeigt, daß ſie damals noch in großer 
Vollſtändigkeit von den 1680 er Jahren ab, teilweiſe aus noch früherer 
Zeit vorhanden waren. Im Jahre 1801 wollte man dieſe zu einem ganzen 
Aktenberge angeſchwollenen Rollen, denen keine praktiſche Bedeutung mehr 
beigemeſſen wurde, nicht länger aufheben und bot ſie den Regimentern 
an. Die Berliner Regimenter und wenige andere nahmen ſie zurück. Ihre 
Archive find in der Franzoſenzeit, nach anderer Lesart erſt in den 1850 er 
Jahren auf Anordnung des Gouverneurs, ſpäteren Feldmarſchalls v. Wrangel 
zerſtört worden. Die auswärtigen Regimenter aber verzichteten des Trans⸗ 
portes halber und da ſie die doppelt ausgefertigten Rollen der letzten Jahr⸗ 
zehnte noch ſelbſt beſaßen. Daher wurde der ganze, ohnehin durch Dieb⸗ 
ſtähle ſchon gelichtete Beſtand an die Artillerie zur Patronenherſtellung 
abgeliefert. Mit den Rollen des 17. und der erſten Jahrzehnte des 18. Jahr⸗ 
hunderts ſind die wichtigſten Nachweiſe für die damals ſo vielen Schwan⸗ 
kungen und Umbildungen unterworfene Formation und Stärke der Armee, 
Offiziernamen und Quartiere der Truppen verloren gegangen. 

Wenn dennoch aus dem Verwaltungsbereich des Generalkriegs⸗ 
kommiſſariats manches wertvolle Stück, namentlich alte Verpflegungs⸗ 
etats, auch eine kleine Zahl alter Muſterungsberichte und Stammrollen 
auf unſere Zeit gekommen ſind, ſo iſt dies auf teilweiſe ſonderbaren Um⸗ 
wegen geſchehen. In einem Bericht an den Kriegsminiſter vom 9. Februar 
1828 ſagt der Generalregiſtrator Kriegsrat Hansmann: „Ich bin bereits 
im Beſitz einer kleinen Sammlung von mehreren Allerhöchſten Kabinetts⸗ 
ordres, Marginaldekreten und Verordnungen über militäriſche Gegen⸗ 
ſtände ſowie von Militär⸗Etats aus den früheſten Zeiten der Monarchie, 
die ich teils in einem leider ſchon zerſtört geweſenen Archive 
im Königlichen Schloſſe, als dasſelbe im Jahre 1821 von den dort 
befindlichen Regiſtraturen geräumt werden mußte, gefunden, teils aus 
den Akten des ehemaligen Militär⸗Departements des General⸗Directorii 
entnommen habe“. Dieſes zerſtörte Archiv iſt ſehr wahrſcheinlich der Reſt 
der alten Akten des Generalkriegskommiſſariats geweſen, denn bei dieſem 
erfolgte die Aufſtellung der Generalkaſſen⸗ und Verpflegungsetats. Aus 
Hansmanns Sammlung ſtammen die erhaltenen Etats von 1683, 1688, 
1689, 1697, 1713 uſw., wohl auch die erhaltenen wichtigen Kabinetts⸗ 
ordres an den Generalkommiſſariatsdirektor General v. Grumbkow 
(Friedrich Wilhelm) von 1713 ab.) Eine zweite derartige „Sammlung“ 


1) Der umfangreiche Nachlaß Grumbkows wurde in neuerer Zeit für das 
Archiv des Kriegsminiſteriums erworben. 
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hatte ſchon früher der bekannte Johanniter⸗Ordensrat und Sekretär 
beim Generaldirektorium König, Verfaſſer vieler militärgeſchichtlicher 
Werke, zuſammengebracht, indem er die offenbar als herrenloſes Gut 
betrachteten Etats von 1680 — 82, 1687, viele alte Muſterrollen, Rang⸗ 
liſten uſw. an ſich nahm, die etwa 1816 in den Beſitz der Königlichen 
Bibliothek (Manuseripta Borussica) übergingen. Ahnlicher Art iſt auch die 
Sammlung Rödenbeck im Königlichen Hausarchiv. Im Jahre 1845 
übergab ferner der Geheime Kriegsrat Mentzel, Verfaſſer der Geſchichte 
der Remontierung, dem Kriegsminiſterium Akten, die er „aus Privat- 
händen erhalten“ habe, darunter z. B. Liſten über die Armeereduktionen 
im November und Dezember 1679, den Verpflegungsetat der Armee 
vom Juni 1721 u. a., ſicherlich Stücke gleicher Herkunft. Endlich iſt zu 
erwähnen, daß 1857 der Generalmajor v. Gansauge, Verfaſſer eines 
guten Buches über das brandenburgiſch⸗preußiſche Kriegsweſen, dem 
Generalſtabe mit wertvollen Papieren aus ſpäterer Zeit eine Reihe von 
ſehr alten Aktenſtücken ſchenkte, z. B. Muſterungsberichte der 1680 er Jahre 
und der erſten Jahre des 18. Jahrhunderts, die ſich gleichfalls als zufällig 
gerettete Beſtandteile jener untergegangenen alten Kanzlei darſtellen. 


b) Militär-Departement des Generaldirekforiums. 

Im Generaldirektorium wurden bei ſeiner Begründung 1723 die 
militäriſchen Verwaltungsgeſchäfte zunächſt auf mehrere Departements 
verteilt, ſehr bald aber wieder in dem Departement des Generals v. Grumb⸗ 
kow zuſammengezogen, den man als den Kriegsminiſter Friedrich Wil⸗ 
helms I. bezeichnen kann: Märſche und Verpflegung der Armee, Kanton⸗ 
weſen, Einquartierung und Servisweſen, Magazinverwaltung uſw. Als 
er 1739 ſtarb, gingen dieſe Angelegenheiten zum Departement des Mi⸗ 
niſters v. Happe über, dem aber zur Wahrnehmung der Verpflegung und 
Okonomie des Heeres der Oberſt Hans Georg Detlef v. Maſſow beige⸗ 
geben wurde, der ſchon lange einen beſonderen Zweig der Heeresver⸗ 
waltung (Bekleidung, Ausrüſtung und Remontierung) ſelbſtändig leitete. 
Dieſe Regelung hatte nur kurzen Beſtand, und 1746 errichtete der König 
ein beſonderes Militär⸗Departement unter dem Etatsminiſter v. Katt, 
der auch wieder den Titel eines Generalkriegskommiſſars erhielt. Seit 
dem Jahre 1761, wo der General v. Wedell als „Ministre de guerre“ 
ſein Nachfolger wurde, iſt immer ein General mit dem Titel „Kriegs⸗ 
miniſter“ Chef dieſes Departements geweſen.!“) 


1) Die meiſten Miniſter ſowohl des Departements der auswärtigen Affairen 
(Kabinettsminiſteriums) als des Generaldirektoriums, auch die Schleſiſchen Pro⸗ 
vinzialminiſter führten den Titel „Wirklicher Geheimer Etats⸗ und Kriegsminiſter“, 
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Bei der Errichtung des Oberkriegskollegiums 1787 wurde das Militär⸗ 
Departement mit dem 5., 1796 mit dem 1. Departement der neuen 
Behörde in der Art vereinigt, daß der Direktor dieſes Departements 
zugleich Chef des Militär⸗Departements war, beide auch eine gemein⸗ 
ſchaftliche Kanzlei hatten, die ſich ſeit 1795 im Fürſtenhauſe befand, 
während die übrigen Regiſtraturen des Generaldirektoriums im Schloſſe 
waren. Dann brach die Kataſtrophe von 1806 herein, die alten Akten des 
Militär⸗Departements wurden zum größten Teil ebenſo wenig in die 
neu eingerichteten Regiſtraturen des Kriegsminiſteriums übernommen, 
wie dies 1723 bei der Errichtung des Generaldirektoriums mit den alten 
Akten des Generalkriegskommiſſariats geſchehen war. Im Jahre 1819 
befand ſich ein Teil noch im Fürſtenhauſe, der größere in dem ſogenannten 
Inſelgebäude, einem Speicher an der Spree.!) Von dort wurden ſie 
bald darauf nach dem Traindepot am Schleſiſchen Tor verbracht, ſpäter 
in das Kriegsminiſterium, lagen dort aber noch 1858 in ungeordneten 
Haufen, teilweiſe in einer Remiſe aufgefchichtet. In dieſem Jahre wurden 
ſie von zwei kommandierten Offizieren des Generalſtabes ſorgfältig 
verzeichnet und, ſoweit man ihnen für die Geſchichtſchreibung Wert 
beimaß, in das Kriegsarchiv des Generalſtabes übergeführt. Dies betraf 
außer vielen Kaſſenſachen namentlich 86 Bände Akten über „Märſche und 
Verpflegung“ der Armee in allen ihren einzelnen Korps während ſämtlicher 
Feldzugsjahre des 2. Schleſiſchen, Siebenjährigen und Bayeriſchen Erb⸗ 
folgekrieges, auch über die Rüſtungen von 1749 und 1753. Es iſt unerklär⸗ 
lich, daß gerade dieſe Akten 1859 — 60 beim Generalſtabe kaſſiert worden 
ſind. Von den nicht ausgewählten Akten iſt namentlich ein Teil der 
Kantonſachen, die ganze Servisregiſtratur, der eine beſondere Bedeutung 
für die Landes- und Städtegeſchichte zukommt, und ein großer Beſtand 
an Akten der Magazinverwaltung erhalten, im übrigen nur Trümmer.) 


6) Departement des Generals v. Maſſow, ſpäter des Generals 
v. Wartenberg. 

Der ſchon genannte Oberſt, ſpätere General v. Maſſow übernahm 
bald nach dem pommerſchen Kriege von 1715 ein beſonderes Gebiet der 
Heeresverwaltung, nämlich die Bekleidung und Ausrüſtung, ſpäter auch 
die Remontierung der Armee. Aus der damit verbundenen Kontrolle 


der aber lediglich eine neuere Form des älteren Titels „Wirklicher Geheimer Etats⸗ 
und Kriegsrat“ war und keine militäriſche Funktion bedeutete. 

1) Nahe dem jetzigen Untergrundbahnhof „Inſelbrücke“. 

2) Eine Anzahl von Generalkaſſen⸗ und Verpflegungsetats hat ſich auch beim 
Generaldirektorium (Generalkaſſendepartement) ſowie in den Treſorakten erhalten. 
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über die Kleiderkaſſen und Pferdekaſſen der Regimenter entwickelte ſich 
die Verwaltung mehrerer großer Kaſſen, der General⸗Kleiderkaſſe und 
General⸗Pferdekaſſe, die alljährlich wachſende Einnahmen abwarfen. 
Dieſe Geſchäfte, wozu von 1744 ab noch die bisher zum Dienſt der Artillerie 
gehörige Bewaffnung (mit Ausnahme des Artilleriematerials) kam, blieben 
bis zu Maſſows Tode 1761 unter ſeiner Leitung vereinigt. Von 1763— 1787 
ſtand dieſes ſelbſtändige Departement unter dem Oberſten, ſpäteren Gene⸗ 
ral v. Wartenberg und gewann noch größere Bedeutung, da ihm jetzt auch 
die Verwaltung der hohen Aufwendungen für die „Königliche Werbung“ zu⸗ 
fiel, nachdem den meiſten Regimentern 1763 die eigene Werbung entzogen 
worden war. Welche Wichtigkeit dieſer mit einem Millionen⸗Etat arbei⸗ 
tenden Kanzlei und ihren Kaſſen zukam, erhellt aus den Bemerkungen, die 
der König ihr in den politiſchen Teſtamenten von 1752 und 1768 widmet. 
Bei der Errichtung des Oberkriegskollegiums 1787 wurde die bis⸗ 
herige Wartenbergſche Kanzlei das 6., 1796 das 2. Departement dieſer 
Behörde. Ihre Akten haben, da gerade dieſer Zweig der Heeresverwal⸗ 
tung bei der Reorganiſation nach dem Tilſiter Frieden eine grundlegende 
Umgeſtaltung erfuhr, ein bedauerliches Schickſal gehabt. Ein Bericht 
vom 24. Auguſt 1809 erwähnt, daß drei Wagenladungen älterer Akten 
ſchon vor einiger Zeit nach dem Montierungsdepot am Weidendamm 
geſchafft ſeien, „wovon wenig oder gar nichts verblieben ſein mag“. 
„Und was die Jahre der Invaſion hindurch hier im Keller teils ganz im 
Waſſer gelegen, teils jo von der Feuchtigkeit gelitten hat, wird wohl 
ziemlich mürbe geworden ſein.“ Im ganzen wurden im April 1813 noch 
rund 100 Zentner an die Artillerie zu Patronen abgegeben! Das Wenige, 
was aufbewahrt blieb, hat dann bis in die neueſte Zeit weitere teilweiſe 
unbegreifliche Verluſte erlitten. Noch im Jahre 1854 waren die ſoge⸗ 
nannten Okonomie⸗Reglements, die ausführliche Vorſchriften über Be⸗ 
kleidung, Ausrüſtung, Pferdebeſchaffung enthielten und ſeit Friedrich 
Wilhelm I. für jedes einzelne Regiment beſonders ausgearbeitet wurden, 
in einer langen Reihe von Bänden vorhanden, 1876 aber waren ſie reſtlos 
verſchwunden, und alle Nachforſchungen ſind ohne Ergebnis geblieben. 
So ſind aus der Zeit vor 1786 nur geringe Beſtände erhalten. Eine Reihe 
der von dem General v. Wartenberg dem Könige alljährlich vorgelegten 
Rechnungsbücher ſeit 1766 konnte von einem Althändler erworben werden, 
der letzte Jahrgang (1785 — 86) > ſich kürzlich in der Königlichen Haus⸗ 
e vor. 
d) Oberkriegskollegium. 
Die Staatshandbücher führen bei dieſer 1787 errichteten Zentral» 
behörde der Heeresverwaltung ein „Geheimes Kriegsarchiv“ auf. Die 
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Stellung des „Geheimen Kriegsarchivars“ — zeitweiſe gab es deren zwei 
— hatte aber nur die Bedeutung einer Oberaufſicht über den geſamten 
Betrieb in den Regiſtraturen und über das dazu gehörige Perſonal. 
Der Geheime Kriegsarchivar, zuletzt der frühere Kabinettsſekretär Hans⸗ 
mann, verwaltete insbeſondere die Präſidialregiſtratur, die auch nach der 
1796 erfolgten Aufhebung des Präſidiums als Generalregiſtratur für die 
das Oberkriegskollegium im ganzen betreffenden Akten fortbeſtand. Die 
einzelnen Departements übernahmen bei der Errichtung mit den Ge⸗ 
ſchäften vielfach auch die Akten der älteren Dienſtſtellen, insbeſondere 
das 3. diejenigen des Chefs der Artillerie, die bis in die Zeit des 
Generalfeldzeugmeiſters Markgrafen Philipp von Brandenburg, alſo in 
den Anfang des 18. Jahrhunderts zurückreichten, das 4. die Akten des 
Chefs des Ingenieurkorps, das 6. diejenigen der Wartenbergſchen 
Kanzlei, das 5. bzw. 8. die des Militär⸗Departements, das 7. die des 
Invalidenweſens, das ſeit 1770 ebenfalls zum Militär⸗Departement 
gehört hatte. Auch nach der 1796 erfolgten Zuſammenlegung in drei 
Departements, neben denen das Ingenieur⸗Departement eine ſelbſtän⸗ 
dige Stellung hatte, blieben die bisherigen Regiſtraturen getrennt be⸗ 
ſtehen. Die General», Infanterie⸗, Kavallerie⸗Regiſtratur, ferner die des 
Ingenieur⸗Departements ſind leidlich gut erhalten, die große Artillerie⸗ 
Regiſtratur iſt durch die Überführung vieler älterer Akten, welche die 
Artillerie⸗Abteilung 1858 ausſonderte, in den Generalſtab und die dort 
erfolgte bedauerliche Zerſtörung eines großen Teils ſchwer beſchädigt 
worden, von der Train⸗Regiſtratur ſind nur Trümmer übrig. Beſondere 
Bedeutung kommt in heeresgeſchichtlicher Beziehung der Regiſtratur der 
1795 eingeſetzten Immediat⸗Militär⸗Organiſations⸗Kommiſſion zu. 


e) Kriegsminiſterium. 

Nachdem ſchon im Jahre 1818 der Generalintendant v. Ribbentrop, 
der viel hiſtoriſches Intereſſe beſaß, ſodann 1828 der aus dem Ober⸗ 
kriegskollegium als Generalregiſtrator in das Kriegsminiſterium über⸗ 
nommene Kriegsrat Hansmann die Bildung eines Archivs angeregt 
hatten, woraus aber der Raumfrage halber nichts geworden war, erfolgte 
auf Erlaß des Kregsminiſters vom 22. Dezember 1839 die Schaffung 
eines „Kriegs⸗Miniſterial⸗Archivs“. Es wurde dem Kuratorium der 
Geheimen Regiſtraturen unterſtellt, das an die Stelle der aufgehobenen 
Generalregiſtratur trat. Das Perſonal des Archivs war ganz klein: ein 
Regiſtrator und ein Kopiſt. Die Anfänge beſtanden aus den von dem 
Generalregiſtrator geſammelten älteren Akten, den urſchriftlichen Kabi⸗ 
nettsordres, die bei allen Abteilungen aus den Akten herausgenommen 
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und dort durch Abſchriften erſetzt werden ſollten, und den nach und nach 
zur Abgabe gelangenden reponierten Akten der Abteilungen. Dieſe 
Abgabe erfolgte aber ſehr ungleichmäßig, die meiſten Abteilungen be⸗ 
hielten außer den laufenden ſogenannte Boden⸗Regiſtraturen zurück. 
Ein in den Jahren bis 1846 aufgeſtellter Katalog des Archivs ſchloß ſich 
an die Einteilung des Kriegsminiſteriums in Abteilungen an, was für 
die Auffindung neuerer Akten und auch für die weitere Einreihung der 
Zugänge ohne Zweifel praktiſch war, aber zur Folge hatte, daß große 
Mengen älterer Akten in dieſem Syſtem nicht Platz fanden. Daher 
blieben nicht nur die ſchon erwähnten Aktenmaſſen aus dem Train⸗ 
Depot ungeordnet und unverzeichnet liegen, ſondern ein noch größerer 
Beſtand lagerte unter dicken Staubſchichten im Landwehrzeughauſe 
an der Potsdamer Kommunikation (Königgrätzer Straße). Im Jahre 
1858 fand ein Offizier des Generalſtabes dort wahrhaft maſſenhafte 
Kriegsakten und Verwaltungsakten aus den Revolutionskriegen und Be⸗ 
Ffreiungskriegen, z. B. die Regiſtratur des Militär⸗ Gouvernements zwiſchen 
Oder und Elbe, Akten des Yorkſchen Korps in Kurland und mehrerer 
Armeekorps der folgenden Kriegsjahre, daneben ältere Beſtände, z. B. 
Akten des Gouvernements Breslau ſeit 1746, Reſte von Regiments⸗ 
archiven aus der Zeit vor 1806 uſw., größtenteils ohne Ordnung in 
1500 — 1700 Fächern gelagert. Das Kriegsminiſterium überließ fie ohne 
weiteres dem Generalſtabe, ebenſo jene Akten aus dem Traindepot, 
ſoweit ſie gewünſcht wurden, außerdem fand eine Durchſuchung ſowohl 
der bei den Abteilungen, namentlich der Artillerie⸗, Ingenieur-, Ver⸗ 
pflegungsabteilung reponierten Akten als auch des Archivs ſelbſt ſtatt. 
Was von hiſtoriſchem, namentlich kriegsgeſchichtlichem Intereſſe zu ſein 
ſchien, wurde herausgenommen, der alte Zuſammenhang der Regiſtra⸗ 
turen hoffnungslos zerſtört. In den nächſten Jahrzehnten verfiel das 
Archiv des Kriegsminiſteriums, ſchlecht untergebracht, mit ganz unzu⸗ 
länglichem Perſonal beſetzt, eines großen Teiles ſeiner beſten Beſtände 
beraubt, dem Marasmus. Einen nennenswerten Zuwachs erhielt es 
bis 1876 nicht mehr. Als in dieſem Jahre auf Anregung des Reichskanz⸗ 
lers Fürſten Bismarck Verhandlungen über die Herausgabe von Ur⸗ 
kundenwerken durch die Verwaltung der Staatsarchive ſtattfanden, 
wovon eines die Reorganiſation des preußiſchen Heeres von 1797— 1819 
umfaſſen ſollte, kam die Benutzung des Archivs des Kriegsminiſteriums 
zur Sprache. Es ergab ſich, daß es völlig verwahrloſt war, z. B. lagen 
etwa 10000 Original⸗Kabinettsordres loſe da, die „noch nie geordnet 
und durchgeſehen“ waren. Mündliche Überlieferung ſagt, daß ein damals 
erfolgter Beſuch des Generaldirektors der Staatsarchive Heinrich v. Sybel 
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zur Aufdeckung des eingeriſſenen Zuſtandes führte. Unter Heranziehung 
einiger junger Offiziere der Kriegsakademie ſuchte man jetzt Ordnung 
zu ſchaffen. Auch wurde, da das „Kuratorium“ ſchon 1861 eingegangen 
war, ein „Archiokomitee“ von einem Offizier und einem höheren Be⸗ 
amten eingeſetzt. In der Hauptſache blieb es aber bei der Aufſicht durch 
einen Beamten, der eine genaue Dienſtvorſchrift erhielt und an die Be⸗ 
arbeitung eines neuen Kataloges ging, wiederum nach ſachlichen Geſichts⸗ 
punkten. Gründlicher Wandel trat erſt ein, als im Jahre 1886 der Ge⸗ 
heime Kriegsrat Guſtav Lehmann in das Archivkomitee eintrat und die 
Leitung des Archivs übernahm. Durch ihn erfolgte eine grundlegende 
Neuordnung und Verzeichnung der Akten nach ihrer Herkunft, wenigſtens 
ein Teil der Abgabe von 1858 wurde 1887 vom Generalſtabe zurück⸗ 
erlangt. Das Archiv erhielt tüchtiges Perſonal, und ein allen Anforde⸗ 
rungen moderner Archivtechnik entſprechender Neubau nahm die Beſtände 
auf. Auch die älteren Akten der Generalkommandos, Feſtungsgouverne⸗ 
ments uſw. wurden nach und nach herangezogen und damit vor dem all⸗ 
mählichen Verkommen geſchützt. 2 


III. Das Kriegsarchiv des Großen Generalſtabes. 

Dieſes im Jahre 1816 begründete Archiv hatte einen älteren Vor⸗ 
gänger, nämlich die alte Plankammer in Potsdam, die ſich im dortigen 
Stadtſchloſſe befand. Bei dieſem in ſeinen Anfängen weit in die kurfürſt⸗ 
liche Zeit zurückgehenden Archiv von Landkarten, Atlanten, Feſtungs⸗ und 
Schlachtplänen ſammelte ſich allmählich auch ein ziemlich großer Beſtand 
von Handſchriften und Akten an. Bei der Plankammer wurden nämlich, 
nachweisbar ſeit Friedrich Wilhelm I., die über fremde Heere, Länder, 
Feſtungen uſw. eingehenden Nachrichten niedergelegt, welche von 
preußiſchen Offizieren, die auswärtigen Kriegen und Manövern bei⸗ 
wohnten, von den Geſandten, von Agenten uſw. einliefen. Gelegentlich 
ſind auch militäriſche Kabinettsakten, z. B. aus dem 2. Schleſiſchen Kriege, 
dorthin gelangt. Ferner erhielt ſie Nachläſſe von Generalen zur Aufbe⸗ 
wahrung, z. B. die kriegsgeſchichtliche Hinterlaſſenſchaft des 1751 ver⸗ 
ſtorbenen Feldmarſchalls Grafen Schmettau. Der Nachlaß des General⸗ 
adjutanten und Generalquartiermeiſters Wilhelm v. Anhalt wurde ſchon 
erwähnt. Der 1786 verſtorbene langjährige Kommandeur des 1. Batail⸗ 
lons Garde, General v. Scheelen, hinterließ mit der Regiſtratur ſeines 
Bataillons auch ein ganzes Privatarchiv von Kriegsjournalen, Berichten, 
Liſten, Karten und Plänen, das eine der wichtigſten Quellenſammlungen 
für die Geſchichte des Siebenjährigen Krieges iſt. Aus dem Nachlaſſe des 
1788 verſtorbenen Generals v. Gaudi gelangte mit anderen Papieren ſein 


80 Curt Jany 


vielbändiges Journal des Siebenjährigen Krieges nebſt der dazu gehörigen 
Kartenſammlung in die Plankammer. Im Jahre 1797 überwies der regie⸗ 
rende Herzog Karl Wilhelm Ferdinand von Braunſchweig das große 
„Kriegsarchiv“ ſeines verſtorbenen Oheims, des Herzogs Ferdinand, der 
während des Siebenjährigen Krieges die „Alliierte Armee“ in Weſtdeutſch⸗ 
land befehligt und mit Hilfe ſeines Sekretärs Weſtphalen die umfangreichen 
Kriegsakten dieſer Armee ſorgfältig aufgehoben, auch ſchon über die beiden 
erſten Schleſiſchen Kriege unſchätzbares Material geſammelt hatte. 

Ein im Jahre 1804 durch den Plankammer⸗Inſpektor Reymann 
aufgeſtellter Katalog zeigt, daß die „General⸗Plankammer“ nach den 
drei „Kriegstheatern“, d. h. Abteilungen, in die der Generalquartier⸗ 
meiſterſtab damals eingeteilt war, in drei „Kriegstheater⸗Plankammern“ 
gegliedert wurde, die das ganze Material über die früheren Kriege auf 
dem betreffenden Schauplatz enthielten. Über jedes Lager, jede Marſch⸗ 
route, jedes Schlachtfeld, jede Belagerung wurden Nachrichten nicht ſo⸗ 
wohl für hiſtoriſche Zwecke als vielmehr für künftige praktiſche Ver⸗ 
wertung zuſammengetragen. n 

Nach der 1814 verfügten Organiſation des Kriegsminiſterjums 
ſollten im 2. Departement „die nötigen Entwürfe für den Generalſtab 
bearbeitet, auch die Beſchäftigung der Offiziere des Generalſtabs und 
der Adjutantur geleitet werden“. Sein Direktor General v. Grolman 
organiſierte 1816 den Dienſt der Generalſtabsoffiziere, die nicht beim 
Truppengeneralſtab oder in beſonderen Stellen verwendet waren und 
unter der Bezeichnung „großer Generalſtab“ zuſammengefaßt wurden. 
Dieſer zerfiel ähnlich dem früheren Generalquartiermeiſterſtab in drei 
Sektionen, das „Oſtliche“, „Mittlere“ und „Weſtliche Kriegstheater“ (ſeit 
1848 1.— 3. Abteilung). Dazu kam als 4. eine „Sektion für Kriegs⸗ 
geſchichte“ unter dem Oberſten Rühle v. Lilienſtern. Grolman wies ſchon 
in ſeiner grundlegenden Verfügung vom 31. Januar 1816 auf die Be⸗ 
deutung der Kriegsgeſchichte für die wiſſenſchaftliche Ausbildung der 
Generalſtabsoffiziere hin und bezeichnete als Hilfsmittel „die ſchon vor⸗ 
handenen Mittel der Plankammer und anderer Militär⸗Archive“. Die 
Plankammer wurde in eine „alte“ und „neue Plankammer“ geteilt, 
von denen jene die nur hiſtoriſch wichtigen, dieſe die noch praktiſch brauch⸗ 
baren Karten, Aufnahmen, Materialien zur Landesbeſchreibung, Denk⸗ 
ſchriften uſw. enthalten ſollte. In einem Bericht Grolmans an den 
Kriegsminiſter vom 12. Februar 1816 ſagte er: „Alle unſere Nachbarn 
ſind uns darin voraus. Oſterreich hat ein ſehr gutes, ſchon ſeit vielen 
Jahren eingerichtetes Kriegsarchiv. Das Dépöt de la guerre in Frank- 
reich iſt längſt bekannt, und Rußland iſt jetzt im Begriff, ein Kriegsarchiv 
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von ſehr großer Ausdehnung anzulegen und ſcheut keine Koſten, um ſich 
überall die beſten Nachrichten zu verſchaffen.“ Oberſt Rühle v. Lilien⸗ 
ſtern berichtete am 15. Januar 1817: „Es war der 4. Sektion aufgegeben 
worden, aus Papieren uſw. der Plankammer die hiſtoriſchen Materialien 
zu ſammeln, daraus ein Archiv zu bilden und auf die möglichſte 
Vervollſtändigung über die neueſte Kriegsgeſchichte hinzuwirken“. Die 
Dienſträume befanden ſich anfangs im ehemaligen Johanniter⸗Ordens⸗ 
Palais am Wilhelmsplatz, ſpäter Behrenſtraße 66, wo ſie bis zur Be⸗ 
ziehung des neuen Generalſtabsgebäudes am Königsplatz 1872 ver- 
blieben. Ein am 10. Mai 1819 erſtatteter Bericht der „Sektion für Kriegs⸗ 
geſchichte“ zeigt dieſe an der Arbeit, vor allem das Material über die, 
Befreiungskriege zu ſammeln. „Ganz kürzlich iſt erſt an den Tag ge⸗ 
kommen, daß einige Kiſten voll wichtiger Papiere aus den Feldzügen von 
1813 und 1814, die von den Armee⸗Kommandanten nach Berlin geſchickt 
worden ſind, in einem Aktenbehälter am Schleſiſchen Tore, jedermann 
unbewußt, aufbewahrt waren.“ Dieſe Sammelarbeit war um ſo ſchwie⸗ 
riger und verdienſtlicher, als die geſamten Kriegsakten der vorangegange⸗ 
nen ruhmreichen Epoche vorerſt herrenlos waren. Denn keines der Armee⸗ 
Oberkommandos, kein Armeekorps, keine Brigade, keines der großen 
Militär⸗Gouvernements der Befreiungskriege fand in der neuen, auf ganz 
anderen Grundlagen aufgebauten Friedenseinteilung der Armee einen 
natürlichen Nachfolger, dem die Feldregiſtraturen zu übergeben geweſen 
wären. Ohne das Eingreifen Grolmans, Rühles und der „Sektion der 
Kriegsgeſchichte“ wäre unzweifelhaft das meiſte verkommen und zu⸗ 
grunde gegangen, wie es aus ähnlichen Gründen mit ſo vielen Kriegs⸗ 
akten älterer Zeit geſchehen war. Außerdem hatte man nach jenem Be⸗ 
richt „die ſämtlichen in der vormaligen Plankammer vorhanden geweſenen 
Pläne von der Regierungsperiode des Großen Churfürſten bis auf die 
neueſten Zeiten“ geordnet und verzeichnet und auch die älteren Akten 
ſchon durch neue Erwerbungen, z. B. die im Nachlaß des Feldmarſchalls 
v. Möllendorff vorgefundenen Papiere über die Feldzüge am Rhein 
und in Polen vermehrt. In dieſer Art wurde die Arbeit fortgeſetzt. Für 
viele Jahrzehnte blieb die Sektion, ſeit 1848 Abteilung für Kriegsgeſchichte, 
die einzige Dienſtſtelle des Heeres, wo der Trieb zur Erhaltung und 
Sammlung des Quellenmaterials für die Geſchichte der Armee und ihrer 
Kriege lebendig war und wirkte. Während aber das Material für die Jahre 
1812— 15 dem Archiv immer reichlicher zuſtrömte, für den Krieg von 
1806— 07 ein beſonders umfänglicher und wertvoller Beſtand durch die 
bisher beim Generalauditoriat aufbewahrten Akten der nach dem Frieden 
von Tilſit eingeſetzten Immediat⸗Unterſuchungs⸗Kommiſſion gewonnen 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXVI. 1. 6 
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wurde, empfand man den Mangel für die ältere Zeit um ſo lebhafter. 
Schon 1823 machte der 1821 zum Chef des Generalſtabes der Armee 
ernannte Generalleutnant v. Müffling einen Verſuch, dem abzuhelfen, 
indem er unter Berufung auf die bereits erteilte Zuſtimmung des Staats⸗ 
kanzlers Fürſten Hardenberg!) die Überweiſung der Akten über die Feld⸗ 
züge Friedrichs des Großen aus dem Geheimen Staatsarchiv verlangte. 
Dieſer Verſuch mißglückte nicht nur, es wurde ſogar die leihweiſe Über⸗ 
laſſung z. B. der Korreſpondenz des Königs mit dem Prinzen Heinrich 
nur mit der Bedingung zugeſtanden, daß eine durch Druck zu veröffent⸗ 
lichende Geſchichte des Siebenjährigen Krieges der Zenſur des Miniſters 
der Auswärtigen Angelegenheiten zu unterwerfen ſei. Auf dieſe Zu⸗ 
mutung lehnte General v. Müffling die Entgegennahme der ihm zweimal 
durch den Kriegsminiſter angebotenen Akten überhaupt ab. Sein Nach⸗ 
folger, General Krauſeneck, nahm den abgeriſſenen Faden 1831 wieder 
auf, abermals ohne Ergebnis. Das hauptſächlichſte Intereſſe jener Ge⸗ 
neration blieb doch der Periode der Napoleoniſchen Kriege zugewendet. 
Ihr gehörten z. B. die Nachläſſe Grawerts, des Fürſten Hohenlohe, 
Scharnhorſts, Boyens, Kneſebecks an, die ganz oder teilweiſe erworben 
wurden. Als der Generalſtab in den 1850er Jahren die Errichtung der 
Landwehren in den einzelnen Provinzen zum Gegenſtande einer Reihe 
von Veröffentlichungen machte, die in den Beiheften des Militär⸗Wochen⸗ 
blattes erſchienen, ſuchte man namentlich nach den Akten der 1813 ein⸗ 
geſetzten Militärgouvernements, deren Hauptaufgabe die Organiſation 
der Landwehr geweſen war. Dabei entdeckte der Premierleutnant 
v. Knobelsdorff vom Garde⸗Reſerve⸗Infanterie⸗Regiment die ſchon 
erwähnten großen Maſſen alter Kriegsakten im Landwehr⸗Zeughauſe, 
was zu der ſchon beſprochenen umfaſſenden Aktenabgabe des Kriegs- 
miniſteriums führte. Große Mengen weiterer Akten namentlich aus den 
Befreiungskriegen wurden in jenen Jahren von den Oberpräſidien und 
Regierungen aller Provinzen abgeliefert. Das Verdienſt, das der General- 
ſtab ſich durch dieſe Sammlung vieler Geſchichtsquellen erwarb, die ſonſt 
unfehlbar nach und nach zugrunde gegangen wären, kann auch dadurch 
nicht aufgehoben werden, daß in den Jahren 1859 — 60, nachdem die 
damalige Mobilmachung und die Armeereorganiſation mehrfachen Per⸗ 
ſonenwechſel veranlaßt hatte, durch ungeſchulte Hände bei mangelhaften 
Räumen eine viel zu weit gehende Ausrangierung von Akten ſtattfand. 


1) Die Akten enthalten darüber nichts. Die zuerſt 1857 auftauchende, dann. 
oft wiederholte Behauptung, daß die Gründung des Kriegsarchivs auf Hardenberg 
zurückzuführen ſei, dürfte dieſe, vielleicht mündlich erteilte Zuſtimmung zur Grund⸗ 
lage haben. 
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Auch die Akten der älteren Zeit wurden damals durch wichtige 
Erwerbungen vermehrt, ſo die Nachläſſe der Herzöge Auguſt Wilhelm 
und Friedrich Karl Ferdinand von Braunſchweig⸗Bevern, die der Senator 
Freiherr v. Krogh in Goslar als Teſtamentsvollzieher der Herzogin Anna 
Caroline von Braunſchweig⸗Bevern 1857 überwies, die Papiere des 
Feldmarſchalls Keith in dem ſogenannten Tagebuche ſeines Sekretärs 
Weidemann, die von dem Stadtrat Lucanus in Halberſtadt geſchenkte 
Korreſpondenz Ferdinands von Braunſchweig mit ſeinem Sekretär 
Weſtphalen und zahlreiche andere Zuwendungen von Einzelnen, Familien 
oder Behörden. Dieſe bunte Zuſammenſetzung und fragmentariſche Ent⸗ 
ſtehung des Archivs machte eine durchgängige Ordnung nach der Her⸗ 
kunft der einzelnen Stücke freilich unmöglich. Sollte nicht jede Überficht 
und Benutzbarkeit aufhören, ſo blieb nichts übrig, als mit Ausnahme 
einzelner großer Nachläſſe und ſonſtiger Gruppen eine Katalogiſierung 
nach Zeiträumen und Feldzugsjahren vorzunehmen, die ſehr mangel⸗ 
haft ausfiel. Der Zuſtrom der Kriegsakten von 1848 — 50, 1864, 1866 
und 1870 71 erweiterte dann den Umfang der im Kriegsarchive ver⸗ 
einigten vielſeitigen und werwollen Aktenbeſtände ganz bedeutend. 

Im ganzen konnte der Zuſtand des militäriſchen Archivweſens, wie 
er ſich bis 1914 entwickelt hatte, nicht befriedigen. Ließen ſich auch die 
Aktenverluſte älterer und neuerer Zeit nicht wieder gut machen, ſo doch 
die Zerreißung der urſprünglich zuſammengehörigen Akten und ihre 
räumliche Zerſplitterung bei verſchiedenen Behörden. Sie erſchwerten 
jede Arbeit. Der erhaltene Aktenbeſtand der Kriegskanzlei lag z. B. an 
drei Stellen: bei dieſer Behörde ſelbſt, beim Generalſtabe und beim 
Kriegsminiſterium. Die 1858 erfolgte Abgabe vom Kriegsminiſterium 
an den Generalſtab war ebenſo unſyſtematiſch vor ſich gegangen, wie die 
1887 erfolgte teilweiſe Rücklieferung. Der Wunſch, wenigſtens alle in 
militäriſchem Beſitze befindlichen älteren Akten an einer Stelle zu 
vereinigen, um die alten Regiſtraturen nach Möglichkeit wieder zu er⸗ 
gänzen und die Forſchung zu erleichtern, war vollſtändig berechtigt, 
wiederholte Anregungen des Generalſtabes blieben jedoch lange ohne 
Erfolg. Endlich kam im Frühjahr 1918 eine Vereinbarung zwiſchen dem 
Kriegsminiſterium und dem Generalſtab zuſtande, die durch die voraus⸗ 
zuſehende Überflutung des Generalſtabsarchivs mit den Weltkriegsakten 
gefördert wurde. Der ältere Beſtand des Kriegsarchivs bis 1858, d. h. 
bis zum Beginn der Moltke⸗Zeit und der Kriege unter König Wilhelm J., 
wurde mit dem Archiv des Kriegsminiſteriums vereinigt, das auch den 
älteren Beſtand der Kriegskanzlei aufnehmen ſollte, ſodaß die drei großen, 
in dieſem Aufſatze beſprochenen Gruppen in einem „Heeresarchiv“ ver⸗ 
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einigt wurden. Bald darauf erfolgte die Zerſtörung des Heeres, deſſen 
ruhmreiche Geſchichte in dem Heeresarchiv ein Denkmal erhalten ſollte. 

Es ſei dann nur noch erwähnt, daß aus den Weltkriegsakten und 
dem beim Generalſtabe verbliebenen neueren Teil ſeines Kriegsarchives 
ein Reichsarchiv in Potsdam entſtand. Das Heeresarchiv, deſſen Umfang 
durch die ihm zufließenden maſſenhaften Akten der aufgelöſten Zentral⸗ 
ſtellen der alten Heeresverwaltung auf ein Vielfaches anwuchs, wurde 
ſpäter als „Abteilung Berlin“ mit dem „Reichsarchiv“ verbunden. Das 
Eigentumsrecht an den Akten, vorerſt bis 1867, ſteht der Verwaltung der 
preußiſchen Staatsarchive zu. 


Der Urſprung der Geheimen Kriegskanzlei. 

Der kurbrandenburgiſche Geheime Kriegsrat, der von 1630 — 1641 
beſtand, beſaß bereits eine von einem Kriegsſekretär geleitete „Kriegs⸗ 
kanzlei“. Es iſt jedoch ein Irrtum, wenn man den Urſprung der ſpäteren 
Behörde gleichen Namens auf jene ältere zurückgeführt hat.!) Allerdings 
wurden nach der Auflöſung des Kriegsrates und Verhaftung des be⸗ 
trügeriſchen Kriegsſekretärs Stellmacher 1641 einige Kanzliſten zunächſt 
beibehalten, und in den Protokollen des Geheimen Rates geſchieht der 
Kriegskanzlei noch ein paarmal, zuletzt 1643, Erwähnung. Es handelt 
ſich dabei aber nur um Abwicklungsgeſchäfte der ehemaligen, von Stell⸗ 
macher in Unordnung zurückgelaſſenen Kriegskaſſe. Von 1641 ab er⸗ 
folgte dagegen die Bearbeitung aller Kriegsſachen wieder, wie es bis 
1630 geſchehen war, bei der kurfürſtlichen Geheimen Kanzlei (Kammer⸗ 
kanzlei), und die Akten gelangten in das Geheime Archiv. 

Noch beim Ausbruche des ſchwediſch⸗polniſchen Krieges 1655 war 
keine beſondere Kriegskanzlei vorhanden. Ein von dem Grafen Georg 
Friedrich zu Waldeck im Januar 1655 zu Königsberg niedergeſchriebener 
„Entwurf einiger Gedanken, was zum Kriege erfordert wird“ (Archiv 
Arolſen) verlangt: „34. Eine wohlbeſtellte Kriegscantzeley an- 
ſtellen, darin zu rechter Zeit die Ordren ausgefertigt und von allem 
Anzeigung gehalten werde.“ In der Beſtallung des Generalfeldzeug⸗ 
meiſters Otto Chriſtoph Frhr. v. Sparr zum „Capo und Haupt über die 
Armee ſo Wir jetzo richten“ vom 24. April 1655 ſagt ihm der Kurfürſt zu, 
er wolle „alle und jede Ordres, ſie ſein von wichtiger oder geringer Impor⸗ 


1) Spangenberg, Zur 276. Wiederkehr des Stiftungstages der Geheimen 
Kriegs⸗ Kanzlei (im Militär⸗Wochenblatt 1906, Auszug aus einer größeren hand⸗ 
ſchriftlichen Arbeit). Wolters, Geſchichte der brandenburgiſchen Finanzen II 
(Urkunden und Aktenſtücke zur Geſchichte der inneren Politik des N 
Friedrich Wilhelm). 
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tanz, an ihn und ſonſt an keinen andern... richten,. .. und zu dieſem 
Ende wollen Wir in Unſerer Canzlei und bei den Secretarien eine 
ſolche Verordnung thun, daß ſie ohn ſein Vorwiſſen keine Ordre aus⸗ 
fertigen“ uſw. Aus beiden Stellen dürfte zu folgern ſein, daß eine be⸗ 
ſondere Kriegskanzlei damals noch nicht beſtand. Aber es gab ſchon 
Anfänge. Der Hofſtaatsetat vom Januar 1652 führt zuerſt wieder einen 
„Kriegsſekretär“ auf.) Man hat dies auf die Rüſtungen gegen Pfalz⸗ 
Neuburg, die 1651 ſtattgefunden hatten, bezogen. Wahrſcheinlicher iſt, 
daß die Geheimeratsordnung vom 4. Dezember 1651 die Veranlaſſung 
zur Anſtellung des Kriegsſekretärs gegeben hat, denn in dieſer wurde 
dem Grafen Waldeck ein beſonderes Referat für „alle Sachen ſo die 
militiae concerniren und Expedition erfordern“ übertragen, und dazu 
bedurfte er auch eines beſonderen Sekretärs. Dieſer hieß Philipp Schrei⸗ 
ner, wird in den Akten über die großen Werbungen von 1655 wiederholt 
genannt, begleitete den Kurfürſten in dieſem Jahre nach Preußen und 
wurde am 22. Oktober 1655 auch zum Geheimen Kammer ⸗Sekretarius 
beſtellt, fo daß er „zugleich Dero geheimter Cammer⸗ und Kriegsſecre⸗ 
tarius“ fein und den Rang der anderen Kammer ⸗Secretarii!) haben ſollte. 
„Im übrigen verbleibet ihm ſein Kriegsjecretariat... einen Weg 
wie den andern“ (Geh. Staatsarchiv Rep. 9 L 3). Schreiner ftarb im 
Jahre 1656, wie ſein Nachfolger Meinders berichtet, „in expeditione 
Varsaviense“, d. h. auf dem Marſche des Großen Kurfürſten, der zur 
Schlacht bei Warſchau führte. Franz Meinders, der bekannte nach⸗ 
malige Staatsmann, war bisher Privatſekretär des Grafen Waldeck 
geweſen. In ſeiner vom 4. September 1656 datierten Beſtallung zum 
Geheimen und Kriegsſecretarius kommt der Ausdruck „Kriegskanzlei“ 
auch noch nicht vor. Aber am 11. Mai 1657 unterbreitet Sparr dem 
Kurfürſten ein Memorial, worin er ſich heftig über Eingriffe des Kom⸗ 
miſſariats in ſeine Befugniſſe als Armeeführer beklagt und bittet, der 
Kurfürſt möge „der Kriegs⸗Canzeley und denen dabei ſich befind⸗ 
lichen Kriegsſecretariis“ anbefehlen, ihn als General und Capo zu re⸗ 
ſpektieren, damit „die Kriegs Cantzeley ... in Kriegsſachen keine Ordre 
als an mich, daß ich dieſelbige fernerweit an die Soldatesca ergehen 
laſſe“, ausfertige. Darauf teilt ihm der Kurfürſt am 15. Mai mit, er habe 
„Dero General-Commiſſariat wie auch Dero Geheimbten Kriegs⸗Canzley“ 
ernſtlich anbefohlen, ſich bei Sparr mit allen vorgehenden Sachen an⸗ 
zugeben und, wenn der Kurfürſt ein oder andere Ordre in der Eile erteile, 

1) König, Verſuch einer hiſtoriſchen Schilderung der Reſidenzſtadt Berlin 
II (1793), S. 289. 

2) Es gab deren 2, ſeit 1669 4. 
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ihm davon Part zu geben.) Entſprechende Verfügungen ergehen an den 
Generalkommiſſar Claus Ernſt v. Platen, den preußiſchen General⸗ 
kriegskommiſſar Johann Ernſt v. Wallenrodt, den Generalproviant⸗ 
meiſter Hilger und den Kriegsſekretarius Meinders. Alſo zwiſchen dem 
4. September 1656 und dem 11. Mai 1657 hat das urſprüngliche kleine 
„Kriegsſecretariat“ ſich zur kurfürſtlichen „Geheimbten Kriegs⸗Canzley“ 
ausgeſtaltet, vermutlich auf Anregung Waldecks, der eine ſolche ja ſchon 
im Januar 1655 gefordert hatte. Der mit den großen Rüſtungen von 1655 
anſchwellende Geſchäftsumfang — mit dieſem Jahre beginnen auch die 
noch erhaltenen Akten?) — macht den Vorgang durchaus natürlich. Vor 
dem Kriege hatte der Kurfürſt in der ganzen Mark Brandenburg 9, im 
ganzen Herzogtum Preußen 6 Kompagnien, ſeine Kavallerie beſtand 
damals aus einer Leibgarde von 54 Reitern. Jetzt zählte allein die Armee 
in Preußen rund 20000 Mann, und in allen anderen Provinzen waren 
Werbungen im Gange. So ergab ſich das Bedürfnis einer ſelbſtändigen 
Kanzlei für die Kriegsſachen. Auf den gleichen Zeitpunkt führt auch 
eine ſpätere Aktennotiz. Wahrſcheinlich im März 1673 — denn am 2. April 
ergeht die Entſcheidung des Kurfürſten — bittet der Kanzliſt Antonius 
Wilhelm Caſſel um ſeine Entlaſſung aus der Kriegskanzlei, da ihm das 
Reiſen zu ſchwer falle; es war die Zeit des Krieges gegen Frankreich, 
der mit dem Frieden von Voſſem endigte. Dabei erwähnt er, „daß ich 
nunmehr in der Geheimen und auch Kriegs⸗Canzley in die zweiund⸗ 
zwanzig Jahr aufgewartet und davon ſiebenzehn Jahr in Dero 
Dienſten in der Kriegs⸗Canzley zugebracht“. Auch dieſe Angabe 
zeigt das Jahr 1656 als Zeitpunkt der endgiltigen Loslöſung des Kriegs⸗ 
ſekretariats von der Geheimen Kanzlei. Meinders wurde am 10. Auguſt 
1662 gleich ſeinem Vorgänger Schreiner „Geheimer Cammer⸗ und 
Kriegsſecretarius“, jedenfalls um ihm den gleichen Rang wie den Kammer⸗ 
ſekretären zu ſichern. Die Kontinuität der Geheimen Kriegskanzlei iſt 
ſeitdem bis auf unſere Tage niemals unterbrochen worden. 


1) Es ſei erwähnt, daß auch Sparrs eigene, die nach ſeiner Ernennung zum 
Feldmarſchall (1658) ſogenannte Feldmarſchallskanzlei, hin und wieder „des 
Feldmarſchalls Kriegskanzlei“ heißt. 

2) Ein einziges Schriftſtück aus älterer Zeit findet ſich in den Akten der Ge⸗ 
heimen Kriegskanzlei, das Konzept der Beſtallung Sparrs vom 8. Oktober 1649. 
Es mag als Vorgang zu ſeinen ſpäteren Beſtallungen zu den Akten der eg e 
genommen worden ſein. 
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Über die Bekleidungsnöte der Freiwilligen Jäger 
von 1813/14, | 


Von Hermann Klaje. 


Die Bekanntmachung vom 3. Februar 1813 beſtimmte: „Die Jäger⸗ 
Detachements beſtehen bloß aus Freiwilligen, die ſich ſelbſt kleiden und 
beritten machen.“ Auf wie lange Zeit ſich die Pflicht der Selbſtausrüſtung 
erſtrecken ſolle, war nicht bemerkt. Verlangte die Regierung von den 
Freiwilligen nur die erſte Montur und das erſte Pferd, oder ſollten ſie 
gehalten ſein, während des ganzen Feldzuges für alles, was ſie brauchten, 
aufzukommen? Auf dieſe wichtige Frage gab die Verordnung keine Ant⸗ 
wort. Es iſt die gleiche Unterlaſſung wie im Landwehredikt vom 17. März, 
wo ebenfalls nicht geſagt war, ob die Landwehrleute und die Kreiſe 
dauernd oder nur bei der Einſtellung für die Bekleidung ſorgen ſollten. 

Die jungen Leute ſelbſt, die zu den Jägerdetachements gingen, 
haben ſich wahrſcheinlich über dieſe Frage kein Kopfzerbrechen gemacht. 
Der ſchöne grüne Rock war ihr Stolz und ihre Freude: wie lange er halten 
würde, kümmerte ſie zunächſt nicht. Aber ſchon die Übungen in der 
Heimat müſſen den Uniformen ſtark zugeſetzt haben. Das Leben im Felde 
nahm dann die Kleidung noch viel ſtärker mit, beſonders natürlich das 
Schuhzeug der Infanterie. Zum Glück war aber der Krieg nur von 
kurzer Dauer, und der lange Waffenſtillſtand gab noch einmal Zeit und 
Gelegenheit zur Wiederherſtellung des äußeren Menſchen. Dabei hatten 
die Wohlhabenden einen Vorteil: ſie konnten ihre Sachen gründlicher 
inſtand ſetzen laſſen, vielleicht auch Neuanſchaffungen vornehmen, während 
die Unbemittelten ſich mit den notwendigſten Ausbeſſerungen begnügen 
mußten. Dann aber kam der Herbſtfeldzug mit ſeinem ſchlechten Wetter 
und griff die Uniformen von neuem an. Schon nach wenigen Wochen war 
die Not rieſengroß. Die Jäger ſchrieben an ihre Verwandten und Gönner 
und die Offiziere an die heimatlichen Behörden. Beſonders kennzeichnend 
iſt ein Hilferuf des Hauptmanns von Schmeling für die Jäger des Pom⸗ 
merſchen Grenadierbataillons. 
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„Zwar iſt“, jo ſchreibt er am 21. September an Beyme , „erſt ein 
Monat ſeit Wiedereröffnung der Feindſeligkeiten verfloſſen, aber wir 
haben in dieſer kurzen Zeit alle Beſchwerden der tätigſten Operationen 
und einer regnichten Witterung bei immerwährendem Biwakieren er⸗ 
tragen, wodurch Schuhzeug, Wäſche und Mäntel ſehr ruiniert worden 
ſind. Die Freiwilligen Jäger müſſen ihre Equipierung aus eigenen Mitteln 
anſchaffen und erhalten; dieſe ſind aber bei vielen ſo geringe, daß ſie 
einer Unterſtützung bedürfen. Auch iſt bei dem ſteten Umherziehen ſelten 
jo viel Zeit, das Schadhafte auszubeſſern, noch weniger neue Kleidungs⸗ 
ſtücke anzufertigen. Der Feind hat das Land ſo mitgenommen, daß 
weder verarbeitetes noch rohes Material vorhanden, daß weder etwas zu 
kaufen noch zu requirieren iſt. Ich halte es für meine Pflicht, den Be⸗ 
dürfniſſen der mir anvertrauten jungen Leute möglichſt abzuhelfen, 
und da mir hierzu keine anderen Mittel zu Gebote ſtehen, bin ich ge⸗ 
zwungen, mich an unſere Landsleute zu wenden..“ 

Das Schreiben weiſt auf eine Haupturſache des Leidens hin: der 
ununterbrochene Bewegungsfeldzug gab keine Zeit zu rechtzeitigem 
Ausbeſſern, das die Abnutzung verlangſamen konnte. Und der Bewe⸗ 
gungsfeldzug ließ auch — das ward beſonders für die Vermögenden 
verhängnisvoll — die Poſtverbindung, die damals ſchon an ſich umſtänd⸗ 
lich war, völlig verſagen.?) So ward der Krieg zum rückſichtsloſen Gleich⸗ 
macher. Die Wohlhabenden, ſoweit ſie überhaupt noch beim Detachement 
geblieben und nicht ſchon Offiziere geworden waren, hatten jetzt keinen 
Vorteil mehr vor den Unbemittelten. 

An Verſuchen, den notleidenden Jägern durch öffentliche Samm⸗ 
lungen zu helfen, hat es nicht gefehlt. So hat z. B. in Pommern der 
Regierungshauptkaſſenbuchhalter Geſell, nachdem er zunächſt eine Sub⸗ 
ſkription zur Ausrüſtung bedürftiger Jäger eröffnet hatte, ſich ſchon Mitte 
März bemüht, „einen zweiten Fonds zu bilden, um daraus den Frei⸗ 
willigen Jägern noch in der Folge kleine Unterſtützungen zufließen laſſen 
zu können, weil vorauszuſehen war, daß ihre erſte Equipage bald ruiniert 
und koſtſpielige Ausbeſſerungen nötig werden würden“; „allein neben den 
vielen anderen freiwilligen und gezwungenen Leiſtungen zur Ausrüſtung 
und Unterhaltung der Armee ſcheiterte der Plan faſt ganz“. Später, auf 
Schmelings Schreiben hin, hat ſogar Beyme, der Zivilgouverneur, ſelbſt 
eine Bekanntmachung erlaſſen, in der er ſich bereit erklärte, Gaben in 
Empfang zu nehmen und weiterzubefördern. Es kam auch wirklich aller⸗ 
hand ein, teils Wäſche, teils Geld. Aber wann? Die Beiträge ſind vom 


1) Damals Zivilgouverneur der Lande zwiſchen Oder und Weichſel. Der 
Brief iſt gedruckt in: H. Klaje, Pommern im Jahre 1813. Teil II: Die 
pommerſchen Freiwilligen Jäger. Kolberg 1915. S. 97. 

2) Vgl. Klaje, a. a. O., S. 99f. Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt, 
Sept. u. Okt. 1845: Die Formation der Freiwilligen Jäger⸗Detachements bei 
der preußiſchen Armee 1813, S. 465, Anm. (zitiert: Beiheft). 
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November und Dezember datiert, und es wird Januar geworden fein, 
ehe die Jäger etwas empfingen. Das Unternehmen hat alſo recht wenig 
genützt, weil es zu viel Zeit koſtete. !) Und fo iſt es mit dieſer Art von Samm⸗ 
lungen wohl meiſtens geweſen. 

Die Hauptfrage iſt indes, wie die maßgebenden militäriſchen Kreiſe 
ſich zur Verſorgung der Freiwilligen Jäger geſtellt haben. Die erſte Auße⸗ 
rung, die wir darüber hören, iſt ablehnend. Ein Tagesbefehl des General⸗ 
Kriegskommiſſars Ribbentrop vom 31. März 1813 teilt mit, daß die 
2. Diviſion des Allgemeinen Kriegsdepartements, deren Direktor der 
Oberſt von Rauch?) war, beſtimmt habe, „kleine Montierungs⸗) und 
Kompagnie⸗Unkoſtengelder dürften auf den Etat der Volontär⸗Jäger⸗ 
Kompagnien nicht angeſetzt werden, da im allgemeinen die Leute der⸗ 
ſelben für diejenigen Gegenſtände, für welche dieſe Gelder bei anderen 
Truppen bezahlt würden, ſelbſt ſorgen müßten.“ Erlaubt ſei in Fällen, 
wo die Anſchaffung dem einzelnen Schwierigkeiten mache, die Hergabe 
gegen Bezahlung; im übrigen aber ſollten die Jäger, wenn fie hilfs⸗ 
bedürftig ſeien, auf die patriotiſchen Sammlungen angewieſen bleiben.“) 

Dieſe Verfügung ward indes ſchon drei Wochen ſpäter widerrufen. 
Ein Erlaß vom 20. April beſtimmte, daß die kleinen Montierungsſtücke, 
gleich den Kompagnie⸗Unkoſtengeldern, auf den Etat zu bringen ſeien, 
„weil es den Leuten ſelbſt, beſonders den hilfsbedürftigen, ſchwer werden 
dürfte, das Bedürfnis aus eigenen Mitteln zu beſtreiten.“ ?) ö 

Das iſt alles, was wir aus der kurzen Kriegszeit bis zum Waffen⸗ 
ſtillſtande über die Angelegenheit hören. Eine wirklich ernſte Frage ward 
die Verſorgung der Freiwilligen erſt im Herbſtfeldzug. Die Klagen der 
Offiziere, die es mit ihren Jägern gut meintené), ergingen natürlich nicht 
bloß an die heimatlichen Behörden, ſondern auch an ihre militäriſchen Vor⸗ 
geſetzten, und die Folge war, daß mehrere Generalkommandos an das 
Allgemeine Kriegsdepartement Anträge auf Unterſtützung der Frei⸗ 
willigen ſtellten.)) Auch der Staatskanzler iſt ſehr bald von folchen 
Vorſtellungen erreicht worden und hat ſich der Sache angenommen; 
denn unter dem 5. Oktober erging an die Oberkriegskommiſſare der vier 


1) Klaje, S. 95. 98. 

2) Der ſpätere Kriegsminiſter. 

3) Hierzu gehören die Fußbekleidung, daneben Hemden, Stiefeletten (Ga⸗ 
maſchen), lange leinene Hoſen und Halsbinden. Vgl. Das en Heer der 
Befreiungskriege, her. v. Gr. Generalſtab. B. 1. Berlin 1912, S. 335. (zitiert: 
Preußiſches Heer). 

4) Ribbentrop, Sammlung von Vorſchriften, Anweiſungen und ſonſtigen 
Aufſätzen über die Bekleidung der Kgl. Preußiſchen Armee. 2. af Berlin 1815. 
(Bd. 4 des Geſamtwerkes). S. 146f. 
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6) Später kamen andere: vgl. weiter unten Hippels Denlſchrift 

7) Beiheft, S. 465, Anm. 
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Armeekorps eine Verfügung Ribbentrops, daß „nach einer Beſtimmung 
des Herrn Staatskanzlers Exzellenz auch für das Bekleidungsbedürfnis 
derjenigen Freiwilligen, welche ſich in der Bekleidung unterhalten zu 
können außerſtande erklären, geſorgt werden ſolle.“) 

Trotzdem iſt mit der Abhilfe nicht Ernſt gemacht worden, und das 
hatte leider ſeinen triftigen Grund. Die Jägerdetachements, wenigſtens 
die der Infanterie,) find nicht lange geblieben, was ſie urſprünglich 
waren: das Schoßkind iſt raſch zum Aſchenbrödel geworden. Die Er⸗ 
klärung dafür iſt einfach. „Eine Entſtellung der Jägeridee“, jagt Fouqus, 
„lag in der Beförderung der ausgezeichnetſten Mitglieder zu Offizier⸗ 
ſtellen.““) Schon am 7. Mai, nach den ſtarken Offiziersverluſten, die bei 
Groß-Görſchen eingetreten waren, entnahm der König den Jäger⸗ 
abteilungen nicht weniger als 600 Mann!), „und dieſe Art Ausleſe entzog 
auch weiter gerade die bewährteſten Kräfte den jungen Detachements, die 
kaum angefangen hatten, zuſammenzuwachſen.“ ) Wer ſich durch Tüchtig⸗ 
keit bemerkbar machte, ſchied aus der Maſſe aus. Das aber hatte notwendig 
zur Folge, daß die Zurückbleibenden an Anſehen verloren und ſich nicht⸗ 
achtende Behandlung gefallen laſſen mußten. Belege dafür ſind genügend 
vorhanden;®) hier ſoll nur Hippel zu Worte kommen, und zwar in einer 
Denkſchrift, die er am 16. November in Frankfurt a. M. verfaßt hat.“) 

Nachdem er ſich zunächſt über die Abſichten, die man mit der Er⸗ 
richtung der Jägerdetachements verfolgt habe, ausgelaſſen hat, fährt er 
fort: „Die Sache war mit Enthuſiasmus angefangen und wurde bis zu 
den Schlachten von Lützen und Bautzen, bis zum Waffenſtillſtande mit 
Enthuſiasmus durchgeführt. Nun aber begann eine ganz andere Behand⸗ 
lung und eine ganz neue Periode für die Jäger. Faſt alle die allgemein 
beliebten Offiziere, die ſie gebildet hatten, waren tot oder verwundet, 
z. B. Boltenftern®), Lynar u. a. Von den Jägern ſelbſt hatten viele der 
Beſſeren gleiches Schickſal; von den übrigen, die Auszeichnung verdienten, 
war ein großer Teil Offiziere geworden und zu anderen Truppen ver⸗ 
ſetzt. Die Offiziere, die ihnen jetzt gegeben wurden, fanden daher unter 
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den Jägern zwar noch Anſprüche auf beſſere Behandlung, aber nicht mehr 
die beſſere Bildung, die dieſen Anſprüchen zugrunde liegen ſollte. Wenig⸗ 
ſtens fanden ſie den größeren Haufen roh und mittelmäßig, konnten und 
mochten ſich nicht die Mühe geben, die einzelnen, beſſeren auszuzeichnen, 
und dieſe fanden ſich tief gekränkt, als ſie ſich nicht mehr mit der Zartheit 
behandelt ſahen, die ſie von ihren erſten Offizieren gewohnt waren. Der 
Geiſt des Mißmuts teilte ſich allen mit, beſonders als die ſchlechte Witte⸗ 
rung bewies, daß der gemeine Soldat, der ſie bis dahin überdies nur mit 
Neid und Arger angeſehen hatte, in Ertragung der Beſchwerden vor ihnen 
Vorzüge habe, und als das gewöhnliche Ausbleiben der Familienunter⸗ 
ſtützungen ſie in einen ärmlichen, oft zerlumpten Zuſtand ſetzte. Mit der 
Unzufriedenheit und dem Mißmut der Jäger wuchs die Unzufriedenheit 
der Offiziere über ſie, und dieſe fanden ſich immer geneigter, jedes jugend⸗ 
liche Vergehen als Verbrechen zu ahnden und dadurch die Gemüter der 
jungen Leute immer mehr von ſich, vom Kriegsdienſt und von der guten 
Sache abzuwenden. Es iſt dahin gekommen — und dies iſt die ſtrengſte 
Wahrheit —, daß nicht leicht einer der jetzt noch dienenden gemeinen 
Freiwilligen je wieder freiwillig die Waffen ergreifen oder zulaſſen 
wird, daß dies von ſeinen Angehörigen anders als gezwungen geſchehe. 
Ohne näher auf die Schuld einzugehen, die auf ſeiten der Offiziere min⸗ 
deſtens ebenſo groß iſt als auf ſeiten der Jäger, iſt wenigſtens ſo viel ge⸗ 
wiß, daß ſchleunig eine Anderung ihres Zuſtandes getroffen werden muß, 
wenn nicht die ganze in ſo herrlichem Geiſte von Scharnhorſt getroffene 
Einrichtung zum Geſpötte der jetzt mit uns verbundenen anderen Deutſchen 
herabſinken ſoll.“ 

Hippel macht dann Vorſchläge, was mit den Jägern anzufangen ſei. 
Die beſten ſolle man ſämtlich zu Offizieren, die minder guten zu Portepee⸗ 
fähnrichen machen, den Ausſchuß aber in die Regimenter einreihen oder 
in ein Freikorps ſtecken, das bei jedem Armeekorps zu errichten ſei. „So 
kämen die Jäger den Regimentern aus den Augen, und es bliebe ihnen 
die beſte Gelegenheit, ſich ferner auszuzeichnen.“ 

Die Denkſchrift iſt am 17. November dem Major von Thile, dem 
Direktor der 1. Diviſion des Allgemeinen Kriegsdepartements, „zum 
beliebigen Gebrauch übergeben worden“. Was dieſer damit angefangen 
hat, wiſſen wir nicht.!) Für eine Anderung der Organiſation des Jäger⸗ 
inſtituts hat er fürs erſte wohl nichts getan. Aber auch für das Nächſt⸗ 
liegende, die Beſeitigung des „ärmlichen, oft zerlumpten Zuſtandes“ der 
Freiwilligen, wird er ſich ſchwerlich eingeſetzt haben; denn, wie aus einem 
weiter unten mitzuteilenden Schreiben des Grafen Lottum hervorgeht, 
wußte er noch Anfang März nichts davon, daß die alte Auffaſſung, der 
Freiwillige Jäger müſſe für alles ſelbſt ſorgen, ſchon lange als unhalt⸗ 
bar anerkannt war. So iſt es wohl nur zufälliges Zuſammentreffen, daß 


1) Vorn Hippels Vermerk: „Zu den Akten, Freiburg, den 2. Jan. 14.“ 
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an demſelben 17. November, an dem Hippel in Frankfurt Thile fein 
Promemoria übergab, Ribbentrop von dem nahen Höchſt aus folgenden 
Tagesbefehl erlaſſen hat: „Daß die freiwilligen Militärs in der Beklei⸗ 
dung den übrigen Soldaten gleich geachtet und für ſie wie für dieſe 
hierunter geſorgt werden ſoll, habe ich mehrmals befohlen. Demunge⸗ 
achtet kommen einzelne Anträge und Beſchwerden vor, welche mich über⸗ 
zeugen, daß nach jener Vorſchrift nicht verfahren wird. Ich mache es aber 
den Herren Oberkriegskommiſſarien zur ſtrengſten Pflicht, ſofort die Ein⸗ 
richtung zu treffen, daß die freiwilligen Militärs in der Bekleidung wie 
die übrigen Truppen bedacht werden ...“) 

Die Verfügung ſchlägt einen weſentlich ſchärferen Ton an als die 
vom 5. Oktober; aber geholfen hat ſie, wie es ſcheint, ebenſo wenig. Es 
iſt das daraus zu ſchließen, daß fünf Wochen ſpäter vier Jäger eine Ein⸗ 
gabe an Hardenberg gemacht haben, um eine Beſſerung ihrer Lage herbei⸗ 
zuführen. Nach Hippels Entwurf ſchreibt der Staatskanzler am 4. Januar 
1814 an Thile folgendes: „Anliegende Originalvorſtellung?) der vier 
Offizianten Schroedter und Genoſſen vom 24. v. M. enthält die getreue 
Darſtellung der Lage faſt aller Offizianten und jungen Leute von gutem 
Herkommen, die bei ihrem Eintritt in den Kriegsdienſt als gemeine 
Freiwillige nur ihren Mut und ihr Pflichtgefühl nicht aber ihre Körper⸗ 
kräfte zu Rate gezogen haben. Daß auf eine Anderung ihrer Lage im 
allgemeinen Bedacht genommen werde, die ihre Beſchwerden möglichſt 
bald erleichtere, iſt um ſo notwendiger, als ſonſt die Blüte des Volkes 
und eine Menge ſchwer zu erſetzender, ſehr brauchbarer Offizianten 
und Geſchäftsmenſchen unter ſolcher erliegen werden.“ Zum Schluß 
fordert Hardenberg Thile auf, ihm mitzuteilen, was der König dazu 
ſage.“) 

Trotzdem iſt nichts von Bedeutung“ geſchehen, und ſo blieb denn 
die Krankheit unbekämpft und konnte in den ſchlimmen Wintermonaten 
weiter um ſich freſſen. Erſt im März hat man ſich entſchloſſen, ihr durch 
eine gründliche Kur entgegenzutreten, und zwar auf Betreiben des be⸗ 
kannten Hofrats Heun, dem ſein mutiges Vorgehen nicht vergeſſen werden 
ſoll, Denn auch nach der ganzen Lage der Dinge nicht mehr viel zu helfen 
war.) 

Am 2. März überſandte Heun dem Staatskanzler die Abſchrift 
einer Eingabe an den Grafen Lottum, den Generalintendanten der Armee, 
und führte dabei folgendes aus: 
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„Der Aufruf des Königs... ift durch die laue Behandlung, welche 
den jungen Leuten jetzt von allen Seiten widerfährt, gegenwärtig ſo ver⸗ 
hallt, daß, wenn Seine Majeſtät heut wieder einen ſolchen Aufruf er⸗ 
ließen, kein einziger freiwillig zu den Waffen greifen würde.!) Zu 
verſchiedenen Malen habe ich die Beſchwerden der Klagenden zu Proto⸗ 
koll nehmen und ſie den Behörden zur Abſtellung vorlegen wollen; 
allein es getraut ſich kein Jäger ein ſolches Protokoll zu unterſchreiben, 
und ſomit kommt die Beſchwerde der Unglücklichen nie vor das rechte 
Ohr. So darf ich die armen Menſchen nennen, die — ich ſpreche vor⸗ 
züglich von denen der Garde — von ihren höheren Offizieren gehaßt 
und in Hinſicht ihrer Verpflegung und Bekleidung dem gemeinen Sol⸗ 
daten überall hintangeſetzt werden. Sie gehen ohne Schuhe, ohne Mäntel, 
in bloße Lumpen gehüllt und machen durch ihr abgezehrtes Anſehen die 
großen Zuſicherungen, welche ihnen und der Nation gemacht wurden, 
zum wahren Pasgquill.“ 

Und nun die Eingabe an Lottum ſelbſt. Heun ſchreibt, Chaumont, 
den 2. März 1814: 


„Euer Hochgeboren halte ich mich verpflichtet, auf das Elend 
unſerer Freiwilligen aufmerkſam zu machen, wovon ich in dem Überbringer 
ein Probebild des herzzerreißendſten Jammers untertänigſt vorzuſtellen 
das Unglück habe. Dies iſt die Blüte des Landes, die ſo wenig gepflegt 
worden iſt, daß ſie überall verkümmert. Dieſe Freiwilligen ſollten unſer 
Stolz jein, und fie gehen zur Schande der Nation wie die Bettler umher. — 
Ich habe den kleinen Fonds, der von guttätigen Menſchen zuſammen⸗ 
gebracht war, beinahe erſchöpft. Zur Anſchaffung neuer Kleidungsſtücke 
reicht er durchaus nicht. Des Königs Majeſtät haben, wie ſelbſt in den 
öffentlichen Blättern erwähnt worden, den Freiwilligen bei Anſchaffung 
der Bekleidungsſtücke dieſelbe Berückſichtigung zu verſprechen geruht, 
welche den Linientruppen gebührt; es muß daher nur an den Unter⸗ 
behörden liegen, wenn das königliche Wort bis jetzt noch gar nicht wahr 
gemacht worden iſt; denn wie dieſer junge Mann ausſieht, ſo kann ich 
Euer Hochgeboren mehrere Hunderte vorführen.“ 

Heun wendet ſich dann in beweglichen Worten an die „Menſchen⸗ 
freundlichkeit“ Lottums, die der „letzte Troſt“ der Freiwilligen und ihrer 
Angehörigen ſei. Der General antwortete noch am ſelben Tage mit 
folgendem Schreiben: 

„Die Bekleidungsgegenſtände gehören nicht zu meinem Geſchäfts⸗ 
kreiſe, ſondern zu dem des Kriegsdepartements?) und alſo jetzt vor den 
General von Rauch. Veranlaßt durch Euer Wohlgeboren Schreiben 
und durch den Bekleidungszuſtand des Überbringers desſelben, habe ich 
mich indeſſen ſogleich bei dem Herrn Major von Thile erkundigt, ob wirk⸗ 
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lich des Königs Majeſtät die neue Bekleidung der Freiwilligen Jäger 
befohlen, und ob mithin für ſelbige die neuen Mundierungen in den 
Provinzen angefertigt und den Regimentern zugeſchickt worden ſind. 

Der Herr Major von Thile verſichert mich, daß dies nicht geſchehen ſei, 

da die Bedingung, ſich ſelbſt zu equipieren und zu bekleiden, entſcheidend 
über das Recht, als Freiwilliger Jäger einzutreten, geweſen ſei. Die 
Regimenter erhalten mithin für ſie keine neue Mundierung und können 
keine ihnen geben. Die Requiſitionsgegenſtände, für die Bekleidung 
werden an die Regimenter und Bataillons ausgegeben, und aus dieſen 
müſſen die Freiwilligen allerdings ebenſo gut unterſtützt werden als die 
übrigen Soldaten; die Kommandeurs klagen aber bitter darüber, daß ſie 
an keine Ordnung weder bei der Erhaltung noch Ausbeſſerung ihrer 
Mundierungsſtücke zu gewöhnen ſind, daß ſie, ſtatt die Unterſtützung 
in den Kompagnien und Bataillons zu erwarten, ſich willkürlich ent⸗ 
fernen und in allen Städten und Dörfern ſich zerſtreuen, um ſolche ſelbſt 
zu ſuchen. Hiervon habe ich mich leider ſelbſt in allen Orten hinter der 
Armee, durch welche ich gekommen bin, zu überzeugen Gelegenheit 
gehabt. Die Klagen aller Kommandanten liefern zahlloſe Beweiſe. 
In Troyes hatte ich 69 ſolche Freiwilligen Jäger verzeichnen laſſen und 
ſie dem Hauptmann von Storch zur Fürſorge überwieſen; am folgenden 
Morgen waren ſie alle bis auf drei verſchwunden. Vorgeſtern war ein 
Offizier der Garde hierher kommandiert, um die Zerſtreuten zu ſammeln; 
er hatte deren einige und ſiebzig zuſammen, und am Abende, als er mit 
ihnen zum Regiment gehen wollte, war nicht ein einziger mehr vorhanden. 
Dies iſt kein Benehmen, wie es der Blüte unſerer Jugend geziemt... 
Die ganze Einrichtung mit unſeren Freiwilligen bedarf einer Radikalkur; 
die achtungswerten Jünglinge von guten Familien und entſprechender 
Bildung müſſen von den übrigen, welche in dieſe Kategorie nur aufge⸗ 
nommen worden ſind, weil irgend ein Gutdenkender Kleidung und 
Rüſtung ihnen gab, geſondert und auf einen angemeſſenen Standpunkt 
geſtellt, die übrigen aber in gehörige militäriſche Zucht und Ordnung 
gebracht werden.!) So, wie es jetzt iſt, kann das Weſen ohne Nachteil 
und ohne auf die preußiſche Armee einen Schatten zu werfen, nicht 
fortdauern.“ 

Dieſe Antwort Lottums überſandte Heun am 3. März dem Kriegs⸗ 
miniſter Generalmajor von Rauch, zugleich mit folgendem Begleit⸗ 
ſchreiben: 

. Euer Hochwohlgeboren wird während Ihres hieſigen Aufent⸗ 
halts die Bemerkung nicht entgangen ſein, daß der Bekleidungszuſtand 
der Freiwilligen in der allerelendeſten Verfaſſung iſt. Aus Mangel an 
Mänteln und Schuhen erkranken ſie zu Hunderten und laufen ſich die 


1) Über die Unterſchiede und Gegenſätze, die von Anfang an innerhalb 
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Füße wund, fo daß in allen Lazaretten hinter der Armee Individuen 
dieſer Truppengattung anzutreffen ſind. Wie nachteilig dieſes der Armee 
ſelbſt iſt, bedarf keiner weitläuftigen Erörterung. — Aber einen noch 
gehäſſigeren Schatten wirft dieſe Mangelhaftigkeit auf den Ruf, den ſich 
die Errichtung dieſer Korps im Vaterlande wie in ganz Europa erworben 
hat. Die zerriſſenen Lumpen, in denen die Freiwilligen wie die Räuber 
herumirren, ſtehen mit der Liebe in grellem Widerſpruch, in welcher ſich 
die Nation zu dieſen jungen Streitern ausgeſprochen hat. 

Bei der erſten Aufforderung wurde letzteren zur Bedingung gemacht, 
ſich ſelbſt zu bewaffnen und zu bekleiden. Allein es iſt nirgends die Ver⸗ 
bindlichkeit ihnen auferlegt worden, ſich in beidem fortwährend zu er⸗ 
halten. Auch würde dies die Vermögenskräfte vieler Eltern überſteigen.“ 

Die Notwendigkeit, für die Bekleidung der Freiwilligen zu ſorgen, 
ſei „ſelbſt von den Behörden anerkannt worden“, wenn auch Major 
von Thile das Gegenteil behaupte. | 

„Die Beſchuldigungen, ſo der Herr Graf Lottum den vorherrſchenden 
Regelloſigkeiten in den Jägerdetachements macht, ſind wahr; allein ſie 
ſind lediglich die Folgen der Behandlung, welcher dieſe an das Formelle 
des Militärdienſtes nie gewöhnten jungen Leute ſich haben unterwerfen 
müſſen. 

Dies gilt vorzüglich von den Detachements der Garde z. F. Aller- 
dings ſtechen dieſelben bei den Paradeaufzügen durch ihr ärmliches 
Außere gegen die ruſſiſchen Garden und gegen unſere weit beſſer beſorgten 
Garderegimenter gewaltig ab, und darin glaube ich die erſte Veranlaſſung 
zu der Abneigung zu finden, welche ſich von oben herab gegen die Frei⸗ 
willigen jetzt überall äußert. Auch ſind die vorzüglichen jungen Leute 
aus den Detachements zu Offiziers herausgenommen worden; jedoch 
finden ſich noch ſehr viel von guten Familien unter denſelben, und die 
laue Behandlung derſelben macht auf ſie ſelbſt wie auf die ganze Nation 
einen äußerſt übeln Eindruck. Es wäre daher ſehr wünſchenswert, wenn 
die Einrichtung getroffen werden könnte, daß die brauchbaren Subjekte 
zu Offizieren ausgehoben, die übrigen ſämtlichen Freiwilligen aller 
Detachements aber nach der Norm des Lützowſchen und Reichſchen Frei⸗ 
korps zuſammen in ein Feldregiment umgeformt und den Linientruppen 
gleich behandelt werden könnten.“ 

Bei dem Kriegsminiſter war Heun endlich vor die rechte Tür ge⸗ 
kommen. Er merkte es daran, daß Rauch ihn zu einer Unterredung 
kommen ließ, und er verſäumte nicht, das Eiſen kräftig weiter zu ſchmieden. 
Am 8. März überſandte er dem General ein Schreiben, das der Ober⸗ 
jäger Cochlovius vom Jägerdetachement des Garde⸗Jägerbataillons 
im Namen ſeiner Kameraden unter dem 7. an ihn gerichtet hatte. Die 

Not der Freiwilligen ward darin folgendermaßen geſchildert: 

„Die für uns äußerſt empfindliche, ja, ich kann wohl ſagen, beſchä⸗ 

mende Verlegenheit beſteht darin, daß unſede ſämtlichen Montierungs⸗ 
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ſtücke, vorzüglich Mäntel, Uniformen und Fußbekleidung ſich in 
dem traurigſten Zuſtande befinden. Nicht genug, daß bei einer ſo 
ſchlechten Bekleidung die rauhe Witterung einen weit empfindlicheren 
Einfluß auf unſeren Körper haben muß, ſo iſt dieſer Zuſtand, von einer 
anderen Seite betrachtet, auch deshalb äußerſt ſchmerzhaft für uns, die 
wir in unſeren früheren Verhältniſſen gewohnt waren, uns unſerem 
Stande und unſerer Erziehung gemäß zu kleiden, wenn jetzt ſo mancher 
in einem Anzuge erſcheinen muß, vor dem er ſelbſt zu erröten ge⸗ 
zwungen iſt. . 

Unſere Eltern, die damals, als wir alle zu den Fahnen des Vater⸗ 
landes ſchworen, uns equipierten und armierten, ſind größtenteils nicht 
in der Lage, auch jetzt noch alle unſere Bedürfniſſe befriedigen zu können. 
Allein ich zweifle keinen Augenblick, daß ſie alles aufbieten würden, den 
Zuſtand ihrer Söhne zu verbeſſern, wenn ſie zur gehörigen Kenntnis des⸗ 
ſelben gelangen könnten, und wenn nicht die weite Entfernung die Sache 
beinahe unmöglich machte.“ 

Das Schreiben gibt dann eine Überſicht über die Bedürfniſſe der 
Jäger und bittet ſchließlich um Beiſtand, denn „ein großer Teil der tüch⸗ 
tigſten und bravſten Kameraden mußten dieſen Hinderniſſen unterliegen, 
mußten entweder ins Lazarett gehen oder überhaupt zurückbleiben, weil 
ſie aus Mangel an Fußbekleidung die anhaltenden Märſche nicht aushalten 
konnten.“ 

Der Stein kam jetzt ins Rollen. Auf Veranlaſſung des Kriegsminiſters 
entwarf Thile über die Anderung der Organiſation der Jägerdetachements 
eine Denkſchrift, die dem Könige unter dem 18. März zugeſtellt ward. 
Aus Rauchs Begleitſchreiben geht hervor, daß er klar erkannt hat, worauf 
es vor allem ankam: er führt darin ſehr richtig aus, „daß, Allerhöchſt⸗ 
dieſelben mögen Sich für die Formation der Jägerdetachements in be⸗ 
ſondere Bataillons oder für die Beibehaltung derſelben in ihrer bisherigen 
Verfaſſung zu entſcheiden geruhen, es in jedem Falle unumgänglich 
nötig iſt, für ihre Bekleidung von ſeiten des Staates ebenſo zu ſorgen wie 
bei den ſtehenden Truppen, da die Eltern und Angehörigen der Frei⸗ 
willigen Jäger größtenteils nicht imſtande ſein möchten, ſie aus ihren 
Mitteln nochmals anzuſchaffen, die Beſorgung ſelbſt auch wegen der 
weiten Entfernung zum Teil in der Unmöglichkeit für ſie liegt.“ 

Die königliche Entſcheidung verzögerte ſich infolge der Ereigniſſe 
auf dem Kriegsſchauplatz noch einige Zeit. Erſt am 5. April erging ein 
Kabinettsbefehlt), demzufolge „von den Freiwilligen Garde⸗Jägern?) 
ein Bataillon formiert und dasſelbe unter der oberen Leitung des Oberſt⸗ 
leutnants von Witzleben?) dem Garde⸗Jägerbataillon attachiert werden 


1) Ribbentrop an Rauch, Hauptquartier Paris, 22. April 1814. 

2) Gemeint ſind die Freiwilligen Jäger ſämtlicher Detachements bei der 
Garde⸗Infanterie (1. und 2. Garde⸗Reg. z. F. u. Garde⸗Jäger⸗Bat.) 

3) Kommandeur des Garde⸗Jägerbataillons ſeit 14. Dez. 1813. 
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ſollte. Auch ſollten diejenigen Freiwilligen Jäger, welche fich zu Offi⸗ 
zieren qualifizierten, als Sekondeleutnants mit Portepeefähnrichs⸗ 
traktament an die Regimenter verteilt und die übrigen armeekorpsweiſe 
in Bataillons zu 800 Köpfen zuſammengezogen und gleich den Linien⸗ 
Infanteriebataillons für Königliche Rechnung verpflegt werden.“!) | 

Zur Ausführung ſind dieſe Pläne nicht mehr gelangt; denn bereits 
unter dem 30. April befahl der König die Auflöſung ſämtlicher Detache⸗ 
ments.) Der warme Dank, den er dabei den Jägern ausſprachs), war 
eine Salbe für manches wunde, tiefverbitterte Herz. Über den großen 
Erinnerungen wurden dann die ausgeſtandenen Leiden wohl raſch ver⸗ 
geſſen, und ſo iſt Hippels und Heuns Vorausſage nicht in Erfüllung 
gegangen: als 1815 der König zum zweiten Male rief, iſt die preußiſche 
Jugend wiederum in Scharen fröhlich und freiwillig zu den Fahnen 
geeilt. 


Die deutſche Außenpolitik von 1871 bis 1890. 
N Von Paul Haake. 


Aus der gewaltigen Fülle neuer Enthüllungen über die Bismarckſche 
Ara, die wir Hiſtoriker dem Zuſammenbruch verdanken, hebt ſich eine 
Publikation monumental empor: die im Auftrage des Auswärtigen 
Amtes von Johannes Lepſius, Albrecht Mendelsſohn⸗Bartholdy und 
Friedrich Thimme herausgegebene Sammlung ſeiner diplomatiſchen 
Akten, betitelt „Die große Politik der europäiſchen Kabinette 1871 bis 
1914” (Deutſche Verlagsgeſellſchaft für Politik und Geſchichte, Berlin 
1922). Die erſten 6 Bände führen vom Verſailler Präliminarfrieden bis 
zur Entlaſſung Bismarcks. Im 1. Bande, „Der Frankfurter Friede 
und feine Nachwirkungen 1871—1877“, werden die deutſch⸗franzöſiſchen 
Beziehungen dieſer Periode, im 2., „Der Berliner Kongreß und ſeine 
Vorgeſchichte“, die deutſch⸗rufſiſchen bis 1878, im 3., „Das Bismarckſche 
Bündnisſyſtem“, die deutſch⸗öſterreichiſchen Verhandlungen, die Ab⸗ 
machungen mit Italien, das Dreikaiſerbündnis ſowie die Anſätze einer 
deutſch⸗franzöſiſchen Verſtändigung von 1878 bis 1885 durch eine Reihe 
von Dokumenten illuſtriert; der 4. Band führt den Sondertitel „Die 
Dreibundmächte und England“, der 5. „Neue Verwicklungen im Oſten“, 
der 6. „Kriegsgefahr in Oſt und Weſt, Ausklang der Bismarckzeit“. 
Man wird dieſer ſachlichen Gruppierung, die Thimme 1922 im Juliheft 


1) Die Freiwilligen Jäger von der Kavallerie ſollten ihre bisherige Ver⸗ 
faſſung behalten. 

2) An das Allgemeine Kriegsdepartement, Paris, 30. April 1814: Geh. 
Staatsarch. Rep. 74. O. Z. 1. Vol. 2. Bl. 15. Publikandum des Allg. Kriegsdep., 
Berlin, 19. Mai 1814: Geh. Arch. d. Kriegsmin., a. a. O. 

3) Vgl. Klaje, S. 111. 
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der Preußischen Jahrbücher eingehend begründet hat, zuſtimmen können 
und müſſen, auch wenn das zeitliche Nebeneinander der ſich kreuzenden 
Einflüſſe dadurch zerriſſen wurde. Die für weiteſte Kreiſe beſtimmte 
Publikation follte nur die Grundlinien der großen europäiſchen Politik 
möglichſt klar hervortreten laſſen; die einzelnen Maſchen des gewaltigen 
Netzes zu rekonſtruieren, mußte der ſpäteren Detailforſchung vorbe⸗ 
halten bleiben!). 


Das Mannigfaltigſte findet ſich unter den 1365 durchnumerierten 
Aktenſtücken dieſer 6 Bände zuſammen: Berichte der deutſchen Bot⸗ 
ſchafter und Geſchäftsträger, der Militärbevollmächtigten und Attachés, 
oft mit Randbemerkungen Bismarcks oder des Herrſchers verſehen, 
Inſtruktionen des Kanzlers für ſie, Aufzeichnungen des Grafen Herbert 
Bismarck, des Grafen Rantzau und anderer nach dem Diktat des Fürſten, 
Weiſungen und Relationen der Staats⸗ und Unterſtaatsſekretäre und 
vortragender Räte, Gutachten, Berichte und Briefe der Generale Man⸗ 
teuffel, Albedyll, Moltke, Walderſee, ein Promemoria des Generalſtabes 
aus dem Herbſt 1887, Korreſpondenzen zwiſchen den Monarchen und 
Bismarck, zwiſchen ihnen und fremden Herrſchern, zwiſchen dem Kanzler 
und ausländiſchen Staatsmännern; auch andere Schriftſtücke engliſcher, 
franzöſiſcher, italieniſcher, öſterreichiſcher, ruſſiſcher Provenienz begegnen 
dem Leſer zuweilen; wie billig findet er endlich die wichtigſten Kon⸗ 
ventionen und Staatsverträge und die Entwürfe dazu in vollem Wort⸗ 
laut. So gewinnt er einen tiefen Einblick in die internationalen Ab⸗ 
wandlungen der 70er und 80er Jahre, wandert nicht nur über die Höhen, 
ſondern ſteigt auch in die Schluchten und Seitentäler hinab, auf Schritt 
und Tritt feine Kenntniſſe bereichernd, immer von neuem erfriſcht durch 
die kräftige, reine Luft, die er atmet, durch die ſtaunenswerte Klarheit, 
Zielſicherheit und und Anpaſſungsfähigkeit des größten Meiſters unter 
den Staatsmännern des ausgehenden 19. Jahrhunderts. Die deutſche 
Außenpolitik der Jahre 1871—1890 trägt wie die des vorangegangenen 
Jahrzehntes das Gepräge des Bismarckſchen Geiſtes, aber — das zeigen 
auch dieſe Akten wieder — ſich durchſetzen konnte er nur unter aufrei⸗ 
benden ſchweren Kämpfen; bitter war das Ringen mit dem ein deutſch⸗ 
öſterreichiſches Bündnis für eine Illoyalität, eine Perfidie gegen Ruß⸗ 
land erklärenden alten Kaiſer, und auch ſonſt fehlte es nicht an drama⸗ 
tiſchen Konflikten. Schon im Auguſt 1871 bekam der General v. Man⸗ 
teuffel, der Oberbefehlshaber der Okkupationsarmee, einen Verweis 
dafür, daß er auf eigene Fauſt dem Monarchen einen Vorſchlag des 
franzöſiſchen Finanzminiſters unterbreitete, gegen Wechſel im Belauf 
von 2 Milliarden die Räumung Frankreichs zu beſchleunigen. Als be⸗ 


1) Über die gegen die Zerſtückelung der Akten und gegen die Auslaſſungen 
geltend zu machenden Bedenken vgl. Veit Valentin in der Hiſtoriſchen Zeit⸗ 
ſchrift 128. Band, S. 135—141. 
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wußter Gegenſpieler des Kanzlers tritt dann bald Graf Arnim auf, 
dem Bismarck am 20. Dezember 1872 bedeutete: „Kein Reſſort verträgt 
weniger als das der auswärtigen Politik eine zwieſpältige Behandlung; 
eine ſolche würde für mich in derſelben Kategorie der Gefährlichkeit 
ſtehen wie etwa im Kriege das Verfahren eines Brigadiers und ſeines 
Diviſionärs nach einander widerſprechenden Operationsplänen.“ Dem 
Grafen Münſter gegenüber verbat ſich der Kanzler am 4. Januar 1887 
politiſche, mit ſeinen Weiſungen in Widerſpruch ſtehende Erörterungen 
in Neujahrsgratulationen für S. M. aufs energiſchſte; er wollte Muſik 
machen, wie er ſie für gut erkannte, oder gar keine. Wehe den Mitſpielern 
im Orcheſter, deren Blicke nicht am Stab des Dirigenten hingen! Selbſt 
dem Kaiſer ließ er im Mai 1877 durch den Staatsſekretär v. Bülow 
wegen anſcheinend unvorſichtiger Außerungen Wilhelms I. über britiſche 
Intrigen, die Bismarcks auf ein gutes Verhältnis zu England bedachte 
Politik ſtören konnten, Vorſtellungen machen und ſagen, wenn die aus⸗ 
wärtige Politik ſo rein perſönlich betrieben werde, könne er ſich nicht 
mehr dabei beteiligen und müſſe ſein Abſchiedsgeſuch erneuern. 

Das Ziel des Kanzlers nach der Gründung des Reiches war und 
blieb unausgeſetzt die Sicherung des Errungenen, die Erhaltung des 
Friedens, der Angelpunkt ſeiner Außenpolitik das Verhalten Frankreichs; 
Auch als der Balkan mehr und mehr eine offene Wunde am Körper Euro- 
pas wurde, verlor er den Weſten als diejenige Stelle, wo auch ein Ge⸗ 
ſchwür ee könne, nie aus dem Auge und bedachte die zur Lokali⸗ 
ſierung des Übels erforderlichen Maßnahmen. Daß man einer Groß⸗ 
macht, die mit einem Gebietsverluſt aus dem Kriege hervorgegangen 
war, nicht ſo bald einen endgültigen Verzicht zutrauen könne, verhehlte 
der Kanzler ſich nicht; er kannte insbeſondere die Franzoſen zu gut, 
dieſes — ich brauche ſeine reſp. ſeiner Mitarbeiter Worte — raubluſtige, 
ruchloſen Neigungen leicht nachgebende, ſtets unter dem Impulſe einer 
oft auffällig geringen, aber energiſchen Minorität vorgehende Volk, 
das uns ſeit 300 Jahren in jedem Menſchenalter mindeſtens einmal 
überfiel; Deutſchland bilde geradezu das Stoßpolſter Europas gegen die 
Invaſionen dieſer kriegeriſchen Nation, die immer die erſte Militärmacht 
des Kontinents ſpielen wolle; wir müßten einem ſo händelſüchtigen 
Nachbar gegenüber dauernd auf der Hut bleiben. Die volle Kriegs⸗ 
bereitſchaft ſei die einzige Garantie, die Deutſchland für den Frieden 
wie für den Krieg haben könne; ſie diene nur dem Schutz, keinem Angriff; 
das praevenire zu ſpielen, lehnte Bismarck ebenſo entſchieden ab wie 
Wilhelm I, war freilich, wenn die Franzoſen den Krieg provozierten, 
entſchloſſen, ihn rückſichtsloſer zu führen als den erjten!). Entgegen⸗ 

1) Als Mac Mahon im Mai 1873 Präſident der franzöſiſchen Republik wurde, 
äußerte Bismarck, beſorgt über die Wahl des kriegsluſtigen und kriegstüchtigen 
Marſchalls zum bayeriſchen Militärbevollmächtigten: „Ihre raufluſtigen Lands⸗ 
leute würden ſich vielleicht über einen neuen Krieg gegen Frankreich freuen, 
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kommen fchien ihm, wenn es nicht als Schwäche ausgelegt wurde, noch 
mehr am Platze als dem alten Kaiſer; Auslieferung der von den fran⸗ 
zöſiſchen Gerichten freigeſprochenen Verbrecher, die deutſche Soldaten 
ermordet oder zu töten verſucht hatten, würde — meinte er — voll⸗ 
kommen berechtigt ſein und ſich durch Wegführung von Geiſeln vielleicht 
erzwingen laſſen, aber das könne leicht den Sturz der gegenwärtigen 
gegen Deutſchland loyalen Regierung zur Folge haben; darum ſah er 
hiervon und von unnötiger Härte ab und bemühte ſich, durch ritterliche 
Konzeſſionen in der Räumungsfrage den ihm genehmen Präſidenten 


Adolf Thiers möglichſt zu ſtützen. Er ſchätzte ſeinen ehrlichen Verſtän⸗ 


digungswillen; zudem ſagte er ſich: Frankreichs Feindſchaft zwinge uns 
zu wünſchen, daß es ſchwach ſei; eine franzöſiſche Republik werde ſehr 
ſchwer einen monarchiſchen Alliierten gegen Deutſchland finden; ein 
monarchiſch konſtituiertes Frankreich würde eine größere Gefahr für 
uns bedeuten !). Die legitimiſtiſche Politik des Grafen Arnim verwarf 
der Kanzler; Deutſchland handle ſchon uneigennützig genug, wenn es 
ſich der Herſtellung konſolidierter monarchiſcher Inſtitutionen, ſolange 
der Frankfurter Friede nicht vollſtändig ausgeführt ſei, nicht mit Ent⸗ 
ſchloſſenheit und Gewalt widerſetze; „ich bin überzeugt,“ — erklärte 
Bismarck am 20. Dezember 1872 — „daß kein Franzoſe jemals auf 
den Gedanken kommen würde, uns zu den Wohltaten einer Monarchie 
zu verhelfen, wenn Gott über uns das Elend einer republikaniſchen 
Anarchie verhängt hätte. Die Betätigung derartiger wohlwollender 
Teilnahme für die Geſchicke feindlicher Nachbarländer iſt eine weſentlich 
deutſche Eigentümlichkeit.“ Thiers' Rücktritt im Mai 1873 bedauerte 
Bismarck. „Unter Mac Mahon“ — ſchrieb er kurz darauf — „iſt Frank⸗ 
reich bündnisfähiger geworden; unter einer Monarchie, zu der Mac 
Mahon den Übergang bilden ſoll, wird es das in noch höherem Grade 
ſein“, — die Furcht vor dem „reichöfeindlichen” Ultramontanismus 
ſchwingt in dieſen Worten offenbar mit. Eine Reſtauration der Mon⸗ 
archie in Frankreich mit Hilfe des Klerus gab nach ſeiner Meinung in 


ich kann ihnen aber dieſe Freude nicht verſchaffen und hoffe zuverſichtlich, daß es 
mir gelingen wird, den Krieg zu verhindern. Sollten die Franzoſen uns aber 
wirklich noch einmal zum Kriege zwingen, ſo werden wir mit ihnen nicht ſo milde 
umgehen wie 1870, und ich hoffe, daß dann endlich ganz Europa einſehen wird, 
daß dieſe Rothäute in Lackſtiefeln die unverbeſſerlichen Friedensſtörer Europas 
ſind und wohl auch bleiben werden“ (Bernhard v. Oettingen, Bismarck⸗ 
Erinnerungen, Süddeutſche Monatshefte, April 1923, S. 37). 


1) Später änderte Bismarck ſeine Meinung dahin, es laſſe ſich nicht mit 
Sicherheit vorherſagen, ob die franzöſiſche Republik oder ob die Monarchie dem 
Fortbeſtande des Friedens gefährlicher ſei (z. B. Nr. 676, 18. November 1883). 
Deshalb wollte er ſich nun erſt recht unter keinen Umſtänden in die inneren Ver⸗ 
hältniſſe Frankreichs einmiſchen (Nr. 648, 29. September 1884). Der Zar Alexan⸗ 
der III. wünſchte die Wiederherſtellung der Monarchie in Frankreich (Nr. 645). 
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dem katholiſchen Europa breite Unterlagen für dauernde Verbindungen 
ab; vor allem hielt er dann eine Annäherung zwiſchen Paris und Wien 
für möglich; am 28. Februar 1874 erklärte er, jedem Leiter der öſter⸗ 
reichiſchen Politik würde das reſtaurierte Frankreich ein nützlicher An⸗ 
lehnungspunkt ſein und als eine auch gegen Deutſchland verwendbare 
Figur auf dem Schachbrett erſcheinen, und noch am Ende der 70er Jahre 
erfüllte ihn die Möglichkeit einer Intimität zwiſchen dem Ballhausplatz 
und dem Quai d' Orſay mit leiſer Sorge. Der mit ähnlichen Perſpektiven 
rechnende Krieg⸗in⸗Sicht⸗Artikel der „Poſt“ vom 9. April 1875 iſt von 
Konſtantin Rößler „ohne irgendein Zutun des Kanzlers auf eigene 
Fauſt geſchrieben“; ein Handbillett des Kaiſers gab am 11. Mai der 
Hoffnung Ausdruck, der Zar, der damals in Berlin weilte, werde Deutſch⸗ 
lands und Rußlands Friedensliebe nach allen Seiten hin proklamieren 
und ſo dem ewigen Zeitungsgeſchwätz ein Ende machen, da unſere 
Zeitungen unverbeſſerlich ſind“; fünf Tage ſpäter verwarf Wilhelm I. 
den Präventivkrieg prinzipiell in einer längeren Randbemerkung zu 
einer Eingabe des Staatsſekretärs v. Bülow (Nr. 181). Thiers' Gedanke, 
Frankreich durch eine große Geldſumme Elſaß und Lothringen wieder 
zu verſchaffen, wurde jedoch in Berlin glatt abgelehnt; Bülow ſchrieb 
am 28. Dezember 1875 an den Fürſten Hohenlohe nach Paris: „Dieſelbe 
Notwendigkeit und gebieteriſche Pflicht, welche trotz aller wohl vorher⸗ 
geſehenen Schwierigkeiten des neuen Beſitzes Deutſchland dazu geführt 
haben, Elſaß und Lothringen für ſich anzueignen, verlangt auch, daß 
dieſelben dauernd bei Deutſchland verbleiben. Der Beſitz derſelben bildet 
gegenüber einer Nachbarnation von ſo unruhigem Charakter und die 
zugleich über ſo gewaltige Machtmittel gebietet, für Deutſchland die 
einzige ſichere Schutzwehr. Jeder Allemand éclairé hat erkannt und 
weiß, daß eine Situation, wo die franzöſiſche Armeeſpitze in Weißenburg 
Stuttgart gegenüberſteht, für Deutſchland auf alle Zeiten unannehmbar 
iſt, und eine Zurückführung der Verhältniſſe in den früheren traurigen 
Zuſtand bleibt daher für jede nationale Regierung heute und künftig 
eine Unmöglichkeit. Der Beſitz von Straßburg und Metz iſt für Deutſch⸗ 
land eine nationale Notwendigkeit, nicht eine Frage des amour propre.“ 
Das Geſpräch mit dem König von Württemberg im Juli 1854 über einen 
deutſch⸗franzöſiſchen Krieg war in Bismarcks Gedächtnis unausſchlöſchlich 
haften und ein warnendes Memento geblieben. Für den vor dem 
Frankfurter Frieden geäußerten Wunſch des Kaiſers, den Franzoſen 
auch das Schlachtfeld von Mars⸗la⸗tour abzunehmen, hatte der jede 
Gefühlspolitik ablehnende Kanzler dagegen kein Ohr. 

Noch im Winter 1876/77 war ihm der Quai d' Orſay verdächtig 
wegen feiner Bemühungen, dem Dreikaiſerbündnis eine andere Staaten⸗ 
gruppierung, eine ruſſiſch⸗franzöſiſche Entente zu ſubſtituieren. Erſt als 
die Kammerwahlen gegen den es mit Rom haltenden Mac Mahon aus⸗ 
fielen und der bei der Kaiſerin ſehr gern geſehene klerikal⸗legitimiſtiſche 
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Baron Gontaut⸗Biron aus Berlin abberufen und durch den Grafen 
de Saint Vallier erſetzt worden war, begannen ſich 1878 die deutſch⸗ 
franzöſiſchen Beziehungen langſam zu beſſern. Der Antrag, die Pariſer 
Ausſtellung wenigſtens von ſeiten der deutſchen Künſtler zu beſchicken, 
fand den Beifall des Kaiſers und des Kanzlers, ein Jahr ſpäter auch 
der Plan eines Vorgehens der Franzoſen gegen Tunis. Dem deutſchen 
Reſidenten in Tanger dankte Bismarck am 9. April 1880 für den Bericht 
über das franzöſiſche Sahara⸗Eiſenbahnprojekt mit den Worten, er erſehe 
daraus mit Befriedigung, daß die franzöſiſche Regierung ſich bemühe, 
für den nationalen Tatendrang ein Feld zu ſuchen, wo eine Kolliſion mit 
den deutſchen Intereſſen nicht vorliege. Nach der Hiſſung der deutſchen 
Flagge in Kamerun ſagte Bismarck dem franzöſiſchen Botſchafter in 
Berlin Baron Courcel am 27. Auguſt 1884, es liege nicht in Deutſchlands 
Abſicht, mit den Rechten und Intereſſen ſeines Volkes in Weſtafrika 
in Rivalität zu treten: „wenn die Expedition des Generalkonſuls Nach⸗ 
tigal in irgendwelchen Punkten jener Küſten den Beſitz und die Politik 
Frankreichs berühren ſollte, ſo würde die Verſtändigung hierüber und 
die Zurückziehung aller mit dem Beſitzſtande Frankreichs unverträg⸗ 
lichen Maßregeln unſere nächſte Aufgabe bilden“, — Bismarck ging 
damals ſo weit, die ndoſen eine Deutſchland befreundete Nation 
zu nennen. 

Nach dem Sturze Ferrys rüctte man wieder voneinander ab. Hinter 
die Worte des Außenminiſters Freycinet, nach feiner perſönlichen Über- 
zeugung ſei die Zukunft ſeines Landes und der Friede Europas am beſten 
durch eine dauernde Annäherung Frankreichs an Deutſchland verbürgt, 
ſetzte Bismarck ein ſkeptiſches: „gewiß, aber die Dauer!“ Nach Deroulédes 
Hetzreiſe durch Europa meinte er im Dezember 1886: ein Krieg im 
Frühjahr ſei nicht notwendig, aber er könne jederzeit, auch vor Oſtern 
ausbrechen, weil die Franzoſen mit ihrem Latein der Republik am Ende 
ſeien; aus Verlegenheit würden ſie losbrechen; Boulanger ſei ein „Zünder“ 
für die Exploſion, vielleicht ohne ſie zu wollen, aber er mache ſie leichter. 
Dennoch behielt der Kanzler kühles Blut, benahm ſich in der Schnäbele⸗ 
Affäre außerordentlich entgegenkommend und ließ im Juli 1887 den 
Botſchafter in Paris wiſſen, mit ſeiner Zuſtimmung werde ein Überfall 
Frankreichs nicht geſchehen; er ſei dafür, daß wir den Angriff unter allen 
Umſtänden abwarteten und uns durch keine Provokationen in dieſem 
Entſchluſſe irremachen ließen, wohl aber uns in unſerem Verhalten 
diesſeits der franzöſiſchen Grenze nicht daran kehrten, ob wir die ohne⸗ 
hin an das Irrenhaus ſtreifende Deutſchfeindlichkeit der Franzoſen noch 
ſteigerten oder nicht. Beim Begräbnis Wilhelms I. ſagte der Kanzler 
zu dem in Berlin erſchienenen franzöſiſchen General Billot, die aus⸗ 
wärtige Politik Deutſchlands werde ſich nicht ändern; ſollte es, wofür 
er nicht die mindeſte Notwendigkeit ſehe, gezwungen werden, das Bajonett 
mit Frankreich zu kreuzen, ſo werde die Initiative dazu nicht von der 
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Wilhelmstraße ausgehen, et dans ce cas on ferait la guerre en soldat 
et en gentilhomme comme autrefois. Ein Edelmann, ein Ritter ohne 
Furcht und Tadel blieb Bismarck bis zuletzt Deutſchlands Erbfeind 
gegenüber. Er ſei zweifelhaft geworden, — bekannte er nach der ſchweren 
Mißhandlung deutſcher Studenten in Belfort im Mai 1888 —, ob unſer 
bisheriges Syſtem, dem Bruche auszuweichen, einer für anſtändige 
Behandlung ſo wenig empfänglichen Nation gegenüber, wie es die 
Franzoſen ſind, das Richtige ſei; er werde es wenigſtens Seiner Majeſtät 
nicht mehr mit derſelben Zuverſicht empfehlen können; dennoch „werden 
wir niemals Händel ſuchen, und der Ausbruch des Krieges, den ich be⸗ 
fürchtet, wird niemals eine diesſeitige Aggreſſion zum Ausgangspunkte 
haben.“ Die mit den Waffen zurückgewonnenen Länder freiwillig 
wieder herauszugeben, blieb ihm natürlich ein undiskutierbarer, mit der 
Ehre und Sicherheit der Nation unvereinbarer Gedanke. Als am 3. März 
1890 der Direktor des Credit foncier in Paris, Chriſtofle, dem älteſten 
Sohne des Kanzlers die Retrozeſſion von Elſaß⸗Lothringen vorſchlug 
und dieſer dem Vater darüber berichtete, ſchrieb Bismarck entrüſtet an 
den Rand von Herberts Zeilen: „Dann wird das Angreifen wieder etwas 
leichter und Süddeutſchland davon abhängig.“ Graf Herbert hatte dem 
Franzoſen ſchon im ſelben Sinne geantwortet und bemerkt, ſeine Dar⸗ 
legungen hätten zur Vorausſetzung, daß das ſog. Millennium unmittelbar 
im Anzuge ſei; er ſehe aber hierfür kein Wahrzeichen. Mißtrauiſch blieben 
Vater und Sohn; nach der geſchichtlichen Erfahrung — meinte Herbert 
am 16. Februar 1887 — könne man wohl mit einer gewiſſen Berechti⸗ 
gung von der Unvermeidlichkeit einer ſteten Wiederkehr franzöſiſch⸗ 
deutſcher Konflikte ſprechen. Dennoch lehnten ſie es ab, dem Gegner 
zuvorzukommen, — „der Krieg bleibt immer ein großes Übel, ſelbſt 
für den ſiegenden Teil“ —, und fie ließen ſich nicht einſpannen gegen die 
Franzoſen weder von ihren Widerſachern im Süden noch im Norden, 
den Italienern oder den Engländern. 

Am 26. Juni 1884 ſchrieb der Kanzler an den deutſchen Botſchafter 
in Rom, v. Keudell: „Euer Hochwohlgeboren haben vollkommen recht, 
wenn Sie ſagen, daß die leiſeſte Ingerenz Deutſchlands in der Marokko⸗ 
frage eine ſtarke Verſtimmung in Frankreich hervorrufen würde. Ich 
gehe noch weiter: die Wahrnehmung, daß Deutſchland nicht nur Metz 
und Straßburg behalten will, ſondern auch den Franzoſen die Möglich⸗ 
keit mißgönnt, in überſeeiſchen Erfolgen eine Entſchädigung für die 
Rheingrenze zu ſuchen, die Wahrnehmung, daß Frankreich auf allen 
ſeinen Wegen Deutſchland als Gegner findet, würde die Partei der 
Revanche, den Nationalhaß der Franzoſen und ihre Energie uns gegen⸗ 
über weſentlich kräftigen und den Ausbruch eines neuen franzöſiſchen 
Krieges beſchleunigen, wo ich dann nicht wüßte, welcher Kampfpreis 
uns bei eventuellem Siege vorſchweben könnte. Auch ſiegreich würde 
ein ſolcher Krieg eine große Kalamität ſein, und ich würde es nicht ver⸗ 
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antworten können, die Wahrſcheinlichkeit ihres Eintritts zu erhöhen, 
um den marokkaniſchen Phantaſien des Herrn Mancini zu entſprechen.“ 
Mancini, in der erſten Hälfte der 80er Jahre italieniſcher Außenminiſter, 
hatte Bismarck bitten laſſen, zu der Frage der in Marokko von ſeiten 
Frankreichs angeblich bedrohten Intereſſen Stellung zu nehmen, bevor 
noch die italieniſche Regierung ihrerſeits einen Schritt in dieſer Richtung 
getan hatte. Der Kanzler war empört über den Plan, „wegen vager 
Sorgen über nicht einmal aktuelle, ſondern erſt von der Zukunft gehoffte 
italieniſche Intereſſen in Marokko oder im Roten Meere oder in Tunis 
oder Agypten oder in irgendeinem andern Weltteile Händel mit Frank⸗ 
reich anzufangen und Europa vor die Eventualität eines Krieges von 
größten Dimenſionen zu ſtellen“; er lehnte Mancinis „Zumutung“ 
mit Recht ab. Im Winter 1886/87 freilich glaubte er, mit einem ruſſiſch⸗ 
öſterreichiſchen und einem deutſch⸗franzöſiſchen Kriege rechnend, um den 
Übertritt der Italiener ins feindliche Lager zu verhüten, bei der Er⸗ 
neuerung des Dreibundvertrages dem Grafen Robilant Zugeſtändniſſe 
machen und den Italienern zum Schutze ihrer nordafrikaniſchen Inter⸗ 
eſſen Deutſchlands militäriſche Hilfe gegen Frankreich zuſichern zu müſſen. 
Freie Bahn zur Offenſive aber hat er der verbündeten jüngſten Groß⸗ 
macht auch in dem am 20. Februar 1887 unterzeichneten Sonderver⸗ 
trage nicht gegeben. 

Ebenſowenig verſchrieb er ſich den Briten. Lange Jahre hatte er 
ehrlich nicht um die Liebe der Rothoſen, aber um ein Begraben und 
Vergeſſen geworben. Reſigniert klagte er am 8. Juni 1887: „Wir können 
in Frankreich nie das Maß von Wohlwollen gewinnen, welches für 
Verſtändigung mit England Erſatz bieten könnte.“ Aber, Real politiker 
durch und durch, ſchrieb er ein paar Monate früher am 25. Februar 
nach Petersburg an Schweinitz: „Frankreichs Fortbeſtehen als Groß⸗ 
macht iſt für uns ebenſo Bedürfnis wie das jeder andern der Groß⸗ 
mächte, allein ſchon aus dem Grunde, weil wir für gewiſſe Fälle eines 
maritimen Gegengewichts zur See gegen England bedürfen. Bei der 
naheliegenden Möglichkeit der Wiederkehr einer radikalen Regierung in 
England liegt auch der Lieblingsgedanke des Herrn Gladſtone, d. h. ein 
ruſſiſch-engliſches Bündnis nicht außerhalb unſerer Erwägungen. Schon 
mit Rückſicht auf dieſe Eventualität liegt die Fortexiſtenz Frankreichs 
als Großmacht innerhalb der Erwägungen jeder deutſchen Politik, die 
mit einem längeren Zeitraum als dem der momentanen Konſtellation 
zu rechnen hat. Es iſt ein Bedürfnis der deutſchen Politik, wenigſtens 
mit einer der großen weſtlichen Seemächte, wenn es mit beiden nicht 
geht, auf freundſchaftlichem Fuße zu ſtehen; da dies für jetzt mit Frank⸗ 
reich nicht möglich iſt, welches durch die Haltung der ruſſiſchen Preſſe 
in eine beſonders feindliche Stimmung gegen Deutſchland hineingehetzt 
wird, ſo ſind wir gegenwärtig auf England angewieſen; es kann ſich das 
aber bald ändern, und es iſt ſehr gut denkbar, daß unſere Beziehungen 
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zu Frankreich in kurzer Zeit noch intimer werden, als ſie ſelbſt zur Zeit 
des Herrn Ferry waren. Kommt es mit ihm zum Kriege, ſo wird ſich, 
wenn wir ſiegten, eine ſchonende Behandlung empfehlen, gerade wie 
Oſterreich gegenüber 1866. Wenn ich im Reichstage anders geſprochen 
habe, ſo geſchah es, um vom Kriege abzuſchrecken. Gelingt letzteres 
nicht, ſo würden wir nach der erſten gewonnenen Schlacht Frankreich 
unter günſtigen Bedingungen den Frieden bieten, denn wir glauben 
nicht an die Möglichkeit, eine Nation von 40 Millionen Europäern von 
der Begabung und dem Selbſtgefühl wie die Franzoſen vernichten zu 
können.“ Was kann Herz und Verſtand des Gewaltigen in helleres Licht 
ſetzen als dieſe Betrachtung? Welch ſittlicher Abſtand von Clémenceau 
und Poincaré, welch intellektueller von Lloyd George, der durch die 
Preisgabe Deutſchlands an das übermächtig werdende Frankreich das 
Gleichgewicht im Weſten Europas zum Schaden ſeines eigenen Landes 
und Volkes aufs ſchwerſte ſtörte! Die jeder Selbſtzucht ermangelnden 
kurzſichtigen Sieger im Weltkriege konnten keinen dauernden Frieden 
ſchaffen. Beſſerer Erfolg war dem beſchieden, der erklärte: „Ohne Kampf 
kein Leben, und wollen wir weiterleben, ſo müſſen wir auch auf weiteren 
Kampf gefaßt ſein“, und der doch neue Zuſammenſtöße zu verhüten wußte; 
ſtete Kriegsbereitſchaft und Koalitionen waren ſeine ſich immer wieder 
bewährenden Mittel zur Sicherung des Friedens. 


Was Bismarck dem bayeriſchen Grafen Tauffkirchen bereits im 
April 1867 eröffnet hatte, er wünſche die Wiederherſtellung der heiligen 
Allianz zugunſten des europäiſchen Friedens, das blieb auch nach dem 
Deutſch⸗Franzöſiſchen Kriege das letzte Ziel ſeiner Außenpolitik; Länder⸗ 
erwerb ſtrebte er nicht mehr an; es ſchwebe ihm — diktierte er Herbert 
am 15. Juni 1877 in die Feder — das Bild einer politiſchen Geſamt⸗ 
ſituation vor, in welcher alle Mächte außer Frankreich Deutſchlands 
bedürfen und von Koalitionen gegen uns durch ihre Beziehungen zu⸗ 
einander nach Möglichkeit abgehalten werden. Zu dieſem Zwecke ließ 
er nach den „Gedanken und Erinnerungen“ ſchon im September 1870 
über einen Bund der drei Kaiſer mit dem Hintergedanken eines Beitritts 
des monarchiſchen Italien in Wien und Petersburg ſondieren und nahm 
auch mit London Fühlung, indem er im Geſpräch mit dem britiſchen 
Botſchafter Lord Odo Ruſſell England und Oſterreich die natürlichen 
Verbün deten Deutſchlands nannte; ihre Allianz würde es mit Auf⸗ 
opferung anderer Freundſchaften erkaufen. Mit Felix Rachfahl!) daraus 
auf ein tiefes Mißtrauen Bismarcks gegen Rußland zu ſchließen und zu 
behaupten, die Briten wären ihm als Partner lieber geweſen, wage ich 
nicht; das widerſpräche ſeiner Warnung, nicht in den gewöhnlichen 
Fehler deutſcher Politik zu verfallen, ſich zu früh auf die Ereigniſſe in 


1) Deutſchland und die Weltpolitik 1871—1914 (Stuttgart 1923) Band I, 
Die Bismarckſche Ara, S. 33, 34. 
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einer beſtimmten Richtung vorzubereiten (Nr. 92, 23. November 1872); 
auch hatte er wahrlich keinen Grund, ſich den Vettern gleich an die 
Bruſt zu werfen. Rückblickend ſchrieb er im Mai 1875: „Frankreich hat 
im Jahre 1870 in der ruchloſeſten Weiſe den Frieden gebrochen, und 
niemand hat es an dieſem Frevel verhindert; England am wenigſten 
erinnerte ſich damals der früheren Abſicht, „to knock down the first 
who breaks the peace“; es hat vielmehr feine Sympathien dem An⸗ 
greifer inſoweit bekundet, daß es die Vertretung Frankreichs in Deutſch⸗ 
land ſofort übernahm.“ Von Verſailles aus teilte er dem deutſchen 
Botſchafter in London am 28. November 1870 mit: „Solange unſere 
Beziehungen zu Oſterreich nicht auf einen beſſern und einen ſicheren 
Fuß geſtellt ſind, ſolange in England die Erkenntnis nicht durchgedrungen 
iſt, daß fein einziger wertvoller und ſicherer Alliierter auf dem Konti⸗ 
nent in Deutſchland zu finden iſt, ſind uns die guten Beziehungen zu 
Rußland von dem größten Wert“; im September 1886 ergänzte er 
den Satz Churchills, Deutſchland ſei der natürliche Bundesgenoſſe Eng⸗ 
lands, dahin: „aber England nicht der Deutſchlands; für England geht 
die innere Parlamentspolitik vor !).“ Man wird zwar Bismarcks Unzu⸗ 
friedenheit mit dem britiſchen Parlamentarismus für die 70er Jahre 
noch nicht ſo hoch einſchätzen dürfen wie nach dem endgültigen Fall 
Beaconsfields, — bezog er ſich doch, als er am 8. Auguſt 1887 die für 
große Nationen unpraktiſche Beherrſchung ihrer auswärtigen Politik 
durch die wechſelnden parlamentariſchen Majoritäten und die Preſſe 
tadelte, vornehmlich auf Frankreich und fügte erſt an zweiter Stelle 
hinzu: „ich darf neuerdings auch wohl ſagen, nach dem Beiſpiel Eng⸗ 
lands“, und erſt ſeit Gladſtones Wieder⸗ans⸗Ruder⸗kommen ſah er die 
ſoziale und politiſche Demokratie auch auf den britiſchen Inſeln in be⸗ 
denklichem Vordringen, — aber ſein ſtrammer Monarchismus drängte 
ihn wohl inſtinktiv nach dem Zuſammenbruch des napoleoniſchen Kaiſer⸗ 
reichs eher noch zum Anſchluß an das abſolutiſtiſche, den Deutſchen 
obendrein wohlwollende, Neutralität verbürgende Zarentum hin als zu 
der franzoſenfreundlichen parlamentariſchen Regierung der Königin 
Viktoria; auf der Londoner Pontuskonferenz, deren Akten den 2. Band 
eröffnen, unterſtützte Bismarck geradezu die ruſſiſchen Wünſche gegen 
England. So kam keine neue heilige Allianz, kein Bündnis aller euro⸗ 
päiſchen Großmächte gegen Frankreich, ſondern nur eine Entente der 
drei Kaiſerreiche, eine Vereinbarung, allen friedenſtörenden Beſtrebungen 


1) Wir kennen dieſes Marginal des Kanzlers zum Bericht des Grafen Hatz⸗ 
feldt vom 24. September 1886 ſchon ſeit 1915 durch K. A. v. Müller, Beiträge 
zur äußern Politik Bismarcks in den achtziger Jahren (in: A. v. Brauer, Erich 
Marcks und K. A. v. Müller, Erinnerungen an Bismarck, Stuttgart und 
Berlin 1915, S. 239—282). Auch manche andere ſeiner Mitteilungen „aus zeit⸗ 
genöſſiſchen Aufzeichnungen“ begegnet uns nun wieder in der Aktenpublikation 
des Auswärtigen Amtes. 
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gemeinſam entgegentreten zu wollen, zuſtande; ergänzt wurde fie 
durch die kurz vorher am 6. Mai 1873 von den Feldmarſchällen Moltke 
und Berg und ihren Herrſchern unterzeichnete deutſch⸗ruſſiſche Militär⸗ 
konvention, die beiden Mächten im Falle eines Angriffs in Europa eine 
raſche Hilfe von 200000 Mann in Ausſicht ſtellte. „Solange die großen 
Monarchien Europas zuſammenhalten,“ — hatte Bismarck am 20. Dez. 
1872 den Grafen Arnim belehrt —, „iſt ihnen keine Republik gefährlich“: 
fein Idealismus ſollte eine Enttäuſchung erleben, aber der Real politiker 
und der konſervative Staatsmann in ihm waren gleich einverſtanden 
mit der ja immer noch ausbaufähigen Entente zwiſchen Berlin, Peters⸗ 
burg und Wien und jedenfalls der letztere nicht untröſtlich über die kalte 
Schulter, die das parlamentary government dem deutſchen Vetter 
zeigte. ö 

Verleumdung ſchmerzt noch mehr als verſchmähte Liebe. Im 
Frühjahr 1875 erſcholl der Ruf: Krieg in Sicht. Es ſei ihm völlig unbe⸗ 
greiflich — ließ Bismarck den Grafen Münſter in London am 14. Mai 
wiſſen —, wie die engliſche Regierung jetzt dazu gelangen konnte, uns 
kriegeriſche Abſichten unterzuſchieben und in Petersburg und Wien die 
Beſorgniſſe vor Kriegsvelleitäten der deutſchen Politik wachzurufen, ja 
ſogar bis zu der Andeutung ſich zu verſteigen, daß wir möglicherweiſe 
zuerſt gegen Oſterreich einen Angriff richten würden; „wir müſſen dar⸗ 
aus den Schluß ziehen, daß England bereit wäre, wenn jemals, was 
jetzt nicht der Fall iſt, wir beabſichtigten zur Abwehr gegen Erneuerung 
der franzöſiſchen Angriffe militäriſche oder diplomatiſche Vorberei⸗ 
tungen zu treffen, Europa gegen uns und für die Franzoſen aufzurufen; 
noch drei Wochen ſpäter zittert die Erregung des Kanzlers in dem von 
ihm beſonders ſorgfältig korrigierten Erlaß des Staatsſekretärs v. Bülow 
an den Grafen Münſter nach: „Unſer Vertrauen auf das Wohlwollen 
der engliſchen Politik gegen Deutſchland könne ſich ſolcher Wahrneh⸗ 
mung gegenüber nicht befeſtigen, zumal wir England in keiner Art 
Anlaß zu einer Verſtimmung gegeben, wohl aber bewieſen haben, wel⸗ 
chen großen Wert wir auf gute Beziehungen beider Völker legten.“ 
Nachdem Kaiſer Wilhelm am 3. Juni in einem Brief an die Königin 
Viktoria den Gedanken, Frankreich oder irgendein Nachbarland anzu⸗ 
greifen, mit Indignation zurückgewieſen hatte, die queen aber in ihrer 
uns nun bekanntgegebenen Antwort dabeigeblieben war, daß Außerungen 
wie die angeblich von Moltke gefallene über Präventivkrieg bei vielen 
Gelegenheiten und an vielen Orten von Perſonen getan worden ſeien, 
die vermöge ihrer Stellung als Vertreter der deutſchen Regierung 
gelten müßten, ſpielte Bismarck noch im Auguſt mit dem Gedanken, 
ſich von der Themſe her den Nachweis zu erbitten, daß die angeblichen 
Befürchtungen nicht übertrieben waren; jedenfalls hatte er die erneute 
Anbiederung der Downingſtreet und des Quai d' Orſay damals noch 
nicht verwunden, war über den Verſuch des Foreign Office, die andern 
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Mächte zu einer Preſſion auf Deutſchland zu drängen, innerlich noch 
nicht hinweg. | 

Zu den Beſchützern Frankreichs hatte ſich nun aber auch Fürſt 
Gortſchakow geſellt, vielleicht ehrlich überzeugt, daß man in Berlin 
einen Präventivkrieg plane, — es ſei natürlich, daß ein Rieſe gefürchtet 
werde, ſagte er mit Bezug auf Bismarck im März 1876 zu dem deutſchen 
Botſchafter in Petersburg; Bismarck habe ſich ſeinen, Gortſchakows, 
» Schüler genannt; dies ſei ein Scherz, der nur gelten könne in dem Sinne, 
wie Rafael des Perugino Schüler war. Auch dieſe Geltung begann 
aber Bismarck anfechtbar zu werden: ſeit mindeſtens 3 Jahren, — kon⸗ 
ſtatierte er am 2. Februar 1878 — handle Gortſchakow unaufrichtig 
gegen Deutſchland und liebe Frankreich; die Fähigkeit, Freunde miß⸗ 
trauiſch zu machen, Gegner zu reizen, ohne die Mittel zu deren Be⸗ 
kämpfung zu haben oder bei Freunden zu gewinnen, beſitze er in hohem 
Grade, bei Frankreich habe er gebettelt, Oſterreich ungeſchickt und uns 
mit Überhebung behandelt; er ſei eine Kalamität für Rußland und für 
deſſen Freunde; „der beſte Wille der letzteren reicht nicht hin, um die 
Folgen ſeiner Torheiten gutzumachen.“ Was die „Gedanken und Er⸗ 
innerungen“ brachten, findet in den Akten volle Beſtätigung: Bismarck 
ſah in dem Sekundanten Frankreichs an der Newa einen eitlen alten 
Mann, den die Eiferſucht auf die deutſchen Erfolge nicht ruhig ſterben 
laſſe, einen modernen Kaunitz, der auf die antipreußiſche Koalition von 
1756 hinarbeite, auf ein Bündnis, in dem die Leitung natürlich den 
Ruſſen, Oſterreich, Frankreich und, falls es beitrat, Italien zweite 
Rollen zufielen, einen Intriganten, der zunächſt bei ſeinem eigenen 
Souverän damit beginne, ihn von der Freundſchaft mit Deutſchland zu 
löſen. „Für mich“ — erklärte der Kanzler am 10. November 1876 — 
„iſt darüber kein Zweifel, daß mein ruſſiſcher Kollege dieſen Zweck 
ſchon ſeit 2 Jahren mit Beharrlichkeit verfolgt, indem er die Eigentüm⸗ 
lichkeit ſeines Kaiſers und deſſen Unbekanntſchaft mit geſchäftlichen 
Details benutzt, um im Namen desſelben ſchwierige und exorbitante 
Forderungen an uns zu ſtellen und unſer Eingehen auf dieſelben durch 
unverbindliche Formen und anſpruchsvolle Ausdrucksweiſe zu erſchweren, 
in der Hoffnung, ſeinem Kaiſer Beweiſe zu liefern, daß er auf uns 
nicht rechnen könne.“ Bismarck machte ſich, auch ehe der Panſlawismus 
mehr und mehr eine Macht wurde, keine Illuſionen über die Stärke 
des deutſch⸗ruſſiſchen Drahtes; ſeit dem Frühjahr 1875 wußte oder 
ahnte er, daß er um die Seele des Zaren ſchwer werde ringen müſſen, 
aber, ein geborener Kämpfer, räumte er ſo leicht nicht das Feld und, 
ein genialer, des ſteten Wandels der internationalen Konſtellationen 
ſich immer bewußter Staatsmann, gab er die Hoffnung nicht auf, das 
durch die perſönliche Freundſchaft der beiden Herrſcher geſicherte Kapital 
immer von neuem zu mehren, bis der drohende Brief des ruſſiſchen 
Neffen an den kaiſerlichen Oheim vom 3./15. Auguſt 1879 ihm das 
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Schwinden auch dieſes Aktivpoſtens wahrſcheinlich machte und den 
Widerſtrebenden bewog, zwiſchen Rußland und Oſterreich zu wählen, 
zu optieren. | 
Unda fert nee regitur. „Die Balkanfrage war das Ferment, das 
die Entente der Dreikaiſermächte mit Zerſetzung bedrohte“ (Rachfahl 
a. a. O. S. 77). Nach einer Art Tripleentente zwiſchen Rußland, Oſter⸗ 
reich und Frankreich, die der Aufſtand der Herzegowzen und Bosniaken 
in der 2. Hälfte des Jahres 1875 zur Folge zu haben ſchien, trat der 
ruſſiſch⸗öſterreichiſche Gegenſatz, im Juli 1876 in Reichſtadt künſtlich 
verſchleiert, von Monat zu Monat deutlicher ans Licht. Das Telegramm 
des Generals von Werder aus Livadia am 1. Oktober 1876, der Zar 
hoffe, daß, wenn es zum Kriege mit Ofterreich kommen ſollte, Kaiſer 
Wilhelm gerade ſo handeln werde, wie er es 1870 getan, zeigte ſchon 
die ganze Tiefe des Riſſes. Er verbreiterte ſich noch und ſetzte ſich fort, 
als in den zur Ausführung der Beſtimmungen des Berliner Friedens 
nach dem Balkan entſandten Kommiſſionen die deutſchen Bevollmäch⸗ 
tigten ihrer Inſtruktion gemäß mit der Mehrheit meiſt gegen die Ruſſen 
ſtimmten und der Zar dafür am 3./15. Auguſt 1879 mit jener „Brief⸗ 
ohrfeige“ quittierte. Undank war des ehrlichen Maklers Lohn, die natür⸗ 
liche Folge der Übernahme des Präſidiums auf dem Berliner Kongreſſe, 
gegen deſſen Einberufung ſich Bismarck ſelbſt im Anfang der Balkankriſe 
heftig geſträubt hatte. | 
Unter Bezugnahme auf die von Gortſchakow im Herbſt 1875 er⸗ 
ſtrebte Verſtändigung mit Oſterreich und Frankreich meint Rachfahl 
(a. a. O. S. 84): „Die Gefahr einer Einkreiſung Deutſchlands auf dem 
Feſtlande ſtand als Schreckgeſpenſt vor Bismarcks Geiſte. In dieſer 
bänglichen Situation faßte er ein Projekt von genialer Kühnheit der 
Konzeption und unübertreffbar an Größe, würdig eines weitſchauenden 
Staatsmannes: er war bereit, das Steuer mit einem Ruck auf die andere 
Seite herumzureißen, die alte Freundſchaft mit Rußland über Bord 
zu werfen und ein Bündnis mit England zu ſchließen, das naturgemäß 
ſeine Spitze gegen Rußland und eine ev. ruſſiſch⸗franzöſiſche Kombi⸗ 
nation richten mußte. . .. Gegen Mitte Dezember 1875 ſandte er ſeinen 
intimſten Gehilfen Lothar Bucher in ſtreng vertraulicher Miſſion nach 
London. Dieſer ſollte hier ſondieren, wie es mit der Möglichkeit einer 
deutſch⸗engliſchen Defenſivallianz zur Erhaltung des Weltfriedens be⸗ 
ſtellt ſei, deren Beſtimmung es fein ſollte, England gegen die ruſſiſchen 
Boſporuspläne zu ſichern, ſowie Deutſchland den Beſitz von Elſaß⸗ 
Lothringen zu garantieren. Nach wiederholter Ausſage des Grafen 
Paul Hatzfeldt, der ſpäter Münſters Nachfolger in London wurde, ver⸗ 
band der Kanzler mit der Sendung Buchers noch einen andern großen 
Zweck: mit Hilfe Englands ein großes Kolonialprogramm aufzuſtellen 
und in Angriff zu nehmen. Bucher hatte den Auftrag, das britiſche 
Kabinett über die für Deutſchland in Zukunft notwendige koloniale und 
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wirtſchaftliche Ausbreitung aufzuklären und zu verſuchen, einen Modus 
der Zuſammenarbeit mit England in dieſer Richtung zu finden.“ Im 
4. Bande der Aktenpublikation heißt es auf S. 4 in der Anmerkung: 
„Was es mit der von Freiherrn von Eckardſtein (Lebenserinnerungen 
und Politiſche Denkwürdigkeiten I, 296, II, 102) unter Berufung auf 
Graf Münſter behaupteten geheimen Sendung Lothar Buchers nach 
England zum Zweck des Abſchluſſes eines deutſch⸗engliſchen Defenſiv⸗ 
bündniſſes auf ſich hat, iſt nicht feſtzuſtellen.“ Auch Maximilian von 
Hagen tut ihrer in ſeinem Buche „Bismarcks Kolonialpolitik“ (Gotha 
1923) keine Erwähnung; er vermerkt nur Bismarcks 1876 Lüderitz und 
Ernſt von Weber gegebene Antwort auf ihre ſüdafrikaniſchen Projekte: 
Frankreichs Eiferſucht und Englands Empfindlichkeit ſtänden einer 
Durchführung ebenſo im Wege wie der Kulturkampf im Innern; per⸗ 
ſönlich könnte er einem ſolchen Projekt vielleicht zuſtimmen. „Immer⸗ 
hin ſchien dem Reichskanzler doch die Beobachtung, daß „der Graf An⸗ 
draſſy und der Fürſt Gortſchakow ſich näher zueinander zu ſtellen ſuchen 
als ein jeder von ihnen zu uns“, mehr noch die Wahrnehmung, daß 
Rußland eine nähere Verſtändigung mit Frankreich über die Orient⸗ 
frage anſtrebte (Erlaß an den Botſchafter von Schweinitz in Wien, 
2. Januar 1876), eine Annäherung an England nahezulegen. In einer 
Unterredung mit dem engliſchen Botſchafter Lord Odo Ruſſell vom 
3. Januar 1876 ſcheint Bismarck als ballon d’essai den Gedanken eines 
Anfalls Bosniens und der Herzegowina an Oſterreich ausgeſpielt zu 
haben, n Ken Rußland in Beſſarabien und England durch Gewähren⸗ 
laſſen in Agypten ſchadlos gehalten werden ſollten“ (Anmerkung auf 
S. 29 des 2. Bandes der Aktenpublikation). Wie tags darauf Staats⸗ 
ſekretär v. Bülow dem Grafen Münſter ſchrieb, ging der Kanzler bei 
dieſem Geſpräch „von der ſtets feſtgehaltenen Überzeugung aus, daß 
die Engländer, sua bona si norint, kein größeres politiſches Intereſſe 
auf dem Kontinent haben als die Exiſtenz eines mächtigen und friedlichen 
Deutſchland und ihre guten Beziehungen zu demſelben,“ — der Brief 
der queen und was voraufgegangen, ſchien vergeſſen, — „dem eminent 
friedlichen Charakter der engliſchen Politik in Europa“ zollte Bülow 
beſondere Anerkennung. Aber geſtattet das den Schluß auf einen Plan 
Bismarcks, den Ruſſen den Laufpaß zu geben, ſich mit England zu ver⸗ 
bünden und im Einvernehmen mit der größten Seemacht der Welt 
eine großzügige koloniale und wirtſchaftliche Ausbreitungspolitik in die., 
Wege zu leiten? Konnte er auf ſo viel Wohlwollen von britiſcher Seite 
rechnen, nach den Erfahrungen des Frühjahrs gar hoffen, daß man 
Deutſchland den Beſitz der Reichslande durch einen Vertrag garantieren 
werde? Bülow ließ in ſeinen „ganz vertraulichen“ Mitteilungen an 
Münſter nichts davon verlauten; er flocht nur noch den Satz ein: „In 
der orientaliſchen Frage würde eine gewiſſe Annäherung Englands an 
Frankreich, indem ſie letzteres durch das Schwergewicht der engliſchen 
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Friedensliebe bände, eine Bürgſchaft für Erhaltung des Friedens werden 
können“; damit deutete er doch wohl den wahren Zweck der Bucherſchen 
Reiſe und der Unterredung Bismarcks und Ruſſells am 3. Januar voll⸗ 
kommen hinreichend an: auf einen Ausgleich der Intereſſen im Orient 
auf Koſten der Türkei hinzuwirken und mit engliſcher Hilfe Scheide⸗ 
waſſer auf die in der Bildung begriffene ruſſiſch⸗öſterreichiſch⸗franzöſiſche 
Entente zu gießen. „Die ganze Türkei mit Einrechnung der verſchiedenen 
Stämme ihrer Bewohner iſt als politiſche Inſtitution nicht ſo viel wert, 
daß ſich die ziviliſierten europäiſchen Völker um ihretwillen in großen 
Kriegen gegenſeitig zugrunde richten ſollten“: ſo diktierte Bismarck am 
20. Oktober 1876 Herbert in die Feder; Gortſchakows Vorſchlag eines 
europäiſchen Kongreſſes lehnte er am 14. Auguſt d. J. ab mit den Worten, 
Frankreich als Werber um die Intimität Rußlands würde Rußlands 
Anſprüche und Gortſchakows perſönliches Auftreten nur ſteigern. Das 
Dreikaiſerbündnis erſchien Bismarck nach wie vor als die beſte Bürgſchaft 
des Friedens; werde es durch Kongreßverhandlungen gelockert und 
durch die Wahlverwandtſchaft Oſterreich⸗England reſp. Rußland⸗Frank⸗ 
reich gelöſt, ſo dränge die Unverträglichkeit der öſterreichiſch⸗engliſch⸗ 
ruſſiſchen Intereſſen im Orient auf den Krieg hin; Deutſchland könne 
dann die undankbare Rolle zufallen, zwiſchen den beiden feindlichen 
Gruppen das Schiedsrichteramt zu übernehmen. Bahne ſich — ſo meinte 
Bismarck am 30. Auguſt 1876 — eine Verſtändigung zwiſchen Peters⸗ 
burg und London an, ſo müſſe die deutſche Politik ſie fördern und ihr 
eine für Oſterreich möglichſt annehmbare Form zu ſichern ſuchen. „Wenn 
ein dauerndes Bündnis zwiſchen England und Rußland denkbar wäre, 
ſo wäre unſere Beteiligung als dritter an demſelben, wenn man die 
Verhältniſſe im großen und für lange Zeit auffaßt, vielleicht noch natür⸗ 
licher als unſere bisherige Beziehung zu Rußland⸗Oſterreich“ Und dieſer 
vorſichtige Spieler ſollte ein halbes Jahr vorher bereit geweſen ſein, 
dem Nachbar im Oſten die Freundſchaft zu kündigen? Nicht oder zum 
mindeſten kaum glaubhaft von einem Staatsmanne, der ſich grund⸗ 
ſätzlich dagegen ſträubte, ſeine Politik ausſchließlich in einer beſtimmten 
Richtung feſtzulegen, der am 14. Oktober 1876 ſeinen kaiſerlichen Herrn 
zu gänzlicher Abſtraktion von gemütlichen Regungen ermahnte, um uns 
nach Möglichkeit dies Kapital an guten Beziehungen zu erhalten, welche 
wir mit England, Oſterreich und Rußland beſitzen, der bis zu dem von 
Münſter ſogenannten platoniſchen Kriege des britiſchen Löwen und 
ruſſiſchen Bären im Frühjahr 1878 und darüber hinaus einen Ausgleich 
zwiſchen ihnen anſtrebte in der Hoffnung, beide würden dann auf lange 
Zeit mit Erhaltung des status quo zufrieden und doch wieder in ihren 
größten Intereſſen auf eine Rivalität angewieſen ſein, die ſie zur Teil⸗ 
nahme an Koalitionen gegen Deutſchland kaum fähig mache (Nr. 294, 
15. Juni 1877). Nein: Bismarck wollte ſich keine Sympathien unnötig 
verſcherzen; darum übte er auch äußerſte Vorſicht in der Übernahme 
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von Verpflichtungen. „Rußland ſowohl wie England“ — klagte er am 
9. November 1876 — „verſuchen abwechſelnd uns als Europäer vor 
den Wagen ihrer Politik zu ſpannen, den zu ziehen wir als Deutſche, 
wie fie ſelbſt wohl einſehen, keinen Beruf haben... Überlaſſen wir es 
England und ev. Oſterreich, ihre eigenen Kaſtanien auch ſelbſt aus dem 
Feuer zu holen, und nehmen wir nicht die Sorgen anderer Mächte 
noch auf uns — wir werden an den eigenen vollſtändig genug haben.“ 
„Ebenſowenig findet die weitere Behauptung Eckardſteins (II, 103), 

daß Bismarck in den Jahren 1876 und 1877 eingehende Beſprechungen 
mit Lord Salisbury und Lord Derby über deutſch⸗engliſche Bündnis⸗ 
möglichkeiten gehabt habe, in den Akten eine Stütze.“ Mit letzterem 
kam es damals überhaupt zu keiner Unterredung; zu Salisbury ſagte 
der Kanzler am 23. November 1876, Deutſchland habe ein ſehr großes 
Intereſſe daran, mit England, Rußland und Oſterreich befreundet zu 
ſein und zu bleiben; unſerſeits würden wir die Freundſchaft des einzelnen 
nur dann aufgeben müſſen, wenn derſelbe verlange, daß wir ihm zu⸗ 
liebe, ohne zwingendes eigenes Intereſſe, Feinde des anderen werden, 
gewiſſermaßen die Rolle von Mietsſoldaten übernehmen ſollten. Und 
auch 1879 hat Bismarck den Briten kein Bündnis angeboten. Wegen 
der zunehmenden Verſtimmung in Petersburg beſorgt, ließ er nur Ende 
September in London anfragen, welches die Politik Englands ſein würde, 
wenn Deutſchland fortfahre, ſich den ruſſiſchen Zumutungen zu verſagen 
und darüber mit Rußland in Zerwürfnis geraten ſollte. Lord Beacons⸗ 
fields Antwort, man werde Frankreich dann in Ruhe halten, befriedigte 
ihn nicht. Er befahl Münſter am 8. Oktober, auf die Angelegenheit 
nicht zurückzukommen, „um jeden Anſchein zu vermeiden, als bedürften 
wir einer günſtigeren Haltung des engliſchen Kabinetts oder ſuchten 
die engliſche Politik zu größerem Entgegenkommen zu drängen.“ Einen 
ihm am 6. November aus Wien übermittelten Vorſchlag des Baron 
aymerle, den Briten im Orient die Unterſtützung Deutſchlands und 
ſterreichs zuzuſichern, legte Bismarck ad acta mit den Worten: „Für 
was? Unſer Verhältnis mit Oſterreich iſt ein defenſives, und wir dürfen 
uns für aggreſſive engliſche Zwecke nicht vorſpannen laſſen; ſelbſt wenn 
Oſterreich ſeine Armee nicht reduzierte, iſt ein Krieg mit Rußland immer 
nicht eine Sache, die man pour les beaux yeux Englands führt,“ — 
über letzteren hatte er ſich bereits am 31. Auguſt 1879 dahin geäußert, 
er halte einen Krieg mit Rußland für das größte Übel, welches uns auf 
dieſem Gebiete widerfahren kann, ſchon weil er für uns kein Kampfziel 
hat als nur die Abwehr eines barbariſchen Angriffs. Den wachſenden 
Einfluß der Miljutin, Jomini, Ignatiew erkannte er ſehr wohl und 
fürchtete ſchon am 24. Januar 1877, daß es am Petersburger Hofe 
noch neben Gortſchakow angeſehene Leute gebe, die lieber im Bunde 
mit der Pariſer Regierung gegen Deutſchland als für die orientaliſchen 
Chriſten in der Türkei kämpfen möchten, aber er ſelbſt wollte das Tuch 
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nicht zerſchneiden, und als er gegen Ende des Jahres 1879 merkte, daß 
auch die Ruſſen dieſe Abſicht nicht hatten, ließ er die deutſch⸗engliſchen 
Verhandlungen ruhig im Sande verlaufen. Wohl möglich, daß Beacons⸗ 
field mit ſeinem zu Beginn des nächſten Jahres ausgearbeiteten Entwurf 
eines Defenſivbündniſſes bei Bismarck nicht taube Ohren gefunden 
haben würde, aber noch ehe Montague Corry, Disraelis Sekretär, damit 
nach Berlin reiſen konnte, begannen die Wahlen und brachten den Torrys 
eine Niederlage; zu dem nun wieder ans Ruder kommenden Gladſtone 
und ſeinem Staatsſekretär des Auswärtigen, Lord Granville, die ſich 
erſt den Ruſſen, dann auch den Franzoſen an den Hals warfen, hatte der 
Kanzler von vornherein wenig Zutrauen. „Das Zuſammengehen von 
Rußland und England“ — ſchrieb Radowitz am 7. November 1880 
nach ſeinem Diktat — „muß notwendigerweiſe dahin führen, daß die 
orientaliſchen Verhältniſſe ohne Berückſichtigung der öſterreichiſchen 
Intereſſen geregelt werden, und hat ſomit die Gefahr eines Bruches 
zwiſchen Osterreich und Rußland im Gefolge“; nach Abgabe der engliſch⸗ 
franzöſiſchen Kollektivnote in Kairo berichtete Herbert am 15. Januar 
1882 dem Prinzen Reuß nach Wien: „Beim Herrn Reichskanzler hat 
ſich ſeit dem letzten dualiſtiſchen Auftreten der Weſtmächte die Anſicht 
noch befeſtigt, daß England gegenwärtig mit einem Mangel an Vorſicht, 
wie er in der langen Geſchichte dieſes Landes kaum ſeinesgleichen hat, 
regiert wird, daß es dem franzöſiſchen Leitſeil verfallen iſt und auch noch 
auf franzöſiſche Freundſchaft rechnet“; das engliſche Kabinett — ſagte 
er nach dem Bombardement Alexandriens am 16. Dezember zum 
Prinzen Wilhelm!) — verſtehe von auswärtigen Dingen fo viel wie 
Quartaner, und noch am 5. Dezember 1886 ſprach er von dem „durch 
Gladſtones Dummheit“ zerſtörten engliſch⸗türkiſchen Bündnis. Sehr 
verſtimmte den Kanzler dann die unfreundliche Haltung Englands den 
deutſchen kolonialen Beſtrebungen gegenüber; er warf ihnen am 24. Mai 
1884 eine afrikaniſche Monroedoktrin vor und meinte: „Wenn wir über 
See kein Recht bei England finden, ſo müſſen wir allerdings nähere 
Fühlung mit den andern ſeefahrenden Mächten, Frankreich eingeſchloſſen, 
zu nehmen ſuchen. Die öffentliche Meinung in Deutſchland würde auf 
die Dauer die engliſche Exkluſivität und Anmaßung nicht ertragen“ 
— anderſeits machte er auch den Kolonialenthuſiasmus ſeiner Lands⸗ 
leute nicht mit und warnte im Oktober 1886 vor zu weitgehenden For⸗ 
derungen: „Dieſer Fehler unſerer Kolonial⸗Jingos, deren Begehrlich⸗ 
keit viel größer iſt als unſer Bedürfnis und unſere Verdauungsfähigkeit, 
muß mit Sorgfalt vermieden werden.“ Aber noch am 26. März 1887 
ereiferte ſich Herbert in einem Briefe an Münſters Nachfolger in London, 
den Grafen von Hatzfeldt, über die britiſchen Agenten alſo: „Wenn 
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England uns an Stellen, die für die engliſche Macht ſo wenig Bedeutung 
haben wie Sanſibar und Samoa, nicht einmal ſo weit gefällig ſein will, 
wie wir es beanſpruchen, ſo werden wir unſer Verhalten danach ein⸗ 
richten und England dort entgegentreten, wo ſeine wichtigſten Inter⸗ 
eſſen auf dem Spiele ſtehen. Wir ſind während der letzten Jahre alle 
paar Monate in die Lage gekommen, eine ſcharfe Sprache mit England 
in bezug auf Kolonialangelegenheiten führen zu müſſen, und es iſt 
geradezu exaſperierend, daß ſich das Stück immer wiederholt, und daß 
die Neigung der engliſchen Regierung, uns gefällig zu ſein, bei ihr ſelbſt 
immer nur bis zur nächſten freundlichen Mitteilung von hier vorhält 
und bei ihren Agenten überhaupt nicht zum Ausdruck kommt.“ Solche 
Leute konnte Bismarck nicht als natürliche Bundesgenoſſen Deutſchlands 
betrachten; Gladſtones Demokratismus ſtieß ihn gleichfalls ab; der 
Geiſt der Revolution und der monarchiſche Gedanke — ſo empfahl er 
ſeinem kaiſerlichen Herrn am 10. November 1887 dem Zaren zu ſagen — 
liegen im Kampfe: la révolution a conquis la France, entamé l’Angle- 
terre; elle est forte en Italie et en Espagne, — das waren — erinnern 
wir uns des Bismarckſchen Diktats vom 8. Auguſt 1887) — doch wohl 
nicht nur auf den Hörer berechnete Worte. Zu dem allen kam eine aus 
dem Parlamentarismus ſich ergebende techniſche Schwierigkeit. Als 
der deutſche Kronprinz dem Kanzler am 4. September 1882 den Wunſch 
des Prinzen von Wales und deutſchfreundlicher engliſcher Kreiſe über⸗ 
mittelte, ein engeres und vertrauteres Verhältnis zu Deutſchland zu 
finden, belehrte ihn Bismarck 5 Tage ſpäter: „Die größte Schwierigkeit, 
unſerer Beziehung und Neigung für England praktiſchen Ausdruck zu 
geben, liegt in der Unmöglichkeit jeder vertraulichen Beſprechung wegen 
der Indiskretionen der Miniſter dem Parlament gegenüber und in dem 
Mangel an Sicherheit eines Bündniſſes, für welches England nicht die 
Krone, ſondern nur eines der wechſelnden Kabinette haftbar bleiben 
würde. Es iſt ſchwer, zuverläſſige Verſtändigungen mit England anders 
als in voller Offentlichkeit vor ganz Europa einzuleiten und ſicherzuſtellen. 
Solche öffentlichen Verhandlungen aber wirken dann ſchon in ihren 
erſten Einleitungen und auch ohne daß etwas zuſtande kommt, nach⸗ 
teilig auf die meiſten unſerer übrigen europäiſchen Beziehungen.“ Eng⸗ 

1) Siehe oben S. 106. Nicht in der Aktenpublikation findet ſich, was K. A. 
v, Müller aus dem Februar 1884 zitierte: „Ich ſehe die zunehmende Erkrankung 
der engliſchen Zuſtände nicht ohne Sorge; ſchon die chroniſchen Krankheiten, denen 
Frankreich ſeit bald einem Jahrhundert verfallen iſt, wirken wie ſchwere Schäden 
auf die übrigen europäiſchen Länder zurück. Die zunehmende Verarmung Frank- 
reichs und das Schwinden ſeiner Kaufkraft infolgedeſſen betrachte ich nicht als 
den geringſten Teil der Beeinträchtigung der Ruhe und Wohlfahrt der übrigen 
europäiſchen Länder, welche von Frankreich ausgeht. Gerät England in gleiche 
Bahnen, wie ich das bei fortgeſetztem Gladſtoniasmus befürchte, ſo werden alle 
jene Schädigungen, die wir bereits durch Frankreichs innere Krankheit erleiden, 
in progreſſiver Steigerung zunehmen.“ 
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lands auswärtige Politik — Gladſtones Sturz im Juli 1885, der Rück⸗ 
tritt Salisburys im Januar 1886 und die Kürze des dritten Miniſteriums 
Gladſtones zeigten es evident — blieb von Miniſterwechſeln abhängig. 
Für Salisbury hatte Bismarck nicht mehr übrig als für den auch vom 
Prinzen Wilhelm (Nr. 817, 8. Juli 1887) wenig geſchätzten grand old 
man, aber um ein dauerndes Bündnis mit England herzuſtellen, war 
eben, wie er am 9. Dezember 1885 ſchrieb, ein Geſetz notwendig und dazu 
die Zuſtimmung des engliſchen Parlaments; ohnedem ließ ſich nichts 
erreichen als ein „Miniſterialbündnis“ mit dem Reſultat, „daß wir ſo 
lange als Vorſpann zu dienen hätten, wie man uns braucht.“ Ein ſolches 
Miniſterialbündnis im Einvernehmen mit dem engliſchen Kabinett für 
die begrenzte Zeit ſeiner Dauer ohne Bruch mit Rußland war dem 
Kanzler gewiß mehr als einmal erwünſcht; er erklärte ſich ſelbſt im Mai 
1884 für die Abtretung Helgolands und die Schonung der deutſchen 
Handelsintereſſen bereit, den Engländern in der ägyptiſchen Frage zu 
helfen und dauernde freundſchaftliche Beziehungen zu ihnen zu pflegen; 
ſein uns ſchon durch Otto Hammann bekannt gewordener Brief an 
Salisbury vom 22. November 1887, mit ungewöhnlicher Sorgfalt auf⸗ 
geſetzt und wieder und wieder von Bismarck korrigiert, enthielt zwar 
den Satz, Deutſchland würde verſuchen, ſich den Krieg mit Rußland 
durch eine Verſtändigung mit ihm zu erſparen, falls es denſelben ohne 
Alliierten führen müßte, aber ein ſpontanes Bündnisangebot, als das 
ihn Salisbury ſpäter bezeichnete, war er doch nicht; auch Rachfahl meint 
(S. 754), er ſei als ſolches, wenn überhaupt, bloß ſehr indirekt und bei⸗ 
läufig anzuſehen. Erſt unter Wilhelm II. iſt der Kanzler den Engländern 
damit gekommen; im Januar 1889 mußte Hatzfeldt Salisbury einen 
Vertrag vorſchlagen, durch welchen beide Mächte ſich für einen begrenzten 
Zeitraum zu gemeinſchaftlicher Abwehr eines franzöſiſchen Angriffs 
auf eine von beiden verpflichten ſollten; Salisbury erklärte ihn für in⸗ 
opportun, weil die parlamentariſche Majorität darüber in die Brüche 
gehen, mithin das Miniſterium geſtürzt werden würde; er ſetzte hinzu: 
„Leider leben wir nicht mehr in den Zeiten Pitts, damals regierte die 
Ariſtokratie, und wir konnten eine aktive Politik treiben, welche Eng⸗ 
land nach dem Wiener Kongreß zur reichſten und angeſehenſten euro⸗ 
päiſchen Macht gemacht hatte. Jetzt herrſcht die Demokratie, und mit 
ihr iſt perſönliches und Parteiregiment eingezogen, welches jede eng⸗ 
liſche Regierung in unbedingte Abhängigkeit von der aura popularis 
gebracht hat. This generation can only be taught by events.“ Auch 
das Projekt des jungen Kaiſers, Deutſchſüdweſtafrika gegen Helgoland 
zu tauſchen, wurde im April 1889 von Salisbury ausweichend, wenn 
auch freundlich aufgenommen; der Kanzler empfahl darauf, ſich zu ge⸗ 
dulden: „Man muß die engliſche Initiative abwarten, und dafür den 
Moment, wo England uns braucht. Bisher brauchen wir England, 
wenn der Frieden noch etwas erhalten werden ſoll.“ 
8 
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Gegen Frankreich brauchte Deutſchland Ende der 80er Jahre wieder 
Alliierte; dem alten Erbfeind vor allem mußte Bismarck nach wie vor 
Helfershelfer abſpenſtig zu machen verſuchen, in erſter Linie Rußland. 
Den Draht zwiſchen Berlin und Petersburg hütete er ſelbſt in den Tagen 
der Option für Oſterreich; „auch wenn wir die öſterreichiſche Aſſekuranz 
unter Dach haben,“ — ſchrieb er ſeinem kaiſerlichen Herrn am 2. Sep⸗ 
tember 1879 — „werde ich es immer noch für nützlich halten, mit dem 
Zaren auf ſo gutem Fuß zu bleiben, als unſere Intereſſen und unſer 
Ehrgefühl es zulaſſen.“ Sein Ziel war die Wiederherſtellung der Entente 
von 1873. „Unter den drei befreundeten Mächten“ — meinte er am 
15. September — „könnten je zwei miteinander, alſo Rußland auch 
mit Oſterreich und wir mit Rußland, dasſelbe Bündnis ſchließen, ohne 
daß die friedliche Verbindung à trois dadurch gelöſt würde; ſie würde 
nur um ſo feſter verbürgt, wenn je zwei der drei Kontrahenten ſich zu⸗ 
ſagen, gegen den dritten, falls er ſie bräche, zuſammenzuhalten. Leider 
hat die ruſſiſche Politik in Oſterreich ſeit zwei Jahren den Glauben an 
ihre Verſprechungen verloren, ſonſt wäre eine ſolche dreifache Rück⸗ 
verſicherung innerhalb des Dreikaiſerbundes vielleicht möglich.“ Der 
ſchöne Traum blieb unerfüllt, aber die ungemütliche Iſolierung, in die 
Rußland hineingeriet, kam dem Kanzler zu Hilfe. Der Zar gab in einem 
Briefe vom 2./14. November dem Wunſche nach Rückkehr zur parfaite 
entente des trois Empereurs, qui a rendu les plus grands services à 
Europe, Ausdruck, und Saburow, im Januar 1880 als Nachfolger 
Oubrils nach Berlin geſandt, und Giers taten ihr Beſtes, die Sache zu 
fördern, ſo daß nach Überwindung des öſterreichiſchen Widerſtandes 
der Vertrag, in dem man ſich wohlwollende Neutralität im Falle des 
Krieges mit einer 4. Großmacht und gemeinſame Verſtändigung vor 
Abänderungen des Status quo auf dem Balkan zuſagte, am 18. Juni 
1881, drei Monate nach der Ermordung Alexanders II., unterzeichnet 
werden konnte. Freilich Bismarcks Hoffnung auf eine reinliche Schei⸗ 
dung einer ruſſiſchen und einer öſterreichiſchen Intereſſenſphäre dort 
im Südoſten erwies ſich als eitel. Anderthalb Jahre nach der von ruſ⸗ 
ſiſcher Seite angeregten Erneuerung des für ein Triennium abgeſchloſ⸗ 
ſenen Vertrages erzeugten die Revolution in Philippopel und der Ehr⸗ 
geiz des Battenbergers einen Strudel, in den auch die Großmächte 
hineingezogen zu werden drohten. Kalnoky fürchtete, mit dem Tage, 
wo Oſterreichs Einfluß aus den beiden Bulgarien verſchwände und dieſe 
ruſſiſche Provinzen würden, komme die ſlawiſche Sache in Fluß und die 
ganze Maſſe der habsburgfeindlichen Elemente ziehe, auf dem einen 
Flügel auf Montenegro geſtützt, auf dem andern durch Rußland be⸗ 
günftigt, in einem ungeheuren Halbbogen um Oſterreich herum, das 
dann Bosnien kaum halten könne und die Türkei preisgeben müſſe. 
Alexander III., über die ruſſiſch⸗engliſche Kriſe wegen Afghaniſtans, 
in der Bismarck ſich vollkommen neutral verhielt, ſoeben hinweg, ent⸗ 
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fernte den eigenwilligen, auf die Briten hoffenden Vetter aus Sofia 
und ſuchte die Bulgaren gefügig zu machen. England putſchte in Wien 
gegen die Ruſſen, und die Magyaren drängten Kalnoky und Franz 
Joſeph immer wieder zu höchſt bedenklichen, in Petersburg verſtimmen⸗ 
den Aktionen. Bismarck gelang es ſchließlich durch den Hinweis auf die 
franzöſiſche Revancheluſt und die Erklärung, vorausſichtlich die ganze 
deutſche Armee gegen Weſten aufmarſchieren laſſen zu müſſen, die 
Leute am Ballhausplatz zur Vernunft zu bringen und auch in Peters⸗ 
burg zu bremſen, aber auf die Dreikaiſerentente war ein Rauhreif ge⸗ 
fallen, und Alexander III. verſagte 1887 ihrer Erneuerung ſeine Zu⸗ 
ſtimmung: er wolle nicht länger Komödie ſpielen. Eine intime Entente 
mit Deutſchland allein dagegen war ihm recht; er nannte ſie im Geſpräch 
mit Giers im Januar 1887 ſogar geradezu den Angelpunkt ſeiner Politik, 
und einige Monate ſpäter verſicherte Gortſchakows Nachfolger Bernhard 
v. Bülow, zu einem Zuſammengehen des Zaren mit den Franzoſen 
gegen Deutſchland werde es nie kommen; Bismarck ſchrieb hier zwei 
Fragezeichen an den Rand und machte zu dem Satze, Alexander III. 
wolle keine Allianz mit Frankreich, die ironiſche Bemerkung: „Alexan⸗ 
der II. wollte auch den türkiſchen Krieg nicht und führte ihn doch“, aber 
gerade wegen ſolcher Skepſis ſetzte er am 18. Juni ſeinen Namen unter 
den Rückverſicherungsvertrag, die nicht ganz einwandfreie Frucht ſeiner 
Blütenträume vom Herbſt 1879. Er habe — ſo bekannte er Wilhelm II. 
am 19. Auguſt 1888 — „für dieſes, mit unſeren öſterreichiſch⸗italieniſchen 
Verpflichtungen konkurrierende und unter gewiſſen Konſtellationen des⸗ 
halb ſchwierige Verhältnis eine längere Dauer als 3 Jahre von Hauſe 
aus nicht erſtrebt; ich wollte lieber die Möglichkeit der Verlängerung 
vorbehalten, bis man beſſer als damals die Zukunft überſehen konnte. 
Für uns kam es im Frühjahr 1887 in erſter Linie darauf an, für den 
Fall eines franzöſiſchen Angriffs der ruſſiſchen Neutralität verſichert 
zu ſein; die Wahrſcheinlichkeit, von Frankreich angegriffen zu werden, 
lag uns damals, wo Boulanger ſich noch in aufſteigender Bewegung 
befand, näher als heut.“ Alſo verlängern wollte Bismarck 1890 wenn 
irgend möglich den Vertrag und ihn wohl baldigſt wieder zu einer Drei⸗ 
kaiſerentente ausgeſtalten, als deren Fortſetzung er ja nach den Eingangs⸗ 
worten zu gelten hatte: „Mit den beiden öſtlichen Kaiſermächten gleich 
feſt verbündet zu ſein, iſt ein Wunſch, deſſen Verwirklichung bei der 
Verſtimmung zwiſchen beiden nicht immer möglich iſt; wir haben aber 
das Bedürfnis und auch die Möglichkeit, mit beiden dauernd in Frieden 
zu leben, wenn wir uns gegen den Bruch desſelben durch die eine den 
Beiſtand der andern ſichern, ſoweit wir die Bereitwilligkeit dazu bei 
ihnen vorfinden!).“ Den Ofterreichern predigte er immer wieder Nach⸗ 


1) Nr. 1343 Promemoria für Wilhelm II., Juli 1888. An den Prinzen 
Reuß hatte Bismarck am 22. Dezember 1880 geſchrieben: „Ein Vertrag mit dem 
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ſicht mit den Ruſſen. „Meines Dafürhaltens liegt es nicht in der Auf⸗ 
gabe unſerer Politik, Rußland an der Ausführung ſeiner Pläne auf 
Konſtantinopel zu hindern, ſondern dies den anderen Mächten, wenn ſie 
es in ihrem Intereſſe halten, lediglich zu überlaſſen; unſer Intereſſe an 
der Boſporusfrage iſt einen ſo großen Krieg nach zwei Fronten, wie 
der Bruch mit Rußland nach ſich ziehen würde, nicht wert; im Gegenteil, 
wenn Rußland ſich dort einläßt, mindert ſich ſeine Gefährlichkeit für uns 
durch Abziehung von unſerer Grenze und durch die herausfordernde 
Spannung, in die es zu den Mittelmeermächten, namentlich zu England 
und auf die Länge auch zu Frankreich tritt. Daß der ruſſiſche Vorſtoß 
auf Konſtantinopel durch Bulgarien mit Benutzung des letzteren ge⸗ 
ſchehen würde, möchte ich kaum annehmen, glaube vielmehr, daß der 
Seeweg und der durch Kleinaſien vorgezogen werden, und daß man 
vorher und gleichzeitig verſuchen wird, die Pforte für Annahme eines 
ruſſiſchen Vertrages zu bewegen, welcher dem Sultan ſeine Beſitzungen, 
den Ruſſen aber die Verfügung über Schluß und Offnung des Bosporus 
durch Beſetzung einer feſten Poſition ſichert. Iſt letzteres geſchehen, ſo 
wird Rußland im Schwarzen Meer geſichert und ſeine Expanſivkraft 
gegen Perſien und Indien verwendbar ſein. Damit iſt dann für England 
die Unmöglichkeit gegeben, in ſeiner bisherigen Fiktion einer kühlen 
Zuſchauerrolle zu verharren, und wir können es abwarten, wie die 
Konſtellation unter den übrigen Mächten ſich geſtaltet, da ein ruſſiſcher 
Angriff auf Konſtantinopel an ſich noch keinen casus foederis zwiſchen 
Oſterreich und uns herſtellt.“ So antwortete Bismarck am 19. Auguſt 
1888 dem jungen Kaiſer und bat, dieſes Schreiben nach gewonnener 


Kaiſer und ſelbſt mit dem Thronfolger dazu bindet allerdings heutzutage nur 
einen Teil der ruſſiſchen Macht; ein anderer bleibt unbotmäßig und treibt Politik 
auf eigene Hand. Daß man durch einen ſolchen Dualismus bei Abſchlüſſen ‚be- 
trogen“ werden kann, wie Baron Haymerle ſagt, iſt nicht zu leugnen; aber ohne 
Vertrag mit dem Kaiſer wird das noch leichter möglich ſein. Ein Vertrag mit 
Rußland hat immer ſeinen Wert als Schutz gegen Schädigung.“ Alexander III. 
beſtätigte das im Februar 1890 durch das Marginal zu Schuwalows Bericht: 
„Ich denke in der Tat, daß für Bismarck unſere Entente eine Art Garantie iſt, 
daß kein ſchriftliches Abkommen zwiſchen uns und Frankreich exiſtiert, und das 
iſt ſehr wichtig für Deutſchland“ (nach Richard Feſters Überſetzung in den 
Grenzboten, 80. Jahrgang 1921, S. 96). Herbert Bismarck erzählte Bernhard 
v. Oettingen im Februar 1897, ſein Vater habe im Dezember 1887 eine Note 
nach Petersburg abgeſchickt oder abſchicken wollen folgenden Inhalts: Wir glauben 
an die Friedensliebe des Zaren, fürchten aber, daß andere deutſchfeindliche und 
kriegeriſche Elemente die Überhand gewinnen und ſchließlich den Zaren zu einem 
Kriege gegen Deutſchland zwingen könnten. In einem ſolchen Kriege ſehe er, 
Bismarck, die Gefährdung beider Monarchien. „Es könnten ſich dann im Oſten 
ähnliche Verhältniſſe wiederholen wie vor ca. 100 Jahren im Weſten, wo deutſche 
Bataillone zu ſpät kamen, um die Enthauptung Ludwigs XVI. zu verhindern“ 
(Süddeutſche Monatshefte, April 1923, S. 40). 
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Einſicht zu verbrennen, — im Konzept ift es zum Glück erhalten geblieben, 
ein Dokument des weltweiten Blickes dieſes ſouveränen Meiſters der 
großen Politik, ein Beweis dafür, daß er in dem Rückverſicherungs⸗ 
vertrag wohl einen Notbehelf ſah, aber einen vorläufig unentbehrlichen, 
jedenfalls nicht einen kümmerlichen Erſatz für ein an ſich beſſeres ruſſen⸗ 
feindliches Bündnis mit England)). | 


„Weil Oſterreichs Bündnis uns ſicher ift, das 3 ruffifce aber nicht, 
werden wir das einfeitige Bündnis mit Oſterreich ſorgfältig feſthalten 
müſſen und nicht für unſichere Annäherungen Rußlands gefährden oder 
gar preisgeben dürfen“ (Juli 1888): der Kern ſeines Gewebes blieb 
alſo die Allianz vom 7. Oktober 18792). Nach Bismarcks Wunſch hätte 
ſie „für immer“ gegolten, wäre ein Akt publici juris und beiderſeits 
nur durch Reichsgeſetz kündbar geworden; die Abminderung war Andraſſys, 
die Geheimhaltung ſein und Wilhelms I. Wille. Erweitert wurde fie 
am 20. Mai 1882 durch das Hinzutreten Italiens, das ſich den Schlüſſel 
zur Tür in Wien holen mußte, zum Dreibund; am 30. Oktober 1883 
ſchloß ſich auf Bismarcks Anregung hin auch noch Rumänien an'); ein 
Bündnis zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und Serbien war ſchon im Juni 
1881 in Belgrad unterzeichnet worden. Den Wert dieſer Sicherungen 
überſchätzte Bismarck keineswegs, aber daß ſie die beſte Friedensaſſe⸗ 
kuranz bedeuteten, die Deutſchland zur Zeit bekommen könne, betonte 
er immer und immer wieder. Es war wohl eine bewußte Übertreibung, 
wenn er ſeinem alten Herrn im Herbſt 1879 einzureden verſuchte, Oſter⸗ 
reich habe in ſozialer Beziehung vielleicht von allen großen Mächten 


1) Am Ende ſeines Lebens war Bismarck dagegen bereit, zwiſchen Rußland 
und England zu optieren. „Mein Vater“ — erzählte Herbert Herrn v. Oettingen 
im Februar 1897 — „iſt in großer Sorge wegen der unvernünftigen und un- 
berechenbaren Politik des Kaiſers und ſieht den Beſtand des Deutſchen Reiches 
gefährdet. Mein Vater fürchtet ein Kriegsbündnis zwiſchen England, Frankreich 
und Rußland gegen uns. Dagegen müßten wir uns beizeiten vorſehen, und zwar 
entweder durch ein Bündnis mit England (wovon, wie mir ſchien, Herbert aber 
nichts wiſſen wollte) oder durch eine Verſtändigung mit Frankreich, die er für 
möglich hielt“ (Südbdeutſche Monatshefte, April 1923, ©. 40). 

2) Ein Zuſammengehen Oſterreichs und Rußlands gegen Deutſchland war 
nun ausgeſchloſſen. Noch am 19. September 1879 hatte Bismarck an Wilhelm I. 
geſchrieben: „Es wäre auch möglich, daß das von uns heute verſchmähte öſter⸗ 
reichiſche Bündnis alsdann von Rußland ſchon gegen uns gewonnen wäre, viel⸗ 
leicht durch das Verſprechen von Schleſien oder einer kaiſerlichen Stellung in 
Süddeutſchland mit Mainz und Ulm. Es ſind in dieſem Jahrhundert ſchon poli⸗ 
tiſche Revirements nicht nur geplant, ſondern auch ausgeführt worden, welche 
ein Jahr vorher viel unwahrſcheinlicher ausſahen als das vorſtehend angedeutete 
Zukunftsbild.“ 

3) Kurz vorher, am 15. September 1883, ſchrieb Bismarck an Prinz Reuß 
nach Wien: „Ein Abkommen mit Rußland iſt zur Erhaltung des Friedens doch 
noch wichtiger wie mit Rumänien. .. Eine Fortſetzung des ruſſiſchen Vertrages 
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die geſündeſten Zuſtände im Innern und die Herrſchaft des Kaiſerhauſes 
ſtehe feſt bei jeder einzelnen Nationalität, — ſchrieb er doch ſchon 10 Tage 
ſpäter, niemand in Europa werde glauben, daß Oſterreich in ſeiner 
exponierten und ſchutzbedürftigen Stellung, bei ſeiner Abhängigkeit von 
jeder deutſchen Flankenbewegung, bei ſeiner geographiſchen Entfernung 
von Frankreich und England, bei feiner inneren Lage und feinem Friedens⸗ 
bedürfnis ſich dazu hergebe, die Spitze einer weſtmächtlichen Angriffs⸗ 
kolonne gegen Rußland zu bilden, und die militäriſche und finanzielle 
Unzulänglichkeit dieſes Alliierten war ihm gegen Ende der Regierung 
Wilhelms I. ganz klar, aber — jo argumentierte er ſeinem Enkel gegen- 
über — „in Oſterreich⸗Ungarn ſind die Baſen, auf welchen die gegen⸗ 
ſeitigen Beziehungen beruhen, breitere. Die Sympathien der Bevöl⸗ 
kerung üben eine weſentliche Mitwirkung auf die Entſchließungen des 
Kabinetts. Es wird kaum möglich ſein, in ſo kurzer Zeit, wie es in Ruß⸗ 
land ab und zu geſchieht, das ganze Land plötzlich und willkürlich zu 
einer deutſchfeindlichen Wendung zu bringen. Oſterreich bedarf der 
Anlehnung an uns, Rußland aber nicht. Rußland kann nach ſeiner 
geographiſchen Lage ohne Lebensgefahr unſer Bündnis entbehren; 
Oſterreich müßte, um es zu können, ſtarke andere Bundesgenoſſen finden. 
Kurz, das öſterreichiſche Bündnis iſt militäriſch vielleicht nicht ſo ſtark 
wie das ruſſiſche, aber es iſt ſicherer“ ). 

Noch viel weniger gab der Kanzler auf die Italiener. Sie waren 
falſch in ſeinen Augen, unzuverläſſig, unruhig, anſpruchsvoll, kindlich 
egoiſtiſch, „Italien darf man nicht nachlaufen, wenn man etwas von ihm 
will.“ Gewiß nicht nur im Januar 1880 ſtand es für Bismarck außer 
Zweifel, „daß ein Bruch mit Rußland für Oſterreich zugleich ein Bruch 
mit Italien ſein würde, welches die Gelegenheit benutzen würde zu 
einem Verſuche, öſterreichiſche Gebiete an ſich zu bringen.“ Und dazu 
der Mazzinismus und andere antimonarchiſche Spielarten! Erſtehe in 
Italien eine unitariſche Republik oder ein Föderativſtaat, ev. mit dem 
Papſt als Ehrenpräſidenten, — „jede Form der Republik würde ſie 


entweder pure oder unter Zuſätzen, halte ich ſelbſt dann für das Nützlichere, wenn 
es nur für dieſelbe kurze Zeit wie bisher den Friedenszuſtand ſicher ſtellte: Man 
gewinnt dadurch immer die Chance, abzuwarten, ob nicht in der ruſſiſchen inneren 
Politik Anderungen ſtattfinden, welche auf die äußere dieſes Reiches mäßigend 
einwirken. Es bedarf dazu keiner großen Umwälzung in Rußland, ſondern nur 
größerer finanzieller Kalamitäten als der bisherigen, partieller agrariſcher Un⸗ 
ruhen oder des Einlenkens in die Bahn parlamentariſcher Inſtitutionen: Letzteres 
iſt auch ohne neuen Regierungswechſel nicht ausgeſchloſſen, würde aber wahr⸗ 
ſcheinlich den Ruſſen im Innern hinreichende Beſchäftigung gewähren und die 
JFortſetzung der bisherigen Verſchwendung für Militärausgaben ſehr erſchweren.“ 

1) So ruhig und objektiv urteilte Bismarck trotz des Argers über die Verſuche 
der Wiener Politiker, das Bündnis zu „verſchieben“ und Deutſchland für einen 
Präventivkrieg gegen Rußland zu gewinnen. 
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mit der Schweſterrepublik Frankreich in rege und dauernde Verbindung 
bringen“ (31. Dezember 1881) ). Nachdem der Dreibund doch zuſtande 
gekommen war, ſagte Bismarck zu Giers am 14. November 1883, er 
diene zur Befeſtigung der Monarchie in Italien gegen die von Frank⸗ 
reich ausgehende republikaniſche Propaganda; ebenſo hielten wir es 
den Intereſſen aller europäiſchen Monarchen entſprechend, das König⸗ 
tum in Spanien gegen die republikaniſche Invaſion zu kräftigen, ohne 
daß wir von Spanien oder Italien in unſern Kriegen militäriſche Hilfe 
von Bedeutung erwarteten). Erſparung öſterreichiſcher Streitkräfte 
ſei mehr Zweck des Dreibundes als Gewinnung italieniſcher; es komme 
im weſentlichen darauf an, ſich einer wohlwollenden Neutralität Italiens 
zu verſichern; an ein ev. aktives Eingreifen desſelben glaube er nicht 
ſtark (1. Mai 1882). Als der Vertrag 1887 ablief, zwang die internationale 
Lage den Kanzler dann doch, um Oſterreich auf fernere 5 Jahre die 
wohlwollende Neutralität Italiens zu ſichern, zu größerem Entgegen⸗ 
kommen gegen den unſicheren Partner; er war, um die Wagſchalen 
im Oſten und im Weſten in der Schwebe zu erhalten, nun einmal nicht 
zu entbehren; er ließ ſich gegen Frankreich und gegen Rußland ausſpielen, 
gegen vorwaltende Mächte, in deren Natur es nicht lag, ſich ſelbſt zu 
beſchränken, denen vielmehr die Grenzen geſetzt werden mußten durch 
ihnen gleich ſtarke oder ihnen gar überlegen erſcheinende Koalitionen. 
„Unſer Intereſſe“ — lautet ein Marginal des Kanzlers vom Januar 
1887 (Nr. 843) — „bringt mit ſich: Beiſtand Italiens für uns gegen 
Frankreich, und für Oſterreich gegen Rußland und keine Ausdehnung 
unſerer Pflichten gegen Oſterreich, ſolange dort Parlament, Preſſe und 
ungariſcher Chauvinismus in heutiger Kraft bleiben; ev. als pisaller 
Abſchluß mit Italien zu zwei, nur gegen Frankreich, und wohlwollende 
Neutralität Italiens bei öſterreichiſch⸗ruſſiſchen Händeln, die ohne uns 
möglich ſind, ſobald ſie nur Balkan, nicht Oſterreich direkt betreffen. 
Daß auch in ſolchen Händeln Ofterreich durch Italiens und ev. Englands 
Beiſtand möglichſt ſtark ſei, iſt unſer Intereſſe; denn Rußland kriegen 
ſie doch nicht klein; wenn ſie ihm nur widerſtehen und es beſchäftigen, 
ſo iſt das ſchon eine Förderung des Friedens auf längere Zeit.“ Alſo 
keine Feindſeligkeit Deutſchlands gegen Rußland! Es gibt Bienen genug, 
die ſich verteidigen können, wenn der Bär ihnen den Honig ſtehlen will, 
und „hätte Rußland die Gewißheit, daß Oſterreich, von ihm angegriffen, 


1) „Solange die drei Kaiſermächte einig ſind, werden indes dieſe Gefahren 
wohl ohne wirkliche Störung des Friedens zu überwinden ſein. Solange unſere 
Beziehungen zu Rußland geſichert ſind, könnten wir auch Italien Deckung ge⸗ 
währen, ohne für ſeine Händel den Degen ziehen zu müſſen.“ 

2) Siehe die am 4. Mai 1887 in Madrid abgeſchloſſene ſpaniſch⸗italieniſche 
Entente zum Zweck der Kräftigung des monarchiſchen Prinzips und der Erhaltung 
des Friedens in: Alfred Francis Pribram, Die politiſchen Geheimverträge 
Oſterreich⸗Ungarns 1879—1914, Wien 1920, I. Band, S. 48/49. 
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den Beiſtand Englands finden werde, jo würde es den Angriff unter⸗ 
laſſen“ (Nr. 873). 

Nachdem Bismarck, ſeiner Überzeugung gemäß, daß zwiſchen Oſter⸗ 
reich und Italien der engliſche Kitt nötig ſei, den Balkandreibund zuſtande 
gebracht hatte, bekannte er rückblickend: „Wir haben uns bemüht, Oſter⸗ 
reich auch für Fälle, die das foedus mit Deutſchland nicht deckt, Bundes⸗ 
genoſſen zu verſchaffen. Wenn es mit Rumänien, Bulgarien, Italien, 
Pforte, England zuſammen noch froid aux yeux hat, jo zeigt das ſchlechtes 
Gewiſſen“ (Nr. 1161/2, Dezember 1887). Dieſes kurz vor Weihnachten 
perfekt gewordene Abkommen zwiſchen Oſterreich, Italien und England 
aber ſollte zuſammen mit den andern Allianzen, dem Dreibund und 
dem NRüdverficherungsvertrage auch nur eine Etappe fein zu weiterem. 
„Wenn es gelänge“ — fo Bismarck am 8. Auguſt 1887 — „zwiſchen den 
drei Kaiſern, England und Italien mit Ausſchluß Frankreichs ein Ab⸗ 
kommen einzuleiten, welches die Gefährdung des Friedens zwiſchen 
dieſen fünf Mächten einſtweilen aus der Welt ſchaffte, ſo würde damit 
auch die Kriegsgefahr erledigt ſein, die von ſeiten Frankreichs, nach der 
Unberechenbarkeit der Exploſionen, welche dort möglich ſind, dem euro⸗ 
päiſchen Frieden droht. Der kriegsluſtigſte Staat in Europa iſt Frank⸗ 
reich, und mit einer Iſolierung Frankreichs würde der europäiſche Friede 
geſichert ſein.“ Im Januar 1889 folgte das Bündnisangebot an England. 

Bismarck war und blieb Pazifiſt, freilich nur im weiteren Sinne 
dieſes Wortes; denn zu dem Paſſus in dem Bericht des Prinzen Reuß 
vom 8. Dezember 1886: „griffe Italien Frankreich auf ſeinem euro⸗ 
päiſchen Territorium an“, hat er bemerkt: „Das wäre ſehr erfreulich, 
aber leider kaum zu hoffen!“ 

Die Dinge ſind ſtärker als der Wille des Menſchen, vor allem des, 
auch wenn er Bismarck heißt und Realpolitiker iſt, immer zu einem 
Ideal emporſchauenden Deutſchen. Nicht (wie Rachfahl meint) eine 
deutſch-engliſche Defenſivallianz mit der Spitze gegen Rußland und 
Frankreich ſchwebte dem Kanzler als das beſte und radikalſte Mittel 
einer Garantie für die Sicherung Deutſchlands und der Früchte ſeiner 
Siege vor, ſondern nach dem Muſter der heiligen Allianz eine neue Liga 
aller europäiſchen Großmächte gegen den einen unverbeſſerlichen Friedens⸗ 
ſtörer im Weſten, deshalb ſträubte er ſich auch immer wieder zu optieren 
zwiſchen Rußland und England)), ſich den Briten auf die Gefahr eines 
Bruches mit dem Nachbar im Oſten hin zu verſchreiben, bei einem 
Renkontre des Balkandreibundes mit den Ruſſen mehr als die Nachhut 
der Alliierten zu bilden. Dieſes Ideal war ein Phantom: 5 gegen 1 Groß⸗ 


1) So auch am 3. Februar 1887 im Geſpräch mit Sir Edward Malet, das 
Veit Valentin (Bismarcks Außenpolitik 1871 — 1890, S. 25) im Sinne Rach⸗ 
fahls auslegt. Bismarck wollte England aus ſeiner Zurückhaltung herausdrängen 
und im Orient engagieren. Dann war dort das Gleichgewicht und der Friede 
Europas geſichert und Deutſchland der Pein: England oder Rußland? enthoben. 
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macht ließen ſich nicht unter derſelben Parole vereinigen, nicht einmal 
4 gegen 2, höchſtens 3 gegen 3; an die Stelle der einen Frankreich voll⸗ 
ſtändig einſchnürenden Kompreſſe mußten mehrere kleinere auf die am 
Körper Europas ſich zeigenden Geſchwülſte gelegte Verbände treten, 
die das Übel zerteilten. 

„Es hieße das Weſen der Politik verkennen, wollte man annehmen, 
ein Staatsmann könne einen weit ausſehenden Plan entwerfen und 
ſich das Geſetz vorſchreiben, was er in 1, 2 oder 3 Jahren durchführen 
wolle. In der Politik kann man nicht einen Plan für lange Zeit feſt⸗ 
legen und blind in ſeinem Sinne vorgehen. Man kann ſich nur im großen 
die zu verfolgende Richtung vorzeichnen; dieſe freilich muß man un⸗ 
verrückt im Auge behalten, aber man kennt die Straßen nicht genau, 
auf denen man zu ſeinem Ziele gelangt. Wer das Gefühl der Verant⸗ 
wortlichkeit auch nur in geringem Maße beſitzt, wird ſich ſcheuen, einen 
Krieg zu beginnen, bevor alle andern Mittel verſucht ſind. Es war ſtets 
ein Fehler der Deutſchen, alles erreichen zu wollen oder nichts und ſich 
eigenſinnig auf eine beſtimmte Methode zu ſteifen.“ So hat ſich Bismarck 
bald nach ſeinem Sturz Heinrich Friedjung gegenüber über die von ihm 
eingeſchlagenen Pfade zur Einigung Deutſchlands geäußert; er hat mit 
dieſen Worten auch ſeine Politik nach der Gründung des Reiches charak⸗ 
teriſiert; beider Methode war eine und dieſelbe. Sie zielte darauf hin, 
den Gegner nach Möglichkeit zu iſolieren, wenn das nicht ging, für alle 
Deutſchland bedrohenden Eventualitäten rechtzeitig die Gefahr paraly⸗ 
ſierende Koalitionen in die Wege zu leiten, immer damit zu rechnen, 
daß die Dinge in beſtändigem Fluſſe ſind, morgen Feinde ſein können, 
die ſich heute als Freunde betrachten, und umgekehrt, daß jeder auf 
dem Boden der auswärtigen Beziehungen getane bedeutſame Schritt 
unabſehbare Folgen hat, den Schwerpunkt irgendwo anders hin verlegt, 
das Gleichgewicht ſchließlich ganz ſtören kann; die Unbedachtſamen von 
ſolchen Schritten abzuhalten, ſchienen Bismarck gleichſtarke oder mäch⸗ 
tigere Koalitionen das beſte Mittel. Sein Operationsfeld war und blieb 
Europa. Über ſeinen Frieden wachte er, unabläſſig vom cauchemar 
des coalitions geplagt: mochten draußen in weiter Ferne die Völker 
aufeinanderſchlagen, ſpäter einmal Engländer und Ruſſen ihren Kampf 
in Aſien miteinander ausfechten, Briten und Nordamerikaner ihre Riva⸗ 
lität auf den Wellen des Atlantiſchen und des Stillen Ozeans zum 
Austrag bringen, wenn nur Ruhe und Frieden auf unſerm Kontinent 
nicht geſtört wurde und Deutſchland weiter aufblühen konnte! Amerika, 
Auſtralien, Aſien treten dem Leſer der Aktenpublikation kaum und nur 
periodiſch vor die Augen, mehr noch Afrika als Schauplatz eines deutſch⸗ 
engliſchen und eines franzöſiſch⸗italieniſchen koloniſatoriſchen Wettſtreits. 
Verquickt aber iſt die außenpolitiſche Orientierung Bismarcks immer 
auch mit der innerpolitiſchen. Auch im internationalen Getriebe blieb 
er der konſervative Staatsmann, der Monarchiſt; die Solidarität der 
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Dreikaiſerreiche gegenüber dem Demokratismus und Parlamentarismus 
ſtand ihm unerſchütterlich feſt; noch im November 1887 mußte Wilhelm J. 
dem nach Berlin gekommenen Alexander III., dem vom „panſlawiſti⸗ 
ſchen Napoleonismus“ bedrohten Zaren, das Schreckbild der mehr und 
mehr vordringenden Revolution anſchaulich ausmalen. Ob dies Gefühls⸗ 
politik war, mag dahingeſtellt bleiben; falſch war ſie jedenfalls nicht, 
ſolange die deutſchen Intereſſen dabei voll gewahrt blieben, und dies 
iſt geſchehen. Bismarck hat, ſo unvollkommen das Gewebe ſeines Bünd⸗ 
nisſyſtems auch war, doch erreicht, was er wollte: die Sicherung des 
Gewinns von 1870/71 und volle Bewegungsfreiheit für fein Vaterland; 
er übergab ſeinem Nachfolger ein trotz aller Mängel doch brauchbares 
Vermächtnis, einen nicht ſchlechten Erſatz für die nicht zuſtande gekommene 
antifranzöſiſche Liga aller Großmächte; leider war dieſem das Spiel 
mit den 5 Kugeln zu ſchwer, und Wilhelm II. ließ ſich dann das Leitſeil 
von den Oſterreichern um den Hals werfen. 

Noch mehr als die Generation Salisburys können die ſeit der Revo⸗ 
lution in Deutſchland hochgekommenen Elemente nur durch bittere Er⸗ 
fahrungen klug werden. Vielleicht aber lernen diejenigen, die ſich in 
die erſten 6 Bände der Aktenpublikation des Auswärtigen Amtes ver⸗ 
tiefen, inzwiſchen ſchon etwas praktiſche Politik. Daß ihnen die Mög⸗ 
lichkeit dazu gegeben iſt, werden ihren Herausgebern die Patrioten ebenſo 
danken wie die Hiſtoriker die Erſchließung ſo ungemein wertvoller Quellen. 
Zuſtimmen muß man jedenfalls den Schlußſätzen des Vorworts: „Die 
geheimen und geheimſten Akten, die ſonſt in den Archiven ſchlummern, 
bis gelehrte Forſchung künftiger Generationen ſie zögernd entſiegelt, 
mit einem Schlage den Zeitgenoſſen vorzulegen, das war und iſt ein 
Entſchluß, ſo ungewöhnlich, ſo außerordentlich, daß er ſchon an ſich in 
der Geſchichte der Staatskunſt Epoche machen muß. Mag er Deutſch⸗ 
land nutzen oder nicht, mag er als töricht oder weiſe beurteilt werden, 
niemand kann und wird verkennen, daß eine Regierung, daß ein Volk, 
das die Geheimniſſe ſeiner Staatskunſt ſchrankenlos preisgibt, ein Ver⸗ 
trauen ohne Grenze zur verſöhnenden und heilenden Macht der Wahr⸗ 
heit hat.“ Es war die Tat echter deutſcher Idealiſten. 


Neue Erſcheinungen. 


A. Zur allgemeinen preußiſchen und deutſchen Geſchichte. 


Johannes Haller, Die Epochen der deutſchen Geſchichte. Cotta, 
Stuttgart und Berlin 1923. XII und 375 S. 80. 

Ich habe dieſes Buch zweimal mit geſpannteſter Aufmerkſamkeit ge⸗ 
leſen und kann nur alten und jungen Freunden der deutſchen Geſchichte 
das gleiche empfehlen. Die Hörer H.s waren auf dem rechten Wege, 
als ſie ihn zur Veröffentlichung dieſer Vorleſung drängten. Ich kann 
mir kein Buch vorſtellen, das in gleicher Weiſe auf Grund gediegenſter 
Sachkenntnis den Gang der deutſchen Geſchichte mit Verzicht auf die 
Einzelheiten lichtvoll in ſchöner Faſſung zur Erſcheinung brächte und 
hiſtoriſch politiſche Erkenntnis ebenſo zu fördern vermöchte. Das Ziel iſt 
die entſcheidenden Wendepunkte feſtzuſtellen und die Urſachen des Ver⸗ 
laufs zu ergründen. Nur einige Andeutungen mögen hier Raum ge⸗ 
winnen. Der deutſche Staat iſt aus dem fränkiſchen Reich Karls des 
Großen durch Teilungen und Eroberungen hervorgegangen, nicht aus 
nationalen Wurzeln; der Partikularismus ſteht an ſeiner Wiege. Daß 
ſich die deutſche Ausdehnungspolitik mit gutem Grund nach Italien 
richtete, alſo. die „Kaiſerpolitik“ keine Verirrung darſtellte, wie v. Sybel 
wollte (aber doch nicht die „meiſten Forſcher von heute“) hat H. in glän⸗ 
zenden en erwieſen, auch daß die Angliederung Unter⸗ 
italiens eine Notwendigkeit war. — Aus dem ſpäteren Mittelalter ſei 
die vergleichende Betrachtung der Stellung der Städte in Deutſchland 
und im übrigen Europa hervorgehoben, aus der Reformationszeit der 
Satz, daß höher als die Staatseinheit, die doch verloren war, der Be⸗ 
kenntnisreichtum Deutſchlands einzuſchätzen iſt — trotz aller Klagen über 
die verhängnisvolle konfeſſionelle Spaltung; aus dem 17. Jahrhundert, 
daß eine Fortdauer der deutſch⸗ſchwediſchen Intereſſengemeinſchaft nicht, 
wie doch (von H. nicht genannt) Schiller und Treitſchke meinten, die 
Guſtav Adolf zur rechten Zeit geſtorben glaubten, zum Nachteile der ſonſt 
von der nordiſchen Großmacht geknechteten Deutſchen geweſen wäre, 
weil das deutſche Volk vielmehr durch Zahl und Bildungshöhe bevorzugt 
dabei gut abgeſchnitten haben würde. Im 18. Jahrhundert wird Deutſch⸗ 
land durch den Genius Friedrichs des Großen und die Entſtehung der 
preußiſchen Großmacht vor der Aufteilung zwiſchen Frankreich und Ruß⸗ 
land bewahrt, Friedrichs Nachfolger aber vermögen nicht ſein Werk fort⸗ 
zuſetzen, weder 1790 noch 1806. Dem deutſchen Bürgertum des 19. Jahr⸗ 
hunderts iſt es nicht gegeben, das Elend der Staatenloſigkeit zu über⸗ 
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winden, dem Heros Bismarck gelingt es durch Ausſchaltung des Dualis⸗ 
mus. Hohe Worte hat ihm „dem von der 0 niemals verſtandenen 
Staatsmann“ H. gewidmet, Worte, die nach Verzweiflung klingen und 
doch in gpellmung enden. — ch beglückwünſche den Verfaſſer, deſſen 
rühere Arbeiten bei aller Hochſchatzung ſeines Könnens oft den Wider- 
pruch nur zu ſehr herausforderten, zu dieſem Werke, das ein Gemeingut 
unſeres Volkes zu werden verdient. 
Marburg. Karl Wenck. 


Karl Brandi, Deutſche Geſchichte. 3., neubearbeitete Auflage. 
E. S. Mittler & Sohn, Berlin 1923. 

Auf die große Bedeutung der Brandiſchen deutſchen Geſchichte iſt 
bei ihrem erſten Erſcheinen in unſeren Forſchungen, Bd. 32, S. 470—472, 
hingewieſen. Der große Erfolg iſt freudig zu begrüßen. Der Verfaſſer hat 
die 3. Auflage nach allen Seiten hin glücklich ergänzt und vertieft: insbe⸗ 
ſondere ſind durch zahlreiche größere Einſchiebungen in die eigentliche Dar⸗ 
ſtellung manche Seiten der Entwicklung klarer und ſchärfer betont worden. 

Mir hat ſich bei dem ſchönen Buch die Frage erhoben, ob der letzte 
Abſatz S. 276, den man für die 1. Auflage trotz ſeiner geſchichtsphiloſo⸗ 
phiſchen Betrachtung vielleicht gelten laſſen konnte, heute noch ſtehen 
bleiben kann. Meiner Anſicht nach wäre es glücklicher eweſen, ihn zu 
ſtreichen und dafür den vorletzten 9 0 in volleren rden auf die 
dort gegebenen hiſtoriſchen Geſichtspunkte ſtaatlicher Notwendigkeiten 
auslaufen zu laſſen. Darin ſteckt und muß jetzt der Sinn unſerer Ge⸗ 
ſchichte ſtecken. | M. Kl. 


Willy Andreas, Geiſt und Staat. Hiſtoriſche Porträts. R. Olden⸗ 
bourg, München und Berlin 1922. VII und 195 S. 

Die vorliegende Sammlung oe Bildniſſe iſt nicht zufällig 
und nicht nur aus äußerem Anlaſſe Erich Marcks zugeeignet. Der Name 
des Hiſtorikers, der am intenſivſten wohl unter den Lebenden die Kunſt⸗ 
form des Eſſai gepflegt hat, darf zugleich als ein Programm oder beſſer 
als das Bekenntnis einer nahen geiſtigen Verwandtſchaft aufgefaßt 
werden. Denn ſo ſichg der Eſſai ſeinem eigenen inneren Geſetze folgt, 
o deutlich ſpiegelt ſich gerade in ihm die Perſönlichkeit und Methode des 

utors wieder. Welche Spannweite etwa zwiſchen den gewaltigen 
hiſtoriſch⸗politiſchen Aufſätzen Treitſchkes und den anmutigen Plaudereien 
Karl Theodor v. Heigels! Inmitten ſolcher Extreme nimmt der Eſſaiſt 
Marcks eine beſondere, höchſt wirkungsvolle Stellung ein, er repräſentiert, 
wenn man ſo ſagen darf, den impreſſioniſtiſchen Typ, d. h. eine Form 
univerſeller Empfänglichkeit, die mit feinſten künſtleriſchen Mitteln das 
F Leben des hiſtoriſchen Objekts, die Brechungen, die das Licht 

er umgebenden Welt an ihm erfährt, eee und in geſchloſſenen 
Bildern wiederzugeben weiß. — In die gleiche Linie ſtellt ſich auch 
Andreas, wie mit den reizvollſten Kapiteln ſeiner früheren Schriften, ſo 
jetzt mit ſeinem Eſſaibande. Auch ihn treibt es und auch ihm gelingt es, 
der bunten Fülle menſchlicher Erſcheinungen und geſchichtlicher Indivi⸗ 
dualtäten einen fein geſchliffenen Spiegel entgegenzuhalten. 

Dieſe künſtleriſche Anſchauungsweiſe vor allem iſt es, die den hier 
zuſammengefaßten ſechs „hiſtoriſchen Porträts“ ihre innere Einheit gibt. 
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Sie gehören den verſchiedenſten Jahrhunderten und den verſchiedenſten 
nationalen und ſachlichen Beziehungskreiſen an; der thematiſche Rahmen, 
den der Titel „Geiſt und Staat“ andeutet und den das Vorwort weiter 
ausſpinnt, iſt doch nur ein ſehr locker gefügter, es handelt ſich nicht um 
die Bildniſſe von Perſönlichkeiten, die jene Auseinanderſetzung perſön⸗ 
licher und 1 phäre gerade in beſonderem Maße repräſentieren 
und die in ihrer Folge eine beſtimmte Entwicklungslinie des übergeord⸗ 
neten ſachlichen Problems anſchaulich machen. Irren wir nicht, fo ruht 
eben auf dieſem Mangel an Syſtematik, auf dieſer inneren Wahlfreiheit 
ein weſentlicher Reiz des Buches. Bald hier, bald da greift der Autor 
in das pulſende Leben hinein, mit warmem Intereſſe auch für ſeine 
mehr abſeitigen Bezirke. Bald ruhen die Eſſais auf eigener tiefſchürfender 
Forſchung, wie der ſchon aus dem Archiv ſeh Kulturgeſchichte bekannte 
„Caſtiglione“ und die bisher ungedruckte ſehr anregende Studie über 
„Bacon als Staatsmann“; bald verbinden ſie den Eindruck der Buch⸗ 
lektüre mit urſprünglicher Quellenanſchauung wie die gleichfalls unge⸗ 
druckten Arbeiten über „Pater Joſeph“ und „Maria Thereſia“; bald 
nähern ſie ſich dem Typus einer auf das Weſentliche geſtellten Be⸗ 
ſprechung wie der „Marwitz“ und der „junge Engels“. In jedem Falle 
aber 95 die endgültige literariſche Geſtalt verhältnismäßig unabhängig von 
der Art und dem Anlaß der Entſtehung, frei vom Staub der Werkſtatt 
reihen die Eſſais ſich aneinander, ſcheinbar ganz in ſich ruhend und dem 
äußeren 5 der Erſcheinung hingegeben und doch zugleich auch tief 
ineinführend in den Mittelpunkt des perſönlichen Lebens und in die 
tmoſphäre der umgebenden geiſtigen und ſtaatlichen Welt. 

Im beſonderen ſei hier noch auf die drei letzten Porträts verwieſen, 
die dem Arbeitsgebiet der „Forſchungen“ naheſtehen. Neu iſt unter 
ihnen die literariſch glänzende Studie über Maria Thereſia, die auch 
ſachlich der preußiſchen Geſchichtsſchreibung wertvolle Geſichtspunkte dar⸗ 
bieten dürfte. — Die beiden anderen, ſchon früher gedruckten Arbeiten 
über Marwitz und Engels berühren denkbar enigegengeiehte Probleme 
der preußiſch⸗deutſchen Entwicklung. Während zu dem einen, zu der Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen dem friderizianiſchen Staat und dem Geiſt 
der Reformzeit, die in dem „märkiſchen Junker“ in der eigentümlichſten 
Miſchung und Überſchneidun 90 vollzieht, Neues höchſtens der Form 
nach, ich ſagen ließ, bewegt f die Engels⸗Studie auf noch verhältnis⸗ 
mäßig jungfräulichem, jedenfalls von der preußiſch⸗deutſchen Geſchichte 
aus noch kaum bebautem Boden. Hier wirkt die Einfühlungsgabe des 
Verfaſſers, der die erdnahe e Perſönlichkeit von Engels 
ein reizvolles Objekt darbietet, beſonders ſchön ſich aus. Freilich ſcheint 
mir darüber der denſchaft Charakter von Engels, die Auffaſſung und 
Analyſe ſeiner leidenſchaftlichen, hart gehämmerten Willenskraft nicht 
unerheblich zu kurz zu kommen. Vollends die Staatsfeindſchaft von 
Engels (wie die von Marx) als Gewächs aus „faſt ausſchließlich nicht⸗ 
deutſchem Erdreich“ zu bezeichnen, iſt geeignet, wichtige Züge der frühen 
ſozialiſtiſchen Politik zu verwiſchen. Ich darf dazu auf Andeutungen hin⸗ 
. die ich in einem Aufſatz über „Marxismus und auswärtige 
Politi (Meinecke⸗Feſtſchrift) gemacht habe. Hans Rothfels. 
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Franz Hümmerich, Die erſte deutſche Handelsfahrt nach Indien 
1505/06. Ein Unternehmen der Welſer, Fugger und anderer Augsburger 
ſowie Nürnberger Häuſer. Hiſtor. Bibliothek, Bd. 49. R. Oldenbourg, 
München und Berlin. VI und 150 S. 

Der Buchtitel beſagt, worauf es dem Verfaſſer, der ſchon früher mit 
Arbeiten aus der großen Zeit der portugieſiſchen Entdeckungen hervor⸗ 
getreten iſt, vor allem ankam, und in der Tat iſt der Anteil ſüddeutſcher 
Kapitaliſten an der Expedition d' Almeidas 1505/06 ſowohl allgemein⸗ 
geſchichtlich wie wirtſchaftshiſtoriſch von Intereſſe. Zeigt doch der Vor⸗ 
gang, daß die großen Unternehmer, über die Deutſchland an der Schwelle 
der Neuzeit verfügte, auch unbetretene ich gingen; ſpäter hat die 
portugieſiſche Handelspolitik zwar gern ſich deutſcher Kaufleute in 
Liſſabon bedient, ihnen aber nicht mehr Entſendung eigener Vertreter 
nach Indien und Teilnahme an der Schiffsrüſtung geſtattet. Leider 
vermag Verfaſſer trotz ſorgfältiger Heranziehung aller Quellen nicht weit 
über Haeblers Ergebniſſe hinaus zu gelangen; denn nur lückenhaft iſt 
unſere Überlieferung über das deutſche Unternehmen. Dagegen bringt 
er viele neue Einzelheiten über die von den Portugieſen befolgten Me⸗ 
thoden und ihre Leiſtungen auf der Fahrt und in Indien, und hierin liegt 
der Hauptwert der Schrift. Den S. 142 berührten Widerſpruch zwiſchen 
Lukas Rem und der Augsburger Chronik, von denen jener 150 dieſe 175% 
Gewinn der deutſchen Beteiligung zufpreche, kann ich auf Grund der 
von mir geplanten Neubearbeitung des Remſchen Tagebuches berichtigen; 
auch Rem hat im Original 175%, und die geringere Zahl iſt nur Leſe⸗ 
oder Druckfehler. Häpke. 


Staatliche Muſeen zu Berlin. Die Münzen Friedrich Wilhelms des 
Großen Kurfürſten und Friedrichs III. von Brandenburg. Münz⸗ und 
Geldgeſchichte 1640 —1700. Bearbeitet von Friedrich Freiherr 
one C. A. Schwetſchke & Sohn, Berlin 1922. VIII und 

Die in den Acta Borussica erſchienene Münzgeſchichte des Ver⸗ 
faſſers behandelte die Zeit von 1700 —1806 und nur rückblickend die vor⸗ 
hergehenden Jahrzehnte. Der Große Kurfürſt hat auch auf dieſem Gebiete 
des Staatslebens die Verwaltung und die Politik aus der Bahn eines 
Reichsterritorialſtaates in die Bahn eines ſouveränen europäiſchen 
Staatsweſens gelenkt und ſeinen Nachfolgern dieſe Richtung gegeben. 
Für das Münzweſen ſchwebten ihm etwa folgende Ziele vor: Die Her⸗ 
ſtellung einer großen Zahl eigener Münzen von einheitlicher Währung, 
die in den eigenen und den Nachbarländern mit Vertrauen genommen 
wurden, daher als Zahlungsmittel für die Beſoldung des Heeres und der 
Beamtenſchaft und die übrigen Staatsausgaben dienen konnten und die 
fremden Münzen überflüſſig machten, dabei auch, nicht zu vergeſſen, 
einen hohen Münzgewinn („Schlagſchatz“) einbrachten. Zu dieſem Zweck 
mußte er ſich von der Reichsgeſetzgebung freimachen, die im Reichsgebiet 
mit Ausnahme der kaiſerlichen Erblande Währung und Verwaltung der 
Münzſtätten regelte, und eine eigene Währung, eigene Münzgeſetz⸗ 
gebung und zentraliſtiſche Verwaltung erſtreben. Denn die im weſent⸗ 
lichen aus dem 16. Jahrhundert ſtammende Reichsgeſetzgebung war für 
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die Bedürfniſſe der Mittel-, Klein⸗ und Zwergſtaaten gemacht, die unter 
der Oberleitung des Kaiſers in möglichſter a. leben jollten; in 
währungspolitiſcher Hinſicht war die geltende Reichsmünzordnung von 
dem mittelalterlichen Grundſatz beherrſcht, daß die Regierung dem Unter⸗ 
tanen in jedem Geldſtück, in den großen und kleinen Sorten, W Gold 
und Silber garantieren müſſe, als dem Nennwert entſprach. Aber beides, 
die kollegiale Arbeit auf den Probationstagen der Kreiſe und auf dem 
Reichstage und die „metalliſtiſche“ Währungspolitik wurden immer 
weniger verwirklicht, da die meiſten Regierungen die Reichs⸗ und Kreis⸗ 
beſchlüſſe übertraten und zu wenig guthaltige Kurant⸗, dagegen zuviel 
e Scheidemünzen fabrizierten. Für den Kurfürſten von 
Brandenburg war daher die Emanzipation von der R. M. O. nicht 
ſchwer, aber auf dem neuen Wege, den er und ſeine Ratgeber gingen, 
machten ſie auch manchen falſchen Schritt, den ſie dann zurücktun mußten, 
und ſtifteten manchen Schaden. Namentlich wurden anfangs zuviel 
Scheidemünzen, ſpäter zuviel größere Sorten geprägt, und die Münz⸗ 
gewinne waren zu ſehr bei der Arbeit der Münzſtätten maßgeblich. Auch 
gelang es nicht, in den vom mittleren Hauptkomplex abgetrennt liegenden 
Gebieten im Weſten und im Oſten die benachbarten Währungen zu ver⸗ 
drängen. Dennoch kamen ſie auch zu poſitiven und namentlich für die 
Zukunft wertvollen Ergebniſſen: es gelang, Brandenburg mit den durch 
ihre Silberproduktion und gute Münzverwaltung führenden Reichs⸗ 
ſtänden, Kurſachſen und den braunſchweig⸗lüneburgiſchen Herzögen zu 
den Münzkonventionen von Zinna (1667) und ſpäter Leipzig (1690) zu 
vereinigen, wodurch eine neue deutſche Währung geſchaffen wurde; und 
es gelang ferner, die Münzſtätten in den brandenburgiſch⸗preußiſchen 
Ländern, wenn ſie auch aus fiskaliſchem Eigennutz in Pacht gegeben 
wurden, durch die Kontrolle von Berlin aus zu einigermaßen einheit⸗ 
lichem Arbeiten zu bringen. Die Tätigkeit Friedrich Wilhelms und der 
leitenden Beamten iſt trotz ihrer Mängel und der Unvollſtändigkeit der 
Ergebniſſe um ſo mehr anzuerkennen, als ſie keine Vorbilder hatten, denn 
in den kaiſerlichen Erbländern, in den Niederlanden und in Frankreich 
lagen die Verhältniſſe anders als in den Territorien des Kurfürſten, aus 
denen er erſt einen Staat machen, und wo er in Organiſation, Technik 
und Münzpolitik an veraltete Traditionen anknüpfen mußte. — Das 
Werk iſt in fünf Bücher geteilt, deren erſtes die „brandenburgiſche 
territoriale Münzpolitik 1640 — 1666“ behandelt. Im erſten Sy 
zehnt waren zwar in Berlin⸗Köln zwei Münzſtätten im Betrieb, aber ſie 
prägten nur wenig, Taler und Dukaten nach dem Reichsfuß, während 
die für den Verkehr ebenfalls nötigen Scheidemünzen aus fremden Mün 

ſtätten herkamen, die ſich, wenigſtens in der Scheidemünzprägung, nicht 
an das Reichsgeſetz, das zu viel Silbergehalt vorſchrieb, hielten. 1651 bis 
1661 wurde in Berlin nur noch in einer Münzſtätte geprägt, und zwar 
auch Scheidemünze, ſog. „Landmünzen“ enen Doppelgroſchen, 
aber in ſo großer Menge (Nennwert 23 Mill. Taler) und mit ſo wenig 
Silbergehalt, daß dieſe Münzen vom einheimiſchen und fremden Pu⸗ 
blikum, den benachbarten Regierungen und auch von den branden⸗ 
burgiſchen Landſtänden abgelehnt wurden. Der Kurfürſt mußte die 
Münzen auf die Hälfte ihres Nennwertes herabſetzen. Den Landſtänden 
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trat er für die Zeit von 1661—1667 das Münzweſen ab, damit ſie gutes 
Scheidegeld nach Reichsfuß prägten und die verhaßte „Landmünze“ ein⸗ 
Bögen; aber die Stände mußten jetzt ſelbſt die Erfahrung machen, daß 
ie Prägung nach Reichsfuß zu koſtſpielig war, und vorzeitig, 1664, auf 
das zugeſtandene Münzregal verzichten. Noch im ſelben Jahre ließ der 
Kurfürſt eine neue Münzſtätte in Kroſſen einrichten und dort, wo ſeine 
brandenburgiſchen Stände ihm nicht hineinreden konnten, durch den 
Münzpächter Dr. Gilli erſt 15⸗Kreuzerſtücke nach dem ſeit 1659 in den 
kaiſerlichen Erblanden üblichen geringen Fuß prägen, dann auch Sechs⸗, 
Drei⸗ und Ein⸗Groſchenſtücke nach dem polniſchen Fuß. Es war aber wieder 
ein Mißerfolg; weder in Schleſien noch in Polen, wo man ſchon genug von 
den eigenen ſchlechten Sorten hatte, noch in Kurſachſen und in Branden⸗ 
burg ſelbſt konnten die Kroſſener Münzen zu ihrem Nominalwert abgeſetzt 
werden; ſondern ſie wurden von den Behörden im Wert reduziert, und 
die Bevölkerung in den kurfürſtlichen Gebieten bevorzugte die ſchleſiſchen 
und polniſchen Sorten. Auf Gillis Antrag wurde daher die Kroſſener 
Münze im Januar 1667 geſchloſſen. — Das zweite Buch ſchildert 
„Die Anfänge der Zentraliſation des Münzweſens 1667 bis 
1674“. Es iſt bezeichnend für die Energie und Zähigkeit des Großen Kur⸗ 
fürſten und ſeine Unbedenklichkeit in der Wahl der Mittel und Helfer, 
daß er ſich durch dieſe Mißerfolge nicht abſchrecken ließ, eine neue ſelb⸗ 
tändige Münzpolitik zu treiben, und daß er dazu gerade den Kroſſener 
ünzpächter Gilli als einflußreichſten Berater heranzog. Gilli war 
rüher in polniſchem Dienſt Münzmeiſter in Poſen geweſen und hatte 
ich einer Unterſuchung über Unregelmäßigkeiten in der Prägung durch 
ie Flucht entzogen. Auch im Dienſt des Kurfürſten erwies er ſich als 
ebenſo habgierig und wenig gewiſſenhaft, wie die meiſten ſeiner Kollegen. 
Aber er hatte Kenntniſſe und Gedanken; er teilte nicht die Abneigung 
ſeiner in den Anſchauungen der ö“”,n befangenen und 
auf ſie vereidigten deutſchen Kollegen gegen Neuerungen im techniſchen 
Betrieb und in der Organiſation und war vor allem der Anſicht, daß der 
Metallgehalt und der Nennwert der Münzen nach dem Marktpreis des 
Metalls eingerichtet und die Scheid emünzen beträchtlich geringer als die 
Kurantſorten ausgebracht werden müßten, was ihm auch der Kurfürſt 
in ſeiner Beſtallung beſtätigte. Er wurde 1666 zum „Obermünzdirektor“ 
aller kurfürſtlichen Münzſtätten ernannt, und ſein Entwurf einer Münz⸗ 
ordnung wurde 1667 genehmigt. „Sie war ein vortreffliches Werk, auf 
pr beruhte die innere Münzverwaltung, die Münztechnik in Brandenburg⸗ 
reußen faſt ein Jahrhundert lang bis zu Graumann“. Nach Regelung 
der inneren Verhältniſſe erfolgte 1667 im Vertrag zu Zinna, den die 
Kurfürſten von Brandenburg und Sachſen ſchloſſen, und dem 1668 die 
braunſchweig⸗lüneburgiſchen Herzöge beitraten, die erſte Tat der neuen 
auswärtigen Münzpolitik: die Feſtſetzung eines A Münzfußes 
(10½ Taler ſtatt 9 Taler aus der feinen Mark) für die Münzen unterhalb 
des Rei Stalerd. Der Kurfürſt war damals jo optimiſtiſch, zu hoffen 
daß der Kaiſer und die größten Reichsſtände ſich anſchließen und dadur 
die Reichsmünzeinheit verwirklichen würden. „Jedoch ſo leicht iſt es den 
Deutſchen nie geworden; was man damals in zwei Jahren zu erreichen 
hoffte, ſollte eine Arbeit von zwei Jahrhunderten erfordern“ (S. 113). — 
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Allerdings waren der Kurfürſt ſelbſt und ſeine Berater auch nicht geeignet, 
das deutche Münzweſen zu reformieren. Die 1 ſelbſt verdiente 
an Metallieferungen für die Berliner, der Kurfürſt ebenſo bei der Kroſſener 
Münzſtätte, ie er ſogar einen Tadel des Geheimen Rats in Berlin 
hinnehmen mußte (S. 170). — Die Verſuche, die polniſchen Münzen 
aus der Neumark und aus dem brandenburgiſchen Pommern zu ver⸗ 
drängen, mißlangen, da die Verbote infolge der langen Gewöhnung der 
Leute an die polniſchen Sorten und infolge der langen Grenze nicht durch⸗ 
Bee werden konnten. — Das dritte Buch behandelt „die Geld⸗ 
verhältniſſe in den ſächſiſchen, weſtfäliſchen und nieder- 

rheiniſchen Gebieten Brandenburgs“. 
Das vierte Buch „Die Münzpolitik vom Zinnaiſchen bis 
Ei ul Münzfuß“. Der Kurfürſt hatte mit dem Zinnaiſchen 
ünzfuß ebenſowenig Glück, wie mit ſeinen früheren Münzverände⸗ 
rungen. Der Reichstag kam infolge der Intereſſeloſigkeit des Kaiſers 
und des Doktrinarismus und der Schwerfälligkeit der meiſten Reichs⸗ 
ſtände nicht dazu, die alte Reichsmünzordnung zu reformieren und die 
Anarchie in der interterritorialen Münzpolitik zu verhindern. Ebenſo 
verſagten die Probationstage der Reichskreiſe. Brandenburg litt ſehr 
darunter, daß die maſſenhaft geprägten neuen Zinnaiſchen Münzen aus 
den Gebieten, wo man ſie herabſetzte oder verbot, namentlich aus Ham⸗ 
burg und Schwediſch⸗Pommern und ſogar Braunſchweig⸗Lüneburg 
zurückſtrömten, zuſammen mit fremden Münzen, die „frei“ nach dem 
Zinnaiſchen Fuß, d. h. ſchlechter, gemacht waren. Um letztere los zu 
werden, erklärte die Regierung Anfang 1677, ſie wolle wieder zum 
alten Reichsfuß zurückkehren, und ſie verbiete alle Münzen ſolcher Länder, 
die binnen ſechs Monaten nicht ebenfalls den Reichsfuß annehmen 
würden. Alſo eine Verleugnung der eigenen bisherigen Münzpolitik. 
Durch dieſes und andere ebenſo unüberlegte Edikte, die gar nicht befolgt 
werden konnten (wie ja auch Brandenburg ſelbſt natürlich nicht zum Reichs⸗ 
fuß zurückkehrte), wurde die Unſicherheit im Geldverkehr des eigenen 
Landes nur Be Es wurde in Brandenburg aber beſſer, als die 
Oberleitung des Münzweſens 1682 dem zum Amtskammerpräſidenten 
ernannten Freiherrn v. Knyphauſen zuftel Die Verwaltung wurde 
verbeſſert, und der Zinnaiſche Talerfuß zugunſten eines Zwölf⸗Taler⸗ 
fußes aufgegeben, dem ſich 1690 in Leipzig und Torgau Kurſachſen 
und Braunſchweig⸗Lüneburg anſchloſſen. Die drei Vertragſchließenden 
gingen auch gegen die „Heckenmünzen“ der kleinen Fürſten energiſch 
vor. Das fünfte Buch ſchildert „Das Münz⸗ und Geldweſen im 
Herzogtum Preußen. Dort war es beſonders ſchwer, die Währung 
des Geſamtſtaates einzuführen, denn der Verkehr zu Lande brachte 
die polniſchen Münzen, der Seeverkehr auch deutſche, ſchwediſche, 
ſchottiſche, niederländiſche und andere Sorten in die Hände der Oſt⸗ 
preußen. Nachdem die Königsberger Regierung zunächſt nur die „groben 
Münzen“, Taler, halbe Taler und Dukaten, nach Reichsfuß, dann, 
1651-1667, auch Scheidemünzen: „Schillinge“ (= // polniſche Groſchen) 
und 18 Groſchenſtücke (auch „Orte“ und „Tympfe“ genannt) nach dem 
ſchlechten polniſchen Fuß geprägt hatte, wie es den Erforderniſſen des 
Verkehrs entſprach, wurden ſeit 1668 auch Zweidrittel⸗ und Dritteltaler 
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nach dem Zinnaiſchen Fuß in Königsberg in Millionen hergeſtellt. Aber 
der Münzpächter exportierte ſie über Danzig nach Deutſchland und 
Polen, da er ſie im Lande ſelbſt nicht hätte abſetzen können. Hier ſah 
man ſie als fremdes Geld an und bevorzugte die polniſche Währung. 
1679 verzichtete der Kurfürſt darauf, den Zinnaiſchen Fuß im Herzogtum 
Preußen einzuführen, und ließ wieder nach polniſcher Währung prägen, 
bis 1687, wo die Münzſtätte auf vier Jahre geſchloſſen wurde, da das 
Herzogtum und die benachbarten polniſchen Gebiete mit polniſchen und 
preußiſchen Sechs⸗ und Achtzehngroſchenſtücken nun überſättigt waren. 
Bezeichnend für die damalige Münzpolitik iſt die Konkurrenzprägung 
dieſer Sorten, die der Berliner Münzſtätte im Jahre 1685 geſtattet wurde, 
zum Nachteil der Königsberger. In den neunziger Jahren überfluteten 
die Zwei⸗ und Eindritteltaler, die zu Berlin und anderswo nach dem 
1690 beſchloſſenen, dem Zinnaiſchen gegenüber geringeren, Leipziger 
Münzfuß geprägt wurden, auch das Herzogtum Preußen, wo ſich die 
Behörden nach Kräften dagegen wehrten. 
Schwinkowski. 


Prinzenbriefe aus den Freiheitskriegen 1813—1815. Briefwechſel 
des Kronprinzen Friedrich Wilhelm (IV.) und des Prinzen Wilhelm (I.) 
von Preußen mit dem Prinzen Friedrich von Oranien. J. B. Cottaſche 
Buchhandlung Nachf., 1922. 217 S. 

Das anſprechend ee Bändchen mit 109 Briefen (die Briefe 
der Prinzen Friedrich Wilhelm und Wilhelm beruhen im 1 
Archive zu Neuwied) bringt eine Ergänzung zu dem Briefwechſel zwiſchen 
den Kindern Friedrich Wilhelms III., welchen G. 1913 unter dem Titel: 
„Hohenzollernbriefe aus den Freiheitskriegen 1813—1815“ bei S. Hirzel 
herausgegeben hat (vgl. Forſchungen, Bd. 27, S. 326f.). Einzelne 
Stücke dieſes Briefwechſels hatte G. bereits in der Monatsſchrift „Der 
Briese (Nov. / Dez. 1913) mitgeteilt. Es bereitet einen Genuß, dieſe 
Briefe der faſt noch im Knabenalter ſtehenden ge zu lejen, in denen 
ein echt preußiſcher m Sinn, der keine Schonung der eigenen 
Perſon kennt, friſche Natürlichkeit und eine gute Erziehung entgegentritt, 


Sch. 


Carl Brinkmann, Die preußiſche Handelspolitik vor dem Zoll⸗ 
verein und der Wiederaufbau vor hundert Jahren. Mit Unterſtützung 
der Preußiſchen Archivverwaltung. Vereinigung wiſſenſchaftlicher Ver⸗ 
a de Gruyter & Co., Berlin und Leipzig 1922. 8°. VII und 

42 S. | 

Brinkmann legt ein tiefgründiges Werk vor, das von einer geradezu 
ſtupenden Beleſenheit und Aktendurchforſchung 0 0 Nur wenige Werke 
wird es geben, die in dieſer Weiſe die europäiſche Literatur ausgeſchöpft 

aben. Der Verfaſſer hat die Akten des Geheimen Staatsarchivs, des 
uswärtigen Amtes, des Finanz⸗ und des Handelsminiſteriums zu Berlin 
benutzt. Die ſpröde Materie wird mit großem Scharfſinn und viel Geiſt 
behandelt. Wenn es dem ee nicht voll gelungen iſt, eine lebendige 
Anſchauung der geſamten preußiſchen Handelspolitik vor hundert Jahren 
zu vermitteln, ſo trägt daran zum Teil dieſe Sprödigkeit der Materie 
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die Schuld, aber auch der Stil, in dem B. ſchreibt. Der ſcheint mir fu 
kompliziert. Der Satzbau iſt vielfach allzuſehr verkapſelt und verſchachtelt. 
Und dann gefällt B. ſich in dem Gebrauch unnötiger Fremdwörter. B. 
geht von Schmoller aus. Die bisher für dieſen Gegenſtand vorliegende, 
doch nun ſchon 30 Jahre zurückliegende, ſeinerzeit recht verdienſtliche Dar⸗ 
une fred Zimmermanns in ſeiner Geſchichte der preußiſch⸗deutſchen 
Handelspolitik iſt durch dies Werk als ſo gut wie erledigt anzuſehen. Eine 

ewiſſe Animoſität zeigt B. gegen Treitſchke. Wie mir ſcheint, ſind ſeine 

rteile über ihn nicht immer gerechtfertigt. Die große Arbeit, die Treitſchke 
auch auf dieſem Gebiete geleiſtet hat, bleibt beſtehen. Darauf lenkt ſchon 
die . daß Alfred Stern dem Se ſer kaum etwas zu bieten 
hatte. So weit ich ſehe, findet er nirgends Anlaß, auf Stern zu verweiſen. 

Ob B.s Angabe, daß der Leipziger Handelsrechtslehrer Karl Georg 
Treitſchke ein rechter Oheim des Hiſtorikers er ſei (S. 14) zutrifft, 


Merkwürdig ſind die an über die höfiſchen Einflüſſe bei dem 


Eine beherrſchende Perſönlichkeit hat es in der damaligen preußiſchen 
Handelspolinl (Motz kommt in dieſer zei noch weniger in Betracht) 
Hoffmann hervor, deſſen Per⸗ 


nden in Rio, Graf Heinrich den Generalkonſul in Waſhington, 
v 


Herman v. Petersdorff. 
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M. Doeberl, Bayern und Deutſchland. Bayern und die deutſche 
Frage in der Epoche des Frankfurter Parlaments. Verlag R. Olden⸗ 
bourg, München und Berlin. IX und 266 S. 


Die vorliegende Schrift bildet die erſte einer geplanten Serie von 
Monographien, die unter dem Geſamttitel „Bayern und Deutſchland“ 
die deutſche Politik Bayerns von den Befreiungskriegen, wenn möglich, 
bis zur neueſten 115 auf Grund beſten Quellenmaterials ſchildern ſollen, 
und umfaßt die Zeit vom Februar 1848 bis zu den Ereigniſſen, die in 
Bayern als unmittelbare Folge der Ablehnung der Frankfurter Reichs⸗ 
verfaſſung durch die bayeriſche Regierung (23. April 1849) eintraten. 
Eine Monographie „Bayern und das preußiſche Unionsprojekt“ wird die 
Fortſetzung bringen. f 

Die Darſtellung D.s gründet ſich auf umfangreiches bisher uner⸗ 
7 Quellenmaterial einmal aus den Nachläſſen an den Ereigniſſen 
beteiligter Dee Staatsmänner (Legationsrat Karl Maria v. Aretin, 
Freiherr v. Wendland, bayeriſcher Geſandter in Paris, Staatsrat Sebaſtian 
v. Daxenberger, auch unter dem Schriftſtellernamen Fernau bekannt, 
Militärbevollmächtigter Joſef v. Zylander, Miniſter Karl v. Abel), ander⸗ 
ſeits auf die Akten der bayeriſchen Miniſterien des Außern und Innern 
und die Kabinettsakten König Maximilians II. Die Perſon des Königs 
Max tritt ſtark in den Vordergrund, und der Geſamteindruck, den wir 
über die Haltung des bayeriſchen Königs und ſeiner Ratgeber gegenüber 
der deutſchnationalen Frage empfangen, bleibt ein erheblich negativer. 
Für König Max war „ein Gedeihen des deutſchen Geſamtſtaates nur bei 
Aufrechthaltung und feſter Sicherung der Selbſtändigkeit der Einzel⸗ 
ſtaaten“ möglich. Die Richtung gab daher ausſchließlich das an ſich durchaus 
verſtändliche und hiſtoriſch begründete Streben nach unveränderter Er⸗ 
haltung der b Rachel politiſchen Selbſtändigkeit und wenn möglich 
noch erhöhter Machtſtellung in einem neu organiſierten Deutſchland. 
Daß es ernſtlich das dec one Gewiſſen“ geweſen ſei, welches 
König Max gegen eine Trennung Oſterreichs von Deutſchland Stellung 
nehmen ließ, ſcheint doch wohl zweifelhaft. Das gelegentliche Betonen 
der deutſchnationalen Geſinnung blieb letzten Endes doch nur Phraſe 
und ein Entgegenkommen gegen Kräfte, die man vor den Kopf zu ſtoßen 
ſich fürchtete. In dieſer alſche befand ſich die bayeriſche Regierung in 
Deutſchland in guter Geſellſchaft. Aber König Max ging, wie wir hier 
hören, ſoweit, daß er Paris und London gegen den „deutſchen Kaiſer“ 
mobil zu machen verſuchte (Anhang, Nr. XVff.). 

Es ſind zahlreiche wichtige Einzelheiten, die wir erfahren. Der „Ent⸗ 
wurf von Grundzügen einer nationalen deutſchen Bundesverfaſſung“, 
welche die bayerijche Regierung als Entgegnung auf den Dahlmannſchen 
Verfaſſungsentwurf vorlegte, und in dem bereits die Triasidee (Direk⸗ 
torium von drei Mächten) erſcheint, rührt nicht vom bayeriſchen Mi⸗ 
niſterium her, ſondern iſt, ſogar im Gegenſatz zu jenem, von dem Hofrat 
Wilhelm Doenniges, welcher den vornehmſten Einfluß im Kabinett 
Maximilians ausübte, im engſten Einvernehmen mit dem Könige aus⸗ 
gearbeitet worden. — Wichtig für die Stellung Friedrich Wilhelms IV. 
ſind die Nachrichten über die Miſſionen des Württemberger Agenten 
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Klindworth (S. 82ff.), namentlich ſeine erſten Audienzen beim preußiſchen 
Könige am 29. und 30. Okt., die Rachfahl unbekannt geblieben ſind, und 
in denen Friedrich Wilhelm ſeine Anſichten eingehend entwickelt hat, die 
aber im weſentlichen mit den bekannten programmatiſchen Erklärungen 
vom 17. Oktober und 8. November übereinſtimmen. — Das letzte Kapitel 
behandelt die Stellung des bayeriſchen Volkes zu den Frankfurter Ver⸗ 
faſſungsbeſchlüſſen. Auf eine Rundfrage des bayeriſchen Innenminiſte⸗ 
riums bei den Regierungspräſidien vom 31. März 1849 über den Eindruck 
des Nationalverſammlungsbeſchluſſes auf die Bevölkerung wurde von 
faſt überall Gleichgültigkeit und vorwiegende Ablehnung des preußiſchen 
Kaiſertums berichtet. Erſt der Schritt der bayeriſchen Regierung vom 
23. April 1849 löſte die Aktionen der demokratiſchen und liberalen Kreiſe 
zugunſten der Reichsverfaſſung aus. | 
Unter der Literatur über das Frankfurter Parlament wäre auch die 
eingehende Darſtellung bei K. Schwemer, Geſchichte der Freien Stadt 
Frankfurt a. M. Bd. III, 1 zu erwähnen geweſen. Zu berichtigen iſt: 
©. VI: Johann Guſtav (Statt Johann Georg) Droyſen, ©. 48: H. v. Sybel 
verließ München erſt 1861, S. 152f. iſt vor Mathy das Adelsprädikat 
„von“ zu ſtreichen. Sch. 


Joſef v. Radowitz, Nachgelaſſene Briefe und Aufzeichnungen zur 
Geſchichte der Jahre 1848—1853. Herausgegeben von Walter Mö⸗ 
ring. Deutſche Verlagsanſtalt, Stuttgart und Berlin 1922. 8°. XII und 
424 S. A. u. d. T.: Deutſche Geſchichtsquellen des 19. Jahrhunderts, 
herausgegeben durch die hiſtoriſche Kommiſſion bei der Bayeriſchen 
Akademie der Wiſſenſchaften. Band 11. 

Walter Möring gibt aus dem Nachlaß von e ar Auswahl 
von Dokumenten, die Haſſels Buch und die Schriften Meineckes über 
den viel angefeindeten Staatsmann in willkommener Weiſe ergänzen. 
Eine rechte Tragik liegt über dem vergeblichen Abmühen dieſes reich 
begabten und — man darf es auch wohl ſagen — edlen Patrioten aus⸗ 
gebreitet. Das tritt aus dem nun ausgeſchütteten Nachlaß wieder deut⸗ 
lich hervor. Gewiß trägt die unglückliche Organiſation des Königs, gewiß 
auch das Widerſpiel der Kamarilla an ſeinem Mißgeſchick einen Teil der 
Schuld; mir ſcheint aber, daß der größte Teil der Schuld von dem Fehl⸗ 
ſchlagen ſeines politiſchen Wirkens auf ihn ſelbſt fällt. Der bewunderns⸗ 
werte zergliedernde Scharfſinn, die mathematiſche Denkweiſe, der Ideen⸗ 
reichtum, den wir bei ihm finden, reiht ihn unter die erſten Denker des 
deutſchen Volkes. Zum Staatsmann fehlte ihm aber die praktiſche Ader 
und die nötige Friſche des Weſens. Die tränenſchwere Wehleidigkeit 
dieſes Mannes konnte unmöglich große politiſche Taten vollbringen. Wir 
finden bei N den denkwürdigen Briefwechſel des Königs mit dieſem 
ſeinem engſten Vertrauten, wohl das Hauptſtück der Veröffentlichung, 
ein Monument hochgeſinnter reiner Freundesſeelen. Es iſt mehr denn 
je in gewiſſen Kreiſen Stil geworden, die edle Perſönlichkeit Friedrich 
Wilhelms IV. zu verunglimpfen; wie wenig Ahnung dieſe Kreiſe von 
ſeinem Weſen haben, das lehrt dieſer Briefwechſel aufs neue. Den nächſt⸗ 
wichtigſten Teil der Veröffentlichung bilden die Briefe von Radowitz an 
ſeine Frau, perſönlich und zeitgeſchichtlich. Aber auch der Briefwechſel 
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mit Leopold Gerlach, mit dem Miniſterium, ſeine Denkſchriften, Ab⸗ 
. und Aufzeichnungen, die wieder gegeben werden, ſind ſehr 

edeutend. Die Stücke folgen in zeitlicher Reihenfolge aufeinander. 
Auf eine Inhaltsüberſicht iſt vermutlich aus Raummangel verzichtet. 
M. hat die Ausgabe mit feinem Verſtändnis beſorgt, wenn auch äußer⸗ 
lich vielleicht einiges daran auszuſtellen wäre. So ſtießen wir auf eine 
Reihe von Druckfehler. Rechte Schwierigkeit hat der Name Bailleu 
bereitet. Schnurrig mutet es an, wenn man lieſt, wie Canitz und Ra⸗ 
dowitz ſich dauernd „Eure Hoheit“ titulieren; es iſt anſcheinend überſehen 
worden, daß der Setzer „E. H.“ falſch aufgelöſt hat. S. 389 muß es 
„Preußiſches“ ſtatt „Politiſches“ Wochenblatt heißen. De lreich ſind 
die Stellen, die der Herausgeber nicht leſen konnte. So ſehr die Staats⸗ 
handbücher als Quelle 5 1 8 A jo ſcheinen fie mir doch manchmal 
unnötig herangezogen zu ſein. Zu dem nur drei Seiten umfaſſenden 
Regiſter wird bemerkt: „Unweſentliches fortgelaſſen“. Das kommt mir 
doch etwas relativ ausgedrückt vor. Dieſe Unvollſtändigkeit iſt bedauerlich 
und beeinträchtigt die Benutzbarkeit des Werkes erheblich. Es iſt auch 
unpraktiſch, ſämtliche Vornamen, noch dazu in Abkürzung, anzugeben, 
ſo bei Georg Vincke, Robert Goltz, David Hanſemann, Markus Niebuhr 
uſw., das führt nur irre. Bei Kleiſt⸗Retzow ſteht irrig H. L.; er heißt Hans 
Hugo. Warum Möring, der ſonſt meine Beiträge zur Geſchichte von 
Radowitz ausgiebig verwertet und auch meine Schrift über Friedrich 
Wilhelm IV. heranzieht, für Kleiſt⸗Retzow nur auf meinen Artikel in der 
A. D. B., nicht auf meine Biographie Kleiſts hinweiſt, habe ich nicht be⸗ 
griffen. Charakteriſtiſch iſt es, daß Radowitz jo gar kein Verſtändnis für 

ismarcks Perſönlichkeit gezeigt hat. Er nennt ihn gelegentlich „plump“. 

Herman v. Petersdorff. 


Max Duncker, Politiſcher Briefwechſel aus ſeinem Nachlaß. Heraus⸗ 
gegeben von Dr. Johannes Schultze, Staatsarchivar am Geheimen 
taatsarchiv in Berlin. Deutſche Verlags⸗Anſtalt, Stuttgart und 
Berlin 1923. 8. XXIV und 487 S. A. u. d. T.: Deutſche Geſchichts⸗ 
quellen des 19. Jahrhunderts. . durch die Hiſtoriſche Kom⸗ 
miſſion bei der Bayeriſchen Akademie der Wiſſenſchaften. Band 12. 
Durch die Veröffentlichung des politiſchen Nachlaſſes Max Dunckers 
iſt der Wiſſen 0 eine überaus reizvolle Quelle erſchloſſen. Wir erhalten 
einen tiefen Einblick in das politiſche Denken, Wirken und — Irren der 
gemäßigt liberalen deutſchen Profeſſoren, namentlich der Hiſtoriker, und 
ihrer Geſinnungsverwandten in dem Vierteljahrhundert, das mit der 
Gründung des Deutſchen Reiches durch Bismarck abſchloß. Die lange 
Liſte 8 Geiſter und ſonſtiger intereſſanter Perſönlichkeiten, die 
u Worte kommen, zeigt uns das Verzeichnis, das Schultze in ſeiner 
ſorgfältigen und verſtändnisvollen, mit einer vortrefflich orientierenden 
Einleitung und einem guten Regiſter verſehenen Ausgabe auf S. 469 
und 470 gibt. Neben dem von ſtarkem politiſchem Ehrgeiz erfüllten Max 
Duncker, der mit dem Beginn der Regentſchaft des Prinzen von Preußen 
eine einflußreiche Rolle als Leiter der Preſſe und dann als Ratgeber des 
Thronfolgers ſpielen konnte, dann aber dieſen Einfluß verlor, weil der 
Kronprinz weiter nach links ging, tritt namentlich Heinrich v. Sybel 
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hervor. Das halbe Hundert ſeiner Briefe, das vorgelegt wird läßt uns 
die außerordentliche politiſche Begabung dieſes Gelehrten ſo recht er⸗ 
kennen. Sie ſind m. E. das der hante te an dem Werk. Manche ſeiner 
Briefe wachſen ſich zu förmlichen Denkſchriften aus. Wuchtige Schrift⸗ 
tücke erhalten wir auch von verſchiedenen anderen, wie Roggenbach, 
ürſt Karl Anton von nn Heinrich v. Gagern, Theodor Bern⸗ 
ardi. Auch Geffcken, Conſtantin Rößler, Rümelin, Karl Francke, Rudolf 
ym, Hermann Baumgarten, Agidi erheiſchen Beachtung. Nicht nur 
ſachlich vielleicht noch mehr durch ihren Stil feſſelnd ſind Guſtav Frey⸗ 
tags Briefe. Eine beſondere intereſſante Nachrichtenquelle iſt der Le⸗ 
gationsrat v. Zſchock. Wertvoll ſind ferner natürlich die en 
Schriftſtücke des Kronprinzen. Auch eine Frau, Dunckers Gattin, ge- 
winnt Geltung, nicht nur durch ihre Briefe, ſondern noch mehr durch ihre 
Tagebuchaufzeichnungen, die neben Notizen Max Dunckers eine wichtige 
Ergänzung der mitgeteilten Briefe bilden. Sachlich 1 liefern 
die vielfachen Mitteilungen über Zeitungsgründungen. Neu, eine Ent⸗ 
hüllung, iſt auch die Mitteilung, daß der Urheber der Indiskretion, durch 
die der Zwiſt zwiſchen König und Kronprinz im Sommer 1863 in der 
„Times“ und anderen Zeitungen aufgedeckt wurde, niemand anders als 
Guſtav Freytag war. Nicht günſtig ſchneidet Herzog Ernſt ab, namentlich 
in dem Briefe Guſtav Freytags vom 31. Januar 1862. Wir finden in 
dem Werke ferner eine Reihe von Einzelzügen zur Beurteilung Wil⸗ 
helms I. und feiner Gemahlin. Vielerlei Intereſſantes hat der Heraus⸗ 
geber aus Raummangel unterdrücken müſſen. Die Wiſſenſchaft darf ihm 
aber dankbar ſein für die Arbeit, die er geleiſtet hat, und auch der Hiſto⸗ 
riſchen Kommiſſion bei der Bayeriſchen Akademie der Wiſſenſchaften ge⸗ 
bührt lebhafter Dank dafür, daß ſie dieſes intime Werk, das etwas für 
wiſſenſchaftliche und politiſche Feinſchmecker iſt, unter ihre Fittiche nahm. 
Herman v. Petersdorff. 


Friedrich Meinecke, Weltbürgertum und Nationalſtaat. Studie 
aut Geneſis des deutſchen Nationalſtaates. 6. durchgeſehene Auflage. 
. Oldenbourg, München und Berlin 1922. 


und für eine Union Preußens mit dem Reiche unter umgekehrten Vor⸗ 
zeichen gegenüber der Bismarckiſchen Löſung des Problems aus. 


Ludwig Waldecker, Das preußiſch⸗deutſche Problem und die preu⸗ 
ßiſche Verfaſſung. Eine Studie. Georg Stilke, Berlin 1922. 76 S. 
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W., dem wir eine vortreffliche Handausgabe der neuen Verfaſſung 
des Freiſtaates Preußen (G. Stilke, 1921) verdanken, verſucht hier nach 
einem Überblick über Entſtehung und Entwicklung des Problems, nament⸗ 
lich ſeit dem Zuſammenbruche, an dem es weſentlichen Anteil hat, einen 
Weg zur Löſung zu zeigen, auf dem ſich die Intereſſen des Deutſchen 
Reiches und des n Geſamtſtaates, nachdem ſich die Verwirk⸗ 
lichung der unitariſchen Ziele in Weimar als unmöglich herausgeſtellt 
hat, vereinen laſſen und der jetzt durch den Parlamentarismus verſchärfte 
ee ausgeſchaltet werden kann. Für dieſe Löſung erſcheint W. die 

reußiſche Verfaſſungsfrage wichtiger als die Reichsverfaſſung. In der 

haltung Großpreußens erblickt auch er eine Lebensnotwendigkeit für 
das Reich, das aus einer Zerlegung Preußens keinen Kraftzuwachs ge⸗ 
ſchöpft haben würde. Zur Erhaltung einer ſtarken preußiſchen Regierung 
fordert W. nun die Ausführung der preußiſchen Verfaſſung und den 
Ausbau weitgehendſter Provinzialautonomie, um die Reibungen zwiſchen 
Regierung und Staatsrat zu beſeitigen. Dieſer Ausbau werde zur Be⸗ 
ruhigung des politiſchen Lebens führen, das dezentraliſierte Preußen 
werde im Reiche unitariſch wirken und ſeinerſeits im Intereſſe ſeiner 
Glieder eine Politik zum deutſchen Einheitsſtaat hin machen. Das nicht 
vom Reiche aus zu löſende Problem ſoll ſomit von Preußen aus gelöſt 
werden, dadurch, daß letzteres ſich galt als Einheitsſtaat opfert und ſich 
nach dem Muſter des Reiches föderaliſiert! — Ob auf dieſem Wege das 
von W. erhoffte Ziel erreicht und 2 vielmehr gerade im Gegenteil 
die partikulariſtiſchen Elemente aller Orten erhebliche Förderung zum 
Nachteil des Reichsganzen finden würden, erſcheint zum mindeſten ſehr 
e denn dieſe Föderaliſierung zur Stärkung der preußiſchen 

egierung würde doch letzten Endes bei dem allſeitigen Außendruck nur 
zu einer das Gegenteil bewirkenden Zerlegung Preußens führen. Der 
zentraliſierte preußiſche Großſtaat wird außenpolitiſch ſtets eine Stütze 
des Reiches ſein, und in der inneren Verwaltung ließe ſich vielleicht durch 
eine Verbindung zwiſchen beiden Miniſterien, wie ſie z. B. Meinecke 
wünſcht, die Reibungsfläche annähernd beſeitigen. Ein Fehler bei der 
Behandlung des deutſchen Problems liegt darin, daß man als letztes Ziel 
von vornherein nur den deutſchen Einheitsſtaat im Auge hat, ohne ſich 
vorher die Frage vorzulegen, ob bei der geſchichtlichen Entwicklung 
Deutſchlands der Einheitsſtaat überhaupt möglich iſt. Iſt dies, wie es 
ſcheint, nicht der Fall, da eine Aufſaugung des übrigen Deutſchlands 
durch Preußen nicht mehr denkbar iſt, dann ſind alle Operationen, die 
ihn herbeizwingen ſollen, von vornherein danch und führen nicht zur. 
Machterweiterung des Reiches, worauf es ankommt. Sch. 


Heinrich Friedjung, Das Zeitalter des Imperialismus 1884 — 1914. 
Bd. II und III. Neufeld & Henius, Berlin 1922. 

Als im Juli 1920 das Hinſcheiden Heinrich Friedjungs bekannt wurde, 
mußte man fürchten, daß ſein groß angelegtes Werk über den modernen 
Imperialismus, deſſen erſter bis zum Ende des eee Krieges 
führender Band ein Jahr zuvor erſchienen war, unvollendet bleiben werde. 
Inzwiſchen hat, einem N Wunſche Friedjungs folgend, 
ſein Landsmann Pribram die vor Ausbruch des Weltkrieges entſtandene, 
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nach deſſen Abſchluß gründlich umgearbeitete Joel Pang des Manuffripts 
der Offentlichkeit übergeben. Sie umfaßt in zwei Bänden den Zeitraum 
bis zum Frieden von Bukareſt (10. Auguſt 1913), die verhältnismäßig 
kleine Lücke von hier bis zum Juli 1914 wurde aus Gründen abweichender 
Anſichten ſich vom Herausgeber, ſondern durch Otto Hoetzſch ausgefüllt. 
Da jener ſich in ſeinen Hinzufügungen und Streichungen auf Außer⸗ 
lichkeiten beſchränkte, ſo haben wir zu unſerer Freude einen echten Fried⸗ 
jung vor uns. Es iſt die erſte große Darſtellung zeitgenöſſiſcher Geſchichte 
unter planetariſchem Geſichtswinkel, die wir in N Sprache beſitzen. 
Gewiß ein Wagnis, den unendlichen Stoff an Tatſachen und Meinungen 
einer noch kaum Vergangenheit gewordenen Gegenwart mit den Mitteln 
des Hiſtorikers zu geſtalten, aber ebenſo gewiß ein Bedürfnis unſerer 
nach den Gründen des ungeheueren Erlebniſſes fragenden Zeit! 
„Dieſes Werk ſtellt ſich das Erzählen und nicht das Betrachten zur 
Hauptaufgabe“, heißt es in der von Hoetzſch nicht mit Unrecht klaſſiſch 
enannten Einleitung zum zweiten Bande. Damit iſt die Methode 
riedjungs feſtgelegt: er will in erſter Linie, wie Ranke, „die möglichſt 
unbefangene Darſtellung des Nacheinanders der Ereigniſſe“, nicht, wie 
Hegel, das Reflektieren und Syſtematiſieren derſelben. Der Verfaſſer be⸗ 
merkt jedoch ausdrücklich, daß ihm daneben gelegentliche Zuſtandsſchilde⸗ 
rungen fowie Zergliederungen ökonomiſcher und geiſtiger Zuſammen⸗ 
hänge durchaus geboten ſcheinen, und in der Tat wird die Erzählung des 
a häufig durch treffliche Raiſonnements angenehm unter⸗ 
rochen. 
Auch von einer zweiten nun gibt uns F. klare 5 
Er bekennt ſich für ſeinen im weſentlichen ja e eitraum 
zur kollektiviſtiſchen l in den Dinter das individuelle Moment tritt 
nach ſeiner Anſicht ſtark in den Hintergrund. „Nicht in den Perſönlich⸗ 
keiten (die nirgends über das Mittelmaß hinausreichten) lagen die Urſachen 
des Zuſammenpralls, ſondern in den über ihnen waltenden ſtaatlichen, 
lache ſchaftlichen und wirtſchaftlichen Kräften .. .., nicht in der menſch⸗ 
lichen Freiheit, ſondern in der harten Notwendigkeit“ (II, 371). Doch be⸗ 
deutet dies für den Verfaſſer nicht etwa die Einführung einer causa 
remota, welche den handelnden Menſchen von ſeiner Verantwortlichkeit 
entbindet, drum iſt auch rein äußerlich von den maßgebenden Perſonen, 
ihren Eigenſchaften und Fehlern mindeſtens ebenſoviel die Rede, wie von 
jenen „über ihnen“ waltenden Kräften. Wohl aber wird ein Blickpunkt 
gewonnen, von dem aus der Betrachter, befreit von den Scheuklappen 
der „Kriegsliteratur“, den Weg zur Kataſtrophe im Sinne einer wahr⸗ 
ah Tragödie aufzufaſſen vermag, bei welcher eine höhere Macht der 
atſachen ohne Rettung für den Helden das Geſetz diktiert. Die Tirpitz⸗ 
Loreburn⸗Lloyd Georgeſche Formel von dem Hineinſchlittern in den 
Krieg ſagt dasſelbe, nur mit anderen Worten. 
riedjung vermeidet den ominöſen Ausdruck: „Schuld am Kriege“; 
wenn „die Ereigniſſe wie ein Sturm über das Wirken der einzelnen 
hinwegbrauſen“ (II, 5), iſt es letzten Endes gleichgültig, welche Haltun 
der Pygmäe den elementaren Kräften gegenüber einnimmt. Es mie 
aber wiederholt werden, daß dieſe wahrhaft großzügige Geſchichts⸗ 
betrachtung, der man im Auslande ein ſtärkeres Echo als bisher wünſcht, 
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mit transzendental geſonnenem Fatalismus nichts zu tun hat. F. 
weiß ſehr wohl den Anteil menſchlicher Schwäche oder Leidenſchaft am 
Weltgeſchehen zu beſtimmen, und er läßt ſich dabei weder von Freund 
noch Feind das Urteil trüben. 

Was die deutſche Politik anlangt, ſo trifft ihre Lenker, abgeſehen von 
dem allgemeinen europäiſchen Merkmal des Epigonentums, häufig der 
Vorwurf falſcher Methoden; die Kunſt der a een im 
Völkerleben noch wichtiger als im Leben der einzelnen, iſt offenbar nie 
die ſtarke Seite der Wilhelmſtraße geweſen. Während die anderen klug 
das Geſicht zu wahren verſtanden, ſtießen wir durch eigenſinniges Be⸗ 
harren auf an ſich vielleicht richtigeren Prinzipien (Haag), durch allzu 
gebieteriſches Auftreten (Algeciras) oder unglückliche Bekenntniſſe (Beth⸗ 
mann Hollwegs Außerung vom Kampf zwiſchen Germanen⸗ und Slawen⸗ 
tum) die Welt unnötig und unklug vor den Kopf. Die gelegentlich von F. ge⸗ 
brauchte Wendung vom „Offizierscharakter der Politik des Reichs“ (II, 129) 
iſt in allgemeinerem Sinne ſehr charakteriſtiſch. — Die allem Deutſchen 
eigentümliche Formloſigkeit — in politieis der Übel achtes — haftete 
auch unſerem „Imperialismus“ an, 0 d noch beſonders begründet durch 
die Tatſache, daß die weltgeſchichtlich begünſtigteren Rivalen ſich längſt 
ihre immer geſchloſſener werdenden Dominien geſchaffen hatten, ſo daß 
dem verſpätet auf der Bildfläche erſcheinenden Reiche nichts anderes 
übrig blieb, als allenthalben die noch freien Lücken zur Entfaltung rein 
wirtschaftlicher Macht zu benutzen, eine ſich nie begrenzende Art des 
Imperialismus (M. Spahn) alſo, die als i wurde 
und dabei noch die deutſchen Intereſſen über die Erde hin verzettelte 
(Hoetzſch III, 324). Formlos war auch unſer Eintritt in die ſog. Welt⸗ 
politik, bei welchem der kluge Graf Walderſee mit Recht größere Zurück⸗ 
haltung empfahl. 

Wer vor eigenen Fehlern die Augen nicht verſchließt, deſſen Urteil 
über andere darf erhöhten Wert beanſpruchen. F. nennt es zwar 
falſch, wenn man die amtliche engliſche Politik als vom Dämon des Kriegs⸗ 
willens erfüllt hinſtellt, aber während der bosniſchen Kriſe hat ſie doch 
nach ſeinen eigenen Worten in die Glut geblaſen, mit der beſtimmten 
Abſicht, den deutſchen Handelsnebenbuhler unſchädlich zu machen, und 
nicht der deutſche Militarismus oder die wilhelminiſche Flottenpolitik, 
ſondern die wachſende Eiferſucht Englands auf das emporſteigende Reich 
der Mitte iſt für den öſterreichiſchen Hiſtoriker „die eigentliche Krankheit 
des Weltteils“ geweſen. Tatſächlich blieb der allgemeine Friede Europas 
ſolange geſichert, wie das politiſche Übergewicht Deutſchlands dauerte; 
als dagegen a. die diplomatische Vorherrſchaft erlangte (ſeit etwa 
1904) „verging kein Jahr ohne Kriegsgefahr“. Der Zuſammenſtoß des 
deutſchen und des angelſächſiſchen Machtwillens war für F. die Voraus⸗ 
ſetzung des Weltkrieges und deshalb Hauptgegenſtand ſeines Werkes. 
Erſt die durch Eduard VII. und Grey bewirkte Einkreiſung machte die 
beiden anderen Störer des Friedens, den franzöſiſchen Revanchegeiſt und 
den ſlawiſchen Eroberungsdrang, wahrhaft virulent. Die engliſchen Staats⸗ 
männer hatten die Maſchine auf Volldampf eingeſtellt und wurden ihrer 
in der raſenden Fahrt vor dem Abgrunde nicht mehr Herr. So einen 
ſich Freiheit und Notwendigkeit in der Betrachtung der Dinge. 
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Beſondere Vorzüge der Friedjungſchen Arbeit liegen einmal in 
ihrer durchſichtigen Kompoſition (Auflöſung der Einzelabſchnitte in kurze 
Kapitel) und dann in der ſteten Berückſichtigung namentlich auch aus⸗ 
ländiſcher Literatur. (Die über ſie meiſt in den Noten gegebenen kri⸗ 
tiſchen Bemerkungen ſind von größtem Wert.) f 

Offenſichtlich ſtanden dem Verfaſſer auch ungenannte Quellen zur 
Verfügung: Dazu kamen perſönliche Informationen durch Staats⸗ 
männer, ſo in 115 Linie den Baron v. Aehrenthal, aber z. B. auch 
Paul Cambon (II, 54). | 

Trotzdem mußte natürlich noch oft mit einem Fragezeichen, wenn 
nicht mit einem Ignoramus gearbeitet werden. Zur Frage des engliſch⸗ 
franzöſiſchen Bündniſſes wären die Ausführungen R. Feſters im März⸗ 
heft der Deutſchen Rundſchau von 1922 heranzuziehen. Weitere Ergän⸗ 
zungen bzw. Berichtigungen aus der inzwiſchen erſchienenen Literatur 
(ſo zur Daily⸗Telegraph⸗Affäre, zur Miſſion Haldane, zur Politik der 
Großmächte in Oſtaſien im gleichnamigen Buch O. Frankes) braucht 
man dem ſachkundigen Herausgeber für eine Neuauflage nicht erſt 
ans Herz zu legen. Mitunter finden ſich ſtiliſtiſche Entgleiſungen bzw. 
Härten, jo II, 181 Z. 5—7 v. u., S. 240 Z. 15 v. o.; III, 146 Z. 14 ff. 
Band III, S. 109 Z. 4 muß es ſtatt Japan ie Perſien heißen, 
der S. 93 gebrauchte Ausdruck: „Leiter der Reichskanzlei“ paßt für 
deutſche Verhältniſſe nicht. H. O. Meisner. 


Generaloberſt Helmut von Moltke, Erinnerungen, Briefe, Doku⸗ 
mente 1877 —1916. Herausgegeben von Eliza v. Moltke. Der Kom⸗ 
mende Tag A.⸗G. Verlag, Stuttgart 1922. 456 S. 


Faſt gleichzeitig mit den beiden erſten Bänden der Denkwürdig⸗ 
keiten Graf Walderſees iſt dieſe Veröffentlichung über ſeinen zweiten 
Nachfolger an der Spitze des Generalſtabes erſchienen. Weitaus den 
größten Raum beanſpruchen in ihr die an Frau v. Moltke gerichteten 
Briefe oder für ſie beſtimmten Aufzeichnungen, zu denen auch eine 
wichtige Betrachtung des Generals vom November 1914 gehört. Dazu 
1 7 lich eine Niederſchrift über den Marnerüd:ug, mehrere Schrei⸗ 

n des Verfaſſers an den Kaiſer, Bethmann, Hindenburg, Ludendorff 
und andere Militärs, hauptſächlich aus dem Jahre 1915, ſowie einzelne 
minder wichtige Außerungen Moltkes bei anderen Gelegenheiten. In 
Summa genug, um dem Leſer ein Bild der Perſönlichkeit zu vermitteln. 


Die ſtärkſte Wirkung übt da der Menſch Moltke. „Offene Augen 
und offene Herzen“ bezeichnet der junge Generalſtäbler als ſeine „An⸗ 
ſicht und Meinung“. Dem entſpricht ſein allem Schönen in Natur⸗ 
und Geiſteswelt ſich weit öffnendes Weſen, das die tief Schilderung 
Eindrücke „mitteilen muß“ (ſo ſagt er ſelbſt nach packender Schilderun 
des toten Kaiſers Friedrich) und ſie dabei zu eigenartigem Klingen un 
Leuchten bringt. Ein echter Deutſcher — dieſer preußiſche Offizier, der, 
wir laſſen ihn reden, über den Meßtiſch gebeugt, einſam, mitten im 
wehenden Buſchgras laut Monologe aus „Fauſt“ deklamiert, während 
er mit dem Zirkel die Entfernungen abgreift, der den laſtenreichen 
Arbeitstag ſich abgeſchloſſen wünſcht mit einem „Vortrag tiefen Gehalts“ 
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und dann vielleicht einer „Diskuſſion zur Klärung der Meinungen, in 
der jeder einmal hinabſteigt in ſeine eigene Gedankenwelt und nach der 
Perle der Wahrheit forſcht“. Während aber der Künſtler in Moltke am 
Born der Schönheit Stillung ſeines Verlangens fand, war dem Denker 
ſolches nicht beſchieden: hier blieb es bei jenem „Klären“ und „Forſchen“; 
wie es ihn immer wieder vom Gegebenen zum Aufgegebenen zog, ſo 
empfand ſeine ſkeptiſche Natur alles bloß Dogmatiſche als unbefriedigend 
daher auch im Religiöſen bei Moltke das „ſtetige Weiterwaten dur 
den Triebſand grübelnden Zweifels“, ſehr im Gegenſatz zu Walderſees 
ſelbſtverſtändlicher Glaubensruhe. u dieſer vorwiegend über 
ein beneidenswertes Sekuritätsgefühl, ſo bezeichnet ſich Moltke ſelbſt 
als Peſſimiſten, was im Zuſammenhange nicht gerade überraſcht, wenn 
es auch im Hinblick auf den Weltkriegsführer nachdenklich ſtimmt. 

Gegenüber dem reichen Menſchentum Moltkes tritt der Militär 
in ihm doch in den Hintergrund. Zwar iſt er ein begeiſterter Soldat, 
der im Manöver den Atem des Krieges ſpürt und in vollen Zügen trinkt, 
aber feine peſſimiſtiſch⸗ſkeptiſche Natur läßt doch weder die friſch⸗fröh⸗ 
liche Sorgloſigkeit des Kriegsmannes 3 die unbeirrbare Zuverſicht 
des unter Umſtänden alles auf eine Karte ſetzenden Feldherrn zu ihrem 
vollen Rechte kommen. Charakteriſtiſch dafür der beinahe bethmanniſch 
anmutende innere Bruch, als die auf eine beſtimmte Perſönlichkeit 
(in dieſem Falle der Kaiſer) geiehte Hoffnung trügt, oder das Raiſonne⸗ 
ment am 9. September 1914: „Und wie werden wir zu zahlen haben 
für alles, was zerſtört iſt“. | 

Am farbloſeſten erſcheint (auch hier wieder ein voller Gegenja zu 
Walderſee) der Politiker. Jahrzehntelang klingt in den Briefen das 
„garitige Lied“ (S. 315) mit kaum einem Tone (fo etwa ©. 238) an!), 
aber auch et als dem zu Würden und Bürden Aufgeſtiegenen das 
erfſchwerte Atmen in den Höhen der Geſellſchaft nicht erſpart blieb, 
lag ihm offenbar jene Melodie wenig. Erſt am Ende ſeiner eigentlichen 
Laufbahn finden ſich da — im Verhältnis zum Kaiſer und Falkenhayn 
— ſtärkere Akzente. Sie bezeichnen die aktuelle Seite des Buches. 

Über die Perſon Wilhelms II. und ihre Wirkungen urteilt M. 
ähnlich wie der ganz anders geartete Graf Walderſee, ſoweit jener über⸗ 
haupt auf das heikle Thema zu ſprechen kommt, was nicht oft der Fall 
iſt (wenigſtens in dem uns aus den Briefen Mitgeteilten). Auch hier 
die Klage, daß die Dienſtfreudigkeit bei den Militärs unter dem neuen 
Herrn geſchwunden fei (um fo eindrucksvoller, als dieſe Außerung ganz 
unvermittelt auftritt, S. 284 f., vgl. 338), auch hier die troſtloſen Feſt⸗ 
ſtellungen über den Humbug der „Kriegsſpiele“ und kaiſerlichen Manöver⸗ 
„Siege“ (308 ff.), die Arbeitsſcheu (297), das kindliche Vergnügen an 
Außerlichkeiten (337) und den ahnungsloſen Optimismus gegenüber 
dem Ernſt der Lage (382). Auch hier ſchließlich die berühmte „große 
Ausſprache“ zwiſchen Herr und Diener (S. 304 ff.) (entſprechend der 
1891er Szene in den Walderſeedenkwürdigkeiten und mit frappanten 
pſychologiſchen Parallelen zu dieſer):). Das Amt des Generalſtabschef 


1) Die Herausgeberin hat hier doch ſchwerlich eingegriffen. 
2) Als Korrektive vgl. immerhin S. 160. 341. 361 f. 
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werde die Kette ſein, an der ſich ſeine Überzeugungen wundſcheuern 
ſchreibt M. im Herbſt 1905, kurz vor Antritt jenes Poſtens. Der 1. Auguſt 
1914 konnte ihn beſonders lebhaft an ſeine Außerung erinnern. An 
dieſem Tage befahl der Kaiſer auf Grund Lichnowskyſcher Meldungen 
über die Möglichkeit franzöſiſcher Neutralität: „Alſo wir marſchieren 
einfach mit der ganzen Armee im Oſten auf“, und unterſagte den Ein⸗ 
marſch der 16. Diviſion in Luxemburg. Der verzweifelte Proteſt des 
„Generalſtabschefs wurde in den Wind geſchlagen und nur der baldigen 
Erkenntnis, daß ſich der Londoner Botſchafter wieder einmal hatte du⸗ 
pieren laſſen, verdankte man die Verhütung einer Niederlage vor Beginn 
der Feindſeligkeiten. „Ich habe“, äußert M. in der erwähnten Be⸗ 
trachtung aus dem November 1914, „die Eindrücke dieſes Erlebniſſes 
nicht überwinden können, es war etwas in mir zerſtört, das nicht wieder 
aufzubauen war, Zuverſicht und Vertrauen waren erſchüttert.“ — In 
einem Briefe an den Kaiſer vom 17. Januar 1915 heißt es: Die vom 
General v. Falkenhayn (der ſchon am 14. September tatſächlich an 
Moltkes Stelle getreten war) veranlaßten Operationen ſeien „eine 
Strategie der verpaßten Gelegenheiten. Durch ſeine Kurzſichtigkeit — 
ich ſage abſichtlich nicht ſeinen Ehrgeiz — haben wir einen ſchweren Miß⸗ 
erfolg an der Der erlitten und dabei die ſich damals bietende Gelegen⸗ 
ſche verſäumt, den Feldzug gegen Rußland durch einen ſchnellen, ent⸗ 
eidenden Schlag zu beenden.“ Alſo nicht der Marnerückzugsbefehl 
ltkes, ſondern die Maßnahmen ſeines Nachfolgers (Verweigerung 
der von Hindenburg November 14 angeforderten Truppen !), Feſtlegung 
von 50 Armeekorps in den Schützengräben des Weſtens ſtatt der hier 
zu ſuchenden Entſcheidung im Felde, wenn auch in weiter rückwärts 
gelegenem Gebiet) wären die deutſche Schickſalswende geweſen. 
Ohne dem Spruch der Kriegsgeſchichte vorgreifen zu wollen — 
Falten genug zu tun haben, um die Moltkeſchen Außerungen mit 
kenhayns Rechtfertigung) abzuwägen —, muß auf die Tragik 
im Leben Moltkes hingewieſen werden, dem, wie Benedek nach dem 
erſten Fehlſchlage, die Führung genommen und damit die Gelegenheit, 
ſich zu rehabilitieren, abgeſchnitten wurde, der ſechs ſchwere Wochen 
lang (erſt am 3. November wurde Falkenhayn offiziell Nachfolger) 
das „Martyrium“ des Strohmanns mit dem Feldmarſchallſtabe um 
des Anſehens von Kaiſer und Reich willen aushielt. Am tragiſchſten 
wirkt wohl jenes Brieffragment vom 27. September, in dem der längſt 
geſtürzte Ich ach der eigenen Frau den Schein der Macht vortäuſchen 
muß. („Ich fahre heute... nach Brüſſel, um dort die Sache in 
Schwung zu bringen.“ Im November a er über die gleiche 
Situation: „Später bat ich S. Majeſtät, mich nach Brüſſel zu ſchicken, 
um die Einnahme von Antwerpen mit zu betreiben. Ich konnte es nicht 


1) Ein von Moltke, Hindenburg und der Kaiſerin unternommener Schritt 
hatte nur die Wirkung, daß Hindenburg vier Korps zur Verfügung geſtellt 
wurden. (S. 418.) 

2) Die Oberſte Heeresleitung 1914—1916 (Mittler, 1920). Vgl. dazu den 
Moltkes Urteilen völlig entgegengeſetzten Dithyrambus Delbrücks, Preuß Jahr- 
bücher, Bd. 180, S. 249 ff. 
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mehr ertragen, ohne Tätigkeit und ganz beiſeite geſchoben im Großen 
Hauptquartier anweſend zu ſein.“) 

Die außenpolitiſche Bedeutung der Moltkeſchen Erinnerungen iſt 
nicht zu unterſchätzen. Gerade weil ſeinerzeit der „Matin“ mit Hilfe 
des viel von ſich reden machenden Dr. Rudolf Steiner!) aus angeblichen 
Außerungen des Generals Kapital im Sinne deutſcher Kriegsſchuld zu 
ſchlagen verſuchte (vgl. Deutſche Allg. Ztg. 1921, Nr. 469), iſt der Herein⸗ 
fall nun nach Veröffentlichung des Buches 1 groß. Beweiſt 
es doch von neuem, daß Deutſchland in ſeinem Beſtreben, den Frieden 
zu erhalten, bis an die äußerſte Grenze deſſen gegangen iſt, was vom 
Standpunkte nationalen Intereſſes noch zu verantworten war. Die 
5 Perſönlichkeit des deutſchen Generalſtabschefs insbe⸗ 
ondere, wie ſie ſeine Briefe und Schriften [ef auf jeder Seite klar 
1 laſſen, müßte der Welt die giftige Verlogenheit franzöſiſcher 

ropaganda aufs neue verdeutlichen, wenn jene das Gefühl für mora⸗ 
liſche Sauberkeit noch nicht gänzlich eingebüßt hat. 

Nur flüchtig kann noch des reichen ſonſtigen Inhalts gedacht werden. 
Wir erwähnen die intereſſanten Schilderungen der Beſuche Bismarcks 
in Berlin (26. I. 94) und des Kaiſers in Friedrichsruh (16. XII. 95), 
ſowie beſonders ruſſiſcher Verhältniſſe, die der „Alexandriner“ Moltke 
als gegebener Verbindungsmann zu Nicky oft und eingehend kennen 
lernte. (Wenn er die miterlebte Begegnung von Björkö aus „rein 
menſchlichen“ a. n des deutſchen Kaiſers ke den geichlagenen 
Zaren erklären möchte (©. 329), fo ſtimmt das bekanntlich Außer und 
ſteht auch in Widerſpruch zu einer ſpäteren (S. 330) eigenen Außerung.) 
In der Zeit ſeiner „Inhaftierung“ (S. 449), als Chef des ſtellvertretenden 
Generalſtabes, hatte M. entſcheidende Verdienſte um die Organiſation 
unſerer Rohſtoffverſorgung, was feſtgehalten werden muß, da man 
in dieſer Beziehung gewöhnlich nur an den Namen Rathenau denkt. 
Daß M. Humor beſaß, zeigt u. a. die überaus launige Schilderung 
eines Originalſzardas im kleinen Tatrabade Schmeks, wohin er den 
Feldmarſchall 1881 begleitete, wie denn gerade dieſe Reiſeſchilderungen 
der achtziger Jahre mit ihren köſtlichen Indiskretionen über „Onkel 
Helmuth“ Lichtpunkte der Erinnerung darſtellen, zu denen man vom 
düſteren Ausklang gern noch einmal zurückkehrt. | 
Ein Schlußwort über die Editionstechnik. Sie befriedigt nicht. 
Über Streichungen und Kürzungen wird nirgends Rechenſchaft gegeben. 
Die chronologiſche Reihenfolge der mitgeteilten Stücke iſt aus mir un⸗ 
verſtändlichem Grunde (S. XIV) geſtört, was Lücken zur Folge hat und 
Verweiſe erforderte, die man aber auch vergebens ſucht. Ein Re⸗ 
Ale fehlt, würde auch ſeine Schwierigkeiten gemacht haben, da die 

igennamen ſehr häufig (nach der Vorlage?) nur mit den Initialen 
wiedergegeben ſind. Dieſe übrigens nicht konſequent durchgeführte 
Methode ſtört das ſchnelle Verſtändnis und erreicht in der Regel den 
Zweck nicht, da man die betreffenden Perſönlichkeiten trotz der Ver⸗ 


1) Deſſen nahe Beziehungen zu Frau v. Moltke ſind bekannt. Der General 
ſpricht von St. wiederholt (290 f., 295, 380) mit ſtarker Anerkennung. 


2) Briefe Wilhelm II. an den Zaren 1894—1914 S. XX. 191. 
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ſchleierung erkennt. (Daß ſich auf S. 418 hinter dem ominöſen P. der 
Generaladjutant v. Pleſſen verbirgt, ergibt die Bemerkung auf S. 455. 
In dieſem Falle bleibt alſo die Verkürzung ganz unverſtändlich.) 
Die Arbeit des Verlages kann muſterhaft genannt werden. 
H. O. Meisner. 


Konrad Vornhak, Deutſche Geſchichte unter Kaiſer Wilhelm II. 
Dritte und vierte durchgeſehene und erweiterte Auflage. 369 20 
A. Deichertſche Verlagsbuchhandlung Dr. W. Scholl (1922). 368 ©. 

Man horchte auf bei der erſten Kunde von dieſem Buche. Wie 
würde der verdienſtvolle eller preußiſcher Rechtsgeſchichte die 
jüngſte Gegenwart als reiner Hiſtoriker betrachten; wie er, der Vertreter 
extremſter Formulierungen des monarchiſchen Prinzips, ſich mit der 
Ara Wilhelms II. abfinden? 

Die Lektüre hinterläßt zwieſpältige Eindrücke. Einerſeits iſt die 
ee Grundauffaſſung, wenn man an Schädlinge von der Art 
Friedrich Wilhelm Foerſters denkt, erfreulich, die rer auch nach 
der formalen Seite meiſt lebendig und feſſelnd, anderſeits laſſen ſich er⸗ 
hebliche Bedenken nicht unterdrücken. B. bezeichnet es im Vorwort 
zur e und zweiten Auflage als ſein „einziges Beſtreben“, zu 60 ff fe 
„wie es eigentlich geweſen iſt“. Aber ae Geſchichtsſchreibung iſt jo 
unrankiſch wie möglich. In der Hauptſache auf die handelnden Perſonen 
zugesehen (wenn auch das Zuſtändliche darüber nicht vergeſſen wird), 
entwirft ſie von dieſen, und nicht nur von ihnen, ſtark ſubjektive Bilder 
cum ira et studio. 

- Die Figur des letzten Kaiſers kommt dabei, mit allen Kanten 
und 7 — gegeiämet, ſehr ungünſtig fort, erſt auf der letzten Seite 
des Buches fällt 1 ſie ſo etwas wie ein verſöhnender Schimmer. 
Der Schuld einer faſt ausnahmelos erbärmlichen Umgebung, um nur 
den einen Punkt hervorzuheben, iſt überhaupt nicht gedacht. (S. 204 
heißt es, das e Prinzip“ habe, ſo wie es war — nämlich 
unter Wilhelm II. — unheilvoll gewirkt. Wie verträgt ſich das mit den 
von B. beiſpielsweiſe in ſeinem preußiſchen Staatsrecht vorgetragenen 
Anſ on) 
eſonderen — fordert Verf. mit ſeiner Beurteilung des 
| Bülow heraus. Er ſtellt den vierten Kanzler in eine Reihe mit 
ismarck und Hardenberg und verleiht ihm nicht nur den „Lorbeer 
des klaſſiſchen Schriftſtellers“, ſondern auch den des „genialen“ Staats⸗ 
manns im Innern wie nach Außen. Dazu will es nun recht wenig paſſen, 
wenn (S. 248) der Staatsſekretär Bülow als „Werkzeug des Kaiſers“ 
. und wenn dann die wichtigſten auße oltiſchen Maßnahmen 
der owſchen 1 (Stellung zu England und Rußland, 
Tanger, Algeciras, Haag, Blockpolitik) letzten Endes kritiſch und im 
Sinne der Gegner Bülows behandelt werden. (Vgl. S. 218, 221, 228 f. 
, 5 248, 285.) Auch 15 Bornhak iſt das „Zuviel“ (das nei 
Maz Scheler hinſichtlich des deut Sen Arbeitens im allgemeinen Anſto 
erregte) in der deutſchen Außenpolitik die Wurzel des Ubels: die gleich⸗ 
peitige Flotten⸗ und Weltpolitik auf der einen und Türkenpolitik auf 
er andern Seite, womit man ſich England und Rußland zu Wider⸗ 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Sei. XX XVI. 1. N 10 


> 
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rer machte. B. läßt dieſe falſche Politik mit dem Jahre 1898 ein» 
etzen, bortlich in der Abſicht, den terminus a quo vor die eigentliche 
verantwortliche Tätigkeit Bülows zu rücken. In dieſem Schickſalsjahre 
jei (durch das erſte chez, die Erwerbung von Kiautſchou und 
ie inaugurierte Türkenpolitik) der „Knoten zur wu und zum 
Weltkriege geſchürzt“ worden (110, 118, 212, 224). B. ſelbſt aber kor⸗ 
rigiert ſich, indem er an ſpäteren Stellen die Einkreiſung als Werk der 
engliſchen Politik ſchildert und (ſo S. 118) betont, daß nach und mit 
1898 der Weltkrieg „nicht unter allen Umſtänden unvermeidlich“ geworden 
ſei, daß 5 vielmehr noch verſchiedene Gelegenheiten boten, den Kreis 
zu durchbrechen, daß man dieſe Gelegenheiten aber verſäumt habe. Vor 
allem deswegen, weil man, nach dem wischen de aber treffenden Aus⸗ 
druck auf S. 221, wie Buridans Eſel zwiſchen den beiden Heubündeln 
England und Rußland ſtehen blieb. Daß Verf. bei ſolchen Urteilen in der 
Regel vorſichtige Umſchreibungen („die deutſche Politik“, u. ä.) gebraucht 
oder Sündenböcke vorſchiebt (Holſtein), ändert an der Tatſache, daß 
lch 155 verantwortliche Staatsmann jener Zeit getroffen fühlen muß, 
nichts. 

Der begeiſterten Lobeshymne auf Bülow ſteht ein wahrer Ha 
geſang auf Bethmann Hollweg kontraſtierend gegenüber. Dieſer ſo 
übertrieben und ungerechtfertigt wie jene. Auch ſonſt liebt Bornhak 
e Formulierungen: die „willenloſe Puppe“ Caprivi, der „böſe 

eiſt“ Holſtein, der „ſtetige Neinſager“ Eugen Richter, der „Skribifax“ 
Harden, die „Null“ Studt. Botho Eulenburg erhält das Prädikat „be⸗ 
deutender Staatsmann“, Hohenlohe wird beſſer als ſein Ruf genannt, 
bei Kiderlen ergibt ſich ein non liquet. 


Im einzelnen wäre kritiſch noch folgendes herauszugreifen: Die 
Aus et über Bismarcks Bündnispolitik bedürfen an mehreren 
Stellen (Rückverſicherung, rumäniſcher Vertrag, engliſch⸗italieniſche 
Beziehungen) der Verbeſſerung. S. 10 iſt (ſtatt Art. 14) Art. 13 der 
Bundesakte gemeint. Verfaſſer der „Société de Berlin“ iſt nicht Gérard, 
wie S. 27 angegeben wird, ſondern die 1904 durch ihre „Recollections“ 
bekannt gewordene Prinzeſſin Katharine Radziwill oder Madame Edmond 
Adam. Die S. 335 erwähnte Schrift: „Weltpolitik und kein Krieg“ 
ſtammt nicht von Riezler, ſondern von Plehn. „Wie die Hunnen zu 
wüten“, wurde den nach China geſandten Truppen in Bremerhaven 
vom Kaiſer nicht befohlen. Der Ausdruck „Hunnen“ für die Deutſchen 
im Weltkrieg leitet ſich auch viel eher von der ſozialdemokratiſchen Fäl⸗ 
ſchung der ſog. „Hunnenbriefe“ her, als von jener kaiſerlichen Rede. — 
Der an ſich erfreulich lebhafte Stil geht bisweilen, namentlich wenn 
populär⸗humoriſtiſche Töne angeſchlagen werden ſollen, in die Irre (ſo 
S. 36, 62, 266, 269, 281, 316). Trotz ſorgfältiger Durchſicht (wie es im 
Vorwort zur 3. und 4. Auflage heißt) find Unebenheiten verſchiedener 
Art nicht felten ſtehen geblieben (S. 63, 74, 79, 147, 207, 215, 242, 
259, 262), während eigentliche Druckfehler kaum begegnen. Die häufigen 
Wiederholungen ließen ſich bei einer Neuauflage vielleicht vermeiden, 
mindeſtens einſchränken. 

| H. O. Meisner. 
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H. v. Zwehl, Generalſtabsdienſt im Frieden und im Kriege. 
Verlegt bei E. S. Mittler & Sohn, Berlin 1923. 36 S. 

Die Skizze des Generals v. Zwehl, dem eine reiche, in langer 
. erworbene praktiſche Erfahrung auf dieſem Gebiete zur Seite 
ſteht, bietet namentlich über Ergänzung und Ausbildung der General⸗ 
ſtabsoffiziere, über ihre Tätigkeit im großen Generalſtab und im Truppen⸗ 

eneralſtab, a über die Leiſtungen des Generalſtabes im Weltkriege 
ſehr leſenswerte Ausführungen, nur in großen Strichen malend, keines⸗ 
wegs ohne kritiſche Bemängelungen, aber doch mit dem Geſamturteil, 
daß die Schlieffenſche Schule ſich ihres Meiſters im Ernſtfalle wert 
gezeigt hat. Das den Urteil liegt ja wohl in der Forderung 
des ſog. Verſailler Friedens, daß dieſe Organiſation, deren Geiſt die 
Feinde fürchteten und deren Wirken ſie allzu ſchmerzhaft geſpürt hatten, 
verſchwinden müſſe. Bei alledem bleibt es eine niederziehende Emp⸗ 
findung, daß alle Arbeit und Erziehung ganzer Generationen, ja weiter⸗ 
hin alle Hingebung, Tapferkeit, i von Hunderttauſenden 
und Millionen umſonſt, verldren, nutzlos ſind, wenn in einer kritiſchen 
Lage einige ganz wenige zel nicht auf der Höhe ihrer ala ſtehen. 
So kehrt denn auch die Zwehlſche Schrift, in der die O. H. L. von 1914 
ſehr ſtreng beurteilt wird, wieder zu den Vorgängen der Marneſchlacht 
zurück, die in der Veröffentlichung von Müller⸗Loebnitz fo ſorgfältig 
unterſucht ſind. Es bleiben Rätſel übrig. Die Mitteilungen im Militär- 
Wochenblatt Nr. 45 ſcheinen zu beweiſen, daß der Oberſtleutnant Hentſch 
das A. O. K. 2 ohne Abmeldung bei dem Oberbefehlshaber und ehe 
dieſer ſelbſt ſeinen Entſchluß feng hatte, verlaſſen hat. Auch iſt 
noch nicht iefigeiteitt, wie das A. O. K. 2 zu feiner peſſimiſtiſchen Be⸗ 
urteilung der Lage gelangt iſt, auf Grund welcher Meldungen und Nach⸗ 
richten ſich dieſe herausgebildet hat. Der 5 Ia, deſſen 
Aufgabe die Empfangnahme dieſer Meldungen und der Vortrag darüber 
war, hat ſich nicht geäußert. Es mag dabei darauf hingewieſen werden, 
daß für die Kriegsgeſchichtſchreibung aus der Anwendung des Fern⸗ 
ſprechers eine Schwierigkeit erwächſt, wie ſie in früheren Zeiten nicht 
beſtand. Wenn auch Fernſprüche ſchriftlich feſtgelegt werden ſollen, 
ſo vollzieht ſich der Fernſprechverkehr doch oft genug mehr in Geſprächs⸗ 
form, in wechſelſeitiger Orientierung, und gerade in bedrängten Zeit⸗ 
punkten erfolgt keine Aufzeichnung. Der Wortlaut der Mitteilungen 
geht alſo verloren, ihr Eindruck auf den Empfänger iſt nicht feſtzuſtellen, 
und doch ſind daraus unter Umſtänden ſchwerwiegende Folgen ent⸗ 
ſprungen. Über militäriſche Einzelfragen, die General v. Zwehl berührt, 
wie z. B. die Organiſation der Kriegsakademie ſoll hier nicht geurteilt 
werden. Der Hiſtoriker wird, vielleicht mit beſonderem Dank in künftigen 
Zeiten, wo man ſchon vieles vergeſſen hat, was heute noch allbekannt 
iſt, die kleine Schrift mit Genuß und Vorteil leſen. Curt Jany. 


1 v. Giehrl, Tannenberg. E. S. Mittler & Sohn, Berlin 

Aus der Hinterlaſſenſchaft des zu früh verſtorbenen Verfaſſers 

ee deſſen ſchon 1920 in der Zeitſchrift „Willen und Wehr“ ver⸗ 

öffentlichte Schilderung der Schlacht, die er ſelbſt mitgemacht hat, in 
10 * 
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erweiterter Form, namentlich bereichert durch Mitteilungen über die 
ruſſiſche Führung und den unglücklichen General Sſamſonow. Die mehr⸗ 
fach erörterte Frage des Anteils, den das Armeeoberkommando und 
General v. Below an dem Entſchluß zu dem Gefecht von Böſſau 
gehabt haben, deſſen glücklicher 1590 die Einkreiſung des Gegners 
auch von Oſten ermöglichte, wird klargeſtellt. Ein paar kleine Verſehen 
in Orts⸗ und e erklären ſich daraus, daß der Ver⸗ 
Kl nicht mehr ſelbſt die letzte Hand an ſeine ſchöne, lebendig ge- 
chriebene Darſtellung legen konnte. Eine . aber muß berichtigt 
werden. In dem Gefecht bei Orlau am 23. Au h erbeutete der Jäger 
Awe des Jäger⸗Bataillons Nr. 1 die erſte ruſſiſche Fahne, er nahm 
die Fahnenſtange, von der das Tuch abgeriſſen war, unter einem Haufen 
toter Ruſſen auf, als die Jäger die feindliche Stellung erſtürmten. Dies 
ſoll nun nach ©. 28 „diejelbe Fahne, auf deren Schaft vor hundert igt 
die Generale en und Diebitſch den Vertrag von Tauroggen bekräftigt 
hatten“, geweſen ſein. Zunächſt hat beim Abſchluß des Vertrags in 
der Mühle von Poſcherun keine 5 ſtattgefunden. Dieſer 
Vertrag beſiegelte bekanntlich noch kein Waffenbündnis, ſondern neutra⸗ 
liſierte undicht das Yorckſche Korps. Sodann hat das 29. 5 
Infanterie⸗Regiment, um deſſen Fahne es ſich handelt, erſt 1829 zur 
Erinnerung an die Überſchreitung des Balkangebirges unter dem 1 000 
des Generals Grafen Diebitſch, der damals (aber nicht 1812) ſein Chef 
war, deſſen Namen erhalten. Im Jahre 1812 befand es ſich gar nicht 
bei der Heeresabteilung Wittgenſteins, deſſen Generalquartiermeiſter 
Diebitſch war. Schließlich iſt es unrichtig, daß man das Tuch bei der 
1 eines ruſſiſchen Offiziers gefunden habe, es iſt nicht in deutſche 
Hand gekommen. C. J. 


Hermann Cron, Die Organiſation des deutſchen Heeres im Welt⸗ 
kriege. Forſchungen und Darſtellungen aus dem Reichsarchiv, Heft 5. 
E. ©. Mittler & Sohn, Berlin 1923. 208 S. N 

Eine ungemein inhaltreiche wertvolle Gabe. Die ungeheure orga⸗ 
niſatoriſche Leiſtung Deutſchlands auf militäriſchem Gebiet — die wirt⸗ 
ſchaftliche Seite iſt ausgeſchieden, ſie 9 815 ein beſonderes Werk — 
wird im weſentlichen pragmatiſch dargeſtellt, die Gründe und die Be⸗ 
währung der einzelnen Maßnahmen werden nur hier und da angedeutet. 
Der Reihe nach behandelt der Verfaſſer die Oberſte Heeresleitung, 
ein Kapitel, das . mene gu finden wird, die Gliederung der 
höheren Verbände, die einzelnen Waffengattungen, ſchließlich in großer 
Kürze die Heimatbehörden. Man findet 1 bei dieſer Einteilung 
des Stoffes auf 1 Fragen keine Antwort. So treten die Schwierig⸗ 
keiten des Heereserſatzes nicht hervor, kein Wort iſt der ſo überaus wi 
tigen Frage der Offizierergänzung gewidmet, deren Löſung nach den 
1 Verluſten des erſten Kriegsjahres ſo ſchwer war. Die durch 

en Abdruck der Überſicht auf S. 157 doch gar zu ſummariſch erledigte 
Si mit Munition, Verpflegung, Gerät uſw. hätte eine 
childerung des Verlaufs von den Heimatzentralen bis in die Schützen⸗ 
gräben, wenn auch nur in großen Strichen, finden ſollen. Überhaupt 
würde eine mehr auf die Sache ſelbſt eingehende Behandlung des 
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Stoffes dem Leſer ein klareres Bild gegeben haben als die 1 
vieler einzelner, zum Teil recht unbedeutender Dienſtſtellen. Die mit 
der Kriegführung und Kampfweiſe unmittelbar zuſammenhängenden 
e ee z. B. die Bewaffnung, die Munitionsbeſchaffung, 
die geſamte Kriegstechnik, ſind als ſolche nicht behandelt, dies kann 
auch nur im Anſchluſſe an die militäriſchen Vorgänge ſelbſt geſchehen 
und wird hoffentlich den an weiterer Veröffentlichungen des 
Reichsarchivs bilden. Zum dieß eine Anregung: „Der Flakgruko 
gab Meldung an die Flum⸗Zentrale des Koflak und an die nächſtgelegenen 
rückwärtigen Flak und Flak⸗Sw.⸗Verbände“ (S. 108). Dieſes aus dem 
Telegrammſtil hervorgegangene, während des Krieges zu einer wahren 
Manie gewordene Kauderwelſch ſollte in der Literatur auf wirklich 
nötige und für jedermann verſtändliche Kürzungen beſchränkt werden. 

C. J. 


B. Zur brandenburgiſchen Geſchichte. 


Walter Friedensburg, Kurfürſt Friedrich Wilhelm von Branden⸗ 
burg und die Wittenberger Theologen. (Aus der Feſtgabe für D. Dr. Karl 
Müller, S. 228— 243.) Tübingen 1922. 

Das Wertvolle in dem Aufſatz des Biographen der Wittenberger 
Univerſität liegt in dem Nachweis, wie der große Kurfürſt die geheimen 
und öffentlichen Angriffe der Wittenberger, in erſter Linie des lutheri⸗ 
De ionswächters Calov, immer läftiger empfinden mußte, bis er 

en Beſuch der Univerſität Wittenberg plötzlich (1662) verbot. Dem 
25 zu Dresden war das Verbot mit ui t nicht mitgeteilt; denn dieſer 
atte alle bisherigen Beſchwerden des Kurfürſten an Calov zur Begut⸗ 
gischen mitgeteilt. Infolge der Sperre, die über die kurbrandenbur⸗ 
Hilden Länder verhängt war, trat zunächſt noch kein zahlenmäßiger 
ckgang der Univerſität ein. „Aber, der Makel der Streitſucht und 
nee tal den Kurfürſt Fr. W. der Lutherhochſchule öffentlich 
angeheftet hatte, blieb auf die Dauer nicht ohne Wirkung.“ Wittenberg 
verlor den ersſchaft gig mit der fortſchreitenden Wiſſenſchaft. Die 
eiſtige Vorherrſchaft ging auf Brandenburg über. In dieſen größeren 
5 ammenhang gliedert ſich die Epiſode von dieſem erſten Zuſammen⸗ 
oß zwiſchen der landesherrlich geförderten kirchlichen Un e 
Sachsens und der auf Duldung un 
der Hohenzollern ein. 
Berlin. Lic. Walter Wendland. 


Karl Peterſen, Die Geſchichte des Kreiſes Beeskow⸗Storkow. Im 
N des Kreiſes, 1922. 442 S. 

Seit 1920 liegt das von Spatz bearbeitete dreibändige Werk über 
den Kreis Teltow abgeſchloſſen vor. An one und Ausſtattung steht 
das an ſich äußerlich ebenfalls ſtattliche Werk, welches der Nachbarkreis 
jetzt in ſchwerer Zeit darbietet, hinter dem Teltower zurück, nicht aber 
in ſeinem inneren Gehalte. Es mußte einen beſonderen Reiz bieten, 
gerade die Geſchichte a. Kreiſes En bearbeiten, da er von jeher eine 
territoriale Einheit gebildet hat. die Herrſchaften Beeskow und 


usgleich abzielenden Beſtrebungen 
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Storkow, welche ſeit dem 14. Jahrhundert dem Geſchlechte v. Bieberſtein 
als böhmiſches Lehen gehört hatten, Ende des 16. Jahrhunderts an 
Brandenburg kamen, da haben ſie auch innerhalb der Mark bis in neuere 
8 eine gewiſſe Sonderſtellung eingenommen. Die Domänen wurden 
is 1653 von der neumärkiſchen Kammer verwaltet, ſonſt gehörten die 
Herrſchaften zur Kurmark. Erſt 1742 hörte die Lehnsabhängigkeit von 
Böhmen auf. 1815 wurden durch Hardenberg beide Teile voneinander 
geriſſen, indem Beeskow zum Kreiſe Lübben, Storkow zu Teltow ge⸗ 
ſchlagen wurde, 1835 aber hat man die alte Einheit wiederhergeſtellt. 
Für die ältere Kreisgeſchichte lag eine Vorarbeit vor (Theuner, Aus der 
Vorzeit des Kreiſes B.⸗St. 1906), im übrigen gründet ſich die Dar⸗ 
ſtellung auf l Studium der archivaliſchen Quellen. Hervor⸗ 
zuheben find die Abſchnitte 4—6: „Die landesherrliche Verwaltung 
und Ständetum“, „die Städte“ und „das platte Land“. — Die Städte 
Beeskow und Storkow waren vorwiegend Ackerbürgerſtädte. Die Kor⸗ 
ruption des alten Stadtregimentes, die der Abſolutismus beſeitigte, 
wird auch hier feſtgeſtellt. Eine wichtige Quelle für die ländlichen Ver⸗ 
hältniſſe, ein Regiſter von 1652, welches die damals vorhandenen Be⸗ 
wohner verzeichnet, iſt P. anſcheinend entgangen. Erwähnt ſei eine 
Merkwürdigkeit (S. 160): Im Dorfe Glienicke wird 1518 ein Bauer 
als „Landrichter in beiden Herrſchaften B. u. St.“ genannt, der etliche 
N neben ſich und Macht habe, Mörder uſw. in die Acht 
zu tun. 

Dem Verf. gebührt für die gründliche Arbeit, die für weitere Kreiſe 
vielleicht zu wiſſenſchaftlch gehalten iſt, Dank. Eine Anzahl hübſcher 
Abbildungen von Kunſtdenkmälern bilden den Schluß des Bandes. Sch. 


Ewald Müller, Das Wendentum in der Niederlauſitz. 2. Aufl. 
Cottbus, H. Differts Buchhandl. (1922). XII u. 203 S. mit 2 Karten 
und 6 Abbildungen. 

Das 1893 herausgegebene Büchlein hat eine Neubearbeitung und 
Erweiterung erfahren. Der erſte Teil über die ältere Zeit läßt eine 
kritiſche 1 der Quellen vermiſſen. Wertvoll iſt dagegen der 
zweite Teil, welcher die gegenwärtigen Verhältniſſe, die Sprachbewegung, 
Literatur, Sitten, Gewohnheiten und Sagen behandelt und W. v. Schu⸗ 
lenburgs Forſchungen ergänzt. Es wird im allgemeinen ein unauf⸗ 
haltſamer Rückgang der wendiſch ſprechenden Bevölkerung feſtgeſtellt, 
obwohl für einige 595 (Cottbus, Calau, Spremberg) eine Zunahme 
von 1905 — 1910 verzeichnet wird. M. rechnet mit einem Verſchwinden 
des Wendiſchen als einer lebenden Sprache in ca. 64 Jahren. Mancherlei 
in Sitte und Sage weiſt auf Herkunft aus dem deutſchen Volkstum, 
und es wäre intereſſant, feſtzuſtellen, inwieweit in dem einſtmaligen 
wendiſchen Sprachgebiete germaniſche Elemente anzunehmen ſind, 
welche bei der Koloniſation in dem wendiſchen Volkstum, das ſich hier 
zunächſt als der ſtärkere Teil erwies, aufgegangen ſind. Sch. 


Karl Großmann, Graf Johann VIII. von Sayn⸗Wittgenſtein⸗ 
Hohenſtein. Laasphe 1922 (Mitt. des Vereins f. ir u. Volkskunde 
Wittgenſteins, 4. Ig., Heft 3/4, 5. Ig. Heſt 1/2). 155 S. 
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Meinardus in A. D. B. und Erdmannsdörffer in Urk. u. i 
des Gr. Kurfürſten Bd. 4, S. 347) beruht auf Akten des Staatsarchivs 
Münſter und beſonders des fürſtlichen Archivs in Wittgenſtein; die ein⸗ 
ſchlägige Literatur iſt genügend herangezogen. An ng im 
einzelnen fehlt es daher auch nicht. So ſtellt G. feſt, daß Wittgenſtein 
noch zu Lebzeiten Guſtav Adolfs, im Sommer 1632, in ſchwediſche und 
bereits Ende 1642, nicht erſt im Mai 1643 in brandenburgiſche Dienſte 
etreten 0 Von Schweden hat der Graf ſich in Osnabrück nicht be⸗ 
techen laſſen 5 iſt nur für ausſtehende Forderungen bezahlt 
worden. — Leider werden die beiden Probleme, die der jetzige Stand 
der Forſchung dieſer Arbeit bot: Wittgenſteins Bedeutung bei den weſt⸗ 
fäliſchen Friedensverhandlungen und die Beurteilung ſeiner Tätigkeit 
als Statthalter von Minden und Ravensburg, gar nicht berührt; die 
Akten des Berliner Geh. Staatsarchivs ſind nicht benutzt. Gut gelungen 
iſt die Schilderung der Leiden der Grafſchaft Wittgenſtein im Dreißig⸗ 
jährigen Kriege, wie denn die Arbeit überhaupt vorwiegend heimat⸗ 
kundlichen und familiengeſchichtlichen Charakter trägt. Hein. 


Dieſe erſte eingehende Biographie Johanns v. ia 
. z. Geſch. 
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Die askaniſchen Markgrafen von Brandenburg 
als Kurfürſten. 
| Bon 
Hermann Krabbo. 


Als Kaiſer Karl IV. im Jahre 1356 durch feine Goldene Bulle die 
Rechte der Kurhäuſer im einzelnen regelte, waren die brandenburgiſchen 
Askanier ſchon ſeit Jahrzehnten vom Schauplatz ihrer Taten abgetreten; 
ihr Kurfürſtentum fällt mit der Frühzeit dieſer verfaſſungsgeſchichtlich 
ſo wichtigen Inſtitution zuſammen, jener Zeit, in der ſich erſt allmählich 
die Kurhäuſer aus der übrigen Fürſtenariſtokratie heraushoben, und in 
der es innerhalb des einzelnen Kurhauſes noch nicht feſt geregelt war, welches 
ſeiner Mitglieder die Ausübung der mit dem Kurfürſtentum verbundenen 
Sonderrechte wahrzunehmen hatte. Dieſe Sonderrechte kommen vor⸗ 
nehmlich in zwei nur den Kurfürſten vorbehaltenen Funktionen zum 
Ausdruck, in der Stimmabgabe bei der Königswahl und in der Aus⸗ 
ſtellung von Willebriefen; ich erinnere daran, daß bereits im Jahre 1281 
ein Reichsweistum das in den Willebriefen zum Ausdruck kommende 
Zuſtimmungsrecht der Kurfürſten zu gewiſſen Akten des königlichen 
Regiments als geltendes Gewohnheitsrecht förmlich anerkannt hat!). 

Es ſoll im folgenden unterſucht werden, in welcher Weiſe die askani⸗ 
ſchen Markgrafen von Brandenburg ſich bei den Königswahlen und 
ferner als Ausſteller kurfürſtlicher Willebriefe betätigt haben; es ſoll ſo 
die Antwort auf die Frage gefunden werden, wie im einzelnen das damals 
zeitweiſe an gleichzeitig regierenden Markgrafen reiche Haus ſein Kurrecht 
ausgeübt hat. Dieſer Überblick ſetzt zweckmäßig mit der Doppelwahl von 
1257 ein, da hier zum erſten Male das Kurfürſtenkollegium als abge⸗ 
ſchloſſene Wählerkaſte hervortritt. 

Im Januar 1256 hatte König Wilhelm von Holland im Kampfe 
mit den Frieſen ein unrühmliches Ende gefunden. In Brandenburg 


1) Mon. Germ. Constit. III, 290 Nr. 284. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XVI. 2. 11 
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regierten damals die zur geſamten Hand belehnten Markgrafen Johann I. 
und Otto III. Die oſtdeutſchen Fürſten ſtellten nun als Thronkandidaten 
zunächſt den jüngeren der brandenburgiſchen Brüder, Otto III., auf; 
ſein älterer Bruder Johann ſollte natürlich bei der geplanten Wahl die 
märkiſche Stimme führen!). Aber die Kandidatur Ottos drang nicht durch, 
und es kam im nächſten Jahre 1257 zu jener Doppelwahl, aus der der 
Engländer Richard von Cornwallis und der Spanier Alfons von Kaſtilien 
hervorgingen. Markgraf Johann von Brandenburg iſt nicht perſönlich 
zur Wahl erſchienen, die ihn wohl nur mäßig intereſſierte, nachdem 
die Erhebung ſeines Bruders mißglückt war; er bevollmächtigte den Erz⸗ 
biſchof von Trier zur Abgabe auch der brandenburgiſchen Stimme, die 
auf König Alfons fiel). Dieſer ſtattete dem Markgrafen feinen Dank 
für die Wahl ab, indem er eine ſeiner Töchter mit deſſen älteſtem Sohne 
verlobte). Aber der auf den deutſchen Thron erhobene ſpaniſche Teil⸗ 
könig erſchien nie auf deutſchem Boden; die geplante Heirat zwiſchen 
den Häuſern Kaſtilien und Brandenburg kam nicht zuſtande, und der 
Bräutigam führte ſchließlich eine mecklenburgiſche Gattin heim“). Als 
der andere der Gegenkönige, Richard, im April 1272 in England ge⸗ 
ſtorben war, hielt ſich die ehemalige kaſtiliſche Partei im Kurfürſtenkolleg 
nicht weiter an ihren dauernd in der Ferne weilenden König gebunden. 
So kam es im Oktober 1273 zu einer neuen Wahl, aus der Rudolf von 
Habsburg hervorging. Bei dieſer wurde, da mittlerweile die Markgrafen 
Johann L und Otto III. geſtorben waren, die brandenburgiſche Stimme 
durch Johann II., den ehemaligen Bräutigam der kaſtiliſchen Prinzeſſin 
und jetzt das Oberhaupt der älteren, johanneiſchen Linie der Askanier, 
geführt). Er begann auch, unmittelbar nach der Aachener Krönung, 
zuſammen mit anderen Kurfürſten Willebriefe zu den Verfügungen des 
neuen Königs auszuftellen®). Aber gleichzeitig ſtellt, ebenfalls zu Aachen, 
auch ſein ehrgeiziger Vetter Otto V. der Lange, das Haupt der jüngeren 
brandenburgiſchen Linie, Willebriefe aus?). War auch dieſer Markgraf 
bei der Krönung anweſend, ſo wird er wohl auch ſchon kurz zuvor zur 


1) Krabbo, Regeſten der Markgrafen von Brandenburg aus askaniſchem 
Haufe Nr. 796—801. Vgl. auch M. Krammer, Der Urſprung der brandenburgiſchen 
Kur, in dieſer Zeitſchrift XXVI, 353—378. 

2) Regeſten Nr. 805. 

3) Regenſten Nr. 817. 

4) Regeſten Nr. 925. 

5) Regeſten Nr. 1050. 

6) Regeſten Nr. 1053 —1055. 

7) Regeſten Nr. 1056, 1059. 
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Wahl in Frankfurt erſchienen ſein. Die Fragen erheben ſich: Warum 
ſind zwei Markgrafen zur Königswahl gegangen? Warum ſtellen 
beide kurfürſtliche Willebriefe aus? Es wird vorderhand weiteres Material 
zu ſammeln ſein, ehe nach einer Antwort geſucht werden kann. 

Da wäre zunächſt ein Brief zu erwähnen, den im Jahre 1277 Mark⸗ 
graf Otto IV., der Bruder Johanns II., an König Rudolf richtete; in dieſem 
Brief legt der Markgraf ſich den Titel imperialis aule camerarius bei; 
alſo auch er beansprucht Erzkämmerer des Reiches und damit Kurfürſt 
zu ſein!). Als zwei Jahre darauf Papſt Nikolaus III. mit den deutſchen 
Kurfürſten in einer wichtigen und ſtreng vertraulichen Angelegenheit 
Verhandlungen anknüpfen wollte, ließ er entſprechende Schreiben ſowohl 
an Johann II. als auch an Otto V., alſo die älteſten Markgrafen beider 
Linien, aufſetzen!); einige Monate ſpäter ließ derſelbe Papſt ſich einen 
Geſamtwillebrief der Kurfürſten zu den Zugeſtändniſſen des Königs an 
die römiſche Kirche ausſtellen. Ein päpſtlicher Geſandter reiſte von 
einem Kurfürſten zum andern, legte jedem den Geſamtwillebrief zur Be⸗ 
ſiegelung vor und ließ ſich außerdem noch Sonderwillebriefe der einzelnen 
Kurfürſten ausſtellen. Den Geſamtwillebrief haben unterſiegelt Johann II. 
und Otto IV. von der älteren, ſowie Otto V. von der jüngeren Linies); 
Einzelwillbriefe haben ausgeſtellt: am 5. September 1279 Johann II., 
am 6. Otto IV. mit dem Pfeil, am gleichen Tage Konrad, der jüngere 
Bruder beider, und endlich am 12. September Otto V.). Es kann jetzt 
wohl kein Zweifel mehr ſein, daß alle gleichzeitig regierenden Markgrafen 
von Brandenburg den Anſpruch erhoben, als Kurfürſten angeſehen zu 
werden und als ſolche Willebriefe ausſtellen zu können, und daß dieſer 
Anſpruch auch anerkannt wurde. So nimmt es nicht weiter Wunder, 
wenn im Jahre 1285 auch Markgraf Otto VI. der Jüngere, ein Bruder 
Ottos des Langen, als Ausſteller eines Willebriefes begegnet). Da 
es oft dem Empfänger einer königlichen Verleihung überlaſſen blieb, 
ſich die dazu erforderlichen Willebriefe ſelbſt zu beichaffen®), jo konnte er 
ſich an jeden beliebigen Markgrafen von Brandenburg wenden; ein 
brandenburgiſcher Willebrief hat den meiſten genügt; gelegentlich läßt 
ſich erraten, warum in dem betreffenden Falle gerade ein beſtimmter 
Markgraf angegangen wurde: Der Empfänger trat an denjenigen Mark⸗ 


1) Regeſten Nr. 1105. 
2) Regeſten Nr. 1180, 1181. 
3) Regeſten Nr. 1198. 
4) Regeſten Nr. 1199—1202. 
5) Regeſten Nr. 1388. 
6) Vgl. das eben angeführte Beiſpiel Papſt Nikolaus III. 
41° 
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grafen mit feiner Bitte heran, mit dem er in näheren Beziehungen ſtand ). 
Nur ausnahmsweiſe und um ganz ſicher zu gehen bat man ſich, wie 
Papſt Nikolaus III., von mehreren Markgrafen Willebriefe aus. Schwierig⸗ 
keiten mußten bei dieſem Anſpruch aller Markgrafen auf die Ausübung 
des Kurrechts allerdings bei den Königswahlen entſtehen; zu ihnen muß 
die Unterſuchung nunmehr zurückkehren. 

König Rudolf ſtarb im Juli 1291; ſein brandenburgiſcher Wähler 
Johann II. war ihm längſt im Tode voraufgegangen unter Hinter⸗ 
laſſung von zwei Söhnen, deren einer Geiſtlicher war, während der 
andere, Konrad, von ſeinem tatkräftigen Oheim Otto IV. mit dem Pfeil 
beiſeite geſchoben und mit dem Ländchen Rhinow abgefunden war). 
So ſtanden einander als Häupter der beiden brandenburgiſchen Linien 
jetzt beim Tode Rudolfs die Markgrafen Otto IV. und Otto V. gegenüber. 
Letzterer, der Vertreter der jüngeren Linie, hat im Herbſt 1291 mit dem 
König von Böhmen und dem Herzog von Sachſen wegen der Neuwahl 
verhandelt; die von dem Sachſenherzog deswegen ausgeſtellte Urkunde 
betont ausdrücklich, daß Markgraf Otto der Lange als Reichskämmerer 
Recht und Stimme bei der Königswahl habe?). Selbſtredend aber erhob 
Otto IV. von der älteren Linie den gleichen Anſpruch für ſich; beide 
Vettern erſchienen zur Wahl in Frankfurt, und es gab dort eine heftige 
Auseinanderſetzung zwiſchen ihnen, bei der aber der Markgraf mit dem 
Pfeil ſein und ſeines Hauſes beſſeres Recht ſchließlich durchgeſetzt und die 
Wahlſtimme geführt hat“). Im übrigen haben die beiden gleichnamigen 
Markgrafen, deren Rivalität ſo weit ging, daß ſie gelegentlich die Schwerter 
miteinander freuzten®), nebeneinander Willebriefe ausgeftellt®). 


1) So ſind z. B. die beiden erſten oben S. 154 Anm. 7 angeführten Wille⸗ 
briefe Ottos V. beide für Pfalzgraf Ludwig ausgeſtellt; daß dieſer mit dem 
Markgrafen in nahen Beziehungen ſtand, ergibt ſich aus der zwiſchen ihnen ver⸗ 
einbarten Verlobung ihrer Kinder (Regeſten Nr. 1231). 

2) Über Markgraf Konrad II. vgl. meinen Aufſatz in dieſer Zeitſchrift XXVI, 
379—396; daſelbſt 412 eine Stammtafel der Markgrafen von Brandenburg. 

3) Regeſten Nr. 1530. 

4) Daß Otto IV. bei der Wahl von 1292 die Stimme geführt hat, ergibt 
ſich aus zwei Umſtänden: 1. Graf Adolf von Naſſau hat ſich unmittelbar vor ſeiner 
Wahl bei Otto IV. und nicht etwa bei Otto V. um die brandenburgiſche Stimme 
bemüht (Regeſten Nr. 1540); 2. Otto IV. iſt einer der dei Kurfürſten, die 1298 
bei der Abſetzung König Adolfs eine Erklärung abgaben, warum ſie ihn ſeinerzeit 
gewählt hätten (Chronicon Colmariense, Mon. Germ. Scriptores XVII, 267). 

5) Regeſten Nr. 1485. 

6) So z. B. beide für Landgraf Heinrich von Heſſen (Regeſten Nr. 1542, 1543). 
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Weiteres Licht fällt auf das Problem aus den Vorgängen, die zur 
Abſetzung König Adolfs und zur Erhebung Herzog Albrechts von Oſter⸗ 
reich auf den deutſchen Thron führten. Schon im Sommer 1297 haben 
die Kurfürſten wegen der geplanten Entthronung Adolfs zu verhandeln 
begonnen; an den erſten in der Sache zu Prag abgehaltenen Beſprechungen 
nahmen Otto mit dem Pfeil und Hermann, der Sohn Ottos des Langen, 
teil!). Ein Jahr ſpäter fand zu Mainz die Abſetzung Adolfs ſtatt. Zu ihr 
waren, wie die Abſetzungsurkunde beſagt, die Markgrafen Otto mit dem 
Pfeil, Heinrich und Hermann von Brandenburg erſchienen; Heinrich 
war Ottos jüngſter Bruder, ſo daß alſo zwei Markgrafen von der älteren, 
einer von der jüngeren Linie anweſend waren. Die Urkunde zählt ſie 
offenbar ſämtlich auf, um ſo die Zahl der gegen den König abgegebenen 
Voten ſcheinbar zu vermehren, was erwünſcht ſchien, da die Verſamm⸗ 
lung der rebellierenden Kurfürſten im übrigen recht ſchwach beſucht war; 
nur der Erzbiſchof von Mainz und der Herzog von Sachſen⸗Wittenberg 
waren ſonſt perſönlich anweſend ;). Tatſächlich iſt bei der ſchließlichen Ab⸗ 
ſtimmung natürlich nur eine brandenburgiſche Stimme abgegeben 
worden, wie auch anderweitig bezeugt ift?), und dieſe Stimme hat 
Otto mit dem Pfeil geführt, ebenſo wie bei der ſich unmittelbar an 
Adolfs Abſetzung anſchließenden erſten Wahl Albrechts zum König“). 
Es ergibt ſich aus dieſen Vorgängen, daß bei den kurfürſtlichen Wahl⸗ 
verhandlungen ſehr wohl mehrere Markgrafen zugegen ſein konnten, 
ebenſo wie ſie ja auch alle Willebriefe ausſtellen durften; bei der Ab⸗ 
ſtimmung dagegen wurde nur eine brandenburgiſche Stimme gezählt; 
wer ſie zu führen hatte, ſtand nicht feſt, wenngleich ſich bisher von Fall 
zu Fall ſtets der älteſte Vertreter der älteren Linie gegenüber den An⸗ 
ſprüchen der jüngeren Linie in dieſem Rechte behauptet hatte. 

König Adolfs Geſchick erfüllte ſich jetzt raſch; er fand neun Tage 
nach ſeiner Abſetzung in der Schlacht bei Göllheim den Tod. König Albrecht, 
der bisherige Gegenkönig, legte ſein Mandat in die Hände ſeiner Wähler 
zurück, um dann in erneuter, einmütiger Wahl auf den Thron erhoben 
zu werden. Die Kurfürſten hatten jetzt, wo ſie außer dem Böhmen 
vollzählig verſammelt waren, keinen Anlaß mehr, in den Wahlprotokollen 
alle anweſenden Markgrafen von Brandenburg namhaft zu machen; 
ihre gemeinſamen Schreiben, z. B. das an Papſt Bonifaz VIII., nennen 


1) Regeſten Nr. 1674 —1678. 

2) Regeſten Nr. 1703. 

3) Nämlich durch die Ann. Moguntini, Mon. Germ. Scriptores XVII, 3. 
4) Regeſten Nr. 1704. 
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vielmehr nur den ſtimmführenden Markgrafen Otto IV. als Wähler). 
Markgraf Hermann aber von der jüngeren Linie glaubte es ſich und viel⸗ 
leicht auch dem Andenken ſeines jüngſt verſtorbenen Vaters ſchuldig zu 
ſein, daß er für ſeine Perſon einen dem gemeinſamen Schreiben der üb⸗ 
rigen Kurfürſten gleichlautenden Brief an den Papſt richtete, in dem er 
ſich als Kurfürſt bezeichnete und dem Hl. Vater auch ſeinerſeits von der 
Königswahl Mitteilung machte). Aus der Regierungszeit König Albrechts 
liegen brandenburgiſche Willebriefe von denſelben drei Markgrafen vor, 
die bei feiner Wahl mitgewirkt hatten, alſo von Otto IV. und Heinrich?) 
aus der älteren, Hermann aus der jüngeren Linie. 

Markgraf Hermann ſtarb Anfang 1308 unter Hinterlaſſung eines noch 
nicht ſechsjährigen Sohnes Johann, des letzten männlichen Sprößlings 
dieſes Zweiges des Fürſtenhauſes. Markgraf Woldemar von der älteren 
Linie übernahm die Vormundſchaft über ſeinen kleinen Vetter. Kurz 
darauf wurde durch die Ermordung König Albrechts abermals eine Wahl 
nötig; anders als bei früheren Gelegenheiten konnte die jüngere branden⸗ 
burgiſche Linie diesmal alſo nicht auf dem Plan erſcheinen, da ſie keinen 
großjährigen Vertreter hatte. Der alte Markgraf Otto mit dem Pfeil 
von der älteren Linie trat früh in die Wahlvorverhandlungen ein, da er 
die Krone ſeinem eignen, dem askaniſchen Hauſe zuzuwenden hoffte. Als 
ſeine Kandidaten wurden den Mitwählern gleich drei Fürſten präſentiert: 
er ſelbſt, fein Neffe Woldemar und fein Vetter Graf Albrecht von Anhalt“). 
Da die Markgrafen Otto und Woldemar jedoch gerade in den der Wahl 
voraufgehenden Monaten einen Feldzug nach Danzig unternahmen, 
ſo betrieben ſie ihre Wahlagitation ohne den nötigen Nachdruck; während 
ſie an der Weichſel ſtanden, war am Rhein die Kandidatur des Grafen 
Heinrich von Luxemburg proklamiert worden. Die einzige Stimme, 
auf die Brandenburg mit Sicherheit zählen konnte, war die der Herzöge 
von Sachſen⸗Lauenburg'), aber deren Kurrecht wurde ihnen durch den 
Herzog von Sachſen⸗Wittenberg beſtritten. Als der Wahltag herannahte, 
neigte ſich das Leben Markgraf Ottos mit dem Pfeil, der ſich noch eben 
um die Krone beworben hatte, wie es ſcheint, ſehr unerwartet dem Ende 
zu; ſo machte ſein Neffe Markgraf Woldemar ſich auf den Weg nach 


1) Regeſten Nr. 1717, vgl. 1716. 

2) Regeſten Nr. 1718. 

3) Von Heinrich nur Regeſten Nr. 1778. 

4) Die drei Kandidaten werden genannt Mon. Germ. Constit. IV, I, 225f. 
5) a. a. O. 217f. Nr. 255. 
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Frankfurt, wo ihm nichts übrigblieb, als ſich den übrigen Kurfürſten 
anzuſchließen und ſeine Stimme für den Grafen von Luxemburg abzu⸗ 
geben. Er tat es, wie ſich aus der an Papſt Klemens V. überſandten 
Wahlanzeige ergibt.), mit folgender Formulierung: „Ich, Woldemar, 
Markgraf von Brandenburg, wähle für mich und meinen Oheim Mark⸗ 
graf Otto von Brandenburg, deſſen Vertretung ich hier führe, ſowie 
im Namen der Herzöge Johann und Erich von Sachſen, die mich gleicher⸗ 
maßen in dieſem Falle mit ihrer Stellvertretung beauftragt haben, 
wenn es als Recht und Gewohnheit gefunden werden ſollte, daß ſie 
zur Wahl ſelbſt zuzulaſſen ſeien.“ Die Mitnennung der Herzöge von 
Sachſen⸗Lauenburg war jedoch rechtlich belanglos; dieſe hatten ſich 
verpflichtet, ſo bei der Wahl zu ſtimmen wie Brandenburg und dieſes 
mit ihrer Vertretung beauftragt, und deshalb gab Woldemar auch ihre 
Stimme mit der eben angeführten bedingenden Einſchränkung ab; im 
übrigen aber iſt die lauenburgiſche Stimme von den Kurfürſten augen⸗ 
ſcheinlich gar nicht anerkannt worden, denn die ſächſiſche Stimme bei 
dieſer Wahl wurde durch Herzog Rudolf von Sachſen⸗Wittenberg 
geführt. 

Intereſſanter für die zur Erörterung ſtehende Frage iſt die Stimm⸗ 
abgabe Woldemars, ſoweit ſie ſich auf das brandenburgiſche Kurrecht be⸗ 
zieht. Ich wiederhole: er wählt für ſich und ſeinen Oheim Otto mit dem 
Pfeil, deſſen Stellvertretung er führt. Daraus ergibt ſich zunächſt einmal 
klar ſeine Auffaſſung, daß die Wahlſtimme nicht nur einem Markgrafen 
allein gehört, ſondern daß ſie einer Mehrheit derſelben zuſteht, wenngleich 
natürlich ſchließlich nur eine Stimme abgegeben werden kann. Dieſe 
Anſicht konnte ja bereits aus der Betrachtung namentlich der Wahl von 
1298 hergeleitet werden. Man kann aber jetzt weitere Einſicht gewinnen: 
indem Woldemar nur ſich und feinen Oheim Otto als Inhaber der Kur⸗ 
ſtimme nennt, ſchließt er für ſeine Perſon von dieſer die jüngere, ottoniſche 
Linie des Hauſes, die doch ſeit 1273 ſtändig auch ihrerſeits Anſprüche 
auf das kurfürſtliche Wahlrecht erhoben hatte, von dieſem aus; es wäre 
Woldemar doch an ſich ein leichtes geweſen, die Stimme auch im Namen 
des kleinen ottoniſchen Markgrafen Johann, der ſein Mündel war, abzu⸗ 
geben. Aber nicht einmal alle Markgrafen ſeiner, der johanneiſchen 
Linie werden von ihm als Mitinhaber der Kurſtimme anerkannt. Ich 
erinnere daran, daß 1298 beim Sturz König Adolfs und der Erhebung 
König Albrechts auch Markgraf Heinrich, der jüngſte Bruder Ottos mit 
dem Pfeil, mitgewirkt hatte. Aber eben dieſer Heinrich hatte mittler⸗ 


1) a. a. O. 229 Nr. 262 5 3. 
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weile die Regierung der Mark Landsberg übernommen!); er führte 
zwar nach wie vor den Titel eines Markgrafen von Brandenburg, wurde 
auch gelegentlich zu Angelegenheiten, die das Geſamthaus der Mark⸗ 
grafen angingen, mit zugezogen, war aber doch aus der Regierung 
des johanneiſchen Teils der Mark Brandenburg, vorbehaltlich natürlich 
ſeines Erbrechts, tatſächlich ausgeſchieden. Wenn Otto mit dem Pfeil 
alſo jetzt, 1308, nicht ſeinen Bruder Heinrich, ſondern ſeinen Neffen 
Woldemar nach Frankfurt zur Wahl ziehen ließ, und wenn Woldemar 
bei der Stimmabgabe neben ſich ſelbſt nur ſeinen Oheim Otto nannte, 
mit dem er die Regierung der Mark Brandenburg gemeinſam führte, 
ſo kommt darin wobl beider Anſicht zum Ausdruck, daß Heinrich als Mark⸗ 
graf der ſelbſtändigen Mark Landsberg aus der Zahl derjenigen Mark⸗ 
grafen von Brandenburg, die Anſpruch auf kurfürſtliche Rechte hatten, 
ausgeſchieden ſei, daß mithin die Ausübung dieſer Rechte nicht an den 
Titel eines Markgrafen von Brandenburg, ſondern an das ee 
Regiment über die Mark gebunden ſei. 

Markgraf Heinrich von Landsberg hat ſich dieſe Auffaſſung nicht zu 
eigen gemacht. Wie er mit Recht den ihm angeborenen Titel eines Mark⸗ 
grafen von Brandenburg auch als Herr von Landsberg weiterführte, 
ſo hat er aus dieſem Titel nach wie vor das minder einwandfreie Recht her⸗ 
geleitet, Willebriefe auszuſtellen; er hat es während der Regierung 
Kaiſer Heinrichs VII. konkurrierend mit Woldemar ausgeübt?). 

Der frühe Tod des Kaiſers im Auguſt 1313 machteeine neue Königs⸗ 
wahl, die letzte, an der die brandenburgiſchen Askanier mitgewirkt haben, 
nötig. Die ottoniſche Linie des Hauſes fiel auch jetzt noch als Mitbewerberin 
um die Führung der Wahlſtimme aus; denn Markgraf Johann V. hatte 
beim Abſcheiden des Kaiſers eben erſt das 11. Lebensjahr vollendet. 
So ſtanden ſich alſo innerhalb der johanneiſchen Linie nur Woldemar 
von Brandenburg und Heinrich von Landsberg gegenüber. Im Kur⸗ 
fürſtenkollegium bildete ſich alsbald ein ſchroffer Gegenſatz zwiſchen 
den Anhängern der Häuſer Habsburg und Luxemburg heraus; die Ge⸗ 
fahr einer Doppelwahl rückte bald in bedrohliche Nähe. Woldemar 


1) Er iſt in der ſelbſtändig geführten Regierung dieſer Mark nachweisbar 
ſeit 1300 (Regeſten Nr. 1804). 

2) Vgl. die von mir zuſammengeſtellten Regeſten Heinrichs in der Feſtſchrift 
zur Gedenkfeier des 50 jährigen Beſtehens des hiſtoriſchen Vereins zu Branden⸗ 
burg (Havel) 144—150. 

3) Vgl. feine Willebriefe für Bertold v. Henneberg, Riedel BI, 292ff. 
Nr. 372—374; derſelbe Empfänger ließ ſich jedoch daneben auch von Woldemar 
Willebriefe ausſtellen, Riedel BI, 294f. Nr. 376—378. 
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war zuerſt Anhänger der habsburgiſchen Partei geweſen !), ließ ſich dann 
aber zur Gegenſeite hinüberziehen. Heinrich von Landsberg dagegen, 
der jetzt mit dem Anſpruch auf Führung der brandenburgiſchen Wahl⸗ 
ſtimme hervortrat, verpflichtete ſich, Herzog Friedrich von Oſterreich zu 
wählen). Die Verhandlungen zogen ſich unerhört in die Länge, der 
Thron blieb ein Jahr und zwei Monate unbeſetzt. Mittlerweile hatte der 
kleine ottoniſche Markgraf Johann V. das 12. Lebensjahr vollendet und 
war damit großjährig gewordend); er trat aber nicht mehr als Mit⸗ 
bewerber um die Führung der ohnehin umſtrittenen brandenburgiſchen 
Stimme auf. In offener Zwietracht nahmen die Kurfürſten ſchließlich 
die Wahl vor: die luxemburgiſche Partei erhob zu Frankfurt den baye⸗ 
riſchen Herzog Ludwig auf den Thron, die habsburgiſche erkor jenſeits 
des Mains zu Sachſenhauſen den Herzog Friedrich von Osterreich. So 
ſtreng die Kurfürſten ſonſt an der Siebenzahl der Wähler feſtgehalten 
hatten: diesmal, wo in zwei feindlichen Lagern abgeſtimmt wurde, 
waren auch Prätendenten der kurfürſtlichen Würde hüben und drüben 
als Mitwähler willkommen. So wählten in Frankfurt der Böhmen⸗ 
könig Johann ſowie Herzog Johann von Sachſen⸗Lauenburg, der⸗ 
ſelbe, für den Woldemar ſich ſchon 1308 vergeblich verwandt hatte“), mit; 
zu den in Sachſenhauſen verſammelten Wählern dagegen zählten der 
böhmiſche Kronprätendent Heinrich von Kärnten und Herzog Rudolf 
von Sachſen⸗Wittenberg. Bei dieſer Lage der Dinge wäre zweifellos 
auch Markgraf Heinrich von Landsberg der habsburgiſchen Partei als 
Vertreter einer brandenburgiſchen Wahlſtimme willkommen geweſen; 
man hätte ihn als Erſatz für den ins andere Lager übergegangenen Wolde⸗ 
mar genommen. Doch iſt es nicht fo weit gekommen: es iſt Woldemar ge⸗ 
lungen, ſeinen Oheim zum Verzicht auf das beanſpruchte Wahlrecht zu 
bewegen, und wir kennen auch den hohen Preis, den er dafür zablte: 
er überließ ihm die zahlreichen Städte und Burgen im Oſterlande, die 


1) Über die brandenburgiſche Stimme bei der Doppelwahl von 1314 vgl. 
den Aufſatz von Fritz Salomon in dieſer Zeitſchrift XXI, 537—548; ich halte 
denſelben jedoch, ſoweit es ſich um die Beziehungen Woldemars zu Heinrich 
von Landsberg handelt, für verfehlt. 

2) Mon. Germ. Constit. V, 23 Nr. 24. 

3) Woldemar urkundet zuletzt als ſein Vormund 1314 April 25 (Riedel A III, 
354 Nr. 28); Johann urkundet zuerſt ſelbſtändig, jedoch noch ohne Siegel, 1314 
Auguſt 16 (Riedel B I, 356 f. Nr. 444), mit eigenem Siegel dann 1314 September 14 
(Riedel B VI, 49 Nr. 2255). 

4) Er hatte ſich ſeiner Gefolgſchaft auch diesmal früh verſichert, Mon. Germ. 
Constit. V, 6f. Nr. 8, 9. 
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er dem Markgrafen Friedrich dem Freidigen von Meißen im Jahre 
1312 entriſſen und ſeither im Beſitz hatte!). Dieſe oſterländiſchen Be⸗ 
ſitzungen rundeten die Mark Landsberg nach Süden aufs glücklichſte ab. 
Zudem wird Markgraf Heinrich ſich geſagt haben, daß die brandenburgiſche 
Kurſtimme über kurz oder lang doch ihm oder ſeinem Sohne zufallen 
mußte; denn Woldemar lebte in kinderloſer Ehe, und ſein Erbe im johanne⸗ 
iſchen Teil der Mark Brandenburg war Heinrich von Landsberg. So 
konnte er um reichen ſofortigen Landgewinnes willen für diesmal auf 
ſein zurzeit ohnehin fragwürdiges Wahlrecht verzichten. Er wählte 
alſo nicht in Sachſenhauſen mit; und nachdem Woldemar zu Frankfurt 
ſeine Stimme dem Herzog von Bayern gegeben hatte, erkannte Heinrich 
in einer beſonderen Urkunde die von ſeinem Neffen getroffene Wahl an; 
nur noch leiſe klingt hier ſein aufgegebener Anſpruch, ſelbſt Wähler zu 
ſein, nach). 

Die Doppelwahl von 1314 iſt, wie bemerkt, die letzte in das Zeit⸗ 
alter der askaniſchen Markgrafen von Brandenburg fallende Königswahl. 
Aus den ihr folgenden Jahren ſind keinerlei Willebriefe der Markgrafen 
von Brandenburg bekannt, und Schlag auf Schlag räumte der Tod jetzt 
unter ihnen auf. Im Jahre 1317 ſtarb mit Johann V. der letzte ottoniſche 
Markgraf; 1318 verſchied Heinrich von Landsberg, 1319 folgte ihm 
Woldemar ins Grab, und 1320 ſtarb das Fürſtenhaus mit Markgraf 
Heinrich II., dem Sohne des Landsbergers, aus. Damit kann dieſer 
kurze Überblick geſchloſſen werden, deſſen Ergebniſſe knapp zuſammen⸗ 
gefaßt werden ſollen. 

Die kurfürſtliche Würde galt den brandenburgiſchen Askaniern an 
ſich als Geſamtbeſitz des Hauſes; jeder der Markgrafen beanſpruchte für 
ſich das Recht, in Ausübung derſelben Willebriefe auszuſtellen, jeder 
konnte ſich an den Vorverhandlungen, die einer Königswahl vorauf⸗ 
gingen, beteiligen. Wenn die ältere Linie den Wunſch hatte, dieſe Rechte 
allein zu beſitzen, ſo iſt es jedenfalls bei dem Wunſche geblieben. Beim 
eigentlichen Wahlakt konnte aber natürlich nur eine brandenburgiſche 
Stimme abgegeben werden, hier konnte nur ein Markgraf als Kurfürſt 
mitwirken. Wem dies Vorrecht zuſtand, iſt wiederholt ſtreitig geweſen, doch 
hat ſchließlich die ältere Linie des Hauſes ſich bei allen Wahlen als In⸗ 
haberin dieſes Wahlrechts im engeren Sinne zu behaupten gewußt). 


1) Chronica S. Petri Erfordensis moderna, Mon. Germ., nn der 
Mon. Erphesfurtensia 345f. 

2) Mon. Germ. Constit. V, 103 Rr. 104. 

3) Minder erfolgreich war in gleicher Lage der ältere Zweig des anderen 
askaniſchen Kurhauſes Sachſen, die Linie Sachſen⸗Lauenburg; 1273 hatte ſie 


Die askaniſchen Markgrafen von Brandenburg als Kurfürſten. 163 


Zweifelhaft könnte ſein, ob innerhalb der Familie der johanneiſchen Mark⸗ 
grafen das Kurrecht nach dem Grundſatz des Seniorats oder nach dem der 
Primogenitur vererbt wurde; für die Primogenitur ſpricht Woldemars 
Wahlrecht 1308 und 1314, für den Seniorat könnte die Beiſeiteſchiebung 
von Johanns II. Sohn, Konrad II., durch ſeinen Oheim Otto mit dem 
Pfeil angeführt werden. Aber der übergangene Markgraf Konrad war 
nach dem, was von ihm bekannt iſt!), ein Schwächling, der wohl kaum 
recht regierungsfähig war und der deshalb mit dem winzigen Ländchen 
Rhinow abgefunden wurde; bezeichnend iſt, daß er nicht nur in einer 
erzählenden Geſchichtsquelle mit der Deminutivform Cunecinus bezeichnet 
wird, ſondern daß er als längſt erwachſener Mann auch in einem amtlichen 
Dokument, einer Urkunde ſeines Oheims Otto mit dem Pfeil, als Mark⸗ 
graf Coneke begegnet. Es wird alſo ſeine guten Gründe gehabt haben, 
wenn Otto mit dem Pfeil ſich in dieſem Falle zum Schaden ſeines Neffen 
über den Grundſatz der Primogenitur hinwegſetzte, der ſonſt beobachtet 
worden iſt. Schließlich konnte aus dem Wortlaut der Stimmabgabe 
Woldemars im Jahre 1308 die Auffaſſung hergeleitet werden, daß das 
Wahlrecht an das Territorium der Mark Brandenburg gebunden ſei. 
Was ſo als Rechtsanſchauung der Askanierzeit ermittelt wurde, iſt durch 
die Goldene Bulle von 1356 zum Reichsrecht erhoben worden: hier wird 
für die weltlichen Kurfürſtentümer ſowohl die Primogenitur feſtgeſetzt 
als auch die Untrennbarkeit von Kurrecht und Fürſtentum anerkannt!). 


das Wahlrecht innegehabt, 1292 aber, als ſie keinen großjährigen Vertreter hatte, 
war ein Markgraf der jüngeren Linie Sachſen⸗Wittenberg als Wähler aufgetreten; 
und ſeither hatten die Herzöge von Lauenburg trotz klarer Darlegung ihres beſſeren 
Rechtes (vgl. namentlich Mon. Germ. Constit. IV, I, 216f. Nr. 253) dieſes nicht 
zu allgemeiner Anerkennung bringen können. Die Goldene Bulle von 1356 ent⸗ 
ſchied dann endgültig zugunſten der Herzöge von Sachſen⸗Wittenberg. 
1) Vgl. die Nachweiſe in dem oben S. 156, Anm. 2, angeführten Aufſatz. 
2) K. Zeumer, Die Goldene Bulle Kaiſer Karls IV. (Quellen und Studien 
zur Verfaſſungsgeſchichte des Deutſchen Reiches, Band II), zweiter Teil 21f. 
cap. VII; 35f. cap. XX. 


II 


Die Markgräfin Wilhelmine von Bayreuth 
und ihre Denkwürdigkeiten. 


Von 
Guſtav Berthold Volz. 


Leopold v. Rankes Abhandlung über die Glaubwürdigkeit der 
Denkwürdigkeiten der Markgräfin Wilhelmine von Bayreuth) eröffnet 
den Reigen der kritiſchen Unterſuchungen über dieſes vielumſtrittene 
Memoirenwerk. Alle Stimmen ſind ſich heute darüber einig, daß es als 
hiſtoriſche Quelle für die darin berichteten Geſchehniſſe nicht zu betrachten 
iſt. Dagegen hat Ranke vor allem auf den Wert der Memoiren als Doku⸗ 
ment der Zeit hingewieſen, inſofern als die Markgräfin an der Zeiten⸗ 
wende zweier Epochen ſtand. 

Was nun das Problem betrifft, welche Bedeutung den Denkwürdig⸗ 
keiten für die Beurteilung der Perſönlichkeit der Verfaſſerin zukommt, 
ſo ſind darüber die Anſichten noch keineswegs geklärt. Der letzte Forſcher, 
der dazu das Wort ergriffen hat, Hans Droyſen), kommt zu dem reſignier⸗ 
ten Ergebnis: ignorabimus; denn der Teil ſeiner Unterſuchung, in dem 
dieſes Problem angeſchnitten wird, endet mit einem zwiefachen großen 
Fragezeichen. Damit iſt die Forſchung gewiſſermaßen auf dem toten 
Punkte angelangt. 

Im folgenden ſoll der Verſuch gemacht werden, die Frage von 
neuem aufzunehmen, um ſie, wenn möglich, einer Löſung zuzuführen. 
Unſere Unterſuchung erſtreckt ſich auf die äußere Geſchichte der Memoiren: 
die Zeit ihrer Abfaſſung und ihre Überlieferung auf die Nachwelt; denn 
in dieſen beiden Fragen ruht der Kern des Problems. 


1) In der erſten Sammlung feiner „Abhandlungen und Verſuche“ (Geſammelte 
Werke Bd. 24), S. 57ff. (Leipzig 1872). 
2) „Die handſchriftliche Überlieferung der ‚Mömoires de ma vie‘ der Mark- 
gräfin Wilhelmine von Bayreuth“ in den „Forſchungen zur Brandenburgiſchen 
und Preußiſchen Geſchichte“, Bd. 32, S. 191ff. 
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Im ganzen laſſen ſich drei Faſſungen der Denkpürdigkeiten unter- 
ſcheiden: die früheſte, die bis zum Sommer 1733 reicht, liegt gedruckt 
vor im erſten Bande der deutſchen Ausgabe, die bei Cotta in Tübingen 
1810 erſchien!). Die ſpäteſte Redaktion, die bis Ende 1742 führt, ſtellt 
die in Braunſchweig nach der Originalhandſchrift gedruckte franzöſiſche 
Ausgabe dar, die bei Vieweg, ebenfalls 1810, in zwei Bänden herauskam. 
Zwiſchen ihnen ſteht ein nur abſchriftlich überliefertes Fragment (M 3) 9), 
aus dem Hans Droyſen in ſeinem bereits erwähnten Aufſatz den Text für 
die Zeit von der Thronbeſteigung Friedrichs des Großen bis Ende 1741 
mitgeteilt hat. 

Auf Grund dieſer Mitteilungen gelangt Droyſen zu der Feſtſtellung, 
daß die gehäſſigen Züge, die Wilhelmine dem Bilde ihres Bruders ge⸗ 
geben hat, ſich erſt in der letzten, der Braunſchweiger Faſſung, wie wir ſie 
kurz nennen, finden. Und indem er weiter unterſucht, wann Wilhelmine 
an dieſer letzten Faſſung gearbeitet hat, kommt er zu dem Ergebnis, daß 
dieſe letzte Überarbeitung der Denkwürdigkeiten in eine Zeit fällt, wo das 
Zerwürfnis, das ſeit dem April 1744 zwiſchen den Geſchwiſtern beſtand, 
bereits wieder beſeitigt iſt. Von Anfang Auguſt bis Mitte Sep ember 
1747 hatte Wilhelmine in Berlin geweilt, wo die Verſöhnung beſiegelt 
wurde. Bis zum Herbſt 1748 ſoll ſie aber nach Droyſen an dieſer neuen 
Faſſung gearbeitet haben. 

Wir ſtehen damit vor einem ſchier unlösbaren pſychologiſchen Rätſel. 
Prüfen wir alſo, worauf ſich die Beweisführung Hans Droyſens und 
ſeiner Vorgänger, auf deren Schultern er ſteht, gründet. 

Bei dem vollſtändigen Mangel an mündlichen oder brieflichen 
Zeugniſſen der Markgräfin über ihre Arbeit an den Denkwürdigkeiten 
ſpitzt ſich die Unterſuchung auf die Frage zu, welche Anhaltspunkte für 
die Datierung der Handſchrift ſich aus der Darſtellung ſelbſt ergeben. 

1. Lediglich bei der Beſchreibung, die ſie am Schluß des Jahres 
1736 von der Eremitage gibt, nennt fie ein beſtimmtes Datum: „J’6cris 


1) „Denkwürdigkeiten aus dem Leben der Kgl. preußiſchen Prinzeſſin Friederike 
Sophie Wilhelmine, Schweſter Friedrichs des Großen, Markgräfin von Bayreuth, 
vom Jahre 1709 bis 1733.“ 

2) „Mémoires de Frederique Sophie Wilhelmine, margrave de Bareith, 
Soeur de Fredöric le Grand, depuis l’annde 1706 jusqu'à 1742. Eerits de sa main.“ 

3) Für die Handſchriften der Memoiren vgl. Johann Guſtav Droyſen, „Ge⸗ 
ſchichte der Preußiſchen Politik“, Teil IV, Abt. 4, S. 77ff. (Leipzig 1870), in feiner 
daſelbſt veröffentlichten Unterſuchung: „Die Memoiren der Markgräfin von 
Bayreuth.“ 
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deei Pannée 1744, (II, 258). Dieſe Angabe findet ſich bereits in allen 
ſpäteren Faſſungen !. 

2. Einen weiteren Anhaltspunkt bietet die Erzählung der Tragödie 
der Frau von Blaspiel, der früheren Oberhofmeiſterin der Königin Sophie 
Dorothea, und ihres ferneren Schickſals. Sie war 1718 infolge von 
Umtrieben am Hofe nach Spandau geſchickt, darauf nach Cleve verwieſen. 
Als Frau v. Rocoulle am 2. Oktober 1741 ſtarb, wurde die Blaspiel gegen 
Ende des Jahres als deren Nachfolgerin zur Gouvernante der jüngeren 
Prinzeſſinnen berufen, und in dieſer Stellung ſtarb ſie im Juli 1748. 
Wenn es in der erſten Faſſung der Denkwürdigkeiten (I, 32f.) von ihr 
heißt, ſie lebe „jetzt noch“ in Cleve, ſo iſt klar, daß dieſe Faſſung vor dem 
Herbſt 1741 begonnnen iſt. Und wenn in der letzten Faſſung (I, 40) 
ſteht, daß ſie ihre Stellung als Gouvernante „noch jetzt“ bekleide, ſo folgt 
daraus, daß dieſe Faſſung vor dem Tode derſelben, alſo vor Juli 1748 
niedergeſchrieben wurde. Das iſt die Datierung, zu der Hans Droyſen 
gelangte). 

Doch die Grenze läßt ſich noch enger und ſchärfer ziehen. 

3. Eine beſondere Rolle ſpielt in der bisherigen Forſchung die Er⸗ 
wähnung der Feindſchaft zwiſchen dem Fürſten Leopold von Anhalt⸗ 
Deſſau und dem General v. Grumbkow. Wilhelmine ſagt in der erſten 
Faſſung (I, 61): „Ihr Haß hat ſich nur mit Grumbkows Leben geendigt.“ 
Da Grumbkow am 18. März 1739 ſtarb, iſt dieſe erſte Niederſchrift erſt 
nach deſſen Tod und, wie wir nach der ſoeben gemachten Feſtſtellung aus 
der Erwähnung der Blaspiel hinzufügen können, vor dem Herbſte 1741 
begonnen. In allen ſpäteren Faſſungen hat die Markgräfin ihre Be⸗ 
merkung über die Feindſchaft des Deſſauers mit Grumbkow dahin ge⸗ 
ändert: „Leurs animosités n' ont cessé que par leur vie“ꝰ). Johann Guſtav 
Droyſen (IV, 4, 85) zieht daraus den Schluß: „So konnte Wilhelmine erſt 
ſchreiben, als auch Fürſt Leopold nicht mehr lebte, und er ſtarb im April 
1747.“ Daraufhin datiert er denn auch alle ſpäteren Faſſungen „nach 
dem Frühjahr 1747“. Darin folgt ihm Hans Droyſen (S. 194), mit dem 
einzigen Unterſchied, daß dieſer, wie erwähnt, mit Rücksicht auf den 
Tod der Blaspiel den Abſchluß der Braunſchweiger Redaktion in den 
Herbſt 1748 verlegt“). 


1) Vgl. J. G. Droyſen IV, 4, S. 86. 

2) Für den Verſuch von J. G. Droyſen, den Fall Blaspiel aus der Beweis- 
führung auszuſchalten (IV, 4, 85f.), vgl. unten S. 172. 

3) Vgl. J. G. Droyſen IV, 4, 85. 

4) Für die Behauptung von J. G. Droyſen, daß Wilhelmine bis zum Tode 
an ihren „Mémoires“ gearbeitet habe, vgl. unten S. 171f. 
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Dieſer Auslegung und Schlußfolgerung beider Forſcher würde man 
unbedingt zuſtimmen müſſen, wenn die Markgräfin etwa von einem 
Fluche ſpräche, den der Alte Deſſauer haßerfüllt noch auf ſeinem Sterbelager 
gegen Grumbkow geſchleudert hätte. Aber offenſichtlich handelt es ſich 
bei der von Wilhelmine vorgenommenen Anderung nur um eine ſtiliſtiſche 
Korrektur: ſie wollte den Satz knapper faſſen. Zum Unglück geriet jedoch 
die Faſſung, die ſie wählte, ſchief und unklar, wie aus der Deutung hervor⸗ 
geht, die dieſer neuen Faſſung allgemein gegeben wurde; denn wäre jene 

Auslegung zutreffend und zwingend, ſo müßte man von Grumbkow an⸗ 
nehmen, daß ſein abgeſchiedener Geiſt ſich noch in Feindſchaft gegen 
Fürſt Leopold verzehrt und eine Geiſterſchlacht gegen ihn geführt habe, 
ähnlich wie in der Sage nach der Schlacht auf den katalauniſchen Ge⸗ 
filden die Geiſter der erſchlagenen Hunnen und Goten den Kampf noch in 
den Lüften fortſetzten. Damit werden alle Folgerungen, die an die Worte 
„par leur vie“ geknüpft worden ſind, hinfällig. Der Fall Anhalt⸗Grumb⸗ 
kow ſcheidet für die Datierung der Braunſchweiger Handſchrift aus. 

Der letzte etwa noch beſtehende Zweifel wird durch die folgende 
Stelle beſeitigt. 


4. Wilhelmine ſagt in der letzten Faſſung (I, 65) von ihrer Ober⸗ 
hofmeiſterin, Fräulein von Sonsfeld: „Elle est encore auprès de moi, 
et selon les apparences, il n'y aura que la mort qui nous séparera i). 
Dieſe Dame ſtarb am 29. Juni 1746. Hans Droyſen (S. 194, Anm. 2) be⸗ 
zeichnet als „auffallend“, daß dieſe Stelle in den ſpäteren Faſſungen 
der Denkwürdigkeiten „ſtehen geblieben“ ſei. Demgegenüber müſſen wir 
fragen: wie iſt denkbar, daß Wilhelmine bei ihrer Niederſchrift von 
Fräulein v. Sonsfeld, die zu ihrer dauernden Umgebung gehörte, und die 
ſie täglich ſah und ſprach, als einer lebenden ſprechen konnte, wenn dieſe 
bereits längſt geſtorben war? Das gehört ſchlechthin zu den Unmöglich⸗ 
keiten; damit werden die Dinge auf den Kopf geſtellt. 

Nachdem wir den Tod der Blaspiel und des Deſſauers als belanglos 
für die Abfaſſungszeit der Denkwürdigkeiten erkannt haben, können 
wir als Ergebnis unſerer Unterſuchung buchen, daß die Markgräfin dieſe 
letzte Faſſung noch vor dem Tode ihrer Oberhofmeiſterin, d. h. vor dem 
Juni 1746, und damit alſo auch vor der Verſöhnung mit ihrem königlichen 
Bruder und vor der Reiſe nach Berlin niedergeſchrieben hat. 

Ein zweites pſychologiſches Rätſel findet Hans Droyſen (S. 196) 
in der Tatſache, daß Wilhelmine ihre Denkwürdigkeiten letzter Faſſung 


1) In der erſten Faſſung (I, 46) heißt es dagegen: „Sie ift wo bei mir, und 
ihre Anhänglichkeit an mich iſt ſich immer gleich.“ 
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mit allen gehäſſigen Ausfällen gegen den Bruder nach ihrem Tode ihrem 
Leibarzt, Daniel v. Superville, dem erklärten Feinde Friedrichs, auszu⸗ 
händigen befohlen habe. Eine dahin lautende ſchriftliche Verfügung 
von der Hand der Markgräfin liegt nicht vor. Mithin bilden den einzigen 
Beweis für dieſe Tatſache die Worte in dem „Avant⸗ propos“ der Braun- 
ſchweiger Ausgabe: „La Margrave l&gua ses mémoires à Mr. le conseiller 
privé de Superville, son premier médecin, qui les posséda pendant le 
reste de sa vie.“ 

Dieſe Angabe deckt ſich mit einer handſchriftlichen Notiz aus dem 
Januar 1825 auf dem erſten Blatte der Handſchrift von der Hand ihres 
damaligen Beſitzers, des Oberappelationsrats Dr. Spangenberg in Celler). 
Dieſe beſagt: | | | 

1. Die Markgräfin habe die Handſchrift ihrem Leibarzt Superville 
„geſchenkt“; 

2. die Handſchrift ſei unter Supervilles Nachlaß „aufgefunden“ 
und durch den Oberſten v. Oſten zu Braunſchweig 1810 heraus⸗ 
gegeben; | 

3. nach dem Tode Oſtens ſei die Handſchrift aus deſſen Nachlaß 
verſteigert und von ihm, Spangenberg, erworben worden. 

Außerdem macht Spangenberg über die Handſchrift und ihren 
Zuſtand noch folgende Angabe: 

Die Handſchrift gehe bis 1754 (d. h. ſie umfaßte noch das Tage⸗ 
buch der Markgräfin über die von ihr in den Jahren 1754/55 unter⸗ 
nommene Reiſe nach Italien) „und es ſei bei dieſen letzteren Jahren 
ausdrücklich bemerkt: ceci ne doit pas étre imprimé. Auch waren dieſe 
letzteren Bogen verſiegelt“. 


Spangenberg ließ die Denkwürdigkeiten und das Reiſetagebuch, die 
beide nur auf loſen Bogen geſchrieben waren, zuſammen einbinden, 
und in dieſem Zuſtande gelangte das Werk 1848 durch Ankauf in den 
Beſitz der Preußiſchen Staatsbibliothek in Berlin. 

Man ſieht: Die Nachrichten über die Überlieferung ſind überaus 
dürftig. Die bisherige Forſchung hat die Angabe des „Avant-propos“, 
die ebenſo wie die handſchriftliche Notiz Spangenbergs auf den 
Oberſten v. Oſten zurückgeht, ohne weitere Beweiſe gläubig hinge⸗ 
nommen. 


1) Abgedruckt von Pertz in feinem Aufſatz „Über die Denkwürdigkeiten der 
Markgräfin von Bayreuth“ (in den „Philoſophiſchen und hiſtoriſchen Abhandlungen 
der Kgl. Akademie der Wiſſenſchaften zu Berlin“, Jahrgang 1850, S. 117 ff.; 
Berlin 1852). 
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Als einzige ſichere Tatſache ſteht feſt, daß ſich die Handſchrift der Denk⸗ 
würdigkeiten wirklich einmal in Supervilles Händen befunden hat, wie 
eine Reihe von Eintragungen grammatikaliſcher, orthographiſcher und 
ſtiliſtiſcher Art aus ſeiner Feder beweiſt. Über den Zeitpunkt dieſer Ein⸗ 
tragungen gehen indeſſen die Anſichten auseinander. Während der 
ältere Droyſen (IV, 4, 68) annimmt, daß ſie erfolgt ſind, als die Hand⸗ 
ſchrift zuſammen mit dem Tagebuch ſich nach dem Tode der Markgräfin 
im endgültigen Beſitz Supervilles befand, verlegt Hans Droyſen (S. 193) 
ſie in die Zeit, wo Superville noch in bayreuthiſchen Dienſten war, in 
die er 1739 als Leibarzt der Markgräfin eintrat, und die er dann im 
April 1748 wieder verließ, um nach Braunſchweig überzuſiedeln. Beide 
Anſichten ſind lediglich Hypotheſen, die ſich auf keinerlei Beweiſe zu 
ſtützen vermögen. Die Sachlage wird nun aber dadurch noch verwickelter, 
daß die erwähnten Eintragungen plötzlich abbrechen (im Druck in Bd. 2, 
S. 43). Johann Guſtav Droyſen (IV, 4, 68) erklärt dieſe ſeltſame Tat⸗ 
ſache damit, daß Superville aus Rückſicht auf den preußiſchen Hof von der 
bereits geplanten Veröffentlichung Abſtand genommen habe. Dieſe An⸗ 
ſicht ſchwebt jedoch in der Luft; wir vermiſſen jede Begründung, wie dieſer 
Umſchwung zuſtande kam. Annehmbarer erſcheint demgegenüber die 
Vermutung von Hans Droyſen (S. 193), daß der Abbruch durch Super⸗ 
villes Fortgang aus Bayreuth veranlaßt ſei. Aber wir hörten, daß Wil⸗ 
helmine ſchon vor dem Sommer 1746 ihre Arbeit an den Denkwürdigkeiten 
einſtellte. Sollte ſie trotzdem ihr Werk auch nach dieſem Zeitpunkt noch aus 
der Hand gegeben haben? Man wird vielmehr annehmen müſſen, daß 
Superville ihre Denkwürdigkeiten — offenbar für die Drucklegung der⸗ 
ſelben — durchzuprüfen begann, als ſie ſelbſt noch daran arbeitete. Da 
kam im September 1745 ſeine Sendung als Geſandter nach dem Haag, 
von der er erſt im Auguſt des folgenden Jahres zurückkehrte!) — alſo zu 
einem Zeitpunkte, wo die Markgräfin ihre Arbeit bereits abgebrochen 
und den Gedanken an eine Veröffentlichung ihrer „Mémoires“ mit Rück⸗ 
ſicht auf König Friedrich aufgegeben hatte; denn wir ſtehen bereits im 
Sommer 1746 mitten in den Verhandlungen, die zur endgültigen Aus⸗ 
ſöhnung zwiſchen den Geſchwiſtern führten. 

Ungewiß bleibt nach wie vor, ob Superville überhaupt je in den 
Beſitz der Handſchrift der Denkwürdigkeiten gekommen iſt, müſſen wir 
doch mit der Möglichkeit rechnen, daß die Angabe des Avant- propos 


1) Vgl. Sehling, „Daniel von Superville. Das Kanzleramt an der Univerſi⸗ 
tät Erlangen“, S. 39 (Leipzig 1893), und „Allgemeine Deutſche Biographie“, 
Bd. 54, S. 634ff. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XVI. 2. 12 


170 Guſtav Berthold Volz 


von dem Herausgeber, dem Oberſten v. Oſten, fingiert iſt, um den Tat⸗ 
beſtand zu verſchleiern und die Offentlichkeit irre zu führen. Denn es 
ſpricht mancherlei für die von anderer Seite aufgeſtellte Hypotheſe, daß 
die Handſchrift nach Wilhelminens Tode ſofort in den Beſitz der Familie 
v. Oſten gelangt iſt, war doch ein Mitglied derſelben in der Umgebung 
ihrer Tochter Friederike, der Herzogin von Württemberg !). In ähnlicher 
Weiſe ging ja auch ein Teil des ſchriftlichen Nachlaſſes der Herzogin 
Charlotte von Braunſchweig, der Schweſter Friedrichs des Großen, 
in die Hände ihres Hofſtaates über). Um fo leichter wäre der Übergang 
der Handſchrift in den Oſtenſchen Familienbeſitz geweſen, als mit dem 
ſchriftlichen Nachlaß Wilhelminens nach ihrem Tode ziemlich nachläſſig 
verfahren wurde. An Belegen dafür fehlt es nicht. So wurden mit ihren 
Büchern, die der Erlanger Univerſitätsbibliothek zufielen, verſchiedene 
Manuffripte, die mit der Stiftung nichts zu tun hatten, dorthin über⸗ 
führt?). Ferner kamen noch 1763 zwei erſt nachträglich aufgefundene 
Bände mit Briefen ihres königlichen Bruders an dieſen zur Ablieferung ®). 
Die Maſſe des ſchriftlichen Nachlaſſes aber gelangte nach dem Tode ihres 
Gemahls, Markgraf Friedrich, 1763 an die Tochter, die Herzogin von 
Württemberg. Als dieſe, die getrennt von ihrem Gatten lebte, 1780 in 
Bayreuth ſtarb, wurde ihr Nachlaß verſteigert, und mit dieſem kamen 


1) Vgl. Feſter, „Die Bayreuther Schweſter Friedrichs des Großen“ S. 227 
(Berlin 1902). Nach den Stammtafeln des Geſchlechts von der Oſten (vgl. „Jahre 
buch des deutſchen Adels“, Bd. 2, S. 717ff.; Berlin 1898) ſtarb in Lüneburg 
1810 der hannöverſche Oberſt Wilhelm von der Oſten. Er iſt alſo als der Heraus⸗ 
geber der Denkwürdigkeiten zu betrachten. Dieſer Zweig der Familie von der Oſten 
war jedoch in Celle verwurzelt. Wir finden Lud wig, den Sohn, ſowie Friedrich, 
den Bruder des Oberſten, und wiederum deſſen Sohn Friedrich als Mitglieder 
des Oberappelationsgerichtes in Celle, derſelben Behörde, der auch der ſpätere 
Beſitzer der Handſchrift, Spangenberg, angehörte. Der 1763 in der „Politiſchen 
Korreſpondenz Friedrichs des Großen“, Bd. 23, S. 61 f. erwähnte Oberhof⸗ 
meiſter der Herzogin von Württemberg fehlt in den Stammtafeln. Er hieß 
nach gütiger Mitteilung des Stuttgarter Staatsarchivs Freiherr Julius Levin 
Heinrich von der Oſten. Dieſer wurde 1744 Wirklicher Kammerherr, 1759 Ober⸗ 
kammerherr und war vou Januar 1763 bis Oktober 1767 Oberhofmeiſter der 
Herzogin. Seit 1768 figuriert er wieder als Wirklicher Kammerherr des Herzogs, 
war 1788 Geheimer Rat und ſtarb 1789. Offen bleibt der Grad feiner Ver⸗ 
wandſchaft mit dem oben genannten Oberſten Wilhelm von der Oſten. 

2) Vgl. „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preußiſchen Geſchichte“, 
Bd. 13, S. 377. | | 

3) Vgl. Feſter, ©. 168f. 

4) Vgl. Hans Droyſen, S. 193 Anm. 2. 
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auch Papiere und Korreſpondenzen ihrer Mutter unter den Hammer. 
Bei dieſer Gelegenheit erwarb die Familie v. Miedel in Bayreuth neben 
anderen Stücken die Korreſpondenz Voltaires mit der Markgräfin). 

Haben wir alſo damit zu rechnen, daß der Verbleib der Handſchrift 
der Denkwürdigkeiten bis zu ihrem Übergang in die Hände von Spangen⸗ 
berg und an die Berliner Bibliothek für immer ungeklärt bleibt, ſo gibt es 
vielleicht doch, ſoweit die Markgräfin in Betracht kommt, eine Löſung, die 
alle Schwierigkeiten befeitigt und damit auch das pfychologiſche Rätſel 
entwirrt, das Droyſen in einer Vererbung der Handſchrift an Superville 

erblicken will. 3 

Gehen wir davon aus, daß Wilhelmine zwei Teſtamente verfaßte, 
das erſte am 2. April 1748, einen Monat nachdem Superville ſeine 

Amter niedergelegt hatte), und das zweite kurz vor ihrem Tode am 
6. Auguſt 1758. Aber keines der beiden enthält eine Beſtimmung über 
ihren ſchriftlichen Nachlaß. Wäre nun die Annahme allzu gewagt, daß die 
Markgräfin die Denkwürdigkeiten, die ja vor allem in Frage kommen, und 
das Reiſetagebuch nebſt den Nachtragsblättern, die ſie noch dabei fand, 
zuſammenpackte, verſiegelte und mit einer Aufſchrift verſah, die die Ver⸗ 
öffentlichung verbot? Ein ſpäterer Beſitzer mochte neugierig das Paket 
geöffnet und, nachdem er die Denkwürdigkeiten, die ſein Intereſſe er⸗ 
regten, herausgenommen hatte, es wieder geſchloſſen und verſiegelt haben. 
In der Tat fand Spangenberg, als er in den Beſitz der Schriften Wil⸗ 
helminens gelangte, dieſe in dem ſoeben geſchilderten Zuſtand vor, mit 
der (heute nicht mehr erhaltenen) Aufſchrift auf dem Paket: „Ceci ne 
doit pas ötre imprimé.“ Wenn nun die Markgräfin auf dieſe Art ihren 
ſchriftlichen Nachlaß ficher ſtellte, bedurfte es dann noch einer beſonderen 
Erwähnung desſelben in ihren Teſtamenten? Auf dieſe Weiſe würde 
auch die ſeltſame Tatſache zwanglos und erſchöpfend ihre Aufklärung 
finden, warum das harmloſe Reiſetagebuch verſchnürt und verſiegelt 
und mit einer Aufſchrift verſehen wird, die die Drucklegung verhindern 
ſollte, während die „Mémoires“ mit ihrem gravierenden Inhalt frei und 
offen dem Zugriff jedes Neugierigen preisgegeben waren. 

An die lberlieferung von Braunſchweiger Handſchrift und Reiſe⸗ 
tagebuch knüpft Johann Guſtav Droyſen an, um, weiter als Hans Droyſen 
gehend, die Anſicht aufzuſtellen, daß Wilhelmine auch nach 1748 noch die 
Hand an die „Mémoires“ gelegt habe. Angeſichts des Umſtandes, daß 


1) Vgl. J. G. Droyſen IV, 4, 88, und Horn, „Voltaire und die Markgräfin 
von Bayreuth“, S. 3 (Berlin 1865). 
2) Vgl. J. G. Droyſen IV, 4, S. 68, und Sehling, S. 42 und 52. Wilhelmine 
ſetzte ihm eine Penſion von 200 Talern darin aus. 
12* 
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Handſchrift und Tagebuch gleichſam als untrennbare Einheit auf die 
Nachwelt gekommen ſind, betrachtet er das Tagebuch als Fortſetzung und 
Beſtandteil der „Mémoires“. Da ferner der Handſchrift des Tagebuchs 
einige Blätter mit nachträglichen Ergänzungen zu den „Mémoires“ 
beiliegen, erſcheint ihm die Tatſache „ſicher“, daß die Markgräfin bis 
1755 — ſoweit reicht das Tagebuch —, wenn nicht bis zu ihrem Lebens⸗ 
ende an ihren Denkwürdigkeiten gearbeitet habe. Nach der pſychologiſchen 
Seite ſucht er dieſe Tatſache mit mehreren Beiſpielen zu begründen, 
daß auch noch in den fünfziger Jahren Anläſſe zu ſeeliſcher Verſtimmung 
Wilhelminens gegen ihren Bruder vorhanden geweſen ſeien !). Aber dieſe 
Beweisführung iſt nicht überzeugend; denn erſtlich iſt von einer inneren 
Zuſammengehörigkeit des Reiſetagebuches mit den Denkwürdigkeiten 
nicht die Rede. Zweitens läßt ſich nicht mehr feſtſtellen, wann die „Nach⸗ 
träge“ zu den letzteren geſchrieben und wie ſie in das Paket zu dem Reiſe⸗ 
tagebuch gekommen ſind; der Möglichkeiten ſind viele. Und was den 
dritten Punkt anlangt, ſo lagen ſicherlich mancherlei Urſachen zu „Bitter⸗ 
keit“ und tiefer „Mißſtimmung“ der Markgräfin vor, z. B. anläßlich der 
Kataſtrophe des Prinzen Auguſt Wilhelm im Sommer 1757; aber ent⸗ 
ſcheidend iſt die Frage, ob es ſich nur um einzelne Außerungen des Unmuts 
handelt oder ob dieſe „Bitterkeit“ als Geſamt⸗ und Grundſtimmung 
Wilhelmine beherrſchte. Das letztere wird indeſſen durch den Briefwechſel 
mit ihrem kön glichen Bruder während dieſer Jahre bis zu ihrem Tode 
bündig widerlegt. Träfe alſo Droyſens Hypotheſe zu, ſo ſähen wir uns 
abermals vor ein pſychologiſches Rätſel geſtellt, wie ſich das doppelte 
Geſicht erklären laſſen ſollte, das ſie dem Bruder in den Briefen und in 
den Denkwürdigkeiten zeigt. 

Dazu kommt noch ein beſonderes Moment. Die „Mémoires“ ent- 
halten, wie erwähnt, eine Reihe von ſachlichen Anhaltspunkten für die 
Beſtimmung ihrer Abfaſſungszeit. Über die Schwierigkeit, ſie mit 
ſeiner Auffaſſung in Einklang zu bringen, wußte Droyſen ſich nicht anders 
hinwegzuhelfen, als indem er erklärte, jene Stellen, wie z. B. im Falle 
Blaspiel, ſeien aus einer früheren Faſſung, die der Markgräfin bei der 
Geſtaltung der neuen Niederſchrift als Vorlage diente, achtlos herüber⸗ 
genommen (IV, 4, 85f.). Zugunſten unſerer Auffaſſung ſpricht jeden⸗ 
falls, daß für uns die Nötigung entfällt, zu ſolchen bedenklichen Auskunfts- 
mitteln, die der Willkür Tür und Tor öffnen, greifen zu müſſen. 

Damit kommen wir zu dem Endergebnis: Wilhelmine hat, vielleicht 
noch im Jahre 1739, aber ſicher vor dem Herbſte 1741, mit der erſten 


1) Vgl. J. G. Droyſen IV, 4, S. 67ff. und 83ff. 
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Niederſchrift ihrer „Mémoires“ begonnen. Als fie dann in den nächſten 
Jahren mit ihrem Bruder, dem König, zerfiel, und dazu ſchwere Krank⸗ 
heit und häusliches Leid ſie heimſuchten, hat ihre Darſtellung in der letzten 
Faſſung, die ſie ihr gab, die ätzende Schärfe bekommen, die bis zur Ge⸗ 
häſſigkeit gegen Friedrich entartete. Dann bahnte ſich im Jahre 1746 
die Verſöhnung zwiſchen den Geſchwiſtern an, und jetzt, ſpäteſtens im 
Sommer 1746, brach ſie ihre Aufzeichnungen ab, um ſie nie wieder 
aufzunehmen. Die Sonne, die wieder durch die Wolken leuchtend brach, 
heilte ihr krankes Gemüt, und konnte ſich die Markgräfin auch nicht ent⸗ 
ſchließen, ihre Denkwürdigkeiten dem Vulkan zu opfern, ſo glaubte ſie 
vielleicht, durch das Druckverbot, das ſie ausdrücklich gab, dieſe für die 
Zukunft unſchädlich zu machen; denn der ſichere Beweis für ihre Aus⸗ 
lieferung an Superville iſt nicht zu erbringen. Aber ſie konnte damit nicht 
verhindern, daß ſie trotzdem der Offentlichkeit übergeben wurden und ſo 
auf die Nachwelt kamen. 


| | Anhang. 
L Poellnitz und die Denkwürdigkeiten der Markgräfin. 

Überzeugend hat Johann Guſtav Droyſen nachgewieſen, daß der 
Freiherr v. Poellnitz für ſein bekanntes Werk über die Regierung der 
brandenburgiſchen Herrſcher ſeit dem Großen Kurfürſten auch die Denk⸗ 
würdigkeiten der Markgräfin Wilhelmine benutzt hat. Und zwar hat 
Poellnitz nachweislich überall aus der erſten Faſſung derſelben ge⸗ 
ſchöpft, mit Ausnahme eines einzigen Falles, wo ihm die letzte Faſſung 
als Vorlage gedient haben ſoll!). Dieſer angebliche Ausnahmefall ſcheint 
uns auf einem Irrtum zu beruhen. 

Vergegenwärtigen wir uns die Sachlage. Es handelt ſich im Zu⸗ 
ſammenhange mit dem Fluchtverſuch des Kronprinzen Friedrich um einen 
Brief, den er heimlich an die Königin Karoline von England geſandt hatte, 
mit der Erklärung, keine andere als eine engliſche Prinzeſſin heiraten 
zu wollen. Aus einer Außerung König Friedrich Wilhelms I, jo erzählt 
Poellnitz ), ſchöpfte der Prinz Argwohn, daß fein Vater um dieſen Brief 
wiſſe. Und tatſächlich ſei der Verdacht begründet geweſen; denn die 
Königin Karoline habe dem heſſiſchen Geſandten Diemar von dem Brief 
erzählt, Diemar habe es dem kaiſerlichen Geſandten Graf Seckendorff 
in Berlin mitgeteilt und dieſer ſeinerſeits darüber dem Könige berichtet. 


1) Vgl. J. G. Droyſen IV, 4, S. 48, 81, 114, 119-121 und 123ff. 
2) „Mömoires pour servir à l’histoire des quatre derniers souverains de 
la maison de Brandebourg, royale de Prusse“, Bd. 2, S. 214 (Berlin 1791). 
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In ihrer Darſtellung läßt die Markgräfin den Grafen Seckendorff 
in Perſon dem Könige dieſe Eröffnung machen. Aber in der Form der⸗ 
ſelben enthalten die verſchiedenen Redaktionen Unterſchiede. Ganz 
allgemein läßt ſie ihn in der Tübinger Faſſung (I, 144) erklären: „Sehen 
Sie hier Briefe, die ich von England erhielt.“ Die letzte, die Braunſchweiger 
Faſſung (I, 206) bringt dagegen genauere Einzelheiten, indem fie die 
Gewährsmänner in England, unter ihnen den „envoyé de Cassel“ aus- 
drücklich aufzählt. Damit ſtand für Droyſen feſt, daß Poellnitz eben nur 
aus den Denkwürdigkeiten Wilhelminens, und zwar in der Braunſchweiger 
Faſſung, die den heſſiſchen Geſandten erwähnt, geſchöpft haben könne. 
lu. ber dieſe Vorgänge beſitzen wir indeſſen noch eine zweite, bisher 
überſehene Quelle, die auf König Friedrich ſelbſt zurückgeht. Als er Anfang 
Juli 1757 im böhmiſchen Feldlager die Nachricht von dem Tode ſeiner 
Mutter, der Königin Sophie Dorothea, erhielt, ließ er den engliſchen 
Geſandten, Mitchell, zu ſich rufen. Er erzählte ihm von ſeiner Jugendzeit, 
den Irrungen und Wirrungen des Jahres 1730. Da kam denn auch ſein 
Brief an die Königin Karoline zur Sprache. 

Wir ſtellen im folgenden die drei in Betracht kommenden Dar⸗ 
ſtellungen einander gegenüber. 


„Mémoires“ der 
Markgräfin (I, 206): 
Eröffnung Seckendorffs: 
„Le prince royal fait 
des trames secrötes avec 
TAngleterre. Voici des 
lettres que je viens de 
recevoir de notre ministre 
à cette cour [Kinsky]; 
en voici d'autres de l’en- 
voy6 de Cassel [Diemar] 
et de quelques - uns de mes 
amis. La reine d' Angle- 
terre a eu l'imprudence n 
de confier à plusieurs per- 
sonnes les lettres que le 
prince royal lui a erites; 


„Mémoires“ von 
Poellnitz (II, 214f.): 
Le Roi, „dans un 
redoublement de co- 
lere, . . lui [Feiedrich! 
avait dit qu'il lui appren- 
drait à &crire. Ces paroles 
avaient fait soupgonner 
au prince que le Roiavait 
connaissance de la lettre 
qu'il avait &crite à la reine 
d'Angleterre . . Les 
soupœons du prince royal 
n’staient que trop fond6s. 
La reine d' Angleterre 
avait fait confidence à 
Mr. de Thimen?), envoyé 


Aufzeichnung Mit- 
chells in ſeinem Tage⸗ 
buch über die Erzählung 
König Friedrichs“): 

„He told me that 
by his mother’s per- 
suasion and that of his 
sister of Bayreuth, he 
had given a writing under 
his hand, declaring that 
he never would marry 
any other person but the 
Princess Amelia of Eng- 
land; .. that his promise 
unhappily was discovered, 
the late Queen Caroline, 


to whom it was sent, 


1) Vgl. „Memoirs and Papers of Sir Andrew Mitchell“ hrsg. von Biſſet, 
Bd. 1, S. 357f. (London 1850). | 
2) Die läſſige Schreibweiſe der Berjonernamen war mit en dem 


18. Jahrhundert eigen. 
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elles contiennent des pro- 
messes de mariage dans 
toutes les formes, ce qui 
8 est fait à l'insu de V. M. 
Outre cela, il court un 
bruit sourd en ville qu'il 
a dessein de s vader; ces 
eirconstances jointes en- 
semble me paraissent sus- 
pectes. Grumbkow a regu 
des nouvelles plus détail - 
lees sur ce sujet qu'il 
pourra Lui faire voir.“ 


de Hesse- Cassel à Londres, 
du contenu de la lettre qu 
il lui avait 6crite pour 
l’assurer qu'il n’&pouse- 
rait jamais qu'une prin- 
cesse d Angleterre. Le 
ministre de Hesse avait 
mandè la chose au comte 
de Seckendorff qui l'avait 
rapportée au Roi, à con- 
dition toutefois qu'il n'en 
parlerait jamais à la Reine 
ni au prince son fils.“ 


having shown or spoke of 
it to General Diemar. He 
had betrayed the secret 
to Seckendorff, who told 
it to the King of Prussia; 
upon this discovery, and 
his scheme of making his 
escape, his misfortunes 
followed.“ 


Wie die obige Zuſammenſtellung lehrt, irrt Droyſen. Der Gewährs⸗ 
mann von Poellnitz iſt nicht Wilhelmine, ſondern König Friedrich ſelbſt; 
denn übereinſtimmend findet ſich in Mitchells Tagebuchaufzeichnung, 
die Friedrichs Mitteilungen wiedergibt, und in Poellnitz' Darſtellung 
ausdrücklich der Name des heſſiſchen Geſandten erwähnt. Ebenſo iſt es 
bei Mitchell Seckendorff, der auf Diemars Anzeige dem König Friedrich 
Wilhelm die Eröffnungen macht. Übereinſtimmend fehlt bei Poellnitz 
und Mitchell die Bezugnahme auf Grumbkow, und, was noch entſcheiden⸗ 
der ins Gewicht fällt, bei beiden bleibt der öſterreichiſche Geſandte in 
London, Graf Kinsky, ungenannt, während Droyſen erſt zu einer be⸗ 
ſonderen Erklärung greifen mußte, um die ſtillſchweigende Auslaſſung 
Kinskys und damit die erhebliche Abweichung des Freiherrn v. Poellnitz 
von ſeiner vermeintlichen Vorlage, der Darſtellung Wilhelminens, zu be⸗ 
gründen!). Damit werden alle Vermutungen Droyſens, auf welche Weiſe 
und wann Poellnitz die Kenntnis der letzten Faſſung der „Mémoires“ 
von Wilhelmine erlangt habe, gegenſtandslos. Bedeutſamer iſt indeſſen 
die Feſtſtellung, daß der Freiherr auch perſönliche Mitteilungen König 
Friedrichs, die er als langjähriger Tiſchgenoſſe zu hören Gelegenheit 
hatte, in ſeine Darſtellung verwebt hat. 


II. Ein Jugendgedicht Friedrichs des Großen. 

In den „Vorſtudien“ zu ſeiner Biographie der Markgräfin Wil⸗ 
helmine hat Feſter in unſerer Zeitſchrift zu Friedrichs Gedichten, die er 
ſeiner Schweſter widmete, eine Reihe kritiſcher „Randgloſſen“ gemacht. 

1) Ebenſo geht offenbar auf Friedrich auch die mit Poellnitz und Mitchell 
ganz übereinſtimmende Darſtellung der Königin Ulrike von Schweden in einem 
Memoiren⸗ Fragment zurück, das Arnheim in den „Forſchungen zur Branden⸗ 
burgiſchen und Preußiſchen Geſchichte“, Bd. 5, S. 583 mitgeteilt hat. 
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Für uns kommt das erſte Gedicht in Betracht, die „Epitre à ma soeur 
de Bayreuth“, die Friedrich mit einem Begleitſchreiben vom 7. Mai 1739 
an Wilhelmine überſandte n. Feſter verwirft die bisherigen Datierungen 
für die „Epiſtel“, ſowohl das Jahr 1734, in das der Herausgeber der 
„Oeuvres“ fie einreihen wollte, wie das Datum des 29. April 1739, das 
Friedrich ſelbſt darunter geſetzt hat. 

Betrachten wir zunächſt den Inhalt des Gedichts. Der erſte Teil 
enthält einen kurzen Rückblick auf die ſchwere Jugend der Markgräfin. 
Wir hören in knapper Andeutung von den engliſchen Heiratsplänen 
und ihrem Scheitern, von dem Verdacht, in den ſie geraten war, zu Katte 
in unerlaubten Beziehungen zu ſtehen, von der Heirat mit dem Erb- 
prinzen von Bayreuth, die ſie „in das Dunkel verſenkte“. Aber das 
Schicksal verfolgt ſie auch weiterhin: Krankheit iſt es jetzt, die fie heimſucht. 
Gern möchte Friedrich ſich für die Schweſter opfern: „je m' offre victime 
innocente“. Und das Wunder geſchieht; Friedrichs Wünſche werden 
erhört. In der Form einer Viſion ſieht er den Himmel ſich öffnen, die 
Götter ratſchlagen, wie ſie die an Wilhelmine begangene Schuld ſühnen 
können. Venus ſchickt Amor, Diana beſcheert die Freuden der Jagd, 
Apollo und die Muſen halten in ihrem Reiche Einzug, die Künſte und 
Wiſſenſchaften huldigen ihr. Friedrich ſchließt mit der Bitte, um ſeiner 
innigen Liebe willen, die er zu ihr hege, möge die Schweſter dem jungen 
Schüler des Horaz, „der kaum erſt ſeinen dritten Frühling am Fuße des 
Parnaſſes weilt“, die Kühnheit verzeihen, daß er ihr ein Lied zu widmen 
wage. 

Dien Anlcß zu einer ſolchen „Epiſtel“, meint Feſter, könne nur Wil⸗ 
helminens Thronbeſteigung (17. Mai 1735 bilden, und ſo könne das 
Gedicht nur in das Jahr 1735 gehören. Eine Beſtätigung dieſer Annahme 
erblickt er u. a. in der auffallenden Übereinſtimmung der Aufzählung der 
Jagdbeute (biche, cerf, renard), die Diana fie im Gedicht erlegen 
läßt, mit einer Liſte Wilhelminens in einem Briefe vom 25. Juni 1735). 
Aber Feſter befindet ſich im Irrtum; denn dieſes als Bekräftigung ſeiner 
Anſicht angeführte Argument wird hinfällig, da in der urſprünglichen 
Faſſung des Gedichts, die allein in Frage kommt, der Abſchnitt über 


1) Vgl. Feſter, „Vorſtudien zu einer Biographie der Markgräfin Wilhelmine 
von Bayreuth“, in den „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preußiſchen 
Geſchichte“, Bd. 14, S. 488ff. Das Begleitſchreiben Friedrichs iſt abgedruckt in 
den „Oeuvres de Frédéric le Grand“ (zitiert: Oeuvres), 27, 1, S. 64, und 
die „Epitre“ ebenda, Bd. 11, S. 33ff. 

2) Vgl. Oeuvres, Bd. 27, I, S. 29. 
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Dianas Sendung weſentlich anders lautet. Wir ſtellen beide Faſſungen 


der „Epiſtel“ gegenüber: 


Erſte Faſſung!): 
Et pour vous Diane matinale 
Quitta le bel Endymion. 
Vos bois furent sa capitale; 
Son influence liberale 
Y sema la profusion. 


Aussitöt vos rochers de gibier se 
peupleèrent, 

Et dans vos bois épais les biches 
s at troupèrent. 

Elle mit le fusil dans vos adroites 
mains | 

Et vous enseigna Part de trancher 
les destins. 

Le cerf recut la mort malgré sa 
prompte course, 

Et l’oiseau dans son vol ne trouva 
plus ressource. 


Tout passa condamnation, 
Et de Diane aussitöt excellente 
&coliere, 
De vos coups bien visés l’adresse 
| meurtriere 
Vous aurait & Madrid, & l’inqui- 
sition, 
Fait condamner comme sorcière. 


Letzte Faſſung 
(Oeuvres, Bd. 11, S. 35): 


Diane alors, des bois accourue, 
Dit: Que ma chasse contribue 


A diversifier les divertissements 


Que ma princesse prend dans ces 
bois innocents. 

Aussitöt vos rochers d' animaux se 
peuplerent, 

Dans vos sombres for&ts les biches 
s’attrouperent, 

Le cerf recut la mort de vos 
adroites mains, 

Le renard fut force, fuyant de sa 
tanière, 

Le sanglier trouva la fin de ses 
destins, 

Et d'un coup bien visé l’adresse 
meurtrière, 


Partant aussitöt que l’&clair, 
Précipita du haut de la plaine de 
Pair 
La perdrix, le faisan et le coq de 
bruyère. 


Die allerdings überraſchende Ahnlichkeit iſt alſo erſt bei der ſpäteren 
Umarbeitung in die „Epiſtel“ gelangt. | 
Den Ausſchlag gibt indeſſen Wilhelminens Antwort auf die Sendung. 


Sie iſt vom 25. Mai 1739 datiert. Zuerſt erzählt die Markgräfin von 
einem franzöſiſchen Oberſten, der in Bayreuth weilt, und fährt dann fort: 
„Je lui ai fait voir l’6pitre que vous avez eu la gräce de m’envoyer. 
Il en a été charmè et dit qu'il en est trop pour un grand seigneur- )). 
Dagegen das Schreiben vom 17. Juni mit dem ſauerſüßen Lobe aus dem 


1) Nach der Urſchrift im Hausarchiv zu Charlottenburg. 
2) Dieſes und die folgenden Zitate aus den Briefen Friedrichs und der Mark⸗ 
gräfin nach der Urſchrift im Hausarchiv zu Charlottenburg. 
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Munde ihres Leibarztes Superville, auf das ſich Feſter beruft (S. 491), 
bezieht ſich auf Verſe, die Friedrich am 1. Juni auf die Geneſung 
Wilhelminens verfaßte, die aber auch einen kleinen Seitenhieb auf die 
mediziniſche Kunſt enthielten: „cet art de conjectures, cet art si peu 

certain“. Daher Supervilles Verſtimmung!)! | 

Wie kam nun Friedrich dazu, die obige „Epiſtel“ an ſeine Schweſter 
zu richten? Als Grumbkow ſtarb, bat die Markgräfin ihn am 4. April 1739 
um eine Grabſchrift für den Feldmarſchall, mit dem leiſen Vorwurf: 
„Vous ne m'envoyez jamais rien de vos ouvrages qu'on m'a assuré 
&tre meilleurs que ceux de Voltaire.“ Daraufhin ſandte Friedrich am 
11. April die verlangte Grabjchrift?), und vier Wochen ſpäter, am 7. Mai, 
die obige „Epitre“, die das Datum des 29. April 1739 trägt. Ihr Gegen⸗ 
ſtand iſt die rührende Klage über die Krankheit, von der die Markgräfin 
damals heimgeſucht und um derentwillen Superville nach N 
berufen wurde — wie es in der „Epiſtel“ heißt: f 

A présent la maladie 
Par un tourment nouveau vient pour t' inquiéter. 

Wie man ſieht, haben wir es bei dieſem Gedicht mit mehreren 
Faſſungen zu tun. Die erſte trägt, wie erwähnt, das Datum des 29. April 
1739; dieſe wurde 1750 für die Ausgabe der „Oeuvres du philosophe de 
Sanssouci“ (Ausgabe 1750) umgearbeitet — nach dem Vermerk Friedrichs 
auf dieſer zweiten Faſſung (im Hohenzollern⸗Muſeum): „Fait Tan 1739), 
corrigé 8 février 1750.“ Und nach einer neuen und letzten Reviſion 
erfolgte ihre Drucklegung in der Ausgabe der „Oeuvres du philosophe 
de Sanssouci“ (Ausgabe 1752), die wiederum die Vorlage für den Ab⸗ 
druck im 11. Bande der akademiſchen Ausgabe der „Oeuvres de Frederic 
le Grand“ bildete. 

Wenn nun alſo die „Epitre“ erſt 1739 entſtanden iſt, welche Schluß⸗ 
folgerungen ergeben ſich für uns? 

Zunächſt für die Geſchichte der Ehe Wilhelminens. Wohl hatte 
Friedrich 1732 an ſeinem Bayreuther Schwager eine Neigung zu 
unziemlichen „distractions“ auszuſetzen“), aber von einer Trübung des 


1) Danach bleibt es auch bei Friedrichs Datierung des Gelegenheitsſcherzes 
„Le faux pronostic“ (27. März 1740), den Feſter (S. 491) als poetiſche Beilage zum 
Schreiben vom 7. Mai dem Jahre 1739 N möchte. 

2) Vgl. Oeuvres, Bd. 27, I, S. 62f. 

3) In der Vorlage verſchrieben: 1732. 

4) Vgl. Koſer, „Briefwechſel Friedrichs des Großen mit Grumbkow und 
Maupertuis“, S. 73 (Publikationen aus den Kgl. ö Staatsarchiven, 
Bd. 72; Leipzig 1898). 
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Eheglückes der Markgräfin war bis 1739 in Berlin nichts bekannt. Damit 
erledigt ſich Feſters Einwand, der die neue Datierung mit der Charakteriſtik 
Amors in der „Epiſtel“ als „dieu du tendre hyménéèe“ rechtfertigt. 
Mit der „Epitre“ wird aber auch hinfällig, was Wilhelmine in ihren 
‘ „Mömoires‘“ (II, 263) über ungünſtige, in Berlin umlaufende Gerüchte, 
die ihr Poellnitz angeblich zutrug, erzählt. Die Eheirrungen ihres Gemahls 
ſpielen in den „Mémoires“ (II, 288 ff.) erſt eine Rolle im Zuſammenhang 
mit der für den Herbſt 1739 geplanten Erholungsreiſe nach Montpellier und 
Italien, die Wilhelmine aufgab, weil ſie Galanterien zwiſchen dem 
Markgrafen und ihrer Hofdame Wilhelmine Dorothea von der Marwitz 
bemerkt haben wollte. Aber auch von dieſen iſt in den Briefen an ihren 
Bruder nicht die Rede, obwohl ſie ihn über ihre Reiſepläne und deren 
Scheitern ſehr ausführlich unterrichtet“). Sollte danach dieſe angebliche 
Liebelei des Markgrafen im Herbſte 1739 vielleicht nicht auch in das 
Kapitel der Erfindungen gehören, an denen die „Mémoires“ ſo überaus 
reich jind? 

Noch bedeutſamer iſt die zweite Folgerung. Friedrichs Hinweis in der 
„Epitre“, daß „er kaum erſt ſeinen dritten Frühling am Fuße des Parnaſſes 
weile“, bekommt einen neuen Hintergrund. Er denkt bei dieſen Worten 
alſo nicht, wie man bisher annahm, an ſeine erſten Küſtriner Reimverſuche. 
Für ihn beginnt ſein „Leben“ erſt mit der Überſiedlung nach Rheinsberg 
im Jahre 1736 — ſein „Leben“ in dem Sinne der von ihm zitierten 
Grabſchrift des römiſchen Centurio der kaiſerlichen Leibwache, der ohne 
Grund vom Hofe verwieſen war und, als er ſieben Jahre ſpäter in der 
Verbannung ſtarb, auf ſeinen Grabſtein zu ſetzen befahl: „Hier liegt, 
der ſieben Jahre gelebt hat“). 


1) Vgl. Oeuvres, Bd. 27, I, S. 68ff. 
2) Vgl. Koſer, „Briefwechſel Friedrichs des Großen mit Grumbkow“, S. 164. 


III 
Zur neueren Geſchichte des preußiſchen Kabinetts. 


Von 
Heinrich Otto Meisner. 
II. 


Das Zivilkabinett der Kaiſerzeit. 


In einem erſten Aufſatze (vgl. Forſchungen XXVI, S. 39ff.) wurde 
die Entwicklung des preußiſchen Zivilkabinetts von der Reformzeit bis 
zur Vereinigung ſeiner beiden Abteilungen im Jahre 1872 verfolgt. 
Bevor wir im folgenden uns die letzte Periode der Behörde (bis 1918) 
zu vergegenwärtigen ſuchen, ſeien hier noch einige nachträgliche Be⸗ 
merkungen zu dem früher Geſagten — auf Grund mir inzwiſchen zu⸗ 
gänglich gewordenen Materials — geſtattet. 

Der Kabinettsrat des alten Kaiſers, Karl v. Wilmowski, hat ſich 
über den Antritt ſeines Amtes ſelber geäußert): „Am 22. November 
[1869] fand ſich der erſte Vortragende Rat des Staatsminiſteriums, der 
Geh. Oberregierungsrat Wehrmann bei mir ein mit der Ankündigung, 
daß ich zur Vertretung des ſchwer erkrankten Geh. Kabinettsrats v. Mühler 
auserſehen und Seiner Majeſtät vorgeſtellt werden ſolle; für mich — Wil⸗ 
mowski war damals Geh. Oberfinanzrat und Mitglied der Oberexami⸗ 
nationskommiſſion für die Prüfung zum höheren Verwaltungsdienſt — 
eine Überraſchung, da ich Mühler wenig kannte, und ich nicht einmal 
wußte, wo deſſen Dienſtwohnung war. Seine Majeſtät empfingen mich 
am Mittwoch, den 24. November, bei Gelegenheit des perſönlichen Zivil⸗ 
vortrags, welchen Wehrmann in ſeiner gedachten Eigenſchaft für die 
erſte Abteilung des Kabinetts und ſeit der Erkrankung v. Mühlers auch 
für die zweite Abteilung hielt. Mir wurde zunächſt die Bearbeitung der 


1) Unveröffentlichte Aufzeichnungen im Beſitz der Familie. Im folgenden 
bezeichnet als „Wilmowski A“. 
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Bureaugeſchäfte und aller eingehenden Gnadengeſuche ſowie alle Ange⸗ 
legenheiten aus dem Reſſort des Kultusminiſteriums übertragen. Letzte 
waren damals, wo die allerhöchſte Inſtanz noch nicht durch die ſpäteren 
Gemeinde⸗, Kirchen⸗ und Synodalordnungen eingeſchränkt war, bei 
den verſchiedenen kirchlichen Strömungen recht heikel. Mein Geſchäfts⸗ 
kreis erweiterte ſich allmählich, bis ich mit meiner Ernennung zum Geh. 
Kabinettsrat, welche mir am Allerhöchſten Geburtstage zuteil wurde 
— Mühler war am 16. Januar geſtorben — alle Geſchäfte der zweiten 
Abteilung übernahm.“ g 

Es wurde ſchon erwähnt !), daß Wilmowski, der auf Reifen grund 
ſätzlich den Staatsminiſterialrat vertrat, während des bald ausbrechenden 
Franzöſiſchen Krieges den geſamten Kabinettsvortrag in ſeiner Perſon 
vereinigte. Bei dem raſchen und ſtändigen Vorrücken der deutſchen Heere 
war es natürlich oft nicht einfach, die nötige Zeit für dringende Beſprechun⸗ 
gen beim König zu erhalten. Wilmowski betont jedoch die ſtete Bereit⸗ 
willigkeit des Monarchen, „ſobald es ſich irgend tun ließ“. „Inzwiſchen 
hatten ſich die Sachen angeſammelt bis Pont à Mouſſon. Obwohl der 
König am 17. Auguſt über das Schlachtfeld von Vionville geritten [war], 
und in Erwartung der Erneuerung der Schlacht zum 18. Auguſt einen 
langen Kriegsrat gehalten hatte, bewilligte er mir noch am ſpäten Abend 
des 17. einen längeren Vortrag. S. M. ſprachen mit mir zunächſt über 
die Schlacht vom 16. und waren tief betrübt über die bedeutenden Ver⸗ 
luſte, dann aber ganz bei den vorgetragenen Sachen. Es lag dies in der 
Eigentümlichkeit ſeines Charakters. Nachdem der König ſich über etwas 
Unangenehmes — mitunter ſehr heftig — ausgeſprochen hatte, war 
damit die Angelegenheit zurzeit völlig abgetan für ſeine Stimmung; 
er beherrſchte ſich jo, daß eine Nachwirkung derſelben auf das Nachfolgende 
nicht ſtattfand. Im ſpäteren Laufe des Dienſtlebens habe ich jene Wahr⸗ 
nehmung immer beſtätigt gefunden. Wie oft iſt es vorgekommen, daß der 
Hofmarſchall v. Pückler !),, welcher vor mir Vortrag hatte, oder der dienft- 
tuende Flügeladjutant beim Heraustreten aus dem Empfangszimmer 
äußerte: S. M. ſeien ſehr mißgeſtimmt oder, es ſei heute ſehr ſchlechtes 
Wetter. In der Regel hatte ich darauf unmittelbar einzutreten und 
— fand keine Spur von übler Laune! Ebenſo konnte der König, wenn in 
Angelegenheiten, welche ſein beſonderes Intereſſe in Anſpruch nahmen, 
ein Miniſter etwas durchzuſetzen verſuchte, was ſeiner Überzeugung 
zuwiderlief, ſeinem Unmut ſehr lebhaften Ausdruck geben — beim 


1) Forſchungen a. a. O. S. 63f. 
2) Ober⸗Hof⸗ und Hausmarſchall Graf v. P. 
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Vortrag der folgenden Sachen war letzter gänzlich verſchwunden. Ich hatte 
mir deshalb zur Regel gemacht, Sachen, bei denen ich ein Widerſtreben 
oder eine Ablehnung vorausſah, bald nach Beginn des Vortrags zu er⸗ 
ledigen, um dem Könige am Ende der Vorträge einen üblen Nachgeſchmack, 
die Fortdauer einer Mißſtimmung zu erſparen“. 


Zum Nachfolger des nicht lange nach dem Kriege wegen andauernder 
Kränklichkeit verabſchiedeten Geheimrats Wehrmann wünſchte Bismarck, 
wie wir nun erfahren!), feinen früheren politiſchen Geſinnungsgenoſſen 
Hermann Wagener ernannt zu ſehen. Wagener erhielt auch durch K. O. 
vom 24. Dezember 1872 den Poſten als erſter Vortragender Rat beim 
Staatsminiſterium ), aber der Kaiſer weigerte ſich, ihn im Kabinett zu 
empfangen. Dieſelben Gründe, welche Bismarck dem Mann der Kreuz- 
zeitung verpflichteten, machten dieſen beim Monarchen, dem nun doppelt 
gekrönten heimlichen Haupt der Wochenblattspartei von ehedem, un⸗ 
möglich). Um das Vakuum im Kabinettsvortrage der I. Abteilung 
zu beſeitigen („in dieſer Verlegenheit“), ſchlug Wilmowski vor, die 
beiden Abteilungen in ſeiner Hand zu vereinigen und damit einen Zu⸗ 
ſtand dauernd herzuſtellen, der in den letzten Jahren vorübergehend 
ſchon häufiger eingetreten war. Man muß dieſe Wiederherſtellung des 
status quo ante 1848 als einen reaktionären Akt bezeichnen, deſſen weit⸗ 
tragende Bedeutung nur infolge der loyalen Perſönlichkeit Wilmowskis 
(vgl. unten) und der gleichzeitigen Exiſtenz eines verantwortlichen Staats⸗ 
mannes vom Range Bismarcks nicht ſo in die Erſcheinung trat, wie es 
eigentlich hätte der Fall ſein müſſen und ſpäterhin bei veränderten Um⸗ 
ſtänden auch tatſächlich der Fall geweſen iſt“). | 

Soviel als Ergänzung zu früher Geſagtem. 

Die von Wilmowski in feinem Organiſationsvorſchlage 1872 er- 
wähnte Vermehrung der Geſchäfte (mit welcher die Ernennung eines 
beſonderen Vortragenden Rates im Kabinett als Vertreter des Chefs 
begründet wurde) s) rührte vor allem daher, daß dem preußiſchen Zivil⸗ 


1) Wilmowski A. — Wagener war ſchon bei der Ernennung Wehrmanns 
als Kandidat in Betracht gekommen. Siehe: Aus dem Leben des Wirkl. Geh. Rats 
Otto Wehrmanns ©. 54. 

2) Allerdings nur für kurze Zeit. Am 23. Juni 1873 wurde Wagener wieder 
verabſchiedet. | 

3) Vgl. auch: Aus dem Leben Wehrmanns, S. 54, 61. Es lagen auch 
Antipathien gegen die Perſon Wageners bei Wilhelm I. vor. 

4) Vgl. unten S. 196ff. und 205. 

5) Vgl. oben S. 64f. und unten S. 193f. 
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kabinett inzwiſchen die inneren Angelegenheiten des Reichs und der 
Reichslande zugewachſen waren!). Ausgänge dieſer Art wurden mit dem 
Reichsſiegel verjehen?), das Reich zahlte zuletzt (1918) 10000 Mark Zu⸗ 
ſchuß für die Miterledigung ſeiner Geſchäfted), ähnlich wie die Beamten 
des Kabinetts in der letzten Zeit noch beſondere Remunerationen dafür 
erhielten, daß infolge Privatauftrags des Königs auch der Vortrag ir in 
Haus⸗ und Hofſachen von ihrem Chef gehalten wurde). 

Dieſe Kompetenzerweiterungen änderten natürlich nichts an dem 
Charakter der Behörde. Das Zivilkabinett war und blieb eine preußiſche 
Einrichtung“), allerdings war das Prädikat „Königlich“ nicht üblich, die 
Unterſchrift lautete auf die Perſon“). 

Das Zivilkabinett iſt ferner eine preußiſche Staats behörde, deren 
höhere Beamte unter Gegenzeichnung des Präſidenten des Staats⸗ 
miniſteriums ernannt wurden), alſo keine Hofbehörde, obwohl es im 
Staatshandbuch unter der Abteilung „Königlicher Haus und Hof“ ver⸗ 
zeichnet ſteht. Gewiß werden hier, wie erwähnt, auch Angelegenheiten des 
Königlichen Hofes und Hauſes bearbeitet (weshalb die Akten der Behörde 
wichtiges Material zur Geſchichte der Hohenzollernſchen Familie ent 
halten), aber das Weſentliche iſt doch die Vermittlung zwiſchen Herrſcher 


1) Eben deswegen ſollte damals das Bureauperſonal auf Rei chs koſten ver⸗ 
mehrt werden. (Wilmowski, A.) 

2) Was im Jahre 1879 eine verwunderte Anfrage von ſeiten des Chefs des 
Militärkabinetts zur Folge hatte. G. St. Arch. Rep. 89 H II Preußen 8d vol. III, 
kol. 31. 

3) Beim Militärkabinett lagen die Dinge etwas anders: Auch dieſes war 
eine preußiſche Behörde, aber die Mittel für ihr Beſtehen ſtammten aus Reichs⸗ 
fonds, „da die Koſten des Heeres vom Reiche getragen werden, und der Militär⸗ 
fiskus der Reichsfiskus iſt“; vgl. Arndt in der Deutſchen Juriſtenzeitung 1918, 
Spalte 671. Nur das Marine kabinett iſt natürlich eine aus Reichsmitteln unter- 
haltene Reichsbehörde geweſen. 

4) Graf Auguſt Eulenburg an den Geh. Oberregierungsrat v. Strempel, 
10. Januar 1920. — Seit wann, habe ich nicht feſtſtellen können. Die Akten 
des Zivilkabinetts betr. „Hausſachen“ reichen bis in die Reformzeit zurück. 

5) Ebenſo wie man bei den Hohenzollern nur von einem Königlichen Hofe 
reden kann, da er von Preußen und der preußiſchen Zivilliſte allein unterhalten 
wurde; vgl. O. v. Mohl, 50 Jahre Reichsdienſt, S. 45 und 78. Auch die Reichs⸗ 
inſignien waren ja eigentlich keine ſolche, ſondern Inſignien des preußiſchen Königs. 
Vgl. Graf Zedlitz⸗Trützſchler, 12 Jahre am deutſchen Kaiſerhofe, S. 149. 

6) Wilmowski A. 

7) G. St. Arch. a. a. O. vol. V, fol. 63. 
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und Staat), das Kabinett iſt das Regierungs bureau des Monarchen, 
im Gegenſatz zu feinem Privatſekretariat“. 

Natürlich ergibt ſich bisweilen in dem ſo eminent monarchiſchen 
Preußen eine die „Separation“ erſchwerende „Gemengelage“ für die 
ſtaatlichen und privaten Angelegenheiten des Königs. Grundſätzlich aber 
gehören dieſe letzteren nicht ins Kabinett (vgl. das Verhalten Wilhelms IL 
in puncto Privatbriefe u. S. 195f.), ſondern an eine beſondere Stelle. 
Dieſe war von Friedrich II. bis einſchließlich Friedrich Wilhelm IV. der 
„Geheime Kämmerer“ (Fredersdorf, Ritz, Timm, Schoening), dem 
zugleich die Schatulle anvertraut wurde. Unter Friedrich Wilhelm IV. 
gab es auch noch einen „Kabinettsſekretär“ (oder zwei, vgl. oben S. 61, 
Note) im Hofſtaat, alſo außerhalb des Kabinetts. Seit Wilhelm I. er⸗ 
ſcheint anſtatt „Kämmerer“ und (Privat-) „Kabinettsſekretär“ eine „Privat⸗ 
kanzlei“, welche „zugleich mit der Schatullverwaltung beauftragt“ iſt. Sie 
heißt ſeit Wilhelm II. zuerſt „Schatullverwaltung und Privatkanzlei“, 
ſpäter „Schatull⸗ und Vermögensverwaltung“, ihr leitender Beamter 
„Schatullverwalter und Korreſpondenzſekretär“), ſpäter, entſprechend 
dem Fortfall des Titels Privatkanzlei, bloß „Schatullverwalter“). 

Zivilkabinettsvortragé') war dreimal wöchentlich, am Montag, 
Mittwoch und Sonnabend angeſetzte), in der Regel von 11 Uhr ab“), 


1) Dazu gehörte auch die Vorbereitung der kgl. Reden, die unter Wilhelm II. 
vielfach vom erſten Kabinettsſekretär (Geheimrat Abb) konzipiert worden ſind. 

2) Daher ganz irreführend, wenn v. Rönne (Preußiſches Staatsrecht II, 50) 
und im Anſchluß an ihn Hermann Schultze (Preußiſches Staatsrecht II, 296 
und Hüffer (Die Kabinettsregierung in Preußen und J. W. Lombard, ©. 561) 
das Kabinett als „das große Privatſekretariat“ des Königs bezeichnen. 

3) Der bekannte Mießner, vgl. ſeine im Auftrage des Kaiſers geſchriebenen 
Briefe in dem Buche der Gräfin Eliſabeth Wedel⸗Beérard, Meine Beziehungen 
zu Sr. Majeſtät Kaiſer Wilhelm II. passim. — Die Bezeichnung Korreſpondenz⸗ 
ſekretär findet ſich bereits in früherer Zeit. 

4) So Mießners Nachfolger (ſeit 1910 der Geheime Regierungsrat Grimm). 

5) Das Folgende nach Wilmowski A. 

6) Solange noch ein beſonderer Vortrag der I. Abteilung durch Wehrmann 
beſtand, fand dieſer — es handelte ſich ja um weniger umfangreiche Materien — 
nur einmal in der Woche, und zwar am Montag vor dem des Geh. Kabinetts⸗ 
rats ſtatt. | 

7) „Wiewohl ftet3 nach beſonderer Beſtellung. War am Vortragstage zeitig 
zu ermeſſen, daß der Kaiſer erſt ſpäter ... disponibel fein werde, jo hatte er die 
Aufmerkſamkeit, durch einen Leihgensdarmen die ſpätere Stunde in die Wohnung 
beſtellen zu laſſen. Andernfalls mußte im Vorzimmer gewartet werden.“ (Wil⸗ 
mowski A.) 
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auch auf Reiſen, z. B. in Gaſtein und Ems, dann aber ſtatt Sonnabends 
am Freitag. In Berlin wünſchte der Kaiſer den Freitag als „freien 
Tag“ zu ſeiner Verfügung zu haben, was ihm allerdings nur ſelten ge⸗ 
lang, da auch dieſe Zeit mit Audienzen, Vorträgen des Hausminiſters 
und Generalintendanten der Schauſpiele ſtark beanſprucht wurde. Der 
Chef des Militärkabinetts erſchien am Dienstag, Donnerstag und Sonn⸗ 
abend, ſodaß an dieſem letzten Tage der Monarch zwei Vorträge ent⸗ 
gegenzunehmen hatte. Da außerdem der Zivilvortrag an den Sonn⸗ 
abenden erſt nach der Spazierfahrt ſtattfand und auf dieſe Weiſe häufig 
mit dem des Fürſten Bismarck oder ſeines Vertreters kollidierte (der, 
wenn überhaupt, ſtets zu 4 Uhr befohlen war), ſo ſuchte Wilmowski 
ſeinem alten Herrn die Geſchäſtslaſt dadurch zu erleichtern, daß er in 
Berlin die Vorträge auf zwei Tage in der Woche einſchränkte und 
erforderlichenfalls „ausnahmsweiſe“ am Freitag zum Monarchen ging. 
„Die Leibärzte wünſchten, daß der Kaiſer regelmäßig um 1 Uhr warm 
frühſtücken ſolle, nicht ſpäter, damit das Mittageſſen (5 Uhr) nicht dadurch 
beeinträchtigt würde. Dies war aber häufig nicht zu erreichen, ſelbſt nicht 
durch den Vorſchlag, den Vortrag zu unterbrechen. Das Frühſtück wurde 
ſtets in kürzeſter Zeit, meiſt ſtehend im Bibliothekzimmer eingenommen 
und indem er [der Kaiſer] zugleich mit dem Korreſpondenzſekretär, dem 
Geh. Hofrat Borck, Rückſprache nahm.“ Beſonders ſchwierig geſtaltete 
ſich die Erledigung der Vorträge im Frühjahr zurzeit der Truppen⸗ 
übungen auf dem Tempelhofer Felde, da man dann auf die Ermüdung 
des heimgekehrten Monarchen Rückſicht nehmen mußte. Erſt nachdem 
dieſer auf den Rat der Arzte es über ſich gewonnen hatte, ſich im Bett 
auszuruhen, wurde das beſſer. Der Zivilvortrag dauerte bei Wilmowski 
1 bis höchſtens 1%, Stunden, der militäriſche (Albedylls) bisweilen über 
2 Stunden. Außerhalb der offiziellen Vortragszeiten war es ſchwer, 
den Kaiſer — etwa in eiligen Sachen — zu ſprechen. Dieſer hatte jedoch 
„nichts Dagegen“, wenn man vor 9 Uhr zu ihm kam. „Ofter,“ fo ſchreibt 
Wilmowski, „habe ich ihn beim Kaffee überraſcht, den er — nach meinem 
Empfinden ſehr ungemütlich — an ſeinem Schreibtiſche im Eckzimmer 
nahm.“ 

Wilhelm L war nach dem Zeugnis ſeines Kabinettsrats „in den 
Geſchäften der Zivilverwaltung bewandert“, was natürlich die Vorträge 
in formeller und materieller Beziehung erleichterte. Daß ihm die Schei⸗ 
dung der Reichsangelegenheiten von denen des preußiſchen Staates 
beſonders in der erſten Zeit Schwierigkeiten machte, erſcheint nicht wunder⸗ 
bar. Deshalb nahm er „in allem, was aus feiner Initiative hervorging“, 
Zuflucht zum Schöpfer der Reichsverfaſſung, wodurch dieſer allerdings 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XVI. 2. 13 
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häufig Anlaß erhielt, wie Wilmowski bemerkt, „in fremde Reſſorts über⸗ 
zugreifen, was ſeiner Neigung entſprach“. Auch in Fällen, in denen 
miniſterielle Anträge beim Monarchen Bedenken erregten, und dieſer 
ſich nicht ohne weiteres zur Ablehnung oder Abänderung entſchließen 
mochte, erfolgte die Befragung des Orakels Bismarck. Wilmowski hebt 
als angenehmen Umſtand im Verkehr mit dem Herrſcher hervor, daß 
dieſer „für Diskuſſion zugänglich“ war, „man konnte ſeine verſchiedene 
Auffaſſung gegen ihn geltend machen, ſelbſtverſtändlich nicht heftig, 
ſondern ruhig, in höflicher Form und mit den nötigen Gründen. Über- 
zeugten dieſe ihn, ſo gab er nach. Er hing natürlich am Alten, was ihm 
bekannt war. Bei Neuerungen ſagte er wohl: Darin kann ich mich nicht 
finden! Worin liegt der Vorteil? Er liebte Klarheit, Durchſichtigkeit 
der Verhältniſſe und fragte, bis er orientiert war“. Jeder Vortrag ſollte 
womöglich mit einem Beſchluſſe enden, aber anderſeits war es „in 
ſchwierigen Sachen oder wenn der Kaiſer zu einer anderen Auffaſſung, 
die der Lage nicht entſprach, neigte, bisweilen nicht leicht, einen Ausſpruch 
von ihm zu erhalten“. In ſolchen Fällen pflegte der Kabinettschef eine 
Zwiſchenverfügung vorzuſchlagen. „Nach Erledigung derſelben hatte 
ſich der Kaiſer die Sache überlegt, und man kam dann leichter zum Ziel.“ 
An einer einmal getroffenen Entſcheidung ſuchte Wilhelm I. im Gegen⸗ 
ſatz zu ſeinem Vorgänger feſtzuhalten, dagegen war die Form ſolcher 
Entſcheidungen nicht immer haltbar. Man hat die Marginalien Wil⸗ 
helms II. mit Recht getadelt. Kenner der Akten wiſſen, daß auch der 
Großvater eine ſpitze Feder führen konnte. Wilmowski hielt es für ſeine 
Aufgabe, den Monarchen entweder zum eigenhändigen Durchſtreichen 
derartig bitterer Bemerkungen zu bringen oder doch wenigſtens von ihm 
zu erlangen, daß ſie unbeachtet bleiben durften. „Hierbei regte ſich 
das monarchiſche Gefühl: Wenn ich das nicht einmal darf?! Es wurde 
ihm ſchwer, die Marginalien zurückzunehmen, aber er hat ſich regelmäßig 
überwunden. In den letzten Jahren ſind ſolche Fälle nicht mehr vorge⸗ 
kommen.“ Die Laſt der Unterfchriften!) war groß. Wilmowski ſuchte 
in ſeinem Reſſort die Zahl der „Allerhöchſten Erlaſſe“ nach Kräften zu 
vermindern. Er machte ferner den Vorſchlag, der Kaiſer möge in allen 
nicht an eine Perſon gerichteten Urkundenerlaſſen, d. h. in den ſog. 
Verwaltungsorders, nicht mit dem ganzen Namen, ſondern nur mit der 
Initiale zeichnen. Bei Telegrammen als Erwiderung auf fürſtliche und 
andere Gratulationen iſt der Monarch darauf eingegangen, „ſonſt ließ 
er es ſich nicht nehmen, mit vollem Namen mit dem Schnörkel die Er⸗ 


1) Vgl. u. S. 199 ff. 
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laſſe zu zeichnen, reichlich Sand darauf zu ſtreuen und die Feder in der 
Art abzuwiſchen, daß er ſie mit der rechten Hand hoch unter dem rechten 
Rockärmel herzog“). Der Militärüberrock, welchen der Kaiſer in Berlin 
bei Vorträgen anzog, konnte es, jo bemerkt Wilmowsli, vertragen, „er 
war nicht berühmt“. Die bekannte Pflichttreue Wilhelms I., ſeine geiſtige 
Teilnahme an den Geſchäften waren bis zuletzt vorhanden, nur konzen⸗ 
trierte ſich im hohen Alter das Intereſſe mehr auf einzelne Sachen, 
während Perſonalien, abgeſehen von ſolchen oberer Sphären, leichter 
genommen wurden. Unnötiges Detail wurde vermieden, ſchon um die 
Vorträge abzukürzen. Der Kaiſer bat ſich dann mitunter das Schrift⸗ 
ftüd aus, um es nachzuleſen. In den ſeltenen Fällen, in welchen es nach 
Wilmowskis Anſicht zu dieſem Nachleſen kam, erhielt der Kabinettschef 
die betreffende Sache bald wieder zurück. Meiſt blieb aber eine derartige 
Piece ſehr lange beim Monarchen liegen, dieſer verlegte ſie, und jede 
Erinnerung war dann fruchtlos, bis ſie zufällig wieder zum Vorſchein 
kam). | 

Die im vorſtehenden an ihrem Brennpunkt betrachtete Geſchäfts⸗ 
gebarung des Kabinetts trägt das ins Auge fallende Merkmal der Loyali⸗ 
tät ſowohl des Herrſchers wie des Kabinettsrats. In der Tat laſſen ſich 
die ſiebziger und achtziger Jahre in der Geſchichte unſerer Behörde als 
eine ungewöhnlich „normale“ Periode anſehen, in welcher jene beſonders 
reibungslos in das bureaukratiſche Räderwerk eingefügt erſcheint. Gewiß 
war dabei hauptſächlich die Perſönlichkeit des Kanzlers der regulierende 
Faktor, aber mit einem Friedrich Wilhelm IV. als Staatsoberhaupt 
und einem Mühler als Kabinettschef hätten die Dinge trotzdem ein anderes 
Ausſehen gewonnen. Die Herrſchertugenden des Kaiſers ſind bekannt, 
Wilmowskis Verdienſt gebührt im Zuſammenhange noch ein Wort. Man 
wird ihn ohne Überſchwänglichkeit den idealen Kabinettschef Preußens 
nennen dürfen, einen Mann, der die ſchwierige Aufgabe des Mittlers 
zwiſchen jo heterogenen Elementen, wie fie Monarch, Behörden und 
öffentliche Meinung in einem konſtitutionellen, hochorganiſierten Gemein⸗ 
weſen darſtellen, voll begriffen und zum Nutzen des Ganzen durchgeführt 
hat. Er war ein pflichtgetreuer, ſtreng ſachlicher und äußerſt fleißiger 
Beamter. Ein Mann, der nach eigenem Zeugnis (vgl. ſein Verhalten 
gegenüber kaiſerlichen Marginalien) Gegenſätze milderte, ſtatt ſie zu 
ſchärfen, der Seiner Majeſtät auch Unangenehmes zu ſagen wagte, wovor 


1) Alſo im „Techniſchen“ ein voller Gegenſatz zu dem Schreibärmel tragenden 
Friedrich Wilhelm 1. 
2) Wilmowski A. 
13* 
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man am Hofe des Enkels ſich fo feheute!). Kaiſer Wilhelm betrachtete 
es als „eine der vielen Gnadenerweiſungen Gottes, deren ich mich in 
meiner langen Lebensdauer zu erfreuen habe“, daß die Vorſehung ihm 
Wilmoweki zur Seite gefteilt habe, und nannte den Kabinettschef fein 
„Zivilgewiſſen“)). Das Wort zeichnet gut den Geiſt dieſes Beamten, 
der, im Unterſchiede von ſeinem militäriſchen Kollegen Albedyil?) gegen 
Bismarck nicht zu gebrauchen war (ſo ſeine eigenen Worte) und daher 
jahrelang von der Kaiſerin Auguſta demonſtrativ als Luft behandelt 
wurde. Bismarck wußte, was er tat, als er in der Rede vom 26. Fe⸗ 
bruar 18784) „das legale Inſtitut eines wiſſenſchaftlich, techniſch und 
bureaukratiſch gebildeten Kabinettsrats“ gegenüber Wageiffen von ſeiten 
Windthorſts verteidigte“). 


Freilich eitel Sonnenſchein ruht auch auf dem Bilde jener Jahre 
nicht. Selbſt der Schöpfer des neuen Reichs in ſeiner für die Perſon 
erdachten miniſteriellen Souveränität hat ja „Nebenregierungen“ am 
Werke ſehen müſſen. Im Brennpunkte ſtand da bekanntlich eine Macht, 
der wir in der Geſchichte des apokryphen Kabinetts bisher noch nicht be⸗ 
gegnet ſind: die Gemahlin des Monarchen. Hier ſei nur des politiſchen 
Einfluſſes der Kaiſerin Auguſta gedacht, über deſſen äußerliches Wirkſam⸗ 
werden Wilmowſkis) folgende intereſſante Angabe macht: „Die Kaiſerin 
frühſtückte zwiſchen 10 und 11 Uhr; vor dem Attentate“) pflegte der Kaiſer 
ſie hierbei zu begrüßen, indem er zu ihr hinaufging. Die Kaiſerin nahm 
dieſe Gelegenheit wahr, um Dinge, die ſie aus Zeitungen oder Zuſchriften 
erfahren, welche ihr aber nicht zuſagten, zur Sprache zu bringen. Der 
Kaiſer pflegte dann ſofort auf einem Blättchen, meiſt ohne Rückſicht auf 
die Reſſortverhältniſſe, an den Fürſten zu ſchreiben, das Mitgeteilte für 


1) Vgl. die charakteriſtiſche Außerung Philipp Eulenburgs bei Graf 

Walderſee, Denkwürdigkeiten II, 374, 

2) Feldbriefe 1870-71 von Karl v. Wilmowski, hrsg. von vun v. Wil⸗ 
mowski, S. 99 und 93. 

3) Vgl. Die Große Politik der europäiſchen Kabinette 1871—1914 Gtten 
des Auswärtigen Amtes) VI, 56 ff. Anders das Urteil Caprivis über A. bei 
v. Tirpitz, Erinnerungen S. 135. 

4) Kohlſche Ausgabe VII, 146. 

5) Die Stelle bei M. Buſch, Tagebuchblätter II, 585 hat dem oben Ange⸗ 
führten gegenüber zu wenig Beweiskraft. 

6) Vgl. auch H. v. Petersdorff, Auguſta S. 63f. 

7) Gemeint iſt das Attentat Nobilings vom 2. Juni 1878, wobei der Kaiſer 
ſchwer verletzt wurde. 
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tatſächlich richtig und vollſtändig zu halten und daran feine mißbilligende 
ſcharfe Bemerkung zu knüpfen. Dieſe „Zettel“ gereichten Bismarck 
zu großem Verdruß, um ſo mehr, als er aus der wiederkehrenden Zeit 
ihres Eingangs (gegen 11 Uhr) folgerte, daß ſie von dem Frühſtücke 
der Kaiſerin herrührten.“ Wenn man aber dieſe Beeinfluſſung des 
Ehemanns durch die Frau noch verſtändlich finden will — es iſt auch 
vorgekommen, daß der Loyalſte aller Monarchen bei einem Konflikt 
mit dem Kultusminiſter Falk (über die Beſetzung zweier vakanter Stellen 
im Evangeliſchen Oberkirchenrat durch Domgeiſtliche) ſich die Konzepte 
zu unfreundlichen Kabinettsordres an den Miniſter durch — Edwin 
Manteuffel machen ließ). Wie denn überhaupt dieſe Perſönlichkeit 
wohl den markanteſten Gefahrenpunkt der ſonſt ſo kriſenlos verlaufenden 
Kabinettsgeſchichte Kaiſer Wilhelms J. darftellt?). 

Die neunundneunzig Tage ſind auch in der Geſchichte des Zivil⸗ 
kabinetts nur eine Epiſode geweſen. Wilmowski hatte, ſchon in den letzten 
Monaten vor dem Tode des alten Kaiſers durch ein Augenleiden ſtark 
behindert, dem Thronfolger ſeine Entlaſſung angeboten, war aber auf 
deſſen von Bismarck unterſtütztes Erſuchen in ſeiner Stellung verblieben. 
Der dienſtliche Verkehr zwiſchen dem Monarchen, der nicht ſprechen 
und dem Kabinettsrat, der nicht leſen konnte, wurde durch den General 
v. Winterfeldt vermittelt. In Ausführung eines Allerh. Erlaſſes vom 
21. März?) ſtellte das Staatsminiſterium eine lange Liſte ſolcher Ange» 
legenheiten auf, die der Kronprinz bearbeiten und erledigen ſollte, um 
feinen ſchwerkranken Vater zu entlaſten“). Dieſer genehmigte den Katalog 
in der Form, daß er ſich vorbehielt, einzelne ihn beſonders intereſſierende 
Sachen aus demſelben doch noch vor ſein Forum zu ziehen, dafür aber 
auch andere im Verzeichnis nicht aufgeführte dem Kronprinzen zu über⸗ 
weiſens). Nach dem abermaligen Regierungswechſel fand das erneut 
eingereichte Abſchiedsgeſuch Wilmowskis ſeine Bewilligung, ihn ſelbſt 
erhob der dankbare Enkel in den Freiherrnſtande). Gleichzeitig trat der 
Unterſtaatsſekretär im Kultusminiſterium, Fritz v. Lucanus, ſein Amt 
beim Herrſcher an. 

Hinſichtlich Tag, Stunde und Dauer der Zivilvorträge blieb es 
offenbar bei den unter Wilhelm J. feſtgelegten Gewohnheiten, d. h. der 


1) Mitteilung meines Kollegen L. Dehio. 

2) Vgl. z. B. Die Große Politik der europäiſchen Kabinette III, 84. 
3) G. S. 1888, S. 20 (G. St. Arch. a. a. O. vol. III, fol. 81ff.). 

4) Anlage zum Bericht des Staatsminiſteriums vom 4. . 

5) Erlaß an das Staatsminiſterium. 8. April. 

6) K. O. vom 23. Juni. 
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Kabinettschef hatte am Montag und Mittwoch ab 11 Uhr für durchſchnitt⸗ 
lich fünfviertel Stunden offiziell das Ohr des Monarchen‘). Natürlich 
iſt auch manche wichtige Sache außerhalb dieſer offiziellen Vortragszeit 
abgemacht worden?). Andrerſeits hatte ſelbſt der Chef des Zivilkabinetts 
wochenlang die größten Schwierigkeiten, auch nur einmal einen Vor⸗ 
trag zu erhalten?). 


Eine eigentliche Geſchäftsordnung erhielt die Behörde auch jetzt nicht, 
und hat ſie Zeit ihres Beſtehens nicht erhalten“). Wohl aber entſchloß 
man ſich im Jahre 1889, infolge eines Geſprächs zwiſchen dem braun⸗ 
ſchweigiſchen Geſandten, Freiherrn v. Tramm⸗Burgdorf und Herrn von 
Lucanus, zu einer „gedrängten Darſtellung von der Einrichtung und 
dem Geſchäftsgange des Geh. Zivilkabinetts“, die deſſen Chef ſelbſt 
durchkorrigiert hats), und die in der Folge aus ähnlichen An⸗ 


1) Dies ergibt ſich aus einem Schreiben des Generaladjutanten und Kom⸗ 
mandanten des Hauptquartiers v. Wittich an v. Lucanus aus dem März 1889 
ſamt beigefügtem „Entwurf einer Zeiteinteilung für die regelmäßigen Vorträge 
bei Seiner Majeſtät“. (G. St. Arch. a. a. O. vol. III, fol. 102 a, 102 b.) Auch die 
Militärkabinettsvorträge fanden (nach obiger Quelle) an den altgewohnten Tagen 
Dienstag, Donnerstag, Sonnabend (11%, Uhr) ſtatt, während der Freitag, wie 
früher, „frei“ bleiben ſollte. Vor dem Chef des Militärkabinetts erſchienen (11 Uhr) 
am Dienstag der Chef des (durch K. O. vom 28. März 1889 begründeten) Marine⸗ 
kabinetts, am Donnerstag der Kriegsminiſter und am Sonnabend leine Errungen⸗ 
ſchaft des Grafen Walderſee) der Chef des Generalſtabes zum Immediatvortrage. 
Dienstags und Freitags waren ferner ab 12½ Uhr „militäriſche Meldungen“ 
vorgeſehen. Die Vorträge des Reichskanzlers fehlen, wie man fieht, in dem 
Tableau. Auch noch andere Inſtanzen hatten das Recht des unmittelbaren 
Vortrags bei Sr. Majeſtät, z. B. der Präſident des Evangeliſchen Ober⸗ 
kirchenrats, Barkhauſen. (Bornhak, Deutſche Geſchichte unter Kaiſer Wilhelm II. 
S. 146.) 

2) Vgl. den von Graf R. Zedlitz Truützſchler, a. a. O. S. 154 angeführ- | 
ten Fall. 

3) Graf Zedlitz a. a. O. 235. N 

4) Vgl. oben S. 50, Note 3. Am 28. Juni 1919 wünſchte das „Bureau 
des Reichspräſidenten, Politiſche Abteilung“ für ſeine „Organiſierung die für das 
Geh. Zivilkabinett bisher geltende Geſchäftsordnung als Muſter“ zugrunde zu 
legen, worauf ihr die Abwicklungsſtelle des Geh. Zivilkabinetts, alſo gleichſam 
eine Stimme „d' outre tombe“, den im Text vermittelten Sachverhalt auseinander⸗ 
ſetz te (G. St. Arch. a. a. O. V, fol. 71). 

5) Sie wurde mit Schreiben vom 15. Mai 1889 dem e wähnten Diplomaten 
überſandt. Als kurze Zeit darauf (am 13. Februar 1890) der Bonner Profeſſor 
Hermann Hüffer ſich nach dem etwaigen Vorhandenſein einer „Kgl. Ordre“ über 
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läſſen!) noch mannigfache Abänderungen erfuhr. Der älteſte Entwurf (A) 
beſchreibt — wenn auch ſeinem Zwecke entſprechend in Form des Referats, 
nicht der Reſolution — ausführlicher den Geſchäftsgang wie er bei Beginn 
der Regierung Wilhelms II. im Kabinett innegehalten wurde. Wir laſſen 
zunächſt den Wortlaut folgen: 

„Alle neu eingehenden Immediatgeſuche) werden von dem 
Kabinettspoſtamt Seiner Majeſtät zur Durchſicht, reſp. Allerhöchſt⸗ 
eigenhändigen Offnung?) vorgelegt. Sodann gelangen die Geſuche 
an das Geheime Zivilkabinett, deſſen Bureauvorſteher“) fie präſentiert 
und an die beiden Sekretäre), und zwar an den einen die Juſtizbegnadi⸗ 
gungsſachen und die Hofangelegenheiten, an den andern die übrigen 
Eingänge verteilt. Von den Sekretären wird die Verfügung entworfen“), 
an welche Behörde das Geſuch behufs Prüſung und weiterer Ver⸗ 
anlaſſung remittiert werden ſoll. Dieſe Verfügungsentwürfe7) werden 
von dem Vortragenden Rate revidiert. Demnächſt gelangen die Geſuche 
zum Journal. Nachdem die Eintragung in dasſelbe erfolgt iſt, werden die 
Namen der Geſuchſteller und die Journalnummer in einen in alpha⸗ 
betiſcher Ordnung geführten Index notiert, um ſpäter die Auſſuchung 
von Vorgängen zu erleichtern. Darauf kommen die Geſuche zum Abgang 
an die Behörden, welche mit ihrer Prüfung beauftragt worden ſind. 
Wichtige Sachen, insbeſondere ſolche, welche zur Berichtforderung ge⸗ 
eignet erſcheinen, werden dem Chef vorgelegt, welcher die Beſtimmung 


„Anordnung, Geſchäftsgang und Geſchäftsteilung des Kabinetts aus ſpäterer 
Zeit“ erkundigte, wurde ihm die Frage, formell richtig, in verneinendem Sinne 
beantwortet, ohne Mitteilung der kurz vorher im Kabinett ausgearbeiteten „Dar⸗ 
ſtellung“, die den genannten Forſcher für ſeine, auch aus dieſer Zeitſchrift be⸗ 
kannten Arbeiten über den Gegenſtand ohne Zweifel ſehr intereſſiert hätte. 

1) Anfragen des niederländiſchen Geſandten (1898), des der Perſon des 
deutſchen Kaiſers attachierten „agent militaire de Russie à Berlin“ (1905) und 
der preußiſchen Revolutionsregierung (1918). Dieſen drei Anfragen entſprechen 
von ſeiten des Kabinetts drei weitere Darſtellungen des Geſchäftsbetriebes (Re⸗ 
daktion B, C,D. 

2) D. h. Geſuche Privater im Gegenſatz zu den unten behandelten behörd⸗ 
lichen Immediatberichten. 

3) Vgl. jedoch unten S. 195f. 

4) Damals der Geh. Hofrat Mublad, der ſpätere langjährige Redakteur des 
Staatshandbuchs. 

5) Damals Schneider und Abb. 

6) Vgl. oben S. 59, Note 4. 

7) Es handelte ſich ſtreng genommen nur um ſog. „Zuſchriften“ (Remiſſions⸗ 
dekrete), vgl. unten S. 192 Note 5 und 194. 
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Seiner Majeſtät darüber erbittet, ob Bericht gefordert werden ſoll oder 
nicht. Die Immediatberichte ) werden im Geheimen Zivilkabinett 
abgegeben und dem Chef vorgelegt. Nach gehaltenem Vortrage werden 
die vollzogenen Allerhöchſten Ordres in Kabinettsordrebücher einge⸗ 
tragen und ſodann unverzüglich zum Abgang gebracht; die preußiſche An⸗ 
gelegenheiten betreffenden gehen gewöhnlich an das Kgl. Staatsmini⸗ 
ſterium, nur in eiligen Fällen direkt an den Reſſortminiſter. In beſonders 
dringenden Fällen ſenden die Miniſter die Berichte auch direkt an Seine 
Majeſtät, und, falls Allerhöchſtdieſelben die Entſchließung nicht durch 
Vermittlung des Geheimen Kabinettsrats dem Miniſter kundgeben, 
werden Bericht und Abſchrift des Allerhöchſten Erlaſſes?) nachträglich zu 
den Akten des Geheimen Zivilkabinetts gebracht“). 

Das hier über die Behandlung der Immediatgeſuche Geſagte wird 
weſentlich ergänzt durch eine Verfügung des Geheimen Kabinettsrats 
vom 1. Februar 1891, in der es heißt: „Die von den Herren Kabinetts⸗ 
ſekretären zu bearbeitenden Immediatgeſuche und Bittſchriften find 
von dieſen dem Herrn Regierungsrat Scheller zur Reviſion zuzu⸗ 
ftellend). Von denſelben ſind diejenigen Immediatgeſuche, bei welchen 
die Einforderung eines Berichts“) ſeitens eines Miniſters, des Evangeli⸗ 
ſchen Kirchenrats, des Statthalters in Elſaß⸗Lothringen oder eines Ober⸗ 
präſidenten angezeigt erſcheint, oder welche im Hinblick auf ihre beſondere 
Wichtigkeit oder allgemeines Intereſſe von mir“), dem Herrn Regierungsrat 


1) Vgl. oben S. 191 Note 2. 

2) Der in ſolchen Fällen von den Miniſtern in mundo zur Vollziehung zu⸗ 
ſammen mit dem Bericht vorgelegt wurde, alſo in einer Miniſterialkanzlei ge⸗ 
fertigt war, ſodaß man im Kabinett von ſeiner Exiſtenz nichts wußte und deshalb 
eine Abſchrift benötigte. 

3) Bol. veen S. 59, Note 6. | 

4) Betr. den Geſchäftsgang und die Geſchäftsverteilung anläßlich der Über- 
tragung der kommiſſariſchen Verwaltung der Stelle des Vortragenden Rats an den 
Regierungsrat Scheller (G. St. Arch. a. a. O. III fol. 161 a, b). 

5) Gemeint iſt die Aufgabe des Vortragenden Rats, „die Remittenda zu 
revidieren“, wie es in einer ähnlichen Anweiſung an den erſten Inhaber der Stelle 
1874 heißt. Die Kabinettsſekretäre verſahen die eingegangenen Immediatgeſuche 
und Bittſchriften mit dem Vermerk, an welche Inſtanz das betreffende Geſuch 
zu „remittieren“ (weiterzuleiten) ſei; ſog. „Auszeichnung“ oder „Remiſſionsdekret“, 
z. B. „J = Minifterium des Inneren. Dieſe Vermerke prüfte der Rat nach. 

6) Dieſe erfolgte durch ſog. „Berichtsbefehl“, vgl. unten S. 195 Note 1. 

7) Es handelte ſich in ſolchen Fällen um Sachen, die beim Chef perjönlich ein⸗ 
gegangen waren. b 
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Scheller!) oder den Herren Kabinettsſekretären mit einem (Kreuz) + 
verſehen werden, mir zur Superreviſion vorzulegen oder mündlich vorzu⸗ 
tragen). Alle übrigen Verfügungsentwürfe find bis auf weiteres 
mir im Konzept und demnächſt, ſofern nicht Formulare mit fakſimilierter 
Unterſchrift benutzt werden, in der Reinſchrift zur Vollziehung vorzu⸗ 
legen. Die Verfügungsentwürſe der Herren Kabinettsſekretäre gehen, 
wenn fie mit dem Beſchleunigungsvermerk verſehen find oder auf ſpezieller 
mündlicher Anweiſung von mir beruhen, mir direkt zu; andernfalls 
ſind ſie dem Herrn Regierungsrat Scheller zur Vorreviſion vorzu⸗ 
legen“). 


Die eigentliche Arbeit wurde alſo von den Kabinettsſekretären ge⸗ 
leiſtet, während der Vortragende Rat mehr eine formale Zwiſchen⸗ 
inſtanz vorſtellt. Rein äußerlich genommen erſcheint ſie ja als eine Art 
Fortſetzung jener Funktion, die vor Vereinigung der beiden Kabinetts⸗ 
abteilungen dem Vortragenden Rate des Staatsminiſteriums innerhalb 
der erſten zugefallen war. Hinter dieſem ſteht aber der Vortragende Rat 
des vereinigten Zivilkabinetts an Bedeutung weit zurück. Die Prä⸗ 
rogative des Staatsminiſterialrats war ja nicht auf ihn, ſondern auf den 
Chef des Zivilkabinetts übergegangen, der Vortragende Rat eher eine 
Art Fremdkörper in der Behörde, deſſen Wirkungskreis etwas künſtlich 
aus der Arbeitszone der Sekretäre herausgeſchnitten werden mußte. Der 
erſte Inhaber des Amtes, Regierungsrat Anders, erhielt bei der kom⸗ 
miſſariſchen Übernahme am 1. April 1874 außer der oben erwähnten 
Funktion, die Remittenda zu revidieren, was den Chef entlaſten ſollte, 
und abgeſehen von den ihm durch dieſen in Einzelfällen zugeſchriebenen 
Sachen die Angelegenheiten des Schatullfonds, die der Schützen⸗ und 
Kriegervereine und die Eingänge betreffend Annahme bzw. Widmung 
von Geſchenken, literariſchen Werken, Kunſtſachen u. ä. zur Bearbeitung. 
Bei einer ähnlichen Reſſortabgrenzung für den Regierungsrat Scheller 


1) Bei der eingangs erwähnten „Reviſion“. 

2) Der Ausdruck Superreviſion bedeutet in dieſem Falle, daß der Geh. 
Kabinettsrat von ſich aus beſonders beſtimmt, was mit den betreffenden Imme⸗ 
diatgeſuchen zu geſchehen habe, und zwar entweder auf Grund einer Vorlegung 
dieſer Stücke in originalibus oder auf Grund mündlichen Vortrags über dieſelben. 
Erſt nach dieſer Superreviſion werden alſo die erforderlichen Verfügungsent⸗ 
würfe hergeſtellt. 

3) Bei dieſer Reviſion handelt es ſich alſo um wirkliche Verfügungsentwürfe 
(für Expeditionen des Kabinetts), nicht um ausgezeichnete Eingänge wie im 
erſten Satze der Verfügung. 
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vom 1. Februar 18911) iſt vom Schatullfonds nicht mehr die Rede. Als 
beſonders bedeutſam und verantwortlich wird man alſo das Spezialreferat 
der beiden Genannten kaum bezeichnen können. Nun hatten ſie ja noch 
eine andere Aufgabe, nämlich die Vertretung des Chefs, wozu die 
„Sekretäre“, wohl aus Preſtigegründen, nicht mehr geeignet befunden 
wurden. Aber jener Fall ereignete ſich nicht häufig. Herr v. Lucanus 
fehlte grundſätzlich nur während der Nordlandsreiſe in der Aller⸗ 
höchſten Umgebung, und der Natur des fleißigen Wilmowski hatten 
längere Urlaubszeiten ebenſowenig entſprochen. Zu der ſachlichen 
„Beſchränktheit“ geſellte ſich — wenigſtens bei den erſten Inhabern des 
Amtes — eine perſönliche. Hat es ſich doch ereignet), daß ſolch „Vortragen⸗ 
der“ Rat den zu behandelnden Immediatbericht mittels Bleiſtift in oratio 
obliqua überſetzte, um für ſein ſchweres Amt beim Monarchen gerüſtet 
zu ſein. Daß der alte Herr bei dieſem Vortrag einſchlummerte, wird 
niemand verwunderlich finden; auch nicht die Tatſache, daß eine Vakanz 
des alſo beſchaffenen Amtes im Kabinett wiederholt ohne Störung des 
Betriebes ertragen wurde. In ſpäterer Zeit änderten ſich allerdings die 
Dinge. Mit der Zunahme der Geſchäfte und des Alters des Chefs (v. Lu⸗ 
canus) wurde die Schaffung einer zweiten Ratsſtelle im Kabinett 
begründet?). Den Poſten bekleiden dann an Stelle jener Nonvaleurs 
Männer wie Valentini und Berg. — Doch zurück zur Geſchäftsordnung! 
Ein Teil der Immediatgeſuche wird — ſo laſen wir — vom Kabinett 
ſofort an die zuſtändigen Behörden weitergegeben, „remittiert“. Dies 
geſchah durch ſog. „Remiſſionsdekrete“, worunter keine beſonderen 
Kabinettsſchreiben, ſondern die ſchon erwähnten“), auf die Eingabe ſelbſt 
geſetzten „Auszeichnungen“ oder „Zuſchriften“ zu verſtehen ſind. 

Die Zahl dieſer „Remittenden“ war fo beträchtlich“), daß man dafür 
ſpätere) beſondere „Remittendenjournale“ (und Indizes) anlegte. Damit 
vereinfachte ſich auch der Journaliſierungsakt, da die Remittenden 
nunmehr in einem Zuge journaliſiert wurden (als Ein⸗ und Ausgang), 


1) Vgl. oben S. 192, Note 4. 

2) Nach ungedruckten Aufzeichnungen des Geheimrats Abb (= Abb A). 

3) Abb A. 

4) Vgl. oben S. 192 Note 5. 

5) Sie betrug etwa ein Viertel ſämtlicher journaliſierter Eingänge. 

6) Vom 1. Januar 1910 ab (Verfügung v. Valentinis vom 30. September 
1909, G. St. Arch. a. a. O. IV fol. 142). Unter Wilmowski wurden Juſtizremittenden 
unjournaliſiert an das Miniſterium abgegeben. G. St. Arch. a. a. O. III, 
fol. 78. 
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während bisher dafür eine zweimalige Eintragung erforderlich ge⸗ 

weſen war. Die Behörden hatten die Anweiſung, die ihnen zugeſchriebenen 
Immediatgeſuche „einer ſorgfältigen Prüfung zu unterziehen und je 
nach dem Ausfall dieſer Prüfung das Geeignete zu veranlaſſen und den 
Bittſteller mit Beſcheid zu verſehen oder höheren Orts zu berichten“). 
In ihrer Hand lag es alſo, ob ein Immediatgeſuch jener Art doch noch 
das urſprüngliche Ziel erreichte. 

Grundſätzlich wurden, wie aus der „Darſtellung“ erſichtlich, alle 
für den Monarchen mit der Poſt eingehenden Briefe — falls jener in 
Berlin oder Potsdam anweſend war?) — in der kaiſerlichen Wohnung 

abgegeben, „damit“, wie es in einem Schreiben des Oberhofmarſchalls 
Grafen Auguſt Eulenburg an Lucanus vom 17. März 18913) heißt, 
„Seine Majeſtät in der Lage ſeien, Allerhöchſtihre Privatbriefe Selbſt 
herausſuchen zu können“). Während der Choleraepidemie erhielt die 
Kaiſerliche Kabinettspoſt durch den Flügeladjutanten vom Dienſt die 
Weiſung, „bis auf weiteres) ſämtliche an die Allerhöchſte Perſon gerichtete 
Petitionsſchreiben uſw. zur Sichtung direkt an den Chef des Zivilkabinetts, 
ſolche mit „Militaria“ bezeichneten an den Chef des Militärkabinetts“ 
abzugeben“). Infolgedeſſen verfügte Lucanus, daß beim Offnen der 
Eingänge mit größter Vorſicht zu verfahren und insbeſondere darauf zu 
achten ſei, daß für Se. Majeſtät perſönlich beſtimmte Schreiben, insbe⸗ 


1) Zuſatz in Redaktion B (von 1898). Ein Bericht konnte auch durch Intiative 
von ſeiten des Kabinetts zuſtande kommen, nämlich durch die ſog. a 
befehle“, ſ. o. S. 192 Note 6. 

2) War der Monarch auf Reiſen, ſo gingen die Briefe zunächſt ans Kabinett. 

9) G. St. Arch. a. a. O. vol. III, 175. 

909) Zu Beginn der Regierung Wilhelms II. war die kaiſerliche Poſt im 
Kabinett geſichtet worden. Als der Monarch jedoch einmal „erwartete Briefe“ 
auf dieſe Weiſe „nicht erhielt“, befahl er obige Regelung. Man hatte „verſchließbare 
Waſchkörbe angeſchafft“, in denen die Tauſende von Bittſchriften uneröffnet ins 
Schloß geſandt wurden, wo ihr Adreſſat fie nach perſönlichen Briefen durch- 
forſchte. Vgl. W. Abb, 30 Jahre Kabinettsſekretär Wilhelms II. Roland 1923, 
Heft 23, S. 7. 

5) Es blieb dann dauernd bei dieſer Anordnung. Graf Zedlitz⸗Trützſchler 
erzählt (a. a. O. S. 199) unter dem 22. Dezember 1908, daß der Kaiſer — die 
Daily⸗Telegraph⸗Affäre hatte gerade Staub aufgewirbelt — „alle engliſchen 
Briefe vom Kabinett vorgelegt zu ſehen wünſche, während dies bei den übrigen 
nicht ſo geſchieht“. 

6) Schreiben des Freiherrn v. Seckendorff vom 5. September 1892 (G. St. 
Arch. a. a. O. vol. III, fol. 185). 
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ſondere ſolche von Horn:), Mr. Bigelow, Geheimrat Hinzpeter uſw. 
ausgeſondert und ihm, dem Kabinettschef, uneröffnet vorgelegt werden 
ſollten). Es waren nämlich in früherer Zeit wiederholt dergleichen an 
den Monarchen gerichtete Privatbriefe verſehentlich im Kabinett geöffnet 
worden, u. a. auch gerade ein aus dem Schloß in das Kabinettsbureau 
gelangter Brief des kaiſerlichen Freundes Poultney Bigelow. Trotz 
Allerhöchſter Rüffel ſind ſolche Unachtſamkeiten auch ſpäterhin bei dem 
ſtarken Geſchäftsbetriebe gelegentlich vorgekommen“). 

Soviel über den Verkehr zwiſchen Kabinett und „Partikuliers“. 
Wie ſtand es nun mit den Behörden? Aus der „Darſtellung“ geht 
hervor, daß deren „Immediatberichte“ im Zivilkabinett abgegeben und 
dem Chef vorgelegt werden, worauf dieſer Vortrag hält. Dieſe wenigen 
Worte beſagen ſehr viel. Seit im Jahre 1872 der Geheime Kabinetts⸗ 
rat die Funktionen der damals mit ſeiner eigenen Abteilung vereinigten 
erſten Abteilung übernommen hatte, wurden von ihm „ſämtliche Im⸗ 
mediatvorträge in den der Entſcheidung Seiner Majeſtät unterliegenden 
Zivilangelegenheiten“ gehalten, und zwar, wie bereits erwähnt“), nicht 
nur für das Königreich Preußen ſondern auch für das Deutſche Reich 
einſchließlich der Reichslande. Man vergegenwärtige ſich, was das heißt. 
Die Thronberichte des Reichskanzlers und der Reichsämters), des Statt⸗ 
halters in Elſaß⸗Lothringen und ſämtlicher preußiſcher Miniſter (ein- 
ſchließlich des Miniſters des Kgl. Haufes)®) werden, ſoweit fie Zivil⸗ 
ſachen betreffen, durch den Kabinettschef dem Monarchen vermittelt, 
von der Beleuchtung, die jener ihnen gibt, kann es alſo abhängen, ob das 
„Wilhelm J. R.“ unter die in der Regel gleich in mundo und kontra⸗ 
ſigniert beigefügten?) Allerhöchſten Erlaſſe geſetzt wird oder nicht. Gar 
manches Mal kam ſolch ein kontraſigniertes Mundum unvollzogen 
„zu den Akten“! „Im einzelnen“ — wir zitieren wiederum die „Dar⸗ 


1) Horn⸗-Paſcha, Unterſtaatsſekretär in der türkiſchen Douanenverwaltung, 
Hauptmann a. D., dem Kaiſer ſchon aus ſeiner Prinzenzeit bekannt. 

2) Verfügung vom 6. September 1892. G. St. Arch. a. a. O. III, fol. 186. 

3) So bei einem Privatſchreiben der Gräfin v. Waterford an den Kaiſer. 

das dieſer am 7. November 1895 — ſogar ohne Umſchlag — zugeſtellt erhielt, 
G. St. Arch. a. a. O. IV, fol. 12. 

4) Vgl. oben S. 183. ö 

5) Laut Schreiben des Staatsminiſteriums vom 9. April 1890 an den Geh. 
Kabinettsrat auf Anordnung Caprivis. (Vgl. G. St. Arch. a. a. O. III, 144; 
dazu Rep. 89 H II 19, vol. III, fol. 155 d.) 

6) Vgl. oben S. 183, 

7) Darüber vgl. ſpäter S. 203. 
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ſtellung“ von 1889 — „gehören in den Kreis dieſer Immediatvorträge 
alle Angelegenheiten betreffend die Beſetzung von Amtern, die Ver⸗ 
leihung von Titeln und Ehrenzeichen, die Begnadigung von Verurteilten, 
die Gewährung von Unterſtützungen aus Staatsmitteln oder aus der 
Allerhöchſten Schatulle, die Vorlegung von Geſetzentwürfen an die 
geſetzgebenden Körperſchaften und die Vollziehung von Geſetzen und 
Verordnungen, endlich auch die Angelegenheiten der Königlichen Familie 
und die Hofſtaatsſachen.“ 

Nur ein Gebiet war dem Kabinettsrat verſchloſſen: Die politiſchen und 
perſönlichen Sachen des Auswärtigen Amts und des Minifteriums 
der auswärtigen Angelegenheiten, einſchließlich der Beziehungen zu den 
nichtpreußiſchen Bundesſtaaten, ſowie!) auf Grund ſpäter entwickelter 
Übung die Perſonalien der Staatsſekretäre und der ſonſtigen unmittelbar 
zum Reſſort des Reichskanzlers gehörigen Beamten, werden vom Reichs⸗ 
kanzler oder dem Staatsſekretär des Auswärtigen Amts bei Seiner 
Majeſtät vorgetragen. Um dieſes Reſervatrecht auch bei den zahlreichen 
kaiſerlichen Reiſen zu behaupten, delegierte das Auswärtige Amt in 
ſolchen Fällen einen beſonderen Vertreter zur Perſon des Monarchen, 
es iſt das der ſog. „Rat im Gefolge“ oder „Reiſegeſandte“ ). 

Mitunter übernahm dieſer Diplomat den Vortrag des Zivilkabinetts, 
wenn deſſen Chef auf der Reiſe nicht anweſend war?). Im allgemeinen 
iſt jedoch umgekehrt eine Tendenz erſichtlich, die ſelbſtändigen Vortrags⸗ 
befugniſſe des Auswärtigen Amts zugunſten des Kabinetts zu beſchränken. 
So hatte der Freiherr Marſchall v. Bieberſtein im Jahre 1891 mit Lucanus 
einen längeren Schriftwechſel über die Frage, in welcher Form das 
auswärtige Reſſort hinſichtlich des Vortrags der Ordensangelegenheiten 
bei Reiſen Seiner Majeſtät zu beteiligen ſei“). Welche Praxis in der 
folgenden Zeit ſich herausgebildet hatte, erkennt man aus einem Schreiben 


1) Von hier bis zum folgenden Komma: Zuſatz der Redaktion D (1918) der 
„Darftellung“. 

2) Vgl. Fürſt Philipp Eulenburg, Erinnerungen S. 200 — Zur Zeit des 
alten Kaiſers z. B. Abeken in Ems Juni / Juli 1870, ferner der ſpätere Geſandte in 
Bern und beim Vatikan, Otto v. Bülow (vgl. Die Große Politik der europäiſchen 
Kabinette 1871—1914, erſte Serie, passim), unter dem letzten Kaiſer z. B. Graf 
Wolff⸗Metternich, v. Tſchirſchky, v. Rückert⸗Jeniſch. 

3) Z. B. v. Tſchirſchkſy 1904, G. St. Arch. a. a. O. IV, fol. 98. So ſtets auf 
der Nordlandreiſe, vgl. oben S. 194. 

4) G. St. Arch. a. a. O. III, fol. 177 a—g; ferner: Rep. 89 H IV 49, vol. IV, 
fol. 160. 
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Valentinis an Bethmann Hollweg vom 24. April 1914). Der Kaiſer 
hatte mit feinem Zivilkabinettschef über die organiſatoriſchen Veränderun⸗ 
gen beim Archäologiſchen Inftitut?) ſprechen wollen und war erſtaunt, daß 
jenem von der Angelegenheit nichts bekannt war. Valentini ſchließt mit 
den Worten: „Erneut habe ich im vorliegenden Falle den Eindruck er⸗ 
halten, daß es den Intentionen Seiner Majeſtät entſprechen würde, 
wenn der früher beobachteten Praxis gemäß nur die politi- 
ſchen Angelegenheiten des Reſſorts des Auswärtigen Amts 
Allerhöchſtdenſelben direkt vorgelegt oder durch den Herrn Vertreter des 
Auswärtigen Amts zur Allerhöchſten Entſchließung vorgetragen werden, 
für alle übrigen Sachen aber die Vermittlung des Chefs des 
Geh. Zivilkabinetts in Anſpruch genommen wird““). 

Veertrat alſo ſchon in dem beſonders günſtig behandelten auswärtigen 
Reſſort der Kabinettsrat immer mehr den Weg zum Monarchen, ſo 
wurden die übrigen Miniſter“) von deſſen Perſon beinahe völlig abge⸗ 
drängt. Der hierfür charakteriſtiſche Satz der „Darſtellung“ lautet: 
„In einzelnen beſonderen Fällen laſſen Seine Majeſtät Aller- 
höchſtſich auch Vortrag von dem Reſſortminiſter halten, ſei es auf einen 
Befehl Seiner Majeſtät, ſei es auf Anſuchen des Miniſters.“ Gegen 
„Konſeils“ hatte Schon Wilhelm I. nach dem Zeugnis ſeines Sohnes eine 
wachſende Abneigung empfunden. 

Inm Kapitel Geſchäftsgang muß ſchließlich noch der Behandlung der 
Depeſchen gedacht werden, die unter dem letzten Monarchen eine 
große Rolle fpielend). Es genügt hier, das Ergebnis von Erörterungen 
zwiſchen den Chefs des Zivil⸗ und Marinekabinetts und dem General- 
adjutanten v. Pleſſen mitzuteilen, wie es in Beſtimmungen des letzteren 
an die dienſttuenden Flügeladjutanten zutage getreten iſte). Danach 

1) G. St. Arch. Rep. 89 H II Generalia 14, vol. II, fol. 19. 

2) Das vom Auswärtigen Amt reſſortierte. | 
99 Als 1916 ein Danktelegramm an den Staatsſekretär des Reichsſchatzamts 
und ein Dankerlaß an den Reichskanzler betr. das Ergebnis der 5. Kriegsanleihe 
vom Reichskanzler im Entwurf durch den Wirkl. Legationsrat im Auswärtigen 
Amt Baron Grünau dem Kaiſer vorgelegt wurde, äußerte dieſer, die Vorlage 
ſei Sache des Zivilkabinetts. G. St. Arch. a. a. O. V, 33. 

4) Abgeſehen vom Kriegsminiſter, vgl. oben S. 191 Note 1. Derſelbe hatte 
auch im Weltkriege neben dem Reichskanzler unmittelbaren Vortrag bei S. M. 
(G. St. Arch. a. a. O. V, fol. 43). 

5) Kaiſer Wilhelm II. hat für ſeine Korreſpondenz aus verſtändlichen Gründen 
die Depeſchenform bevorzugt, und zwar pflegte er in allen wichtigeren Fällen 
die Konzepte auf den bekannten Formularen eigenhändig niederzuſchreiben. 

6) G. St. Arch. a. a. O. IV, fol. 156ff. 
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ſollten 1. die vom Kaiſer an die Flügeladjutanten gelangenden (bei ihm 
eingegangenen) Depeſchen grundſätzlich zu ihrer Erledigung an das in 
Betracht kommende Kabinett, das Auswärtige Amt oder das Oberhof⸗ 
marſchallamt abgegeben werden!). 2. Die auf Allerhöchſten Befehl 
unmittelbar durch den Generaladjutanten oder durch den Flügeladjutanten 
vom Dienſt entworfenen, vom Kaiſer vollzogenen Depeſchen ſollten 
ſofort abgehen, jedoch in Abſchrift oder im Auszuge, unter Beifügung 
des Anlaſſes, gleich an das betreffende Kabinett, wenn Eile geboten, 
telegraphiſch, ſonſt durch die Poſt, eingeſandt werden). 3. Alle Tele⸗ 
gramme, auf welche vom Monarchen eine Antwort durch die Kabinette 
befohlen worden war, ſollten dem betreffenden Kabinett (telegraphiſch 
und telephoniſch oder per Poſt oder per Ordonnanz) übermittelt werden 
mit dem Vermerk: a) Antwort vorzulegen. b) Antwort mit Allerhöchſter 
Unterſchrift abzuſenden. e) Durch Kabinett zu beantworten. 4. Alle 
vom Kaiſer geöffneten und herausgegebenen Depeſchen, bezüglich welcher 
nichts befohlen iſt, ſollten an das Militär⸗ und Marinekabinett mit dem 
Vermerk „unbeantwortet“, an das Zivilkabinett auf deſſen Wunſch 
ohne jeden Vermerk abgehen. 5. Alle durch Generaladjutant oder Flügel⸗ 
adjutanten entworfenen, Allerhöchſt vollzogenen und direkt abgeſandten 
Telegramme endlich, für welche keines der Kabinette zuſtändig iſt, 
ſollten nach Abgang in Abſchrift oder auszugsweiſe dem Zivilkabinett 
unter Beifügung des Anlaſſes ſofort durch die Poſt mitgeteilt werden. 

Welche Geſchäftslaſt ſich bei dieſem Geſchäftsgange auf die Schul⸗ 
tern des Monarchen und der Kabinettsbeamten legte, erkennt man am 
beſten aus einigen, auch auf die ältere Zeit zurückgreifenden ſtatiſtiſchen 
Angaben. Die Zahl der journaliſierten Kabinetts eingänge)) belief ſich 


1) Ein Flüuͤgeladjutant iſt dauernd in der Umgebung des Monarchen, daher 
die gegebene Übermittlungsinſtanz. 

2) Alſo ein ähnliches Verfahren wie bei den von Miniſtern unmittelbar be⸗ 
wirkten Allerh. Erlaſſen, vgl. oben S. 192 ſamt der Note 2. 

3) Die Anzahl der Journalnummern ergibt noch nicht die Zahl der wirklich 
beim Kabinett eingelaufenen Schriftſtücke, denn einmal können mehrere, ja viele 
derſelben unter einer Nummer journaliſiert ſein und dann hat man einen großen 
Teil überhaupt nicht ins Journal aufgenommen, ſo die Gratulationen u. ä., aber 
unter Wilmowski auch ſämtliche Juſtizremittenden (vgl. o. S. 194 Note 5). Der 
Geh. Kabinettsſekretär Abb ſchätzt die Zahl der Eingänge unter Wilhelm II. auf 
70 bis 80000 pro Jahr („Roland“ 1923, Heft 23, S. 7.) 

Ferner handelt es ſich bei den ſtatiſtiſchen Notizen im Text für die vor⸗ 
konſtitutionelle Zeit nur um die ſog. zweite Kabinettsabteilung; die von 1823—1848 
neben ihr vorhandene erſte Abteilung (vgl. oben ©. 49ff.) ift hier nicht in Anſatz 
gebracht. 
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im Jahre 1813 auf 3207, ſtieg für 1816, das erſte Friedensjahr, auf 10004 
und erreichte in ziemlich beſtändiger Progreſſion am Ende der Regierung 
Friedrich Wilhelms III. die Höhe von 25200. Für das zur Hälfte ſchon in 
die Zeit des Nachfolgers fallende Jahr 1840 ſchnellt ſie auf 39000 empor, 
um kurz vor der Regentſchaft wieder ungefähr zum status quo von 1839 
zurückzukehren. Das Krönungsjahr 1861 bringt eine abermalige ſtarke 
Vermehrung auf 44000, eine Ziffer, die dann bis 1888 nur ein einziges Mal 
überfchritten, meiſt ſtark unterboten wird. Wie in der vorigen Periode 
der Übergang zum Konſtitutionalismus keinerlei Einfluß auf die Zahl 
der Exhibita übte, ſo läßt ſich auch der Übergang ins Reich, ſowie die 
Vereinigung der beiden Kabinettsabteilungen ſeit 1872 aus den ſtatiſti⸗ 
ſchen Angaben nicht ableſen: 1871 werden zwar 39400 Eingänge journali⸗ 
ſiert ſtatt der 31400 des Vorjahres, aber 1872 find es wieder nur 34300, 
faſt genau ſo viel wie 1869, 1875 gar nur 27300. Unter Kaiſer Wilhelm II. 
liegen die Vergleichsziffern für die erſten beiden Jahrzehnte der Regie⸗ 
rung regelmäßig über 40000, der Rekord wird 1906 mit 56082 journali⸗ 
ſierten Eingängen erreicht. Bei den Kabinetts ausgängen iſt das Bild ein 
anderes. Ausgänge im engeren Sinne, d. h. ſog. „Allerhöchſte Voll⸗ 
ziehungen“ !) — außer ihnen gibt es ja die zahlreichen „Remittenden“ und 
die ſelbſtändigen Verfügungen des Kabinettschefs — ſind nämlich in der 
Periode vor 1848 relativ und häufig auch abſolut zahlreicher als in der 
konſtitutionellen Zeit. Während man für die Jahre 1835 bis 1846 

durchweg mindeſtens je rd. 8000 Kabinettsordres gezählt hat — 1840 
bedeutet wieder einen Gipfel mit 13400, davon 8696 des neuen Herrſchers — 

ſind es 1877 nur 5566, und auch die Ara des letzten Kaiſers bleibt mit 

Rekord⸗ und Durchſchnittsziffers) hinter den Vergleichszahlen des Vormärz 

weſentlich zurück, wenn man auch bis zum Ausbruch des Weltkrieges ein 
ſtändiges Steigen beobachten kann. Trotzdem wurde die Laſt der Unter⸗ 

ſchriften bei der dauernd wachſenden anderweitigen Inanſpruchnahme 

der königlichen und beſonders dann der kaiſerlichen Perſon immer drücken⸗ 

der, geſellte ſich doch zu den Allerhöchſten Erlaſſen und Handſchreiben noch 

die Vielzahl vom Monarchen zu zeichnender Verordnungen und Geſetze. 


1) Kabinettsordres bzw. Allerhöchſte Erlaſſe (vgl. oben S. 59), einſchließlich 
der „Handſchreiben“ und Beſtallungen (Patente). | 

2) Leider find die ſtatiſtiſchen Erhebungen, die der Kabinettsrat Müller feit 
Übernahme der Geſchäfte (1835) getreulich jedes Jahr einreichte, von feinem Nach⸗ 
folger Illaire nicht fortgeſetzt worden. Es fehlen alſo die Vergleichszahlen gerade 
für die intereſſante Übergangszeit 1847/49. 

3) Rekord: 1913 mit 9328 Allerhöchſten Erlaſſen, einſchließlich 168 Hand⸗ 
ſchreiben. a 
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Schon im Jahre 18571) hatte der damalige Juſtizminiſter Simons 
dem Kabinett detaillierte Vorſchläge eingereicht über die Frage, wie die 
Zahl der Immediatberichte vermindert und der Geſchäftsverkehr mit den 
Miniſterien möglichſt vereinfacht werden könne. Er dachte ſich die Reform 
in zwei Richtungen wirkſam: einmal durch Zuſammenfaſſung mehrerer 
gleichartiger Angelegenheiten in einen Bericht, der dann durch eine 
Order erledigt werden konnte (ſog. Tabellenbericht), und ferner durch 
Delegation der Entſcheidung in geringfügigen und unerheblichen Sachen 
an die Miniſter)). Von dem Verſuche Wilmowskis, feinem Monaıchen 
überflüſſige Arbeit zu erſparen, iſt früher die Rede geweſens). Wirkſame 
Abhilfe gelang nicht. Im Herbſt 1910 begann, ausgehend von Vorſchlägen 
des Marinekabinetts, die wieder durch einen Wunſch des Kaiſers ver⸗ 
anlaßt waren, erneut eine Erörterung der Frage zwiſchen den zuſtändigen 
Stellen, den drei Kabinetten und dem Staatsminiſterium. Am 15. Mai 
1911 erſtattete letzteres ſeinen Bericht. Das Ergebnis“) war auch jetzt 
nicht von einſchneidender Art: 1. Künftig ſollten Ordenspatente zur 
Allerhöchſten Vollziehung nur noch vorgelegt werden, ſoweit ſie den 
Schwarzen Adler, Pour le mérite, Wilhelmorden, Verdienſtorden der 
preußiſchen Krone, Großkreuz und I. Klaſſe des Roten Adlers, Kronen⸗ 
orden I. Klaſſe, Hohenzolleriſchen Hausorden bis einſchließlich Kreuz und 
Adler der Komture und die Rote Kreuz⸗Medaille I. Klaſſe betrafen. 
In allen übrigen Fällen trat an die Stelle des bisherigen Ordenspatents 
ein von der Generalordenskommiſſion ausgefertigtes Beſitzzeugnis, wie 
es bis dahin ſchon bei den Orden IV. Klaſſe üblich geweſen war. 2. Die 
dem Monarchen vorbehaltene Vollziehung der Kaſſenetats kam in Fortfall. 
3. Bei Einholung der Genehmigung zu Voranfragen über Verleihung 
von Auszeichnungen an Ausländer, bei Anträgen auf Verleihung von 
Medaillen aus Anlaß von Ausſtellungen, bei Anträgen auf Kommandie⸗ 
rung von Offizieren zur Geſtütsverwaltung u. dgl. waren nunmehr 
Orderentwürfe nicht mehr vorzulegen. Im übrigen erweiterte man 
die ſchon von Simons empfohlene Einrichtung der Sammelberichte; aber 
der Wunſch jenes Miniſters, des Königs Perſon „von den zahlloſen 
Bagatellſachen zu befreien“, mit denen dieſe „behelligt“ wurde, ging 
nicht in Erfüllung. 


1) Das im folgenden behandelte Problem iſt fo alt wie das preußiſche Köͤnig⸗ 
tum, vgl. das ſog. Unterſchriftsreglement vom 18. September 1708. 

2) G. St. Arch. a. a. O. II, 7f. 

3) Vgl. oben S. 185 | 

4) A. E. an das Staatsminiſterium vom 24. Mai 1911. 
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Nach wie vor wurde der eigenhändige Namenszug des Herrſchers 
für erforderlich gehalten, wenn es ſich darum handelte, den Juſtizminiſter 
zum Verzicht auf die Einziehung von dem Staate zuſtehenden Einnahmen 
oder zur Rückerſtattung von zur Staatskaſſe vereinnahmten Beträgen oder 
zur Niederſchlagung von Defekten zu ermächtigen, wenn eine Lotterie 
veranſtaltet, ein Titularrat (Kommiſſionsrat, Rechnungsrat, Kommerzien⸗ 
rat) ernannt oder wenn eine Schenkung zu wohltätigen Zwecken — ſelbſt 
in noch ſo geringer Höhe — Rechtskraft erlangen ſollte. Die Zahl der⸗ 
artiger „Wenn⸗Fälle“ aber war Legion. 

Dieſe Erſcheinung hatte ihren guten Grund. „Weſentliches Merkmal 
des Monarchen,“ fo urteilt ein bekannter Staatsrechtslehrer!), „iſt aus⸗ 
ſchließlich, daß er die höchſte Gewalt des Staates darſtellt. Das iſt aber 
jene Gewalt, die den Staat in Bewegung ſetzt und erhält“). In 
einer wahren Monarchie muß eben der Herrſcher der Magnet ſein, in deſſen 
Richtung ſich alles einſtellt bzw. eingeſtellt wird. Der Untertan ſoll möglichſt 
oft die Stimme ſeines Herrn zu hören bekommen, daher die Fiktion des 
„perſönlichen Stils“ in der amtlichen Korreſpondenz früherer Zeiten: 
das Schiboleth des „I. R.“ mit feiner pſychologiſchen Wirkung?) ſoll in 
weiteſte Schichten des Volkes dringen, daher die eigenhändige Unter⸗ 
ſchrift für Titularräte; „la justice &mane du roi“, daher die manus 
regis nicht nur unter Todesurteilen, ſondern bei der geringfügigſten 
Bagatelle. Wie das „monarchiſche Prinzip“ (in der charakteriſtiſchen 
Formulierung der Wiener Schlußakte und der ſüͤddeutſchen Verfaſſungen) 
eiferſüchtig die plenitudo potestatis des Herrſchers gegenüber den 
Ständen oder Parlamenten zu wahren verſtand, ſo hütet man ſich, mochte 
auch die Schreibarbeit noch ſo läſtig empfunden werden, „aus dieſem 
Anlaß Kronrechte irgendwelcher Art aufzugeben oder auf die Miniſterial⸗ 
inſtanz übergehen zu laſſen“, wie Lucanus bei Gelegenheit obiger Ver⸗ 
handlungen (29. Dezember 1910) ) dem Staatsminiſterium bedeutet. 
Erſt der Weltkrieg hat den fern von der Heimat weilenden oberſten 
Kriegsherrn genötigt, den miniſteriellen Faktoren mehr Spielraum zu ge⸗ 
währen. Damals find dem Staatsminiſterium und dem Hausminifterium®) 
eine Reihe von Angelegenheiten der laufenden Verwaltung, die bisher 


1) Jellinek in feiner Allgemeinen Staatslehre I, 663. 

2) Ahnlich ſchon Gierke in der Zeitſchrift für die geſamten Staatswiſſenſchaften 
XXX, S. 175. N 

3) Auf ſie machte der oben, S. 201, erwähnte Bericht des Staatsminiſteriums 
vom 15. Mai 1911 beſonders aufmerkſam. ö 

4) G. St. Arch. a. a. O. IV, fol. 165. 

5) Dieſem durch K. O. vom 13. Auguſt 1914. 


Zur neueren Geſchichte des preußiſchen Kabinetts. 203 


königlicher Entſcheidung unterlagen, zur Erledigung mit der Formel: 
„Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung Seiner Majeſtät des Königs“ 
übertragen worden. 

Was die Geſchäftslaſt der Kgl. Expeditionsbehörde als ſolcher an⸗ 
betrifft, ſo war es hier eine fühlbare Erleichterung, daß die Staatsminiſter 
ihren Immediatbehörden jederzeit die den darin formierten Anträgen 
entſprechenden Allerhöchſten Kabinettsorders in der Reinſchrift und in 

einer bei den Akten des Kabinetts verbleibenden Abſchrift beizulegen 
hatten!). 1861 wurde dieſes Verfahren von ſeiten des Kabinetts auch dem 
Hausminiſterium zur Nachahmung empfohlen?). Dort liebte man es 
übrigens — wie Wilmowski erzählt — „neben einem auf Ablehnung ge⸗ 
richteten Antrage einen eventuellen vorzubringen, welcher die Gewährung 
modifizierte, minderte; es war dann ſehr ſchwer, die Zurückweiſung, 
auch wenn ſie durchaus gerechtfertigt und geboten war, durchzubringen, 
das gute Herz Seiner Majeſtät griff lieber nach dem eventuellen Antrage 
— in den meiſten Fällen blieben die üblen Folgen nicht aus.“ 

Die ſtändige Vermehrung der Arbeit bedingte eine ſolche des Ka⸗ 
binettsperſonals. 1918 zählte es ſchließlich 17 Köpfe): nämlich, außer 
demChef, zwei vortragende Räte, den Bureaudirektor, die ſchon erwähnten 
beiden „Geheimen Kabinettsſekretäre“, einen „Geheimen expedierenden 
Sekretär und Kalkulator“, ſowie 10 Geheime Regiſtratoren. Vom 1. Ok⸗ 
tober 1910 an war die Regiſtratur in vier Abteilungen nach Materien 
zerlegt: Regiſtratur A umfaßte die Kgl. Hausſachen, Juſtizminiſterium und 
„Unterſuchungen“, Regiſtratur B das Miniſterium des Inneren, „Allge⸗ 
meine Organiſation“ und „Verwaltungsbehörden, ſowie „Eingeſandte 
Sachen und Schriften“, Regiſtratur C die Miniſterien der Finanzen, des 
Auswärtigen, der Landwirtſchaft, des Kultus und Handels, Regiſtratur D 
Auszeichnungen, Penſionen und Unterſtützungen, das Miniſterium der 
öffentlichen Angelegenheiten, Militaria, Verſchiedene Geſuche, Ver⸗ 
ſorgungen, Darlehen, Marineangelegenheiten. 

Die Kanzleiarbeiten wurden auch nach der Vereinigung der beiden 
Kabinettsabteilungen von Beamten des Staatsminiſteriums mitbeſorgt“). 
Als der preußiſche Miniſterpräſident (gez. Homeyer) 1878 die Frage der 
Begründung einer eigenen Kabinettskanzlei anregte, hat ſie Wilmowski 


1) Ständige Schlußbittformel an den Monarchen, „die alleruntertänigft 
beigefügte Ordre allergnädigſt vollziehen zu wollen“. 
2) G. St. Arch. a. a. O. II, fol. 76. 
8) Abgeſehen von dem Kanzlei⸗ und Botenperſonal. 
4) Vgl. oben S. 59 Note 5. 
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unter Hinweis auf die beſchränkten Raumverhältniſſe im Kabinetts⸗ 
hauſe am Dönhoffsplatz!) verneinend beantwortet“). Eine ſtärkere 
Beanſpruchung der dort vorhandenen Amtslokale wäre in der Tat nicht 
möglich geweſen, wie folgender komiſcher Vorfall draſtiſch beweiſt: Als 
einer der beiden Kabinettsſekretäre kurz nach ſeiner Ernennung (zu 
Beginn der Regierung Kaiſer Wilhelms II.) das von ihm und dem Kollegen 
benutzte Arbeitszimmer nach Schluß der Bureauzeit aufſuchte, um ſich 
noch über Geſchäftsobliegenheiten zu informieren, fand er dort zu ſeinem 
Erſtaunen Familienbeſuch des Portiers und auf dienſtlichen Schrift⸗ 
ſtücken gefüllte Biergläſer. Da der Cerberus nur über Schlafſtube und 
Küche verfügte, hatte er ſeine private Sphäre in obiger Weiſe ausge⸗ 
dehnt. Im Kabinett wäre damals die Errungenſchaft einer eigenen 
Kanzlei ſicherlich dankbar begrüßt worden, denn bei eiligen oder ſekreten 
Sachen?), die nicht durch die Staatsminiſterialkanzlei laufen konnten 
oder ſollten, mußten ſich die Hofräte der Kabinettsiegiſtratur wohl oder 
übel ſelber zu dem Kanzliſtenhandwerk bequemen“). Doch hatte dieſer Zu⸗ 
ſtand am längſten gedauert. Für das Jahr 1891 verzeichnet der Berliner 
Adreßkalender zum erſten Male zwei Geheime Kanzleiſekretäre des Zivil⸗ 
kabinetts, eine Organiſation, die ſich dann bis zur Auflöſung der Behörde 
unverändert erhalten hat. 

Das Amtslokal des Geh. Zivilkabinetts befand ſich ſeit 1864 — wie 
erwähnt — am Dönhoffsplatz, Leipzigerſtraße 76, neben dem alten 
Abgeordnetenhauſe, vorher Leipziger Straße 56. Mit Beginn des neuen 
Jahrhunderts ſiedelte man nach der Wilhelmſtraße 64 über, wo die 
Behörde auch ihre Tage beſchloſſen hats). Aber es gab noch eine Art 
Filiale. Den Gewohnheiten des Herrſchers entſprechend, hatten ſich die 
Kabinettsbeamten ſchon unter Friedrich Wilhelm III. zu gewiſſen Zeiten 
in Potsdam und Charlottenburg aufhalten müſſen, wofür ihnen beſondere 
Zuſchüſſe gezahlt wurden. Unter Friedrich Wilhelm IV. ſchritt man zum 
Ankauf eines geräumigen „Kabinettshauſes“ dicht am Eingang nach 


1) Leipziger Str. 76. 

2) G. St. Arch. a. a. O. III, 21ff. 

3) Auch die Entwürfe der Kabinettsorders wurden in der Regel im aabinett 
ſelber gefertigt. 

4) Vgl. Abb A. 

5) Die „erſte Abteilung“ war Zeit ihres ſelbſtändigen Beſtehens (1843—1848) 
in der Wilhelmſtr. Nr. 65, dem früheren Palais des Prinzen Auguſt, untergebracht, 
wo auch der Kabinettsminiſter v. Bodelſchwingh wohnte (G. St. Arch. Rep. 90, Tit. 
XIII 33). 
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Sansſoucin). Während der Regierung Wilhelms I. unbenutzt), wurde 
das Gebäude unter dem letzten Kaiſer regelmäßig in den Monaten 
Mai bis Oktober von dem Kabinettschef und dem erſten Kabinetts 
ſekretär mit ihren Familien bewohnt und zum in die Nähe des Monarchen 
vorgeſchobenen Außenpoſten der Behörde. Mit Hilfe des Fernſprechers 
und der Einrichtung von „Eildienſttaſchen“, welche ſich nach dem Ber⸗ 
liner Bureau in zwei Stunden befördern ließen, vermochte der eine 
hier ſtationierte Beamte — unter Friedrich Wilhelm IV. waren ihrer 
vier in Potsdam geweſen — der ſtarken Inanſpruchnahme gerecht zu 
werden). 

Der Ma chtzuwachs, den das Kabinett im Jahre 1872 erhalten 
hatte“), trat erſt ſeit 1890 recht in Erſcheinung. Einerſeits war die Stel⸗ 
lung des Miniſteriums gegenüber der Krone durch den Sturz des gewalti⸗ 
gen Premiers erſchüttert — denn ſo geſehen bildeten Bismarck und ſeine 
Kollegen eine Intereſſeneinheit '). Der neue Herr pflegte, ſehr im Unter⸗ 
ſchiede von ſeinem gern als Vorbild empfohlenen Großvater“), die Miniſter 
im allgemeinen“) als eine Art militäriſcher Untergebener zu betrachten, 
die Hand an der Bieſe ſeine Ordres in Empfang zu nehmen hatten®). 
Unter ſolchen Umſtänden erforderte es in der Tat die größte Geſchicklich⸗ 
keit des Miniſters, zu Wort zu kommen; nicht ſelten endete die Audienz ſo, 


1) Allee nach Sanzfonei 5 (ſpäter — ſeit 1858, vgl. Potsdamer Adreßkalender 
— 6). (G. St. Arch. Rep. 89, C X 38.) 

2) Auch in Charlottenburg hat der alte Kaiſer ſich nie aufgehalten. Vgl. 
Gundlach, Geſchichte Charlottenburgs I, 294. 

3) Abb A. 

4) Vgl. oben S. 182. 

5) Bei Wilmowski findet ſich die intereſſante Bemerkung, Kaiſer Wilhelm I. 
habe anfangs bisweilen die Neigung geäußert, das Geſamtminiſterium unter ſeinem 
Vorſitz über eine Angelegenheit zu hören, er (Wilmowski) ſei aber bald dahinter 
gekommen, daß in einer ſolchen Sitzung alle Miniſter, auch wenn er von ihrer 
Differenz Kenntnis hatte, in beſter Harmonie waren. Deshalb ſuchte der 
Kabinettschef den Monarchen von obiger Praxis abzubringen, was auch gelang, 
vgl. o. S. 198. 

6) Vgl. die bei Lucius, Bismarck⸗ Erinnerungen S. 277 geſchilderte, beinahe 
patriarchaliſche Szene zwiſchen Monarch und Minifterium. 

7) Daß das auswärtige Reſſort ſich mitunter die Freiheit des Handelns 
trotz kaiſerlicher Marginalien zu wahren verſtand, zeigt jetzt die zweite Serie 
ſeiner großen Aktenpublikation. | 

8) So wörtlich in einem Briefe des Kaiſers an Walderſee vom 11. November 
1900. Vgl. auch des Kaiſers Außerung über Studt, den Minifter nach ſeinem 
Herzen, bei Graf Zedlitz⸗Trützſchler, a. a. O. 162. 


206 5 Heinrich Otto Meisner 


daß der Monarch dem Miniſter einen Vortrag hielt, und zwar häufig 
auch über Dinge, die das betreffende Gegenüber gar nichts angingen ). 
Die Anweſenheit der Miniſter beim Monarchen diente mitunter auch nur 
dekorativen Zwecken, wie etwa beim Gordon⸗Bennettrennen)). Und es 
war noch der beſſere Fall, wenn es überhaupt zu einem derartig aufge⸗ 
faßten perſönlichen Verkehr kam, denn in ihrer Mehrzahl ſind die Reſſort⸗ 
chefs ja wieder vom Monarchen abgedrängt, ſeitdem ſie ihr Recht zum 
Immediatvortrage de facto an den Kabinettschef verloren hatten d); war 
aber unter ähnlichen Umſtänden ſchon der Einfluß eines Eichel bei Friedrich 
dem Großen bedeutend geweſen, ſo mußte an Männer wie Lucanus 
und Valentini um ſo eher die Rolle des tertius gaudens fallen, als 
— und darin liegt ein zweites wichtiges Moment für den Machtzuwachs 
des Kabinetts — diesmal der Abſolutismus des Premiers ja keineswegs 
der Wegebereiter eines monarchiſchen geworden war. Auch abgeſehen 
von den ſich ohne weiteres zwiſchen 1890 und 1740 ergebenden ſachlichen 
Unterſchieden (Übergang zum Konſtitutionalismus, Vermehrung und 
Vergrößerung aller ſtaatlichen Aufgaben) zeigt ſchon ein Vergleich der in 
Frage kommenden Herrſcherperſönlichkeiten, daß bei dem Nachfahren 
vielfach Schein und Geſte an Stelle wirklicher Macht traten. Wenn man 
es verſtand, der Form Rechnung zu tragen, die dem Kaiſer „die Vor⸗ 
ſtellung vom Kabinett als ſeinem bloßen Kanzliſten“ beließ, ſo gab es für 
jene Inſtanz der Gelegenheiten viele, „den richtigen Augenblick abpaſſend 
und ſich auf Phantaſie und Temperament des hohen Herrn einſtellend, 
der eigenen Anſicht Geltung zu verſchaffen “). Allerdings wird man 
dieſe Wirkung nicht überſchätzen dürfen. Am geringſten war ſie wohl ge⸗ 
rade da, wo die öffentliche Meinung am ſtärkſten ihr Vorhandenſein 
beargwöhnte, bei den Kanzlerernennungen. Denn es leuchtet ein, daß 
bei dem Reſervatrecht des Außenminiſters in puneto Immediatvortrags) 
der Chef des Zivilkabinetts gerade in den Perſonalfragen dieſes Reſſorts 
wenig orientiert ſein konnte und infolgedeſſen kaum in der Lage war, 


1) Graf Zedlitz⸗Trützſchler a. a. O. S. 210. 

2) Vgl. Graf Zedlitz⸗Trützſchler, a. a. O. S. 80. 

3) Graf Walderſee z. B. konſtatiert 1901 (a. a. O. III, 175), daß der gaiſer 
außer Bülow, Goßler und Podbielski vom Frühjahr bis Ausgang des Jahres 
keinen ſeiner Miniſter geſehen habe. — Das Abgeordnetenhaus lehnte am 
13. März 1906 eine Gehaltserhöhung für Lucanus ab mit der Begründung, daß 
die Stelle zwiſchen Krone und Miniſtern auch nicht äußerlich geſtärkt 
werden ſolle. 

4) v. Tirpitz, Erinnerungen S. 136. 

5) Vgl. oben S. 197. 
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Vorſchläge zu Stellenbeſetzungen zu machen!). Seit Herr v. Lucanus im 
Auftrage des Kaiſers den Fürſten Bismarck nach ſeinem Abſchiedsgeſuch 
gefragt hat, haftet an ihm und ſeinen Nachfolgern das Odium des „ſchwar⸗ 
zen Mannes“. Man vergißt, daß die Überbringer blauer Briefe nicht ihre 
geiftigen Erzeuger zu fein brauchen“). Immerhin iſt die Macht der Wil⸗ 
helminiſchen Kabinette Tatſache geweſen. Graf Zedlitz⸗Trützſchler bemerkt 
in ſeinen Erinnerungen, er würde bei einer Kraftprobe zwiſchen Herrn 
v. Lucanus und einem Miniſter oder Oberpräſidenten jedem empfehlen, 
ſich getroſt auf ſeiten des unſcheinbaren alten Herrn (v. Lucanus war 
damals, 1907, ſchon ſehr ſenil geworden) zu ſtellen ). Ebenfalls bleibt die 
Tatſache beſtehen, daß die Kabinette der Wilhelminiſchen Zeit ihre Einfluß⸗ 
ſphären widerrechtlich auf Gebiete verantwortlicher Inſtanzen ausdehnten, 
Übergriffe, die Tirpitz“) und Hindenburg®) gerügt habens). Die von 
erſterem mit 1806 gezogene Parallele?) hat allerdings nur beſchränkte 
Gültigkeit. Der Großadmiral denkt dabei vornehmlich an den nach ſeiner 
Anſicht unheilvollen Einfluß des Marinekabinettschefs v. Müller in Fragen 
der Seekriegsführungs). Dafür ſorgte ſchon die ſtarke „Reizſamkeit“ 


1) Die Papiere des Herrn v. Lucanus ſind dem Vernehmen nach von dieſem 
ſelbſt verbrannt worden. 

2) Auch der umgekehrte Fall, daß nämlich der allmächtige Kabinettschef 
von ſeinen Gegnern entthront wurde, iſt vorgekommen: der Rücktritt des an Stelle 
des alternden und erkrankten Herrn v. Lucanus berufenen Vortragenden Kabinetts⸗ 
rats v. Valentini am 15. Januar 1918 war die Folge eines „wohl von General 
Ludendorff veranlaßten Beſuches des Kronprinzen“ (Abb A). In ähnlicher Weiſe 
ergab ſich aus der Parlamentariſierung der Verfaſſung das Ausſcheiden des Herrn 
v. Berg aus ſeinem Amte. 

3) A. a. O. S. 168. 

4) Erinnerungen ©. 135ff: N 

5) Vgl. die Veröffentlichung des 12. (Unterſuchungs⸗) Ausſchuſſes des Reichs⸗ 
tages: Urſachen des Zuſammenbruchs. Heft 1. Schwertfeger, Die Frage der 
politiſch⸗militäriſchen Verantwortlichkeit. 1. Teil. (1922). S. 32 f. Denkſchrift 
des Chefs des Generalſtabes des Feldheeres vom 10. Auguſt 1917. — Hinſichtlich 
des Militärkabinetts im Weltkriege vgl. die Bemerkungen des Generalleutnants 
Grafen Georg Walderſee in den „Preußiſchen Jahrbüchern“ Bd. 184 S. 888. 

6) Eine Verwahrung des Reichskanzlers Grafen v. Hertling gegen den 
Kabinettschef v. Berg findet ſich in den Akten des Zivilkabinetts; G. St. Arch. a. a. O. 
vol. V, fol. 44. 

7) Vgl. a. a. O. S. 136. N 

8) Über den Einfluß des Admirals v. Müller vgl. Der Krieg zur See 1914-18, 
herausgegeben vom Marine⸗Archiv: „Der Krieg in der Nordſee“, bearbeitet von 
O. Groos, Bd. II, S. 99, 101f., aber auch die Rechtfertigung v. Müllers in den 
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des Monarchen, daß der illegale Einfluß von feiten der Kabinette keinen 
abfoluten Charakter gewann. „Einfluß,“ ſchreibt Graf Zedlitz⸗Trützſchler!), 
konnte bei dem Weſen des Monarchen jeder haben, der zufällig gerade an⸗ 
weſend war und etwas ſagte, was ihm gefiel. Seine Neigung für personae 
gratae im Verein mit dem zwangsläufig dadurch ausgelöſten Intrigen⸗ 
gewirr am Hofe ergab ſtets wechſelnde Kombinationen und Konſtella⸗ 
tionen) beim Kampfe aller gegen alle. Auch das ſeltſame Bündnis 
verantwortlicher und unverantwortlicher Perſönlichkeiten, wie im Falle 
Bülow⸗Auguſt Eulenburg), gehört zum Bilde dieſer letzten Periode 
preußiſcher Kabinettsgeſchichte, es um eine pikante Note bereichernd, aber 
an den Grundzügen nichts ändernd. Im einzelnen würde allerdings die 
Darſtellung des „apokryphen Kabinetts“ der ſpäten Kaiſerzeit noch ſchwie⸗ 
rigeren Aufgaben begegnen als unter Friedrich Wilhelm IV. ). 


Anhang. 
Liſte der „Geheimen Kabineltsräte ſeit 1810“). 


1. Daniel Ludwig Albrecht, Kammergerichtsrat. Geheimer Kabinetts⸗ 
rat: 13. Dezember 1810. f als ſolcher: 27. Mai 1835. 

2. Karl Chriſtian Müller, Geheimer Oberjuſtizrat. Zweiter Geheimer 
Kabinettsrat: 24. November 1834. Geheimer Kabinettsrat: 24. Ok⸗ 
tober 1835. In den Ruheſtand: 1. Oktober 1846. (K. O. v. 28. Auguſt). 

3. Karl Albrecht Alexander Uhden, Geheimer Poft- und Kammer⸗ 
gerechtsrat. Kabinettsrat: 16. Auguſt 1840. Zweiter G. heimer 
Kabinettsrat: 4. März 1844. Juſtizminiſter: 1. Oktober 1844 
(K. O. v. 25. September). 

4. Em l Ernſt Illaire, Gehe mer Poſt⸗ und Kammergerichtsrat. 
Kabenettsrat: 29. November 1841 Geheimer Kabinettsrat: 24. März 
1847, f als ſolcher: 10. Mai 1866. 


„Grenzboten“ und „Aus Aufzeichnungen und Briefen während der Kriegszeit“ 
von H. v. Pohl (hrsg. von der Gattin des Chefs des Admiralſtabes und Flotten⸗ 
chefs). ; 

1) Vgl. a. a. O. S. 176. 

2) Vgl. Graf Zedlitz⸗Trützſchler a. a. O. S. 160f. 

3) Vgl. Graf Walderſee a. a. O. III, 220. 

4) 1917 z. B. bearbeitete die „maison militaire“ den Kaiſer in der Frage des 
gleichen Wahlrechts anti Bethmann Hollweg. 

5) Als Ergänzung und Berichtigung zu früheren Angaben. Bei den Daten 
der Ernennungen und Entlaſſungen handelt es ſich um diejenigen der dies⸗ 
bezüglichen Allerhöchſten Kabinettsorders bzw. Erlaſſe. 


5. 


8. 


9. 


10. 
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Ferdinand von Mühler, Geheimer Oberpoſtrat. Kabinettsrat: 
26. März 1866. Geheimer Kabinettsrat: 31. Mai 1866. f als ſolcher: 
16. Januar 1870 (ſeit September 1869 von den Geſchäften zurück⸗ 
getreten). 


. Karl (Freiherr) v. Wilmowski, Geheimer Oberfinanzrat. Geheimer 


Kabinettsrat: 22. März 1870. In den Ruheſtand: 1. Juli 1888. 
(K. O. vom 23. Juni.) 


. Hermann (v.) Lu canus, Unterſtaatsſekretär im Kultusminiſterium. 


Geheimer Kabinettsrat und Chef des Zivilkabinetts: 23. Juni 1888. 
f als ſolcher: 3. Auguſt 1908. 

Rudolf v. Valentini, Regierungspräſident. Geheimer Kabinettsrat, 
und Chef des Zivilkabinetts: 7. Auguſt 1908. Von den Geſchäften 
entbunden: 16. Januar 1918 (auf Grund eines Geſuches vom 
15. Januar). 

Friedrich v. Berg, Oberpräſ dent. Geheimer Kabinettsrat und Chef 
des Zivillabinetts: 16. Januar 1918. Von den Geſchäften ent⸗ 
bunden: 11. Oktober 1918 (auf Grund eines Geſuches vom 
8. Oktober). Gegenwärtig: eee des vormals 
königlichen Hauſes. 

Clemens (v.) Delbrück, Staatsminiſter. Geheimer Kabinettsrat 
und Chef des Zivilkabinetts: 14. Oktober 1918. Aufgabe der Stellung: 
20. November 1918. 


IV 


Der polniſche Handelsvertrag von 1775. 
Von 


Margot Herzfeld. 
Fortſetzung (Bol. Bd. 35, S. 45 ff.) 


IX. 
Pommern, Kurmark und Neumark. 


Neben den damals den Markt beherrſchenden Städten Hamburg und 
Danzig genoß Stettin wenig Anſehen, es trieb mehr Krämerei als Groß⸗ 
handeln). Aber die Stettiner Kaufleute unterhielten doch einen regen 
Handelsverkehr mit Polen, namentlich ſeit ſie auf dem Wege über Oder 
und Warthe von allen Abgaben an die anliegenden märkiſchen Städte 
befreit waren. Als 1751, bald nach Aufhebung der märkiſchen Zölle, das 
Niederlagsrecht der Stadt Frankfurt beſeitigt wurde, fiel für den Handel 
Stettins mit Polen das letzte Hindernis. Stettin war berechtigt, Getreide 
in Polen aufzukaufen und über die Oſtſee weiter zu verhandeln. Auch 
der Handel mit polniſcher Wolle, Leder, Honig, Wachs, Pottaſche und 
Pech war frei. Den Überſchuß über den eigenen Bedarf konnten die 
Stettiner Kaufleute ausführen, wohin ſie wollten. Die Polen brachten 
auch viel Holz nach Stettin, wo fie Tuch und andere Manufakturwaren, 
Gewürze, Zucker, Wein, Tran, Stahl, Eiſen, Heringe und gedörrte See⸗ 
fiſche dafür einhandelten. Der polniſche Handel hatte alſo eine gewiſſe 
Bedeutung für Stettin. Im Hinblick darauf ließ Friedrich d. Gr. bei der 
Anlage von Manufakturen in den kleineren Städten Pommerns für 
Artikel ſorgen, welche die Polen brauchten). Ferner ließ er den Hafen 
an der Swinemündung ausbaggern, um Stettin beim Export von den 
ſchwediſch⸗pommerſchen Häfen unabhängig zu machen. 

Bereits 1744 hatte die preußiſche Regierung Verſuche gemacht, die 
überſeeiſche Ausfuhr des polniſchen Getreides, wie in früheren Zeiten, 


1) Th. Schmidt, Geſchichte des Handels und der Schiffahrt Stettins, 
S. 101. 
2) Stadelmann, a. a. O., II. Nr. 421. 
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über Pommern zu lenken. Sie erlaubte die Korneinfuhr unter der Be⸗ 
dingung, daß nur an Stettiner und Kolberger Kaufleute verkauft wer⸗ 
den dürfe, und daß das geſamte polniſche Korn exportiert werde. Der 
hohe Einfuhrzoll ließ dieſen Plan ſcheitern. Als 1750 alle Zölle auf⸗ 
gehoben wurden, war doch kein Erfolg zu verzeichnen, da die Polen ſich 
nicht von dem gewohnten Wege nach Danzig abbringen ließen. Nach 
dem Siebenjährigen Kriege war die Einfuhr von polniſchem Getreide 
nach Pommern gänzlich verboten, und die Kornausfuhr wurde nur auf 
beſondere, vom Könige eigenhändig vollzogene Päſſe geſtattet. 

Nach dem polniſchen Traktat hatten die Polen in allen Staaten 
des Königs von Preußen Handelsfreiheit. Hielt man ſich ſtreng an den 
Wortlaut des Vertrages, ſo mußte man den Polen auch den ungehin⸗ 
derten Verkauf ihres Getreides an preußiſche Untertanen erlauben. 
Der freie Verkauf des billigeren polniſchen Korns mußte aber nicht nur 
die preußiſchen Untertanen (Adel und Bauern), ſondern auch die Staats⸗ 
kaſſe durch Verminderung der Domäneneinnahmen ſchädigen. Deshalb 
verbot der König die Einfuhr von polniſchem Getreide). Die polniſche 
Regierung erhob den berechtigten Einwand, daß ſie den Vertrag nicht 
nur deshalb abgeſchloſſen hätte, damit die preußiſchen Fabriken ihre 
Waren vorteilhaft an die Polen verkaufen könnten, ſondern auch, um den 
polniſchen Untertanen Gelegenheit zu angemeſſenem Abſatz ihrer Er⸗ 
zeugniſſe zu geben. Die Polen drohten, die preußiſchen Manufaktur⸗ 
waren mit hohem Impoſt bei Einfuhr und Tranſit zu belegen, falls das 
Einfuhrverbot von Korn preußiſcherſeits aufrecht erhalten werden ſollte. 
Dieſe Drohung brachte die preußiſche Regierung in eine Zwangslage. 
Hob ſie das Kornverbot auf, ſo erlitten Domänen und Untertanen be⸗ 
deutenden Schaden, hielt ſie daran feſt, ſo verlor die preußiſche Induſtrie 
ihr Hauptexportgebiet, während der polniſche Vertrag doch gerade den 
Abſatz der Fabrikwaren nach Polen begünſtigen ſollte. Der König fand 
einen Ausweg mit Hilfe des Miniſters von Hoym. Den Polen ſollte 
erlaubt werden, ihr Getreide an preußiſche Untertanen zu verkaufen; 
dieſe mußten ſich aber verpflichten, das polniſche Korn nur zu Export⸗ 
zwecken zu erwerben. Eine Kontrolle hierüber ließ ſich nur ermöglichen, 
wenn der Einkauf und Vertrieb des polniſchen Korns monopoliſiert wurde. 
Zu dieſem Zwecke wurde am 28. Auguſt 1776 „die Polniſche Getreide⸗ 
Handlungs⸗Societät zu Breslau“ gegründet), welche allein das Recht 
erhielt, das den Polen abgekaufte Getreide die Oder abwärts über Stettin 


1) Stett. Kr.⸗A. Titel 12, Sekt. 1., Commercien⸗Sachen. Nr. 168. 
2) Br. Boe. A. 409. 
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ins Ausland zu verſenden. Kaufleute, welche der Sozietät nicht ange⸗ 
hörten, durften polniſches Korn weder aufkaufen, noch exportieren. 
Den Polen wurde vorgeſchrieben, ihr Getreide nach den an der Oder 
gelegenen Orten Glogau, Breslau, Brieg, Liebchen und Kleinitz zu 
bringen. In anderen Städten, von Oſt⸗ und Weſtpreußen abgeſehen, 
durfte polniſches Getreide nicht feilgehalten werden. Den Mitgliedern 
der Geſellſchaft, welche das Privileg auf 20 Jahre erhielt, wurde aufs 
ſtrengſte unterſagt, ſelbſt nach Polen zu gehen und mit eigenen Fuhr⸗ 
werken polniſches Getreide nach Schleſien einzuführen, auch irgendetwas 
davon öffentlich oder heimlich im Lande zu verkaufen. Für den Fall 
eines Bedarfs im Inlande behielt ſich der König vor, der Geſellſchaft 
beſondere Erlaubnis zum Verkauf polniſchen Korns im Lande zu erteilen. 
Die Polen hatten beim „erſten Eintritt“ in Schleſien nach dem Handels- 
traktat den tarifmäßigen Zoll von 2% zu entrichten. Die Sozietät aber 
durfte das Getreide vom Orte der Abfuhr auf der Oder nach Stettin 
und weiter bis an die Oſtſee zollfrei verſchiffen. Urſprünglich hatte der 
König geplant, eine „Polniſche Getreide⸗Handlungs⸗Compagnie in 
Schleſien in Verbindung mit der Stettiner Kaufmannſchaft“ zu er⸗ 
richten. Er glaubte, die Stettiner könnten auf zweierlei Art daraus 
Nutzen ziehen!). Seiner Anſicht nach wäre es am natürlichſten geweſen, 
wenn ſich die Kaufmannſchaft Stettins direkt an der Geſellſchaft be⸗ 
teiligt, die Aufkaufspreiſe mit feſtgeſetzt und den Gewinn aus dem Ber- 
kauf nach dem Verhältnis der angelegten Gelder mit den Breslauer 
Kaufleuten geteilt hätte. Er ſtellte den Stettinern aber auch anheim, 
das von der Geſellſchaft aufgekaufte Korn gegen gewiſſe Proviſion nur 
zur Spedition zu übernehmen. Die Stettiner lehnten erſteres ab, er⸗ 
Härten ſich aber bereit, den Vertrieb des polniſchen Getreides gegen 
Proviſion zu übernehmen, ſobald ſie die Konjunktur für günſtig erachten 
würden. Bedingung für ihre Teilnahme am Getreidehandel war jedoch, 
daß ſie ſo geſtellt würden, daß ſie es den Städten Danzig, Königsberg 
und Elbing nicht nur gleich, ſondern zuvortun könnten. Daraufhin be⸗ 
fahl Friedrich der Getreidegeſellſchaft in Breslau, für ihre Geſchäfte in 
Stettin einen Kommiſſionär anzunehmen. Auch bei der Breslauer 
Kaufmannſchaft fand der König mit ſeinem Plane, eine polniſche Ge⸗ 
treidehandelsgeſellſchaft zu gründen, wenig Gegenliebe. Als die Aktien, 
das Stück zu 5000 Rtl., am 15. Oktober auf der Breslauer Börſe an⸗ 
geboten wurden, erklärten ſich nur drei Firmen bereit, eine Aktie zu 


1) Stett. Kr. A. Titel 12, Sect. 1 Commercien⸗Sachen Nr. 168. K.-O. 
an den Kammerpräſidenten von Schöning, vom 9. Auguſt 1776. 
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übernehmen!). Später beteiligten ſich auch der ſchleſiſche Adel und die 
Beamtenſchaft an der Geſellſchaft. Als Friedrich der Magdeburger 
Kompagnie, welche ſeit 1770 beſtand, die Erlaubnis erteilte, 3000 Wiſpel 
Getreide in Polen aufzukaufen, löſte ſich die Sozietät auf, und da der 
König offen erklärte, er habe die Geſellſchaft nur ins Leben gerufen, 
um die Polen über das Verbot der Einfuhr polniſchen Getreides zu be⸗ 
ruhigen), mochten die Aktionäre einſehen, daß fie für ihre Privilegien 
in Zukunft nicht auf den Schutz der Regierung rechnen konnten. Nach 
dem ſchnellen Ende der „Polniſchen Getreide⸗Handlungs⸗Societät“ galt 
für die Provinz Pommern nur das alte Verbot der Einfuhr polniſchen 
Korns. 

Von größerer Bedeutung als der Getreidehandel war der Holz⸗ 
handel für Pommern. Die Stettiner Kaufleute verſandten Holz nach 
Schweden, Holland, Frankreich, England, Spanien und Dänemark. 
Nur die däniſchen Abnehmer bezahlten die Ware bar; aus den übrigen 
Ländern kamen für das Holz die verſchiedenſten Artikel nach Stettin: 
Wein, Ol, Früchte, Reis, Zinn, Blei, Steinkohlen, Heringe und Material⸗ 
waren. Die Polen, welche das meiſte Holz nach Stettin brachten, nahmen 
dafür andere Gegenſtände in Zahlung, ſo daß der Holzhandel gewiſſer⸗ 
maßen die Seele des Handelsverkehrs in Pommern bildete ?). Als 1766 
eine Holzhandlungskompagnie mit dem Vorkaufsrecht für das Holz der 
königlich kurmärkiſchen und magdeburgiſchen Forſten gegründet wurde, 
ging der private Holzhandel etwas zurück, trotzdem auf das polniſche 
Holz damals noch kein Impoſt gelegt wurde und der Handel damit für 
jeden Holzhändler auf der Oder frei blieb. Die Verluſte der Stettiner 
Holzhändler wurden größer, als 1771, nach Ablauf der Privilegien 
der Kompagnie, die königliche Hauptnutzholz⸗Adminiſtration errichtet 
wurde. Jetzt wurde auch das Holz aus den neumärkiſchen und pommer⸗ 
ſchen Forſten dem freien Verkehr entzogen, und alles aus Polen kom⸗ 
mende Nutzholz, welches die pommerſchen Händler bezogen, wurde mit 
einem Zoll von 50%, den Preiſen der Kompagnie entſprechend, belegt. 
Die im polniſchen Vertrage ausbedungenen 2% Einfuhrzoll fanden auf 
polniſches Holz, welches noch zum freien Verkauf nach Pommern ging, 
keine Anwendung, gehörte doch Holz zu den Artikeln, für welche die 
früher feſtgeſetzten Abgaben beibehalten werden durften“). Die Nutz⸗ 


1) Br. Boe. A. 409. 

2) Fechner, Wirtſchaftsgeſchichte, S. 213. 
3) Schmidt, a. a. O., S. 153. 
4) Acte sëparò, Article II. 


214 Margot Herzfeld 


holzadminiſtration aber brauchte bei Einkäufen an polniſchem Holz nur 
ganz geringe Abgaben zu entrichten, wahrſcheinlich die vertraglich feſt⸗ 
geſetzten 20%, fo daß fie in der Lage war, den Polen weit höhere Preiſe 
zu zahlen als die pommerſchen Holzhändler!). Dadurch gewann fie die 
polniſchen Lieferanten, welche ſonſt ihr Holz an die Stettiner Kaufleute 
abgeſetzt hatten, für fich; die Holzhändler verloren auch dieſe Bezugs⸗ 


quelle — die königlichen Forſten waren ihnen verſchloſſen, die Wälder 


des Adels waren erſchöpft. Das Holz, welches die Adminiſtration ex⸗ 
portierte, ging über Hamburg. Den Schiffen der Stettiner wurden da⸗ 
durch die Frachten entzogen und an fremde Fahrzeuge vergeben. Später 
wurde der Impoſt auf polniſches Holz für die Stettiner Kaufleute von 
50 auf 25% herabgeſetzt. Damit war aber den Stettinern nicht gedient 
Sie ſahen den Ruin ihres Handels vor Augen, die Schiffe mußten zum 
Teil ſtilliegen. Die Holzhändler wandten ſich mit einer Eingabe an den 
König. Sie führten aus, daß die Danziger, welche über Bedrückung 
ſchrien, kaum den vierten Teil ihrer eigenen Abgaben vom polniſchen 
Holze zu entrichten hätten, die Bewohner Oſt⸗ und Weſtpreußens gar 
nur die tarifmäßigen 2%. Da eine Konkurrenz mit Hamburg, Danzig 
und Königsberg gar nicht durchzuführen wäre, hätten ſich die Holzhändler 
Stettins bereits einmal entſchließen müſſen, den Handel ganz aufzu⸗ 
geben. Auch der Schiffsbau hätte unter dem auf Nutzholz gelegten hohen 
Zoll gelitten. Dieſe Angaben der Stettiner Holzhändler, welche 1791 
verſuchten, die Regierung zur Aufhebung der Adminiſtration zu be⸗ 
wegen, ſcheinen ſtark übertrieben zu ſein. Heinitz berechnete den Ertrag 


des pommerſchen Nutzholzhandels auf jährlich 380000 Rtl. und den Er⸗ 


trag der Seeſchiffahrt auf 240000 Rtl.:) Da die Adminiſtration für 
ihren Export den Weg über Hamburg benutzte, kann es ſich in der Auf⸗ 


ſtellung von Heinitz nur um den privaten Holzverkauf in Pommern 


handeln. Während des Seekrieges wurden in Pommern 89 Schiffe 
gebaut, ſo daß die Zahl der pommerſchen Fahrzeuge in dieſer Zeit auf 303 
mit 2225 Matroſen ftieg?). Demnach kann die Wirkung der hohen Holzzölle 
auf den Handel im allgemeinen nicht allzu ungünſtig geweſen ſein. 
Trotzdem der Vertrag von 1775 den Polen ausdrücklich geſtattete, 


ihre Waren durch alle Staaten des Königs von Preußen mit Ausnahme 


von Königsberg, deſſen Stapelgerechtigkeit nicht angetaſtet werden 


1) Geh. St. Gen. Dir. Pommern. Stadt Stettin. Garbtungsjaden Nr. 17 
(gilt auch für die folgende Darſtellung). ö 

2) Rep. 96. 219 nſw. 

3) Geh. St. Rep. 92. B. VII a. 1. 


— — 


— 


— — — 


—— —— 


Der polniſche Handelsvertrag von 1775. 215 


ſollte, ins Ausland zu verſenden, waren ſie in Pommern dazu ver⸗ 
pflichtet, ihre Erzeugniſſe nur an eingeſeſſene Bürger zu verkaufen, 
damit den Kaufleuten der Provinz der Zwiſchenhandel erhalten blieb. 
In Stettin, Kolberg, Kammin, Demmin durften ſie nur mit Einheimi⸗ 
ſchen Handel treiben, nur in Stolp war der direkte Verkauf an Ausländer 
geftattet!). Es ſcheint, daß derartige Beſtimmungen dem Handel der 
Provinz nicht günſtig waren, die Erhebungen der bei dem Regierungs- 
antritte Friedrich Wilhelms II. eingeſetzten Kommiſſion zur Verbeſſerung 
des Handels laſſen darauf ſchließen. Die Kommiſſion (Vorſitzender Mi⸗ 
niſter von Werder) erſuchte die Stettiner Kammer um Beſcheid, ob die 
bisherigen Zoll⸗ und Akziſeeinrichtungen dem Handel der Provinz ge⸗ 
ſchadet hätten und verlangte Vorſchläge, auch von Fabrikanten und 
Kaufleuten, wie dem Handel, insbeſondere dem Tranſitoverkehr, welcher 
ſehr gelitten hatte, aufzuhelfen wäre!). Aus den Berichten der Landräte 
an die Kammer geht hervor, daß vor der Teilung Polens anſehnliche 
Frachten durch Pommern nach Danzig für Rechnung der Danziger 
Kaufmannſchaft zur Weiterbeförderung nach Rußland und Polen ver⸗ 
ſandt worden waren. Seit der Okkupation Weſtpreußens durch die 
preußiſche Regierung verloren ſich die Frachtaufträge und Waren⸗ 
beſtellungen. Zum Verluſt des Tranſitohandels trug der Rückgang des 
Danziger Handels viel bei, da dieſe Stadt infolge ihrer unglücklichen 
Lage im preußiſchen Gebiet den Speditionshandel faſt ganz verlor. 
Beſonders ungünſtig aber ſoll der durch Deklaration vom 26. Mai 17755) 
auf den Tranſithandel gelegte erhöhte Impoſt auf den Durchfuhrhandel 
der Provinz Pommern gewirkt haben, wogegen die Stettiner Kaufmann⸗ 
ſchaft angibt, daß der Handel mit Polen ſchon vor Abſchluß des polniſchen 
Traktats ſehr gelitten hätte“). Nach 1772 grenzte Pommern nicht mehr 
unmittelbar an das polniſche Reich; die neue Provinz Weſtpreußen 
ſchob ſich dazwiſchen, und die Bemühungen der preußiſchen Regierung, 
den Städten des neuen Landesteiles alle Vorteile im Handel mit den 
Polen zu ſichern, mußten für den pommerſchen Handelsverkehr nach⸗ 
teilig ſein. Die hohen Zollſätze des Warſchauer Tarifs taten ein übriges. 
Die Einfuhr polniſcher Produkte nach Pommern war ſehr gering. 1775 
wurde Wolle für 204 Rtl. eingeführt, 1778 nur für 30 Rtl., in den fol⸗ 
genden Jahren überhaupt nicht. Auch die Einfuhr anderer polniſcher 


1) Stett. Kr. A. Titel 12. Commercienſachen Nr. 204. 

2) Stett. Kr. A. Titel 12. Commercienſachen Nr. 206. 

8) Wahrſcheinlich iſt der Warſchauer Tarif vom 24. Mai gemeint. 
4) Geh. St. Gen. Dir. Kurmark. CLXIa. Nr. 4. 


216 Margot Herzfeld 


Erzeugniſſe weiſt keine nennenswerten Ziffern auf. Allein die Einfuhr 
von Fellen erreichte eine gewiſſe Höhe (1775 für 3290 Rtl., 1779 für 
13 733 Rtl., 1780 für nur 3611 Rtl.) ). 

In den hinterpommerſchen Handelsſtädten wurde, vom Bernſtein⸗ 
handel abgeſehen, nie ein eigentlicher Tranſitohandel getrieben. Stolp 
ſtand früher durch einen regen Bernſteinhandel mit Danzig in Ver⸗ 
bindung. Der Verkehr erreichte ſein Ende, als bald nach der Erwerbung 
Weſtpreußens Friedrich eine Art von Zollkrieg gegen die polniſche Han⸗ 
delsſtadt eröffnete. Die Stolper Kaufleute bezogen nämlich Bernſtein⸗ 
gegenſtände, Schmuckſachen u. dgl. aus Danzig und verkauften ſie dann 
weiter. Als aber preußiſcherſeits auf alle aus Danzig kommenden Waren 
ein Zoll von 4% gelegt wurde, verkauften die Danziger ihre Bernſtein⸗ 
artikel lieber über See, um dem Zoll zu entgehen). So litt der Stolper 
Handel zwar nicht durch den polniſchen Vertrag ſelbſt, wohl aber durch 
das Vorgehen des Königs gegen Danzig, wozu ihm der Acte séparé 
vom. 19. März 1775, in welchem Danzig ausdrücklich zum Zollausland 
erklärt worden war, freie Hand gab. | 

Die Städte Kammin und Treptow an der Rega, welche ehedem 
ſtarken Tranſitoverkehr nach Polen gehabt hatten, ſchrieben den Rück⸗ 
gang, ja den gänzlichen Verfall ihrer Geſchäfte nicht dem polniſchen 
Traktat, ſondern verſchiedenen anderen Umſtänden zu. Die Kaufmann⸗ 
ſchaft von Kammin erhoffte von der Inſtandſetzung des in Verfall ge⸗ 
ratenen Dievenower Hafens und einer geringen Ermäßigung der von 
ihnen geforderten Handelsakziſe eine neue Blüte ihres Gewerbes. Die 
Treptower glaubten, die Verſandung ihres Hafens trüge die Schuld 
am Erlöſchen ihres Handelsverkehrs mit den Polen, auch den hohen 
Import von 50% auf polniſches Holz machten fie dafür verantwortlich). 
Die Städte Anklam und Demmin trieben keinerlei Handel mit Polen, 
ſondern nur mit Schwediſch⸗Pommern und Mecklenburg, Kolberg hatte 
nie Einfluß auf den Tranſitohandel gewonnen, weil es von Polen aus 
auf dem Waſſerwege nicht zu erreichen war, und die Landfrachten ſich 
zu teuer ſtellten. 

Der polniſche Tranſitoverkehr nach Stettin hörte durch den Handels⸗ 
vertrag faſt ganz auf. Lübeck, welches den Handel nach Rußland an ſich 
brachte, zog den Vorteil daraus. Abgeſehen vom Holz- und Getreide⸗ 
handel machten ſich die hohen Zollſätze des Warſchauer Tarifs in allen 


1) Nic. 145. 
2) Stett. Kr. A. Titel 12. Commercienſachen Nr. 206. 
3) Geh. St. Gen. Dir. Pommern. Stadt Stettin. Handlungsſachen. Nr. 17 
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Handelszweigen unangenehm bemerkbar. Dazu waren die Stettiner 
Kaufleute noch den Händlern der an Polen grenzenden Landesteile 
gegenüber im Nachteil. Brachten die Polen ihre Waren nach Stettin, 
ſo mußten ſie außer dem tarifmäßigen Einfuhrzoll noch die Tantiemen 
in Filehne und Bromberg, welche die Kaufmannſchaft als enorm be⸗ 
zeichnete, bezahlen, ferner den Kanalzoll in Drieſen und die Stadtzoll⸗ 
gefälle in Landsberg an der Warthe, ſo daß ſie die im Traktat feſtgeſetzten 
2% mehr als doppelt bezahlten. Natürlich verlangten ſie in Stettin 
höhere Preiſe für ihre Produkte als in Königsberg oder Elbing, und die 
Stettiner konnten beim Export nicht mit den Städten des Oſtens in 
Wettbewerb treten. Der Ausfuhrzoll nach Polen wurde ſehr willkür⸗ 
lich erhoben. Von einem Oxthoft gewöhnlichen franzöſiſchen Weins 
mußten z. B. 1 Rtl. 6 Gr. Ausfuhrzoll nach Polen bezahlt werden. 
Der Preis des Weines betrug 17—18 Rtl., da der Zoll zu 2% nur 8 Gr. 
8 Pf. betragen haben würde, wurden tatſächlich ſtatt 2% 7% erhoben. 
Die Polen begannen deshalb den Weg nach Stettin zu meiden, und der 
Export auf der Oder ging in einem Jahr von 14 Kahnladungen auf 3 
zurück. Als Friedrich Wilhelm II. kurz nach ſeinem Regierungsantritt 
den Getreide-, Tabak- und Kaffeehandel freigab, ergingen ſich die Stet⸗ 
tiner in überſchwenglichen Dankesbezeugungen und gaben der Hoffnung 
Ausdruck, daß der Tranſitohandel ihrer Vaterſtadt bald wieder in Blüte 
ſtehen werde!. 

Eine Betrachtung der Ein⸗ und Ausfuhr von Stettin — Ucker⸗ 
münde, Peenemünde und Neuwarp mit inbegriffen — zeigt eine Ab⸗ 
nahme des Handels nach 1775, während des Seekrieges eine Steigerung, 
welche für die Einfuhr anhält. Die Ausfuhr, welche 1780 mit 2369613 Rtl. 
ihren Höhepunkt erreichte, ſinkt dann wieder, ſie iſt 1785 geringer als 
1775. 

Danach waren die Klagen der Stettiner berechtigt, der Betrag der 
Einfuhr überſtieg in jedem Jahre den der Ausfuhr. Der Handel der 
Provinz Pommern im großen und ganzen aber war ein Aktiphandel. 
1784 überſtieg die Ausfuhr die Einfuhr um 456320 Rtl., im folgenden 
Jahre ſogar um 465735 Rtl.“), wie denn auch Heinitz den Aktivhandel, 


1) Stett. Kr. A. Titel 12. Commercienſachen Nr. 206. 

2) Die Zahlen (in Reichstalern) für die Einfuhr von 1775—1785 ſind 
folgende (Schmidt a. o. O., S. 203f) : 2487803, 2 362 669, 2 136 647, 2010 778, 
1896 598, 2826 987, 2369613, 2330 271, 2677559, 2905523, 3114686. 

Desgl. für die Ausfuhr: 1275 629, 1352095, 1 261 197, 1311546, 1,059 241, 
2369613, 1 386 150, 1538690, 1334251, 1240055, 1 254 965. 

3) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXI. Nr. 89. General-Balance. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X X XVI. 2. 15 
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d. h. den Überſchuß der Einfuhr über die Ausfuhr Pommerns mit 
400000 Rfl. angibt !). 

Das Fabrikweſen in Pommern war nicht ſehr entwickelt. Zu einer 
umfaſſenden Verbeſſerung des pommerſchen Manufakturweſens, wie ſie 
Tarrach erſtrebte, fehlte es dem König an Geld!). Das Abſatzgebiet der 
vorhandenen Fabriken war nicht groß. Die Polen, welche die Haupt⸗ 
abnehmer für die in Pommern hergeſtellten Tuche und Leinenwaren 
bildeten, kamen ſeit den erhöhten Zöllen von 1775 immer ſeltener in 
dieſe Provinz. Danzig war durch das rigoroſe Vorgehen der preußiſchen 
Zollverwaltung nicht mehr in der Lage, ſeine Handelsbeziehungen zu 
den hinterpommerſchen Städten aufrecht zu erhalten. Hier, wie im 
Anfang in Weſtpreußen, ſchädigte der Zollkrieg gegen Danzig die Wohl- 
fahrt preußiſcher Untertanen. 1779 führte das Tuchmachergewerk zu 
Ratzebuhr bittere Klage über den erſchwerten Abſatz ſeiner Waren nach 
der polniſchen Handelsftadt?). Die Danziger hatten vor 1775 pommerſche 
Tuche bezogen und nach Polen und Rußland verkauft. Nach einer 
Deklaration vom 17. Juni 1775 nahmen die Regiebeamten den nach 
Danzig beſtimmten Tuchſtücken die Plomben, welche ſie als preußiſche 
Erzeugniſſe kennzeichneten, ab. Wurden dieſe Stoffe von Danzig aus 
wieder exportiert, ſo wurde die Ware beim Paſſieren des preußiſchen 
Gebiets als ausländiſche behandelt und mit 12% Zoll belegt. Unter 
ſolchen Verhältniſſen konnten die Danziger die pommerſchen Fabrik⸗ 
waren nicht mehr zu Exportzwecken ankaufen. Alle Wollarbeiter in den 
hinterpommerſchen Städten erlitten dadurch empfindlichen Schaden. 
Da der König fürchtete, daß die Danziger die Plomben zu Zwecken der 
Kontrebande nachahmen würden und beim Export nach Rußland und 
Polen engliſche und franzöſiſche Stoffe für preußiſche Erzeugniſſe aus⸗ 
geben könnten, blieb es trotz aller Beſchwerden und Bitten bei der Ent⸗ 
fernung der Plomben vor den Toren der Stadt Danzig. Auch auf der 
Frankfurter Meſſe war der Abfatz der pommerſchen Manufakturen 
gering. Erſt ſeit 1777 erwähnt Tarrach in ſeinen Meßberichten den Erlös 
aus pommerſchen Erzeugniſſen in Frankfurt a. O.). Der Verkauf der 
Waren aus Pommern bleibt ſtark hinter dem der anderen Provinzen 
zurück. So löſte z. B. Schleſien auf der Margaretenmeſſe 1777: 137700 Rtl., 
die Neumark 71650 Rtl., Pommern dagegen nur 20880 Rtl. In den 


1) Geh. St. Rep. 96. 219 uſw. 9 
2) Geh. St. Rep. 96. uſw. III. K.⸗O. an Tarrach, den 20. September 1779. 
8) Geh. St. Gen. Dir. Pommern, General⸗Acciſe Nr. 54. 

4) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXII. Nr. 65 vol. I. u. II. 
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folgenden Jahren hielt ſich der Vertrieb Pommerns auf der Meſſe un- 
gefähr auf der gleichen Höhe. Die Meſſen von 1778 waren, wie im 
allgemeinen, auch für Pommern nicht günſtig. 1779 aber ſteigerte ſich 
der Abſatz wieder und erreichte auf der Margaretenmeſſe mit 21 540 At. 
den Höhepunkt. 


Ob und wie der polniſche Handelsvertrag auf Kurmark und Neumark 
gewirkt hat, läßt ſich nicht feſtſtellen. Es gibt über den Handel der Marken 
in jener Zeit weder ſtatiſtiſche Angaben, noch Berichte der Kaufmann⸗ 
ſchaft. Eine Einwirkung des Tarifes von 1775 auf den Handel der Mark 
Brandenburg iſt anzunehmen, ging doch ein Teil des ſächſiſch⸗polniſchen 
Tranſithandels über dieſe Provinz!). Berlin vermittelte auch den Handel 
mit Hamburg. Die Kurmark war übrigens die einzige der öſtlichen Pro⸗ 
vinzen, welche eine Paſſiv⸗ Handelsbilanz aufwies. Heinitz war der An⸗ 
ſicht, daß dies nur durch den hohen Bedarf an Lebensmitteln in der 
Hauptſtadt hervorgerufen würde, denn die Ausfuhr an Manufaktur⸗ 
waren ließ nichts zu wünſchen übrig. Kurmark und Neumark beſaßen 
eine ſtattliche Anzahl von Fabriken, deren Hauptabſatzgebiet das benach⸗ 
barte Polen war. Die Beförderung des Exports der brandenburgiſchen 
Manufakturen war einer der Hauptgründe zum Abſchluß des polniſchen 
Handelsvertrages geweſen, und die Tatſache, daß die Fabriken der Kur⸗ 
mark 1784/85 für 300000 Rtl. Seidenwaren, für 100000 Rtl. Baum⸗ 
wollſtoffe, für 790000 Rtl. Wollwaren und für 110000 Rtl. Galanterie⸗ 
waren exportierten), ſpricht für die günſtige Wirkung des Traktats. 
Auch der Umſtand, daß ſich die Berliner Kaufleute 1788 bei den Bera⸗ 
tungen der Kommiſſion zur Hebung des Handels entſchieden gegen eine 
Aufhebung des Tranſitozolls von 12% verwahrten), läßt auf eine För⸗ 
derung des Abſatzes durch den Vertrag ſchließen. Die Neumark, welche 
direkt an Polen grenzte, ſcheint aus den Beſtimmungen des polniſchen 
Traktats Nutzen gezogen zu haben. Ein Teil des polniſchen Tranſito⸗ 
handels ging über Frankfurt a. O., das ſich auch zwiſchen den Meſſen 
eines regen Verkehrs erfreute. Die Nähe des Meßortes bot den neu⸗ 
märkiſchen Tuchfabrikanten günſtige Gelegenheit zum Abſatz ihrer Fa⸗ 
brikate, welche die Hauptausfuhrartikel der Neumark bildeten. Der 
Export an Tuchen betrug jährlich 360000 Rtl.; der Tranſitohandel mit 


1) Fechner, Wirtſchaftsgeſchichte, S. 465. 
2) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXI. Nr. 89. 
8) Geh. St. Rep. 96. 219 uſw. 
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Kaffee, Zucker, Gewürz, Wein, Farben u. dgl. ging trotz der hohen 
Durchfuhrzölle ſehr gut. Die Kaufleute der Stadt Drieſen müſſen 
auch aus dem ihnen in dem Acte séparé zugeſtandenen Recht, feine aus⸗ 
ländiſche Tuch und Seidenwaren zum Verkauf an die Polen bereithalten 
zu dürfen, große Vorteile gehabt haben, denn die Stettiner, denen das 
gleiche Privileg zuſtand, und andere neumärkiſche Kaufleute behaup⸗ 
teten, daß ihr eigener Handel nach Polen N den erhöhten Abſatz 
Drieſens ſehr . wäre. 


Kleine Mitteilungen. 


Zur Geſchichte des „Vereins für Geſchichte der Mark 
| Brandenburg“. 


Aus den Briefen A. F. Riedels an G. A. H. Stenzel. 
Von Johannes Schultze. 


In meinen Ausführungen über die Vergangenheit des „Vereins 
für Geſchichte der Mark Brandenburg“ im 35. Band der „Forſchungen“ 
hatte ich (S. 4f.) angenommen, daß es ein größerer Kreis von Männern 
geweſen ſei, in dem unter Führung A. F. Riedels die Begründung des 
Vereines betrieben wurde. Dieſe Annahme trifft nicht zu, wie der mir 
erſt vor kurzem bekannt gewordene Briefwechſel Riedels mit Profeſſor 
G. A. H. Stenzel in Breslau)) dartut. Nach den Außerungen Riedels 
iſt es Stenzel geweſen, der bei Riedel die Begründung einer Geſellſchaft 
für die Geſchichte der Mark Brandenburg anregte. Unter Zuziehung 
ſeiner nächſten Verwandten hat alsdann Riedel, der Anregung folgend, 
den Verein begründet, ohne zunächſt einen Kreis von Geſinnungsgenoſſen 
als zukünftige Mitglieder zu gewinnen, ſo daß er noch im Frühjahr 
1838 ſagen konnte: „Der Verein bin ich.“ 

Ich teile aus den Briefen Riedels nachſtehend die Stellen mit 
welche für die ältere Geſchichte des Vereins von Intereſſe ſind und nament⸗ 
lich auch die Stellung, die Ranke zu dem Verein und der Herausgabe 
des „Codex diplomaticus Brandenburgensis“ eingenommen hat, be» 


leuchten. 
1834. Dezember 12. 


.. Hier tauchte vor 2—3 Jahren ein ſeltener Eifer und eine Art 
von Begeiſterung für vaterländiſche Geſchichte auf; aber jetzt redet 
faſt niemand mehr davon. Wohlbrück iſt todt und war es eigentlich 
ſchon ein Jahr früher für die Wiſſenſchaft, ehe er ſtarb. Wilken“) 


1) Die Kenntnis der Briefe verdanke ich der freundlichen Mitteilung von⸗ 
ſeiten des Staatsarchives in Breslau. 
2) Der Hiſtoriker Friedrich W. war ſchwer gichtleidend, er ſtarb 1840. 
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ſcheint täglich ſtumpfer zu werden und läßt nicht viel mehr von ſich hoffen. 
Förſter !), der von Friedrich Wilhelm I. rückſichtslos alles mitgeteilt hat 
was er hat habhaft werden können, ſoll höchſten Orts ſehr damit miß⸗ 
fallen haben und hat alſo neuen Argwohn, neue Ungnade gegen hiſtoriſche 
Mitteilungen erregt, welche nun nicht ihn und ſein Werk allein, ſondern 
auch Unſchuldige treffen werden ...“). 

1838. März 5. 


Nun erhören Sie mich noch mit Einem. Ihr Gedanke einer 
Geſellſchaft für die Geſchichte der Mark Brandenburg war ein Samen⸗ 
korn, der in meinem Kopfe nicht ohne Triebkraft bleiben konnte. Unter⸗ 
ſtützung konnte ich dazu nicht finden. Raumer, Ledebur und andere die 
wollten nicht, und doch blieb die Sache gut. Ich bat daher Hoefer und 
Odebrecht — d.h. Vater und Vetter — mir zu aſſiſtieren, und nach dem 
Grundſatze: tres faciunt collegium bat ich ſie, mich zum Seeretär des 
künftigen Vereines zu deſigniren. Unter dieſem Titel bat ich Herrn von 
Tzſchoppe und die drei Miniſter Kamptz, Rochow und Alvensleben, 
das Curatorium des Vereines zu übernehmen und beim Könige die Be⸗ 
ſtätigung des Vereins zu beantragen. Alles das geſchah nach Wunſch. 
Der Verein exiſtiert alſo. Die Diplome werden geſtochen, um mehrere 
Mitglieder durch Überſendung derſelben vonſeiten des Curatorii einzu⸗ 
laden. Bis dahin kann ich wohl mit noch mehrerem Rechte wie Ludwig XIV. 
in anderer Beziehung ſagen: Der Verein bin ich. Sie werden es albern 
finden, daß ich hier grade dem Natürlichen entgegengeſetzt verfahre: 
ſtatt daß ſich aus Gliedern der Körper bildet, bilde ich aus dem Körper die 
Glieder, aber außerordentliche Umſtände, außerordentliche Mittel! Die 
Berufungen, welche ich durch mein glänzendes Curatorium ſende — was 
ſeinerſeits ebenfalls nichts von meiner Iſolierung ahnt, ſondern mich als 
Bevollmächtigten Vieler betrachtet — nimt jeder hieſige mit Freuden 
auf. Sie beugen ſich der äußern Autorität und finden ſich zuletzt fried⸗ 
lich zuſammen, vernünftigen Vorſtellungen gibt niemand Gehör...” 


1839. Januar 20. 
. . . Mit unſerer hiſtoriſchen Geſellſchaft geht es jetzt in größerem 
Maßſtabe fort. Sie zählt 50 Mitglieder und hat bereits nach Vollendung 
ihrer organiſchen Einrichtungen zwei recht intereſſante Sitzungen ge⸗ 
halten. Auch v. Raumer nimmt ſich jetzt der Sache lebhaft an und fängt 
an, ſeine früheren Zweifel an der Nützlichkeit ſolcher Vereinigung fahren 
zu laſſen. Nächſtens ſollen mehrere Mitglieder ernannt und auch einige 


1) Friedrich Förſter (1791 — 1868) in 1834 — 1835 eine drei- 
bändige Geſchichte Friedrich Wilhelms I 

2) Am 9. Juli 1835 teilte Riedel Stenzel den Plan mit, eine Zeitſchrift 
zur Geſchichte der preußiſchen inneren Staatsverwaltung zu begründen, um 
den Urſprung der zeitigen öffentlichen Verhältniſſe in der Vergangenheit 


nachzuſuchen. 
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Auswärtige um ihre Teilnahme erfucht werden. Es verfteht ſich von 
ſelbſt, daß Sie unter der letztern Reihe der erſte ſind ...“ 


1840. März 24. 

„. . . Die Fortſetzung meines Codex hat mir der Verleger aufge- 
kündigt, und ich werde denſelben auf eigene Koſten um ſo weniger fori- 
ſetzen können, als ich zur Ausloſung von Urkundenabſchriften aus Wolfen⸗ 
büttel, Schwerin, Hamburg, Dresden, Magdeburg, Prag ſchon an 200 
Talern bar gezahlt habe. Indeſſen habe ich Hoffnung, daß mein Chef, 
Graf Alvensleben, mich durch Abnahme von 100 Ex. auf Staatskaſſe 
unterſtützt, obgleich es mir nicht angenehm iſt, daß ich dieſe Unterſtützung, 
die mir — der doch das meiſte dabei opfert — als perſönliches Benefiz 
angerechnet wird, der vaterländiſchen Geſchichte zum Beſten ſuchen muß. 
— Ranke und mehrere ſind auch mit der Einrichtung oder dem Plan des 
Werkes unzufrieden. Sie wollen die Urkunden nicht in extenso haben 
ſondern nur Bearbeitung davon oder höchſtens Auszüge davon. Dies 
Urteil halte ich Rankes Standpunkt angemeſſen. Denn er hat für Pro⸗ 
vinzial⸗ und Ortsgeſchichte, Familiengeſchichte etc. der Mark Branden⸗ 
burg keinen Sinn, kann ſich daher für deren Material nicht intereſſieren 
und zweitens weiß er nicht, daß dieſe wenig inhaltsreichen Urkunden 
leider die einzigen Quellen Brandenb. Geſchichte ſind, und daß nach 
Mitteilung von 5—6 Bänden ſolcher Sachen es mit unſern noch unbe⸗ 
kannten Geſchichtsquellen für die Zeit bis zum 16. Jahrhundert völlig 
zu Ende iſt. Allein weil Ranke ſo ſpricht, ſo ſprechen ihm's die andern 
nach, und das ſchadet meiner Sache auch, wiewohl Ranke das wohl keines⸗ 
wegs beabſichtigt...“ 

1842. Jauuar 23. 

„ . . Über Ranke kann ich noch weniger etwas Zuverläſſiges ſagen. 
Ich ſehe und ſpreche ihn faſt nie. Er ſoll bei Eichhorn Hausfreund ſein 
und viel Hofluft atmen. Aus dem Verein für Märkiſche Geſchichte iſt er 
ausgetreten. Einem ſeiner anmaßenden Schüler moſaiſcher Religion 
habe ich einmal eine ausverſchämte Zumutung in betreff alter Manu⸗ 
ſkripte abgeſchlagen. Vielleicht bin ich dadurch bei Ranke in Ungunſt 
gefallen. Auch habe ich ſeinen Rat nicht angenommen, in meinem Codex 
nur Regeſten von Urkunden, nicht die letztern in extenso zu geben, und 
muß ich ihm ſehr anmaaßlich erſchienen ſein, wenn ich gegen ſeine Auße⸗ 
rung, daß die mitgeteilten Urkunden meiſt nichts Hiſtoriſches enthielten, 
ſelbſtvertrauend bemerkte: Das heißt für Sie, da Sie nur das Weltgeſchicht⸗ 
liche umfaſſen — für das Studium der innern Verhältniſſe der Heimat 
enthalten ſie für den, der ſie zu benutzen weiß, viel Hiſtoriſches — und ich 
achte das Material für die Geſchichtsforſchung der letztern Art höher als das 
für die Geſchichtsforſchung, die ſich nur auf das Allgemeine bezieht!“ 


Neue Erſcheinungen. 


I. Zeitſchriftenſchau. 


(1. Oktober 1922 bis 30. September 1923.) 


51.—54. Jahresbericht des Hiſtor. Vereins zu Braudenburg (Havel), 
Brandenburg 1923. 

S. 3—7: Tſchirch, Eine Brandenburger Budenordnung von 1655. 
i 1 des Vereins für ee der Neumark. Heft 41. Lands⸗ 
erg a 

S. 3—28: Thoma⸗Küſt rin, Belagerung und Wiedereinnahme 
Küſtrins 1813/14. Aus dem Tagebuch eines deutſchen, zur a 
Beſatzung gehörigen Offiziers. 

1 5 0 5 Magazin. Bd. 99. Görlitz 1923. 

S. 1 1 chichte der Stadt Görlitz (bis 1319). 

S. 58—98 eiträge aut Geſchichte des anbeuſchen 
Waibhanbels und ee 

©. 99—127: J. Bauermann, Die ütteften Urkunden für Kloster 

St. Murtenchal 1934-1245. 


W Mitteilungen. Bd. XVI, 1. Hälfte 1922/23. Gu⸗ 
en 


S. 3—12: W. Lippert, Hans v. Buxdorf und die Beesdauer. 
S. 13—29: R. Lehmann, Niederlauſitziſches Kloſterverzeichnis. 
Jahrbücher des Vereins für mecklenb. Geſchichte u. Altertums⸗ 
kunde. 86. 43.800 Schwerin 1922. 
S. 43— fred Rütz, Mecklenburgs deutſche Politik 8 
1866 Mach den Archivalien]. 
Jahrg. 87. Schwerin 1923. 
| 8. 27— 70: K. Pagel, Mecklenburg und die FF Die 
Politik der mecklenburg. Regierungen 1866—1870 
61 Band. der 1 für Schleswig⸗ 8 Geſchichte. 
1. Band. Leipzig 19 
S. 1— 206: Jens Ser ſen, Die Entſtehung und Entwicklung der 
Gutswirſf on in Seeg Holſtein bis zum Beginn der Agrarreformen. 


S. 103—134: A. O. Meyer, Die e Sieljegung in Bismarcks ſchles⸗ 
ae Politik von 18551864 
23: P. Richter, Das Staatsarchiv und ſeine Beſtände 
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85 1 155 Forſchungen zur Geſchichte Schleswig⸗Holſteins. 
eipzig 
F. Hähnſen, Die Entwicklung des ländlichen Handwerks in Schles⸗ 
wig⸗Holſtein. 
„ des Vereins für Geſchichte Schleſiens. 57. Bd. Bres⸗ 


1 S1 118132: H. Krabbo, Die Urkunde der Markgrafen Otto IV. 
und Johann IV. von Brandenburg für das Kloſter Trebnitz v. J. 1301. 


Beihefte zu den Jahresberichten der e Geſellſchaft für 
vaterländ. Kultur. Jahrg. 1. Breslau 192 
S. 40—80: M. Laubert, Land und Leute des Regierungsbezirks 
Bromberg vor 100 Jahren. 
1 9 . Zeitſchrift für Polen. Heft 1. 
2 ei aubert, Über die Nationalität der höheren Geiſtlichkeit in 
oſen 
Deutſch⸗nordiſches Jahrbuch 1922. Jena 1922. 
Friedrich Arnheim, Friedrichs des Großen ſchwediſche Schweſter. 


aus nr DEE RC ION 42 Band. München 1922. 

ubert, die 1. Wahl eines Erzbiſchofs von 

a 5 non 1836-1898 [teip. der Gedanke, die Gneſen⸗Poſener 
Diözeſe dem Breslauer Bistum anzugliedern]. 


8 Viertel jahrſchrift. ahrg. 21. 1922. Dresden 1922/23. 

S. 6 : V. Heydemann, Friedrichs d. Gr. Antimachiavell. 

S. 208304. . Erben, Fichte⸗Studien. 

S. 305 — 333: H. Rogge, Bismarcks Kolonialpolitik als außen⸗ 
politiſches Problem. 


Site ch Zeitſchrift. 126 Band, München u. Berlin 1922. 
426 — 457: Max Lehmann, Zur Geſchichte der preußiſchen 
5 form von 1808. [Im Anſchluß an neue Aktenfunde werden die 
Beratungen über die Heeresreform, ſpeziell über Wehrpflicht, Strafrecht 
und Soldateneid ſtizziert.] 

— 127. Bd. München u. Berlin 1923. 

S. 7378: H. Gollub, Zur Datierung des Entwurfs Friedrich 
Wilhelms von 250 0 dr zur Erwerbung Schleſiens. 

S. 243—259: P. Wagner, Briefe an Scharnhorſt. [Mitgeteilt aus 
privatem Nachlaß. Es handelt ſich um 5 Briefe aus Sch's letzten 
Lebenstagen. — Schreiber ſind Kneſebeck, Boyen, Humboldt, Clauſewitz, 
ul ein Brief Schwarzenbergs über Sch's Tod an Roeder iſt 

eige ügt 

S. 273—277: Joh. Bauermann, Ein quellenkritiſcher Beitrag 
zum 3. Bande von Bismarcks Gedanken und Erinnerungen. 

S. 454—475: Walter Platzhoff, England und der Kaiſerplan 
vom Frühjahr 1870. Mit Benutzung underöffentlichten Materials. [Eine 
engliſche Anregung dazu aus dem Januar 1870 und ihre Geſchichte, 
ſow'e die Geſchichte des Kaiſerſ lanes felbft.] 

S. 476-486: Carl Neumann, driadric von Bezolds Bonner 


Univerſitätsgeſchichte. 
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87921045 Zeitſchrift. 128. Bd. 1923. 
1 : 9. Ulmann, Störungen i im Vertragsſyſtem Bismarcks 
S. 105—108: O. Tſchirch, Kneſebeck und Sieyss. 


8 Sahebücher, Bd. 190. Berlin 1922. 
b 2 H. O. Meisner, Bismarcks Bündnispolitik 1871 
is 1 


— Bd. 191. Berlin 1923. 

S. 1—29: H. Rothfels, Bismarcks Sturz als Forſchungsproblem. 

— Bd. 192. Berlin 1923. 

S. 326— 342: G. v. Schoch, Bismarck und die orientaliſche Frage 
im Jahre 1870. 


Deutſche Rundſchau. Berlin. Gebr. Paetel 
Bd. 193 (Okt.⸗Dez. 1922): B. G. Volz, Shakeſpeare am Hofe 
Friedrichs d. Gr. | 

Bd. 194 Gan. März 1923): K. Tiemann, Kuno Fiſchers Kampf 
gegen die Reaktion. Nach ungedruckten Akten, Briefen und Aufzeich- 


nun 99 
195 (April⸗Juni 1923): K. 1 ai belgiſch-franzöſiſche 
Sienshntanfüf 5 großen Mächte 1868 
Bd. 196 (Juli⸗Okt. 1923), S. 49 ff. u. 165 f. Johannes Guth⸗ 
50 übel — Ein preußiſches Königsbild. Friedrich 
elm I 


Zeitſchrift der e re für Rechtsgeſchichte. 41. Band. 
Kanoniſtiſche l 
S. 1—50. Ulrich Stutz, Das Amt des evangeliſchen Univerſitäts⸗ 
1 9 5 an der Rheiniſchen pn tät in Bonn 
u des 1. hre underts ihres Beſtehens 
269—285. Derſelbe, Das kirchenrechtliche Seminar an der 
eg A ebzich-Zilhelma-Univerfität zu Bonn 1904-1917. 
1. Derſelbe, iche rheiniſchen Miſchehenſtreit 1834 —1853. 
— 5 Band Kanoniſtiſche Abteilung XI. 1921. 
De 5 Fritz Vigener, Die Mainzer Biſchofswahl von 


S. 442—446. Kurt Rheindorf, Die Anerkennung des preußi- 

2 an durch die Kurie. [Nach der Thronbeſteigung Friedrich 
ilhelms II. 1787. 

— 43. Band. Kanoniſtiſche Abteilung XII. 1922. 

S. 444—459. Johann Heckel, Ein Kirchenverfaſſungsentwurf 
Friedrich Wilhelms IV. von 1847. [Aufgebaut auf dem Gedanken der 
„gehorſamen Annahme der apoſtoliſchen⸗urchriſtlichen Legitim täten“, 
dezentraliſtiſch, apoſtoliſch⸗geſtaltete Kirchen vorausſetzend; über den 
Kirchen das oberbiſchöfliche Amt. Die Pläne des Königs bis 1850 
verfolgt.] 

er 83 öſterreich. Inſtituts für Geſchichtsforſchung. 


Bd. 39. Wien 192 
S. 219—235: 8 Bilger, Heinrich v. Treitſchke in ſeinen Briefen. 
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5515 Verwaltungsblatt. Bd. 45 (1923/24), Nr. 7—8. 

Holtz, Aus ſiebenundvierzigjähriger Dienſtzeit. [Verf. hat als Land⸗ 
rat in Entlomiy (1884 ff.), Regierungspräſident in Oppeln (1900 ff.) und 
in mancher anderen Stellung ein gutes Stück preußiſcher Politik, nament⸗ 
lich im Oſten, erlebt. 


Mitteilungen des Wachleriſchen Familienverbandes. (Herausg. 
Amtsrichter Wachler, Berlin.) Heft 4, April 1923 veröffentli 1 
Briefe von Bennigſen und Lasker an den nat. lib. Abgeordneten Wachler 
aus den Jahren 1875—1880, beſonders einen Brief Laskers vom 11. April 
1878 über das „völlig unvermutete“ Eintreten des Reichskanzlers für 
das Tabaksmonopol und über die neuen Miniſter, von denen „nur () 
Eulenburg eine ſehr prononcierte konſervative Stellung einnimmt 595 
eine gewiſſe Schwenkung nach Rechts bedeutet. An Verſuchen 
Neaktion wird es nicht fehlen; aber ich hoffe, daß wir... eine Umteh 
in ek bisherigen Entwicklung werden 1 können .. Die ie . 
lib. Partei 5 ſich niemals zu einer grundſätzlichen oder perſönlichen 
Oppoſition verleiten laſſen.“ 


Karolinska Förbundets Arsbor 1921. Lund 1922. 
Wittrock, Fördraget i Königsberg och dess förhistoria [Der 
Köni aberger Vertrag (1656) und ſeine Vorgeſchichte, auf Grund von 
Stockholmer Akten! . 
Desgleichen 1922. Lund 1923. 

G. Wittrock, Marienburg och Labiau (Marienburg und Labiau, 
wie vorher). 

Die Denkmalpflege. Berlin 1922. 

S. 59—61: J. Ko Duke: Die ehemalige Kirche der Dominikaner in 
Berlin. (Vgl. Sitzungs a des Vereins f. Geſchichte der Mark Bran⸗ 
denburg vom 14. Juni 1922 


Denkmalpflege und — chutz. Berlin. 

S. 107—108: J. Kohte, Michael a e 1 in Berlin. 
[Sohn des Johann Boumann, gleich dem Vater Architekt, in ſeinem 
Fache * wenig gewürdigt, 2 bedeutendſtes Werk das Schloß 

ellevue 

S. 139—148: R. Mielke, Städtebauliches aus dem älteften Berlin. 
[Berlin entſtanden aus einem Rundling an der Nikolaikirche, Kölln aus 
einem a. rfe mit der Petrikirche. 

S. 152—153: J. Kohte, Der Altar der S. Nikolaikirche in Stral⸗ 
junb. 11 955 Feſtſtellung des Entwurfes für den Altar war Schlüter 
n Berlin 1706 beteiligt; da der Entwurf vor der Ausführung aber 925 
mals geändert wurde, kann der Altar nicht, wie Gurlitt annahm, als 
ein Werk Schlüters gelten.] 

it für Bauweſen. Berlin 1923. 

6—72, 113—120, 178—186: Julius Kohte, Wohnhäuſer von 
dale len Werte in Berlin und Vororten. [Verzeichnis der 
Häuſer, nach den Straßen geordnet.] 

etjcheift r Numismatik. 34. Band. Berlin 1923. 
.155—166. H. Gaebler, Zur Groſchenprägung Joachims J. 
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A: Zur allgemeinen preußiſchen und deutſchen Geſchichte. 


Adolf Hofmeiſter, Die nationale Vedentung der mittelalterlichen 
Kaiſerpolitik. (Greifswalder Univerſitätsreden 10.) Greifswald, L. Bam⸗ 
berg, 1923. 36 S. 

Der alte Streit zwiſchen Sybel und Ficker über die Berechtigung 
der durch Otto den Großen eingeleiteten imperialen Politik unſerer 
mittelalterlichen Kaiſer darf heute als zugunſten des dieſe Politik billi⸗ 
Ben Innsbrucker Hiſtorikers entſchieden gelten; auch hervorragende 

Ban Forſcher wie Dietrich Schäfer in feiner Deutſchen Geſchichte 
ſtimmen der Theſe Fickers voll zu; zu ihr bekennt ſich auch Schäfers Schüler 
Hofmeiſter in ſeiner gehaltvollen Studie, auf die hier aus zwei Gründen 
nachdrücklich hingewieſen ſei. Einmal wird ſie hoffentlich dazu beitragen, 
die bedeutſame Entdeckung der Ann. Salzburg. antiqui durch Klebel 
weiteren Kreiſen bekannt zu machen; wiſſen wir doch erſt aus dieſer 
Quelle, daß an der Spitze der deutſchen Geſchichte eine Doppelwahl 
ſteht, daß die Bayern dem von den Franken und Sachſen erhobenen 
König Heinrich I. in ihrem Herzog Arnolf einen eigenen König entgegen⸗ 
geſtellt haben; nun erſt wird klar, warum dieſer Arnolf ſich als Urkunden⸗ 
ausſteller eines Formulars bedient, das in auffallender Weiſe dem der 
Königsurkunde nachgebildet iſt (vgl. Redlich, Die Privaturkunden des 
Mittelalters 93 f.). Weiter aber bietet Hofmeiſter, deſſen wiſſenſchaft⸗ 
liche Sonderdomäne ſchon lange die Genealogie iſt, die ihm auch hilft, 
das hier erörterte ee Problem in neues 5 t zu rücken, am Schluſſe 
ſeiner Studie fünf Tafeln zu 16 Ahnen (Kaiſer Heinrich VI. und König 
Philipp von Schwaben; Kaiſerin Konſtanze; König Konrad IV.; deſſen 
Gattin Eliſabeth von Bayern; Kaiſer Otto IV.), die eine wertvolle Er⸗ 
gänzung zu den Tafeln bieten, die er früher in dieſer Zeitſchrift (XXXIII, 
52—87; XXXIV, 92) veröffentlicht hat. 

Berlin-Steglitz Hermann Krabbo. 


Georg v. Below, Territorium und Stadt. Aufſätze zur deutſchen 
Verfaſſungs⸗, Verwaltungs⸗ und Wirtſchaftsgeſchichte. 2. weſentlich ver⸗ 
änderte Auflage. (Hiſtoriſche Bibliothek Bd. 11.) R. Oldenbourg, Mün⸗ 
chen u. Berlin 1923. | | 

Es iſt erfreulich, daß von dieſem 5 die wichtigſten Fragen der Aus⸗ 
bildung der Landesherrſchaft und des Städteweſens ſo ertragreichen Buche 
eine neue Auflage erſchienen iſt. Dabei hat es eine weſentliche Anderung 
erfahren, indem drei neue Aufſätze aufgenommen wurden und hierfür aus 
Druckſchwierigkeiten (Koſten) zwei frühere weggelaſſen worden find, nämlich 
„der Oſten und der Weſten Deutſchlands; der Urſprung der Gutsherr⸗ 
ſchaft“ und „Zur Entſtehung der Rittergüter“. Vom Standpunkt unſeres 
Arbeitsgebietes vermißt man dieſe Aufſätze ſchmerzlich, denn ſie behan⸗ 
delten ua Probleme, welche für die preußische Geſchichte von erheb⸗ 
licher Bedeutung ſind. Zu leugnen iſt anderſeits nicht, daß durch das 
Hinzugefügte das Buch an Geſchloſſenheit gewonnen hat, inſofern gerade 
die grundlegenden Erſcheinungen der Territorialgeſchichte ſchärfer here 
vortreten. Ein Blick auf den Inhalt zeigt es: „Der Urſprung der Landes⸗ 
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Fa „Syſtem und Bedeutung der landſtändiſchen Verfaſſung“; „Die 
nfänge des modernen Staats mit beſonderem Blick auf die deutſchen 
Territorien“; „Die Neuorganiſation der Verwaltung in den deutſchen 
Territorien des 16. Jahrhunderts“; „Kritik der hofrechtlichen Theorie mit 
beſonderer Rückſicht auf die ſtändiſchen Verhältniſſe“; „Die hiſtoriſche 
En des Lohnwerks“; „Mittelalterliche und neuzeitliche Teuerungs⸗ 
politik! “. a nr 
Ich brauche hier keine Charakteriſtik der obiſch n zu geben, denn es 
iſt ja zu bekannt, daß ſie ſich durch einen methodiſch muſterhaften Aufbau 
und durch Klarheit der Formulierung auszeichnen, wenn auch manchem 
die kritiſchen Ausführungen, die ſelbſt die geringſten Andeutungen hiſto⸗ 
riſcher Forſchung berückſichtigen, vielfach zu weitausholend erſcheinen 
mögen. Ich möchte hier nur eine kurze Stellung zu dem wichtigſten und 
ertragreichſten Aufſatz über Syſtem und Bedeutung der landſtändiſchen 
Se allung (S. 53—160) nehmen, ſoweit brandenburgifche Verhältniſſe 
in Frage kommen. Es ſcheint mir, als ob v. B. doch den Machtgedanken 
bei den Ständen des 16. und 17. Jahrhunderts überſchätzt. In Wirklich 
keit befinden ſie ſich nur in einem Abwehrkampf gegen Anſprüche und 
Zumutungen, die namentlich auf dem Gebiet des Steuerweſens von den 
Herrſchern geſtellt werden. Wenn die Stände dann zu einer eigenen Ver⸗ 
waltung vorſchreiten, ſo geſchieht es doch nur, um die übernommene, 
für damalige Zeiten ungeheure Schuldenlaſt ſicher zu tilgen. Durch das 
Kreditwerk iſt kein Verſuch gemacht worden, in die Landesverwaltung 
einzugreifen, ſondern ſehr bald erwies es ſich als ein für dieſe Verwaltung 
wertvolles Organ in den mancherlei Geldnöten. Kl. 
Meiſter der Politik, eine weltgeſchichtliche Reihe von Bildniſſen. 
i ehr von Erich Marcks und Karl Alexander v. Müller. 
ritter Band. Deutſche Verlagsanſtalt, Stuttgart u. Berlin 1923. 
VI u. 551 S. gr. 80. nu 
Das ſchöne Unternehmen, das Ende 1921 mit zwei Bänden ins 
Leben trat, der Verſuch, die Weltgeſchichte in führenden Perſönlichkeiten, 
großen Männern der Staatskunſt darzuſtellen, hat in dem hier vorliegen⸗ 
den Bande, der den 31 Aufſätzen von damals 11 andere hinzufügt, eine 
höchſt willkommene Ergänzung gefunden, ſie holen zum Teil ſchon früher 
Geplantes nach. Von den neun jetzt auftretenden Verfaſſern (zwei ſind 
mit je zwei Beiträgen vertreten) haben zwei, Eduard Meyer und Karl 
Hampe, ſchon früher Beiträge geliefert und gerade ſie laſſen jetzt das 
Beſtreben erkennen, die Lücken weltgeſchichtlicher Betrachtung, welche 
die Perſönlichkeitsbilder laſſen, durch Rückblicke auszufüllen. Hampe, 
der die drei großen Staufer Friedrich I., Heinrich VI. und Friedrich II. 
behandelt, und Wilhelm Weber, der über Trajan und Hadrian handelt, 
ſind in der glücklichen Lage, 5 Schilderung vergleichend zu vertiefen, 
wie es in Bd. 2 in ſeinem auch als Buch erſchienenen Beitrag „Die drei 
großen Hohenzollern“ (vgl. Bd. 35 dieſer Ztſchr. S. 264) Ge. Küntzel 
tun konnte. Gern mag man daran denken, wie in kommenden Zeiten 
bei Erforſchung der hiſtoriſchen Kunſt unſerer Epoche auf die drei Bände 
unſeres Werkes cke buhlen werden mag, und zuverſichtlich behaupte 
ich, daß dann das Urteil über Bd. 3 zum mindeſten ebenſo hochklingend 
ſein wird, wie das über ſeine Vorgänger. 
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Vielleicht iſt nicht bloß meine perſönliche Fremdheit gegenüber dem 
Stoff ſchuld, wenn ich den Aufſatz Hellmut Ritters, des Hamburger 
Orientaliſten, über Muhammed und diejenige des Berliner Sinologen 
Otto un über die beiden chineſiſchen Staatsmänner vom Ende des 
19. und Anfang des 20. Jahrhunderts Li Hung⸗tſchang und Yuan- 
Schikai in zweite Linie ſtelle. Gelernt habe ich von beiden recht viel, 
aber neben dem Zweifel, ob dieſe Männer überhaupt in dieſe Reihe ein⸗ 
zugliedern waren, kamen mir Bedenken wegen des reichlichen Maßes der 
mitgeteilten Einzelheiten, das manchem 1 unerwünſcht erſcheinen mag. 

In N ee Weiſe haben die beiden Hiſtoriker des 
Altertums, Eduard Meyer und der viel jüngere Tübinger Profeſſor 
Wilhelm Weber, mit ihrem „König Darius“ bzw. „Trajan und 
Hadrian“ (S. 37—114) die Aufgabe gelöſt für ihre zeitlich und geogra⸗ 

iſch ſo fernſtehenden Herrſcher zu intereſſieren, beide geſtützt eu das 
terial, das in neuerer Zeit Inſchriften, Papyri, Münzen geboten 
aben, das bisweilen Einblicke in die Seele geſtattet, die von der Ge⸗ 
chichtſchreibung mit Ausnahme der israelitiſchen (Meyer macht über ſie 
intereſſante Bemerkungen) nicht gewährt werden. 
ie Weber durch ſeine . Arbeiten, ſo war Erich Caspar 
durch feine Forſchungen zur Geſchichte des Papſttums im 8. bis 12. Jahr⸗ 
hundert berufen, uns eine Würdigung auch des „Muſterpapſtes“ Gre⸗ 
gor I zu bieten, die für die Geſchichte des Heiligen Stuhls und der 
abendländiſchen Mi ſion wertvoll iſt und weiter uns ein ausgezeichnetes 
Bild des Ziſterzienſers Bernhard von Clairvaux zu geben, der im 
oßen 12. Jahrhundert Berater und Leiter der Päpſte war und in der 
Hechnung aspars aus den Anſchauungen der Zeit heraus die Flecken 
verliert, die ihm in der Auffaſſung unſeres Schillers und Hausrats an⸗ 
aften. Wer ſich irgend für die aan des reichen 12. Jahr⸗ 
underts intereſſiert, verſäume nicht Caspars Bernhard von Clairvaux, 
eine W ae über Bernhards Gegner Abälard und Arnold von 
rescia, die den at moderner Beurteilung fehr verlieren, über 
Bernhards „Papſtſpiegel“ und Bernhards Stellung an der Schwelle 
eines neuen juriſtiſchen Zeitalters der Päpſte zu leſen. 

Hampes e Kais „ Barbaroſſa und ſeine Nach⸗ 
folger“, der die Kaiſer Friedrich L, Heinrich VI. und Friedrich II. be⸗ 
handelt (S. 223— 296), läßt ſchon im Titel erkennen, daß H. Friedrich I. 
gegenüber Sohn und Enkel die Palme reicht. Von ſeinem Buche „Deutſche 
Kaiſergeſchichte uſw.“ unterſcheidet ſich die neue Darſtellung nicht nur 
durch die ſtärkere Betonung des Perſönlichen, ſondern auch durch die 
Verwertung der Forſchungen ſeit 1912 und durch eigene tiefere Schür- 
fung. Aus ſeiner Darſtellung hebe ich hervor 1. die Überlegenheit der 
eigenen ſpäteren maßvollen Politik Friedrichs im 1 mit der Kurie 
im Vergleich mit der Schärfe, die ihr bei Lebzeiten ſeines Kanzlers 
Reinald von Daſſel (f 1167) aufgeprägt iſt, 2. die primäre Bedeutung 
des Kampfes um die el über Italien zwiſchen 1159 und 1177 
und ſo auch zwiſchen dem Frieden von Venedig und dem Kreuzzug, 
3. die e Erledigung des Kampfes mit Heinrich dem Löwen, 
deſſen Machtſtellung Fr. doch nicht zu erben verlangen durfte, ſchon aus 
Rückſicht auf die Mitſieger, die Fürſten, 4. wie ſich die neue Freundſchaft 
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des Kaiſers mit dem unteritaliſchen König natürlich entwickelte aus dem 
Bedürfnis der durch das langiährige Schisma verarmten und zermürbten 
römiſchen Kirche nach Frieden und Kreuzzug, aus dem Wunſche des 
unteritaliſchen Herrſchers, bei Verfolgung ſeiner Angriffspläne auf 
Byzanz mit der Freundſchaft des abendländiſchen Kaiſern rechnen zu 
können, aus dem 9 Friedrichs, ſeiner nn. Machtpolitik 
eine ſtarke Zu ſe ja vielleicht eine bedeutungsvolle Ausdehnung über 
Unteritalien zu ſchaffen. H. ſieht m. E. mit Recht gleich Haller in Pap 
Lucius III. einen Förderer des Heiratsplanes zwiſchen Heinrich VI. u 
der normanniſchen Prinzeſſin Konſtanze, aber er betont ebenſo richtig 
das Widereinander gegenſätzlicher Strömungen im Kardinalskolleg. — 
Das in denſelben Bahnen nach dem Tode Friedrichs ſich fortſetzende 
Regiment des Sohnes ſieht er gekennzeichnet durch die ſchärfere Tonart 
des jugendlichen Herrſchers und durch die aufreizende Wirkung, welche 
die zur ſcher 5. gewordene Vereinigung Unteritaliens mit dem Reich 
in ſtaufiſcher Hand, der Verſuch, dieſe eee ſtaatsrechtlich zu 
verewigen, diesſeits und jenſeits der Alpen auslöſen mußte. In dem 
Zuſammenbruch beim Tode 1 VI. ſieht er die größte Kataſtrophe 
der deutſchen Geſchichte nächſt der von 1918. Die Aufſtellungen Hallers, 
Heinrich VI. habe die römiſche Kirche mit regelmäßigen Geldzahlungen 
zur Entſchädigung für ihre Gebietsanſprüche in Mittelitalien abfinden 
wollen, er ſei ferner geneigt geweſen, das Kaiſertum vom Papſt zu 
Lehen zu nehmen, werden von H. mit Recht abgelehnt. — Dem Enkel 
Friedrich II. ſpricht H. die Möglichkeit ab, die Machtſtellung von Vater 
und Großvater zu erneuern, nachdem fein päpſtlicher Vormund Inno⸗ 
gend III. die deutſche Kirche im langjährigen Thronkampf unter das Joch 
ms gebeugt und mit der Aufrichtung des mittelitaliſchen Kirchen⸗ 
ſtaats eienn Sperriegel zwiſchen das unteritaliſche Erbrei Se ar 
Reichsitalien und Deutſchland anderſeits 1 ah atte. Daß die Kurie 
die nun . Wiederherſtellung der früheren kaiſerlichen Macht⸗ 
ſtellung in Oberitalien hindern wollte, verurſachte den erſten und zweiten 
Kampf zwiſchen Gregor IX. und Friedrich II. Der Ausgang konnte 
nicht anders ſein, als er tatſächlich geweſen iſt, weil die unverſöhnlichen 
Städte, auch als Innozenz IV. zu Anfang ſeiner Regierung einen Aus⸗ 
leich wünſchte, ſich entgegenſtellten. Das Papſttum, das ſich unter den 
chutz Frankreichs ſtellte und von den lombardiſchen Städten gehalten 
wurde, war mit den Waffen von Friedrich nicht niederzuringen, die 
geiſtigen Mittel aber reichten nicht hin. Deutſchland war uneins, maß⸗ 
gebende geiſtliche Territorialfürſten verließen aus ſelbſtiſchen Gründen 
den Kaiſer, Friedrich II. hat mit all ſeiner geradezu überreichen Be⸗ 
gabung den Sturz des Kaiſertums nicht hindern können. 
an kann Tan, ob der Wiederaufbau des Deutſchen Reichs durch 
Rudolf von Habsburgs zähe Staatskunſt nicht hätte in der Reihe dieſes 
Werks Vertretung finden und damit die Brücke zu Karl IV. ilch gen 
werden ſollen — vielleicht ſtellte ſich der Gedanke an den jo üblen Aus 
gang des Habsburgiſchen Geſchlechts in unſeren Tagen der Ausführung 
entgegen. Habsburg blieb nur durch zwei Spanier vertreten und ge⸗ 
wiſſermaßen durch Metternich, wie Frankreich nur durch Richelieu und 
Colbert, Großbritannien durch den älteren Pitt. 
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Von dem älteren Pitt entwirft jetzt ein überaus lebensvolles 
Bild von packender Wirkung Karl Alexander v. Müller. Im breiten 
Fluß feiner Darſtellung (S. 299—408) übt der große engliſche Staats⸗ 
mann des 18. Jahrhunderts auf den Leſer einen tiefen Eindruck. Die 
Liebe und Bewunderung, von der der Verfaſſer ſichtlich für ihn erfüllt 
iſt, überträgt lch unwillkürlich auf den Leſer. Die Gegenſtellung Pitts 
wider Frankreich im Bunde mit Friedrich dem Großen erleichtert es. 
Reiche Mitteilungen aus den Reden des redegewaltigen Mannes, der 
ſich über alle körperliche Nur ſe und gichtiſche Gebrechen emporſchwang, 
verſtärken den Eindruck. Nur ſelten würde eine Kürzung ſich empfohlen 
haben, im ganzen iſt dieſer Beitrag das Muſter eines großzügigen hiſto⸗ 
riſchen Eſſays, der über dem Staatsmann nicht den Menſchen in all 
ſeinen Beziehungen darzuſtellen vergißt. 
Der Gambetta von Fritz Endres iſt weſentlich Perſönlichkeits⸗ 
ſchilderung. Natürlich iſt es reizvoll, einmal den Krieg von 1870/71 
unter franzöſiſchem Geſichtswinkel dargeſtellt zu ſehen und Gambettas 
Verhalten mit dem neueſter franzöſiſcher Staatsmänner zu vergleichen. 
In dem Papſt Leo XIII. von Wa. Goetz wird man mit Freude 

nach langer Pauſe eine fachwiſſenſchaftliche Leiſtung des Verf. begrüßen 
und ſie als ſehr dankenswert anerkennen. G. erfüllt die Aufgabe, den 
Begründer eines neuen Zeitalters der Kirche ſich abheben zu laſſen von 
der vorausgegangenen Epoche und ſeine perſönliche Eigenart zu kenn⸗ 
e in vorzüglichem Maße. Leo XIII. hat die nach 1815 einſetzende 

tholiſche Bewegung, die demokratiſchen Kräfte des 19. Jahrhunderts, 
die von Pius IX. abgelehnt worden waren, an 2 herankommen laſſen 
und ſie mit den traditionellen Anſchauungen und Zielen des Papſttums 
u vereinigen gewußt, er hat im Ringen mit dem Staat 1 leiden⸗ 
ſchaftliche Kampfbegier, vielmehr als Opportuniſt, der katholiſchen 
Kirche und dem Papſttum auch in einer neuen Welt ihren Platz geſichert. 
Dafür war vor allem ſeine Sozialpolitik bedeutungsvoll, während ſein 
Trachten nach Wiederherſtellung des Kirchenſtaats unerfüllt bleiben 
mußte, wie auch die weitſchweifenden Gedanken auf Wiedervereinigung 
aller chriſtlichen Kirchen. Perſönlich war er eine vorwiegend verſtandes⸗ 
mäßige Natur, Diplomat und Organiſator, Freund Deutſchlands, ſoweit 
ihn nicht ſeine ſchroffe Ablehnung der Reformation daran hinderte. 
Philoſophie und Geſchichte erfuhren bedeutungsvolle Förderung durch 
ihn. Dieſer Wiederbeleber des Thomismus, der den Gewährsmann des 
13. Jahrhunderts zum Maßſtab aller Wiſſenſchaftlichkeit machte, gab 
der modernen sel ichtlichen Forſchung, nicht zum wenigſten der Katho⸗ 
liken, durch die Offnung des valitaniſchen Archivs einen Anſtoß ohne⸗ 
gleichen. Er war ein Menſch mit ſeinem Widerſpruch. | 

Wenn es möglich fein ſollte, bei einer neuen Auflage des ganzen 

Werkes, die den Inhalt der drei Bände in zeitlicher Folge zu bringen 
hätte, ihn auf eine Bere Zahl handlicher Bändchen zu verteilen, jo 
würde das gewiß vielen ſehr dankenswert erſcheinen. Karl Wenck. 


Marburg a. d. Lahn. | 
Rudolf Häpke, e (Handels⸗Hochſchulbibliothek. 
. A. Gloeckner, Leipzig 1922. VIII u. 


Hagb. von M. Apt. Bd. 19.) 
104 S. 3 M. 
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Das knapp gefaßte Handbuch macht einen ausgezeichneten Eindruck. 
Die wirtſchaftliche Entwicklung von der mittelalterlichen Grundherrſchaft 
bis zur modernen Weltwirtſchaft (als Epoche wird das Jahr 1879 an- 

eſehen) wird in kurzen Abſchnitten unter ſcharfer Herausarbeitung der 
Pro leme und Orientierung über die Literatur dargeſtellt. Wenn Verf. ſagt, 
daß er die üblichen Fehler vermeiden wollte, weder im Mittelalter ſtecken 

u bleiben, noch die Neuzeit hiſtoriſch zu ſchwach zu unterbauen, nicht 
= Agrar- vor Gewerbe⸗ und Handelsgeſchichte, nicht das Städteweſen vor 
dem platten Lande, nicht den Süden vor dem Norden oder umgekehrt 
zu bevorzugen, jo iſt ihm eine gleichmäßige Behandlung der wirtſchafts⸗ 
geſchichtlichen Faktoren im weſentlichen gelungen. Dem Studierenden iſt 
damit ein vortreffliches Hilfsmittel in die Hand gegeben. Sch. 
Erdmann Haniſch, Die Geſchichte Polens. Kurt Schröder, Bonn u. 
Leipzig 1923. 389 S. 80. . 8 

Das e Werk ſchildert in großen Umriſſen die Geſchichte 
des polniſchen Reiches von ſeiner Begründung bis an die Schwelle des 
Weltkrieges. Die Darſtellung iſt überſichtlich gegliedert und anſchaulich. 
Scharf ſind die großen hittoriſchen Probleme erfaßt, und die beherrſchen⸗ 
den Geſichtspunkte der einzelnen Epochen ſind kraftvoll herausgearbeitet. 
Außer der deutſchen iſt Ser die polniſche Literatur in weitem Umfan 
herangezogen, und der Verfaſſer iſt ſichtlich bemüht, ſeinen Standpunkt 
über den Dingen und Parteien zu wahren. Neben der äußeren iſt die 
innere Geſchichte und Entwicklung Polens, ſowohl was Verfaſſung, 
Ständeweſen, Handel und Wirtſchaft, als auch das religiöſe Leben, 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Literatur betrifft, in gleichem Maße berück⸗ 
ſichtigt. u Nach macht ein Perſonen⸗ und Sachregiſter das Werk zu einem 
trefflichen Nachſchlagebuch. N 

Beſonderes Intereſſe bieten Bi uns die Abſchnitte, die den Kampf 
mit dem Deutſchen Orden, die Zeit des Großen Kurfürſten, die Tei⸗ 
lungen, ſowie die preußiſche Politik in den durch die Teilungen erwor⸗ 
benen Gebieten Polens im 19. Jahrhundert bis zum Weltkrieg behandeln. 
Allerdings können wir uns der uffaflung, die der Verfaſſer von der 
Polenpolitik Friedrichs des Großen hegt, darin nicht ganz anſchließen, 
daß er meint, ſein beſonderes Intereſſe an Polen habe ihn zum ear 
des Bündniſſes von 1764 mit Katharina II. bewogen (S. 249). Friedrichs 
Be an Polen war vielmehr gering. Ihm genügte es, wenn dieſer 

taat in dem alten Zuſtand politiſcher Ohnmacht verharrte und die 
fulcte d Dynaſtie dort nicht ein erbliches Königtum errichtete. So be⸗ 
olgte er Polen 971 89 0 die vom Vater überkommene neutrale Hal⸗ 
tung. Als August II. im Oktober 1763 ſtarb, bot deſſen Tod ihm die 
erwünſchte Handhabe, um die Allianz mit Rußland zuſtande zu bringen, 
deren 155 für ihn 1 die Erhebung eines Binften auf den Polen» 
thron, ſondern die Rückendeckung gegen den alten Gegner Oſterreich 
war. Damit erklärt ſich die, wie der Verfaſſer glaubt, „an ihm ganz un» 
gewohnte nebenſächliche Rolle“, die Friedrich zunächſt in der Frage der 
polniſchen Königswahl ſpielte (S. 250). Aus den politiſchen Teſtamenten 
des Königs wiſſen wir ferner, daß in ſeinen Augen die Erwerbung Weſt⸗ 
preußens von der Verſtändigung mit Rußland abhing. 

Berlin⸗Lichterfelde. Guſtav Berthold Volz. 

6 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X X XVI. 2. 1 
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Robert Gragger, Preußen, Weimar und die ungariſche Königs⸗ 
krone. Ungariſche Bibliothek, für das Ungariſche Inſtitut an der Uni⸗ 
verſität Berlin, hrsg. von R. Gragger, Erſte Reihe, Heft 6. Walter de 
Gruyter & Co., Berlin u. Leipzig 1923. X u. 158 S. 

Auf Grund umfaſſender Studien in den Archiven von Berlin, Wien, 
Weimar und Budapeſt ſchildert Verf. die Rolle, welche die Beziehungen 
Ungarns zu König Friedrich Wilhelm II. in dem Kampf zwiſchen Oſter⸗ 
reich und Preußen ſpielten, der auch nach dem Tode Friedrichs d. Gr. 
zwiſchen beiden Mächten fortdauerte und erſt in der Kaliſiſchen R Kon⸗ 
vention ein vorläufiges Ende fand. Infolge der zentraliſtiſchen Reform 
Joſephs II. herrſchte in Ungarn eine tiefgehende Gärung. Heiß loderte 
das ungariſche Nationalgefühl auf, und der Wunſch erwachte, das öſter⸗ 
reichiſche Joch abzuſchütteln. Suchten die un Unterſtützung und 
12 beim Preußenkönig, ſo erblickte 8 ilhelm in ihnen Bundes⸗ 

enoſſen bei ſeinem Kampfe gegen Oſterreich. In dieſem Zuſammen⸗ 
bange tauchte als flüchtige Epiſode der Gedanke einer Thronkandidatur 

rl Auguſts von Weimar auf, der bereits durch die Veröffentlichungen 
von Bailleu im Goethe⸗Jahrbuch (Bd. 20) bekannt iſt, zu dem aber die 
obige Schrift wertvolle Ergänzungen bringt. Nach dem Tode Joſephs II. 
handelte es ſich auf Grund eines alten Vertrages um die Frage einer 
Garantie der ungariſchen Verfaſſung durch Preußen, doch auch ſie blieb 
in Vorverhandlungen ſtecken. Immerhin hat der Rückhalt, den Ungarn 
an Preußen fand, Joſeph II. zur Zurücknahme der verfafjungswibr en 
Neuerungen beſtimmt, während die Rückſicht auf die Stimmung des 
Ungarlandes dazu beitrug, daß ſein . II. auf die Waf⸗ 
fenentſcheidung mit Preußen verzichtete. reiche archivaliſche Ma⸗ 
terial, auf dem der Verfaſſer fußt, iſt großenteils im Text und in den 
. die faſt die Hälfte der Schrift füllen, im Wortlaut wieder⸗ 
gegeben. er fleißigen Arbeit ift ein Perſonen⸗ und Sachregiſter, ſowie 
as Fakſimile eines von Goethe entworfenen Schreibens des Herzogs 
Karl Auguſt an den Oberſten Biſchoffwerder beigefügt. Statt Biſchoffs⸗ 
werder iſt Biſchoffwerder und ſtatt Genſau (S. 39 f.) Geuſau zu leſen. 


Berlin⸗Lichterfelde. Guſtav Berthold Volz. 


Barthold Georg Niebuhr, Politiſche Schriften. In Auswahl her⸗ 
8 rer von Georg Küntzel. (Hiſtor.⸗polit. Bücherei. Hrgb. von 
G. IE und J. Ziehen, Heft 2.) M. Dieſterweg, Frankfurt a. M. 
1923. 355 S. 4,80 M. 5 
Die hier vorgelegte Auswahl iſt wohl geeignet, mit der politiſchen 
und hiſtoriſchen Denkweiſe Niebuhrs vertraut zu machen. Nachſtehende 
Schriften werden abgedruckt: Preußens Recht gegen den ſächſiſchen Hof 
(1814); Über geheime Verbindungen im preuß. Staat und deren Denun⸗ 
. Ein Auszug aus der römiſchen Geſchichte; Denkſchrift über die 
oberung Hollands; Verfaſſungsentwurf für die Niederlande; Vorrede 
zur „Darstellung der inneren Verwaltung Großbritanniens von L. Frhr. 
v. Vincke“; Über die Organiſation der ländlichen Verfaſſung in Preußen; 
Über ſtädtiſche uni Vorwort zu der Überſetzung von Demo⸗ 
ſthenes' erſter philippiſche. Rede. — Ein Lebensabiß N.s und Erläu⸗ 
terungen bilden den Schluß. 
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Eine nicht veröffentlichte Berliner Diſſertation von Walter Grün⸗ 
berg, Die Aufnahme der preußiſchen Agrarreformen der Jahre 1807 
bis 1810 in der Offentlichkeit (1922) enthält eine Regeltenfanmlung 
aus den Zeitungen, Beit- und Flugſchriften der Jahre 1807—1812. 

ermann Hofmann, Fürſt Bismarck 1890—1898. Bd. 1—3. 9. bis 
11. Aufl. J. G. Cotta. 1922. N 

Nun 170 der klaſſiſche Bismarckverlag das Hofmannſche Werk über⸗ 
nommen, deſſen zweiter Teil — die Sammlung weſentlicher Bismarck⸗ 
artikel der „Hamburger Nachrichten“ — nach dem Vorwort ihres Heraus⸗ 
gebers vom Herbſt 1913 „gewiſſermaßen eine Ergänzung der Gedanken 
und Erinnerungen‘ bieten“ ſollte und 92 05 ſtolzen Anſpruch auch heute 
nach Erſcheinen des dritten Bandes ungeſchmälert erheben darf. Gerade 
die jüngſt ausgegebene zweite Serie der Akten des Auswärtigen Amts 
beweiſt das für manche diplomatiſchen Vorgänge aufs neue. Über den 

nhalt der Publikation iſt unter 1 kein Wort mehr zu verlieren. 

inſichtlich der editionellen Technik ſei erwähnt, daß in der neuen Auf⸗ 
lage der 1914 erſtmalig erſchienene dritte Band „aus praktiſchen Gründen“ 
mit dem zweiten vereinigt iſt, jedoch verſtändigerweiſe unter Beibehal⸗ 
tung der beſonderen Paginierung. H. O. Meisner. 


Adalbert Wahl, Zwiſchen den Kriegen. Sechs Vorträge über die 
auswärtige Politik der Großmächte von 1871 bis 1914. Oſianderſche 
Buchhandlung, Tübingen 1923. 


Alexander v. Taube, Fürſt Bismarck zwiſchen England und Ruß⸗ 
land. W. Kohlhammer Verlag, Stuttgart 1923. 

Die Einzelthemen Wahls lauten: 1. und 2. Die europäiſche Politik 
im Zeitalter Bismarcks 1871—1890. 3. Der „Imperialismus“ 1880 bis 
1914. 4. Die Verſchlechterung der Lage Deutſchlands 1890 —1904. 
5. Die großen Kriſen 1905—1914. 6. Der Kriegsausbruch. Die „Kriegs⸗ 
ſchuld“. In den erſten beiden Vorträgen verweilt Verfaſſer verhältnis⸗ 
mäßig lange bei den | teögiger Jahren, während die ſpäteren Ereigniſſe 

erade nur punktiert werden, was aus ſachlichen Gründen zu bedauern 
iſt, wenn es auch aus formellen vielleicht verſtanden werden kann. (Der 
atz, daß das Mißtrauen der konſervativen Politiker Englands gegen 
Bismarck ſeit dem Berliner Kongreß gewichen ſei und ſich in ſein 
Gegenteil verkehrt habe, 1 in 1 Allgemeinheit beſtimmten 
era Vorgängen.) Am meiſten geglückt ſcheint uns der letzte Vortrag. 
hls Ausführungen über die Kriegsſchuld ſind eine ausgezeichnete, 
auch für weitere Kreiſe handliche Waffe im Kampfe gegen den Artikel 231 
des Verſailler Diktats. 

Die Schrift v. Taubes iſt eine aus der Wahlſchen Schule hervor⸗ 
gegangene Erſtlingsarbeit, die auf Grund der Bismarckakten des Aus⸗ 
wärtigen Amts und fleißiger, wenn auch nicht lückenloſer Durchforſchung 
der ſonſtigen Literatur, die Bündnispolitik des Altreichskanzlers behandelt. 

Im allgemeinen zu ſehr berichtend, zu wenig erörternd. Welche Probleme 
ſich darbieten, zeigen jetzt die Parallelar eiten O. Beckers (Bismarcks 
Bündnispolitik) und Gerhard Raabs (Der deutſch⸗ruſſiſche Rückver⸗ 
ſicherungsvertrag). Das Ganze hätte ſtraffer zuſammengefaßt werden 
können. Neue Geſichtspunkte ergeben ſich kaum. Zum Streit über die 
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Deutung des Verhaltens Bismarcks gegenüber England im Herbſt 1879 
(bloße Süblungnahme, Sondieren oder Bündnisangebot) find jetzt die 
Bemerkungen R. 1 (Deutſche Rundſchau, Juni 1923) zu beachten, 
die v. T. noch nicht kannte. Die von Rachfahl, dem ſich v. T. anſchließt, 
abweichende Argumentation Feſters, daß jenes Bündnisangebot Bis⸗ 
marcks in Wirklichkeit nur ein Produkt Beaconsfields und des Grafen 
5 geweſen iſt, ſcheint uns viel für ſich zu haben. Daß der Fürſt 
den Wert der engliſchen Freundſchaft weit höher angeſchlagen habe als 
den der ruſſiſchen (S. 147) kann man nicht jagen (vgl. des Ref. Aus 
führungen in den Preuß. Jahrbüchern 1922, Dezember, S. 292 2 
Die trotz aller Verſuche des Neuen Kurſes und ſeiner Geſinnungsgenoſſen 
nicht fortinterpretierte Bedeutung der Rückverſicherung 85 v. T. mit 
richtigen Maßen gemeſſen. H. O. Meisner. 
Hermann Graf von Wartensleben⸗Carow, Kgl. Pr. General der 
ale er Lebensbild 1826—1921. Mittler & Sohn, Berlin 1923. 
u. a 
Der Dienſt im Heere, zuletzt 1884 —1888 als Kommandierender 
General des III. Armeekorps, Arbeit im Johanniterorden (Ordens⸗ 
hauptmann ſeit 1900) und Tätigkeit in der Politik (ſeit 1903 Mitglied 
des Herrenhauſes) ſind die ent auf denen Graf W. (geſt. 1921 im 
Alter von 95 Jahren) der Offentlichkeit bekannt geworden iſt. Es iſt 
dankbar zu begrüßen, daß es die Tochter unternommen hat, ſein Lebens⸗ 
bild vornehmlich nach ſeinen Tagebüchern und ſonſtigen hinterlaſſenen 
Schriftſtücken vorzulegen. Das Schwergewicht ruht auf der militäriſchen 
Wirkſamkeit. 1864 war er erſter Generalſtabsoffizier bei der Diviſion 
Münſter, dann Chef des Stabes beim General v. Falckenſtein und konnte 
ſich als ſolcher den Übergang über den Lymfjord und den Zug nach Kap 
Skagen zuſchreiben. 1866 ruͤckte er als Chef der Operationsabteilung ins 
Feld. Beſonders wertvoll iſt der Abdruck aus den Erinnerungen von 
1866 S. 38 ff., die die Vorgänge im Großen Hauptquartier in der Nacht 
vom 2. zum 3. Juli eingehend beleuchten und klar erweiſen, von welcher 
ſchlechthin entſcheidenden Wirkung es war, daß der König am 2. 1 
in Gitſchin eintraf. Denn ohne den entſchiedenen köni lichen Befehl an 
die 2. Armee, der durch den Vortrag des Gen dee der 1. Armee 
v. Voigts⸗Rheetz veranlaßt und von Wartensleben verfaßt abends 11% 
zur Abſendung elangte und am 3. ki 3½ durch den Flügeladjutanten 
Grafen Finckenſtein dem AOK. 2 abgeliefert wurde, wäre dieſes auf die 
bloße Anregung des AOK. 1 hin ſchwerlich ſchon am 3. früh in Richtung 
Königgrätz aufgebrochen. Wartenslebens Tätigkeit im Feldzug 1870/71 
als Oberquartiermeiſter von Steinmetz, dann als Chef der 1., ſpäter der 
Südarmee unter Manteuffel war bereits bekannt durch 1255 Feldzugs⸗ 
briefe (vgl. dieſe Zeitſchrift Band XI, S. 605) und feine beiden Arbeiten 
„Die Operationen der I. Armee“, „Die Operationen der Südarmee“, 
ſie wird aber durch jan Tagebuchaufzeichnungen in Einzelheiten jetzt 
ergänzt. Seine Stellung im Deutſch⸗ Französischen Kriege ließ ihn be⸗ 
beg erſcheinen, das von v. Verdy begonnene Generalſtabswerk über 
den Feldzug fortzuführen, er ſchrieb vom Teil I die Seiten 122 —1500 
und vom Teil II die Seiten 1—577. W. hatte ſich dauernd der Wert⸗ 
ſchätzung ſeines Königs, ſeines Paten, zu erfreuen; nach dem Attentat 
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von 1878 wurde er Kommandant von Berlin, königliches Vertrauen 
ſandte ihn 1876 nach Rußland, wo er als aufmerkſamer Beobachter ſich 
über die wachſende antideutſche Stimmung namentlich beim Thron⸗ 
folger nicht im unklaren war. Der Wert des Buches liegt aber auch und 
nicht zuletzt, über das äußere Geſchehen hinausgreifend, in der glücklich 
vermittelten Anſchauung von dem inneren Weſen des Grafen, er offen⸗ 
bart 0h in ſeinem Denken und Fühlen ganz als preußiſcher Edelmann; 
das S 1 hat es ihm nicht erſpart, den Zuſammenbruch zu erleben, 
aber als Greis von 92 Jahren iſt er noch einmal hervorgetreten mit dem 
Proteſt gegen die Zerſtücklung Preußens, dem ſeine Lebensarbeit im 
Heer, im Orden und in der 5 Kammer gegolten hatte. Vaupel. 
Aus 50 Jahren. Erinnerungen, Tagebücher und nt aus dem 
Nachlaß des Fürſten Philipp zu Eulenburg⸗Hertefeld. Verlag Ge⸗ 
brüder Paetel, Berlin 1923. | 

Den Walderſeedenkwürdigkeiten ſind die des Fürſten Philipp 
Eulenburg auf dem Fuße gefolgt. Während bei jenen regelmäßig ge⸗ 
führte Tagebuchaufzeichnungen die Grundlage bilden, aus der ſich mit 
Hilfe anderer Denen ſe ein zuſammenhängendes Ganzes herſtellen ließ, 
überwiegt bei dieſen die rliaſchauende Betrachtung, ohne daß damit der 
Charakter eines abgeſchloſſenen Memoirenwerks gewonnen würde. 
Denn aus den ſchon an ſich nur far Teilſtrecken des Lebens vorliegenden 
5 wählte der Fürſt für eine ſpätere Veröffentlichung fachlich 
begrenzte Stücke, dabei „weniger auf das politiſch Bedeutſame, als auf 
Schilderungen des Menſchlichen, der Perſönlichkeiten. ... der Zuſtände“ 
Wert legend, außerdem aber wünſchte er auch zeitlich über 1890 nicht 
deen Zacher ſo daß für die Wilhelminiſche Ara nur zwei kurze Kapitel 
— im Zeichen Bismarcks — („Verſöhnung“ und Tod des Kanzlers) als 
„Abſchluß des Ganzen“ vorliegen. Es iſt intereſſant, zu ſehen, wie Wal⸗ 
derſee und Philipp Eulenburg, dieſe beiden politiſch ſo bedeutſamen 
Perſönlichkeiten, der Politik abſchwören, aus religiöſen Skrupeln der 
eine, aus der Reflexion auf ſeine Künſtlernatur der andere — und wie 
beide doch immer wieder in dem verabſcheuten Element mit Wonne 
untertauchen. Während nun aber die gleichzeitigen Niederſchriften des 
Feldmarſchalls ein unretouchiertes Bild ſeiner Leidenſchaft darbieten, 
laſſen die desen ausgewählten und belichteten Erinnerungen des 
Diplomaten deſſen politiſche Wirkſamkeit nicht genügend erkennen, ſo 
daß man in der Tat die vom Herausgeber Johannes Haller verheißenen 
urkundlichen Belege in ihrer Geſamtheit (für die Bismarckkriſe werden 
ſolche bereits in einem Anhange geboten), insbeſondere eine vor der 
Vollendung ſtehende Biographie des Fürſten aber auch den Fortgang 
unferer amtlichen Aktenpublikation, wird abwarten müſſen, um über 
gewiſſe Fragen urteilen zu können. Auch die Perſönlichkeit Eulenburgs 
als ſolche wird erſt dann ganz zu würdigen ſein. 

Das Buch iſt in fünf Abſchnitte geteilt. Der erſte: „Aus Kindheits⸗ 
tagen“ enthält amüſante Plaudereien und intereſſante Streiflichter über 
Achtundvierzig, Friedrich Wilhelm IV., Wrangel, Otto e die 
Auerswalds, Kaiſerin Auguſta, die Familie Schleinitz); es folgt ein 
längeres Kapitel: „Um Bismarck“, voll ſtarker Animoſitäten gegen die 
„Familie“, abgejehen von Johanna und Herbert, deſſen Liebestragödie 
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mit der Fürſtin Eliſabeth Carolath, geb. Gräfin dF ſo wie ſie nach 
Eulenburg ſich abſpielte, ſchon ein Vorabdruck der „Deutſchen Rundſchau“ 
bekannt machte. Abſchnitt drei bis fünf ſind betitelt: „In München und 
Berlin“ („Loſe Blätter“ aus den Jahren 1883—1887); „Zwei Kaiſer 
terben“ und „Unter Wilhelm II.“, könnten aber ebenſogut die Überjchrift 

es zweiten tragen, da die Perſon des Altreichskanzlers durchaus im 
Vordergrunde der Betrachtung ſteht, wenn das auch wichtige Nebenrollen 
(Kaiſerin Friedrich z. B.) nicht ausſchließt. 

Bismarck und Ph. Eulenburg — äußerlich bis zum großen Bruch 
von 1890 Freunde und doch innerlich ſo ſtarke Gegenſätze wie Urgeſtein 
und Stuckfaſſade. E. ſetzt den „Genius“ Bismarck als gegebene Größe 
und verzichtet ſehr beſcheiden auf eine Schilderung ſeiner Wirkſamkeit. 
Was ihn zur Darſtellung reizt, iſt vielmehr die „menſchliche Hülle“ dieſes 
Genies. Den Künſtler intereſſiert vor allem die Form, nicht der Inhalt; 
aber der Künſtler Eulenburg muſtert jene a mit den „nüchternen 
Augen“ (43) eines Naturaliſten und, da der Verfaſſer überhaupt die un⸗ 
ſelige Gabe beſitzt, Schlechtes, Fehlerhaftes, Lächerliches zu entdecken 
und aufzudecken — „ich habe lange nach der Stelle geſucht, wo er ver⸗ 
wundbar wäre“, heißt es dafür bezeichnend im Hinblick auf einen Freund 
— ſo wird oft ſtatt der angeblich erſtrebten „menſchlichen Erſcheinung“ 
das Allzumenſchliche, der „penſionierte n (204) präſentiert. 
Nicht das „Zeusauge“ (204), ſondern die Achillesferſe ſcheint dieſem 
Künſtleranatomen die Hauptſache zu ſein. Die bisweilen geradezu 
hämiſch wirkende Zurſchauſtellung des Bismarck intime, der den Klops 
mit den Fingern aus der Sch 1 nimmt und dabei no ungepliegte 
Nägel hat, paßt im Formalen zu einer Kritik, welche an dem „Genie“ 
eigentlich nur die „Defekte“ (vgl. S. 75) herausarbeitet: „totale Ab⸗ 
weſenheit der e Ungeniertheit, maßloſe Heftigkeit, 
Gemülts⸗ und Gefühlloſigkeit !) (dies letztere aan im Stile der liberalen 
Phraſe von dem ſeelenverloddernden Gewaltmenſchen B., wie ſie jetzt 
wieder in den Briefen der Luiſe Schrader⸗Breymann auf Schritt und 
Tritt begegnet). 

In einem Briefe an die Kaiſerin (29. Juli 1898) ſpricht der Verf. 
angeſichts des unmi telbar 5 Todes Bismarcks von dem 
„großen böſen Kanzler“, ähnliche Wendungen kehren in noch ungedruckter 
Korreſpondenz mit dem Kaiſer aus ſpäterer Zeit wieder. Selbſt wenn 
hier die Argumentation ad homines zu l iſt, wird man 
nach allem, was wir über das Verhältnis der beiden Männer nun wiſſen, 
Bent bleiben, ob Philipp Eulenburg wicklich (wie es ihm in der 

innerung vorſchwebt) das „Menſchenmögliche“ getan hat, um den 
Konflikt zwiſchen Kanzler und Herrſcher „hintanzuhalten, zu mildern, zu 
dämpfen“. Der Herausgeber ſtellt (wie bereits erwähnt) im Anhang eine 
Reihe brieflicher Zeugniſſe zuſammen, „um den Beweis zu liefern, 
daß der Verfaſſer in den Kämpfen, die Bismarcks Rücktritt vorausgingen 
und folgten, die Haltung wir ich beobachtet hat, die er in feiner Dar⸗ 


1) Laut S. 75 fehlt Bismark „Gemüt“, S. 87 iſt jedoch von ſeinem „Herz 
und Gemüt“ die Rede. „ 
2) Die betreffenden Quellenſtücke reichen nur bis zum 26. Februar 1890. 
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ſtellung für ſich in Anſpruch nimmt“. Aber gerade dieſer Verfaſſer be- 
tont gelegentlich die Relativität ſolcher Brief zeugniſſe (S. 75), und in 
der Tat ließen ſich für Holſtein, ja ſelbſt für Walderſee ähnliche Apologien 
liefern. Wie dem auch ſei, Graf Phili ging jenen gleich den Weg von 
Bismarck zum Kaiſer. Der „aufrichtige Bewunderer“ des Vaters, der 
„wärmſte Freund des 1 Herbert (für den er einſt beim Prinzen 
Wilhelm wie ein Löwe gekämpft haben will) wählte die Seite des Mon⸗ 
archen, ſeines „beſten“ Freundes. Hier lag eben für die meiſten politiſchen 
Strömungen von 1890 der ſtärkere Pol. f | 
Über das Verhältnis zwiſchen E. und Wilhelm II. erfahren wir — 
wie erwähnt — noch nich Abſchließendes. „Mein ſog. Einfluß war 
nichts weiter als der ſtete Verſuch, das überſchäumende und wechſelvolle 
Temperament des Kaiſers zu mäßigen, den Freund vor unüberlegten 
Handlungen zu bewahren.... Indem ich beruhigend wirkte, habe ich 
hin und wieder dem Vaterlande nützen können. Das war mein Einfluß.“ 
(Man „ jedoch Graf Walderſee, Denkwürdigkeiten II, 374 und 
Graf Zedlitz⸗Trützſchler, Zwölf Jahre am deutſchen Kaiſerhof, S. 160.) 
Kritik am Weſen des Freundes begegnet in den Eulenburgſchen Papieren 
öfter (250, 256, 285), wenn auch nicht mit jener Urſprünglichkeit, wie 
ſie ſich bei Walderſee aus der Perſon des Urteilenden und der Über⸗ 
lieferung des Urteils ergibt. | 
Die Lektüre des Buches iſt durch die Fülle intereſſanter Beobach⸗ 
tungen „aus fünfzig Jahren“ bei dem bekannten Erzählertalent des Ver⸗ 
faſſers ein Genuß, leider aus bereits angedeuteten Gründen kein unge⸗ 
trübter. Auch deswegen, weil der auf ſein künſtleriſches Fühlen ſo ſtolze 
Fürſt gewiſſe Niveauſenkungen, ja Geſchmackloſigkeiten nicht verſchmäht. 
Manche Stellen dieſer Denkwürdigkeiten gehören allenfalls ins Feuilleton. 
Fur die Bereicherung der Kenntniſſe von Perſonen und e e wird 
nicht nur ein ee Publikum, ſondern auch die Wiſſenſchaft 
dem Verfaſſer dankbar ſein, beſonders auch gerade hinſichtlich der ſo 
vielfach erörterten Vorgänge, die zum Sturze Bismarcks führten. Wenn 
in dieſem Zuſammenhange der Ober⸗Hof⸗ und Hausmarſchall!) v. Lie⸗ 
benau nach Anſicht Eulenburgs unter den Geſchichtenträgern von da⸗ 
mals, den „Maulwürfen“, die das Erdreich unterhöhlten, das „Frett⸗ 
chen“ geweſen fein ſoll, das im Bau dem Kaninchen das Blut ausſaugt, 
ſo wird man beachten müſſen, daß dem alſo Charakteriſierten ſpäterhin 
von keinem anderen als Philipp Eulenburg in Verbindung mit Walder⸗ 
ſee ſeine Stellung bei Hofe „unterhöhlt“ wurde, ſo daß der Vetter Auguſt 
Eulenburg die Bahn frei bekam. Nicht ſelten finden ſich anfechtbare 
Behauptungen, ja Irrtümer, die der Herausgeber ſtehen gelaſſen 
hat. So wird Prinzeſſin Friederike, der bekannten Schweſter der 
Königin Luiſe, zu einem vierten Manne verholfen in der Perſon des 
Fürſten von Taxis, der bekanntlich ihre älteſte Schweſter Thereſe hei⸗ 
ratete, außerdem gleich darauf dieſe Dame (wohl infolge falſcher Schluß⸗ 
folgerung aus der Rauchſchen Doppelſkulptur) zur einzigen Schweſter 
der preußiſchen Königin gemacht (33). Der S. 219 als „Kabinetts⸗ 


1) Nicht Oberſt⸗Hofmarſchall, wie wiederholt (in Analogie zum Oberſt⸗ 
kämmerer) falſch gedruckt iſt. 
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ſekretär des Kaiſers“ erwähnte „Kammerherr Eberhard von Recke“ ift 
in Wirklichkeit der (als erſter von Wil: elm II. zum Kammerherrn ernannte) 
Kabinetts rat der Kaiſerin Freiherr E. von der R. S. 128 find Graf 
Georg Werthern⸗Beichlingen und Freiherr Karl Werther zu „den beiden 
Werthers“ zuſammengezogen. S. 249 paßt die Zeitangabe (14 Tage) 
nicht zu dem auf S. 233 Mitgeteilten. St. Hubertus iſt nicht der 2., 
ſondern der 3. November. Die Anſicht Ph. Eulenburgs, daß man 
ae Arnimprozeß und Kulturkampf „nur den Kampf Bismarck contra 
uguſta“ zu ſehen habe (36 f.), verrät wiederum die kleinliche Auffaſſung 
des großen Mannes sub specie des Allzumenſchlichen, wie, vielleicht 
noch ſtärker, die e des Kanzlers Liebe (in Anführungsſtrichen) 
gu Ker il alten Herrn ſei lediglich als eine „dankbare Anerkennung dafür, 
aß er ihn unter allen Umſtänden gewähren ließ“, aufzufaſſen (242). 
Übrigens wird auch das perſönliche Verhältnis zwiſchen Harry Arnim 
und der Kaiſerin Auguſta (36 f.) falſch dargeſtellt (vgl. die Erinnerungen 
Ottmar v. Mohls, 5 100 ahre Reichsdienſt“ S. 36 u. 60), der in 
dieſem Fall ſachkundig iſt. Das Verhältnis zwiſchen dem Grafen Wal⸗ 
derſee und Herrn von Holjtein war vor der Entlaſſung Bismarcks noch 
ein durchaus gutes, man kann alſo jenen für die damalige Zeit nicht als 
„Feind“ Holſteins bezeichnen (245). Was die breit angelegte „Tragödie“ 
Herberts betrifft, ſo darf hier auf Grund anderer Nachrichten die Be⸗ 
merkung gemacht werden, daß die Fürſtin Eliſabeth doch wohl nicht die 
verklärte Lichtgeſtalt geweſen iſt, als die ſie das Künſtler⸗ und Mannes⸗ 
auge des Grafen Philipp uns vorführt, und daß umgekehrt auf die Per⸗ 
ſon ihres Gemahls, des Fürſten Carl, ein zu ſtarker Schatten fällt. — 
S. 189 und 230 wird offenbar ein und dieselbe Moltkeſzene unter ver⸗ 
ſchiedenen Daten erzählt. | | 
S. 28 Note des Herausgebers, muß es ſtatt Schleinitz Auerswald 
heißen; ebenſo S. 137 im Hinblick auf den Freiherrn v. Biſſing General⸗ 
ouverneur, nicht Statthalter von Belgien. S. 285 wäre wohl hin⸗ 
ſichtlich des Verhaltens Walderſees im Kaiſermanöver ein Verweis auf 
deſſen Denkwürdigkeiten am Platze, ebenſo S. 269 für die „Kämpfe“ 
zwiſchen Prinz Wilhelm und Albedyll, ſowie im Kapitel: „Verſöhnung“ 
auf die Parallelſtellen in den Erinnerungen des jüngeren Moltke. 
Heinrich Otto Meisner. 

Frhr. von Freytag⸗Loringhoven, General der Infanterie, Menſchen 
und Dinge, wie ich ſie in meinem Leben ſah. Berlin 1923. E. S. Mittler 
& Sohn. VI u. S. 

Dieſe Lebenserinnerungen ſind zu dem bewußten Zwecke nieder⸗ 
geſchrieben, in ihnen unſerer alten Armee ein Denkmal zu ſetzen. Das 
iſt dem Verfaſſer in vollſtem Maße gelungen: jeder Soldat wird das 
Buch mit der ſtolzen Freude leſen, in ihm ein wahrheitsgetreues Bild 
u finden, das um ſo mehr der Wirk ichkeit entſpricht, als es von ver⸗ 
ſändnisvöllſter Liebe für die 1 Armee diktiert iſt. Der Verfaſſer 
umſchloß unſere Armee mit dieſer Liebe um ſo ſtärker als er, baltiſcher 
Herkunft, ſich den Eintritt erſt einigermaßen erkämpfen mußte: er hat 
als ruſſiſcher Staatsangehöriger zunächſt in Riga bei einem ruſſiſchen 
Infanterie⸗Regimente als „Einjährig⸗Freiwilliger“ gedient, als Abiturient 
einer Danziger Schule freilich nur ein halbes Jahr, bis er im März 1876 
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beim 2. Garderegimente zu Fuß in Berlin als „Avantageur“ eintreten 
konnte. 43 Jahre lang, bis Ende Januar 1919, hat er dann unſerer 
Armee angehört, Aumalt im Generalſtabe, aber doch auch als Kompagnie⸗ 
chef und Regimentskommandeur, zuletzt als Diviſionskommandeur im 
raktiſchen Dienſte, dem er ſich mit intenſiver Freude am Soldatſein 
ingab, obwohl ihm angeborene Schwerhörigkeit hierbei gewiß manche 
chwerung verurſachte. Wir als Hiſtoriker dürfen hier in unſeren 
„Forſchungen“ das Buch noch ganz beſonders willkommen heißen, da 
General von Freytag u unjerer 15 an angehört. Er hat Droy⸗ 
155 und Treitſchkes Vorleſungen beſucht auf der Berliner Univerſität, 
ie ihn 1915 zum Doktor honoris causa wählte, und er blieb als Lehrer 
an der Kriegsakademie und langjähriger Chef der a nen 
Abteilung des Großen Generalſtabes in dauernder Verbindung mit der 
Hiſtorie, nicht nur als Leiter der Studien der ihm unterſtellten Offiziere, 
ondern auch als Schriftſteller von ganz überraſchend vielſeitiger und 
uchtbringender, überall wohl fundierter und eindringender Betätigung; 
ie von ihm direkt angeregten und von ihm ſelbſt verfaßten Schriften 
bilden eine ſtattliche Bändereihe. Wie viele Namen auch außerhalb der 
Armee bekannt gewordener Offiziere treten uns hier entgegen; es iſt 
Feen eine Armeegeſchichte in nuce, die hier geboten wird. U 
aneben wird auch ein gut Teil unſerer Fachgenoſſen hier genannt, 
nach Ranke und Droyſen, Heinrich von Sybel und Heinrich von Treitſchke, 
den der Verfaſſer mit beſonderer Vorliebe zitiert, Reinhold Koſer und 
eodor Schiemann, Erich Marcks und Theodor Lindner. Es iſt wirk⸗ 
lich Höhenluft, die wir in dieſem Buche atmen, und gleichwertig neben 
dem, was uns hier erzählt wird, ſteht die Form, wie es geſchrieben iſt. 
Geradezu eine Wohltat iſt dieſe vornehme, wohl abgewogene Art des 
Schilderns und Urteilens, ganz und gar nicht gebunden durch Scheu 
vor klarer Meinungsäußerung, ſondern begründet in dem tief empfun⸗ 
denen Beſtreben, Menſchen und Dinge nicht au verdammen, ſondern l 
aus ihrer Natur heraus zu beurteilen. Und dieſe Baſis ar wohl⸗ 
wollenden Abwägens ! och diejenige, die allein zu geſchichtlich zutref⸗ 
1958 Feſtſtellungen führt. An den in einem ſo gewaltigen, ſo viel⸗ 
eitigen und vielköpfigen Organismus wie dem unſerer alten Armee un⸗ 
ausbleiblichen „Mißſtänden“ geht der Verfaſſer keineswegs vorüber; 
eingehend erörtert er die nur allzuoft in die parlamentariſche und Zei⸗ 
tungs⸗Arena gezerrten Fragen, wie die der bürgerlichen und adeligen 
Offiziere, des „exkluſiven“ Kaſinolebens, der ſtarken Konkurrenz und den 
dadurch verurſachten Entgleiſungen ſchwacher Charaktere; ſchließlich auch 
des Etappenlebens während des Krieges — und überall gewinnen wir 
ein objektives Bild ohne Verzerrung und Übertreibung, die wir ſonſt ſo 
oft bei der Erörterung dieſer Dinge über uns ergehen laſſen müſſen. — 
Daß militäriſches Studium, in langen Friedensmühen erarbeitet 
und vorbereitet, nicht zu unfruchtbarer Theorie führt, ſollte nun der 
Weltkrieg erweiſen in den unübertroffenen Leiſtungen des deutſchen 
Generalſtabes. Ward General von Freytag auch ſelbſt nur vorübergehend 
u einem Kommando vor dem Feinde berufen, ſo durfte er doch an dieſen 
Erfolgen fi) ein volles Maß von Verdienſt zurechnen. Er war erſt 
„Deutſcher General beim Oberkommando des öſterreichiſch⸗ungariſchen 
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Heeres“, dann Generalquartiermeiſter des Feldheeres unter General 
von Falkenhayn, 13¾ Jahre lang, mit Unterbrechung von 6 Wochen 
durch das Kommando einer Frontdiviſion, und, nach un . 
ſetzung durch Feldmarſchall Hindenburg, Chef des Stellvertretenden 
Generalſtabes der Armee, eine Stellung „hinter der Front“, die gewiß 
ſtarke Reſignation von ihm erforderte; doch hielt er den Rücktritt aus An⸗ 
hänglichkeit an Falkenhayn und um ſeiner eigenen „Würde“ willen für 
nötig, da Ludendorff zugleich zum „Erſten Generalquartiermeiſter“ be⸗ 
rufen wurde. Aus allen dieſen Wirkungskreiſen erfahren wir manches 
Wichtige und vielerlei Intereſſante und wieder erzählt mit der abge⸗ 
klärten inneren Ruhe und Objektivität des geiſtig hochſtehenden Mannes, 
die das ganze Buch ſo wohltuend durchdringt. 

Mitten im Kriege, im April 1916, verlieh ihm der Kaiſer die Frie⸗ 
densklaſſe des Ordens pour le mérite, die ſchönſte Anerkennung ſeines 
DEN Wirkens im Frieden, das nun im Kriege feine reifſten 
= e trug. es 

dann der „jogenannte Ordnungsſtaat“ dem ſozialiſtiſchen Zwangs⸗ 
ſtaate gewichen war, iſt General von Freytag nach Weimar übergeſiedelt; 
auch hier raſtete ſeine Feder nicht: „Feldherrngröße“, „Die Pinche der 
Heere“, „Angewandte Geſchichte“ entſprangen feiner Liebe G5 unſerer 
alten Armee, der, nach ſeinen ſchönen Schlußworten, eine Götterdäm⸗ 
merung beſchieden geweſen iſt, wie ſie ſelbſt die kühnſte Phantaſie unſerer 
germaniſchen Vorfahren ſich nicht auszumalen vermocht hätte. 
Das Buch iſt bemerkenswert gut und korrekt gedruckt (S. 15 I 
Calwin ſtatt Calvin; S. 253 muß es Dezember heißen ſtatt September). 
Leider löſen ſich auch bei vorſichtiger Behandlung die Druckbogen aus 
dem Umſchlage, ſo daß der eifrige Leſer nur noch ein Trümmerfeld in 
der Hand behält; der wertvolle Inhalt hätte wohl eine dauerhaftere Hülle 
1 Herman Granier. 

Denkwürdigkeiten des General⸗Feldmarſchalls Alfred Grafen von. 
Walderſee. a Veranlaſſung des Generalleutnants Georg gi bon 
Walderſee bearbeitet und herausgegeben von Otto al, S eisner. 
III. Band. 1900 —1904. 276 S. Deutſche Verlagsanſtalt, Stuttgart u. 
Berlin 1923. ' 

Der III. Band der Denkwürdigkeiten Walderſee's, den beiden erſten 
Bänden (vgl. „Forſchungen“ XXXV, S. 276 ff.) raſch gefolgt, bringt 
dieſe wichtige Publikation zum Abſchluſſe, und der Referent ſreut ſich 
ſagen zu können, daß er ihm ungeteilte Befriedigung gewährt hat. Faſt 
Dreiviertel des Textes füllen Walderſee's Berichte und Aufzeichnungen 
über den Chinafeldzug von 1900/1901; fie erſchließen nicht eine Quelle, 
ſondern ſind die Quelle ſchlechthin für die hiſtoriſche Bewertung dieſes, 
unſere Weltmachtpolitik fo ungemein bezeichnenden Ereigniſſes. Über 
die Opportunität dieſes Unternehmens iſt hier nicht zu diskutieren, es 
iſt als Tatſache hinzunehmen, und da darf ohne Rückhalt ausgeſprochen 
werden, daß Walderſee der konkurrenzlos geeignete Mann für ſeine 
Stellung war, mag fadenſcheiniger Witz auch über den „Weltmarſchall“ 
ſich verbreitet haben. Seine militäriſche Sachkenntnis, ſein diplomatiſches 
Geſchick, ſeine weltmänniſche Gewandtheit, ſeine Verantwortungs⸗ 
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e kamen hier zu voller Geltung, und auch Energie und Tat⸗ 
aft wußte W. zu beweiſen, ſoweit dies die Sachlage eben e 
Die Schwierigkeiten beruhten hauptſächlich in den unklaren „Reſſort⸗ 
verhältniſſen“ gegenüber den einzelnen Kontingenten; vielleicht hätten 
dieſe ganz kurz klargelegt werden können, da der Leſer aus den Auf⸗ 
zeichnungen Wes ſelbſt ſich erſt etwas umſtändlich in ihnen zurechtfinden 
muß. Jedenfalls kehrte W. mit Ehren heim, ſeine Schuld war es doch 
nicht, daß der Schein das Weſen überwogen hatte, und mit Recht ſpricht 
er ſich bitter über die ſeichten Gehäſſigkeiten aus, mit denen die demo⸗ 
kratiſche Preſſe ihn „begrüßte“ und ſich in der Wiedergabe der zu neun 
sans erlogenen „Hunnenbriefe“ gefiel. ws wir es doch in unſeren 
agen erleben müſſen, daß ein deutſcher „Reichskanzler“ die Chineſiſche 
Expedition mit dem Ruhreinfalle von 1923 verglichen hat! 
Aus dieſer trotz des Ausbleibens äußerer Erfolge doch in ihrer alle 
Geiſteskraft beanſpruchenden Tätigkeit befriedigenden Epiſode mußte 
der Feldmarſchall wieder zurücktreten in 555 Hannoverſches Stilleben. 
Von dieſer Baſis aus ſind die das letzte Viertel des Bandes füllenden 
Aufzeichnungen zu werten, die alle äußeren und inneren politiſchen 
Ereigniſſe oder Unterlaſſungen mit regſter Anteilnahme begleiten. Mit 
erſchütternder Divination glaubt er den Zuſammenbruch des Deutſchen 
Reiches vorausſehen zu müſſen; als ſeine letzte Aufzeichnung werden die 
Worte überliefert: „Ich bitte Gott, daß ich das nicht zu erleben brauche, 
was ich kommen ſehe.“ Keiner habe geragt, dem Kaiſer die Wahrheit 
über Deutſchlands politiſche Iſolierung und über innere Mißſtände zu 
ſagen. Aber war Walderſee bei ſolcher 0 nicht ſelbſi dazu ver⸗ 
pflichtet? Da iſt doch zu berücksichtigen, daß der Feldmarſchall dienſtlich 
hierzu nicht befugt war, und daß es ſomit für ihn äußerſt erſchwert ge⸗ 
weſen wäre, ſich mit ſeinem Rate „aufzudrängen“. Erfolg hätte er 
ſchwerlich damit gehabt, wohl aber durch den Verſuch ſeine Stellung 
zum Kaiſer ganz verdorben. 

Die ſubjektive Zuverläſſigkeit der „Denkwürdigkeiten“ wird nicht an⸗ 
efochten werden dürfen. Daß aber Mißverſtändniſſe bei den täglichen 
ufzeichnungen vorkommen mußten, liegt auf der Hand. Ein beſonders 

wichtiges Beiſpiel hierfür bietet die Tagebuchnotiz vom 3. April 1903 
über das Dienſtjubiläum des Grafen Schlieffen, wo „bei Tiſche“ das 
Wort gefallen ſei: Moltke wäre eigentlich kein Feldherr geweſen, ſondern 
nur ein Ausführer von Befehlen ſeines Königs — was allein auf den 
Kaiſer berechnet, alſo, mit andern Worten, als eine unwürdige Schmei⸗ 
chelei zu werten wäre. In Wirklichkeit hat Graf Schlieffen in ſeiner 
wundervollen Tiſchrede ausgeführt: „Moltke iſt bis zu ſeinem Lebens⸗ 
ende oberſter Generalſtabsoffizier geblieben. Er war nicht Feldherr, 
ſondern nur Chef des Generalſtabes, nicht Befehlshaber, ſondern nur 
Ratgeber, er kommandierte nicht, ſondern führte nur aus, und doch hat 
er in das Buch der Geſchichte unter den Namen des großen Kaiſers ſeinen 
eigenen Namen inmitten der Namen der größten brischen L aller Zeiten 
geſetzt“ — Worte, die ebenſo ſehr völlig der hiſtoriſchen Wahrheit ent» 
ſprechen, wie ſie Moltke zum höchſten Ruhme gereichen. „Mehr ſein, 
555 ſcheinen“, das iſt die Lehre, die Graf Schlieffen für den Generalſtab 
araus zog. 
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W. war übrigens mit Graf Schlieffen, ſeinem Nachfolger als Chef 
des Generalſtabes, dauernd im beſten Einvernehmen, und müßig er⸗ 
ſcheint die Frage, ob Schlieffen ſchon unter W. der eigentliche Spiritus 
rector des Generalſtabes geweſen ſei. W. war überhaupt ein Freund 
einer Freunde und eine wohlwollende Natur, und auch gelegentliche 
charf klingende Urteile müſſen nn bemeſſen werden. Auch aus 
ieſen „Denkwürdigkeiten“ kann Ref. nur 9 8 wie bedauerlich es 
war, daß ſolch' glänzend veranlagte Perſönlichkeit als Soldat fo früh⸗ 

zeitig brach gelegt wurde und als Politiker keine Gelegenheit fand, ſich 
an leitender Stelle zu bewähren. a | 

Bei der Herausgabe iſt angenehmerweiſe feſtzuſtellen, daß die 
„fatalen Punkte“ bedeutend ſeltener geworden ſind und die „ominöſen 
Klammern“ die Lektüre nicht mehr erſchweren; wo ſie noch ſtehen, 
dürfen wir überzeugt ſein, daß zureichende Gründe dies bedingten. 
Auch das Regiſter befriedigt alle billigen Anſprüche — und das iſt nicht 
wenig; denn, wie ſchon Shakeſpeare's Neſtor, mit leichter Variante, 
ſagt: „Solch Regiſter (ob auch kleine Lettern — Verglichen mit der 
Bände Folge) zeigt — In Kindsgeſtalt den Rieſenkörper ſchon — Von 
dem was kommen ſoll.“ Vollkommen kann es ee, nicht fein; ab 
und an fehlt doch ein Hinweis, und unſeren Kronprinzen ſucht man unter 
zich Seine, unter „Preußen“ vergeblich; er findet ſich unter „Fried⸗ 
ri elm“. 5 ö 5 

Noch ein zuſammenfaſſendes Wort über Walderſee's „Denkwürdig⸗ 
keiten“: alles „Peinliche“ tritt doch zurück gegen das politiſch und mili⸗ 
täriſch wirklich Bedeutſame; Graf Walderſee ſtand auf der Höhe, er hatte 
4 Wertvolles zu jagen; er war der Mann „von Geiſt und Gaben“, 
efähigt, Urteile zu fällen. Darin liegt auch die Rechtfertigung — wenn 
es einer bedarf — ihrer jetzigen Herausgabe. Ein weiteres Hinaus⸗ 
ſchieben würde die lebendige Anteilnahme e haben — und 
immerhin ſind doch 20 Jahre verſtrichen ſeit dem Tode des Feldmar⸗ 
ſchalls. Herman Granier. 


Kronprinz Wilhelm, Meine Erinnerungen aus Teutſchlands Hel⸗ 
denkampf. XII u. 372 S. E. S. Mittler & Sohn, Berlin 1923. 
Nach dem Erſcheinen ſeiner „Erinnerungen“ und einer übergroßen 
Literatur von Kriegsdenkwürdigkeiten konnten die vorliegenden Erin⸗ 
nerungen keine große Spannung mehr auslöſen. Sie vermochten nur 
noch durch die Perſönlichkeit des Verfaſſers zu feſſeln. Vor allen Dingen 
aber boten ſie den Angehörigen der 5. Armee die Möglichkeit, mit den 
Augen ihres Führers Jahre tiefſten Eindrucks und größten Erlebens 
rückblickend nachzuempfinden und in heiliger Erinnerung zu weihen. 
ae Abſichten erfüllt das Werk in ae eie at 
weck. | D. 


Ernſt Eilsberger, Der Durchbruch bei rer am 24. November 
1914. Zeichnungen und Buchſchmuck von K. Bloßfeld. Berlin 1924. 
Mittler & Sohn. 212 S. u. Kartenbeilagen. 

Die Darſtellung des berühmten Durchbruches des XXV. Reſ.⸗Korps 
(v. Scheffer⸗Boyadel) und der 3. Gardediviſion (Lietzmann) iſt eine der 
beiten Schilderungen eines Weltkriegsereigniſſes. In packender Erzäh⸗ 
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lung verſteht es E., wie im Film die einzelnen Bilder des gewaltigen 
Ringens dem Leſer vor Augen zu führen. 

Henriette Schrader⸗Breymann. Ihr Leben aus Briefen und Tage⸗ 
9 zuſammengeſtellt und erläutert von Mary J. Lyſchinska. 
2 Bände. Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger. Walter de Gruyter 
& Co. Berlin u. Leipzig 1922. 

Henriette Schrader⸗Breymann iſt weiteren Kreiſen bekannt als Be⸗ 
gründerin und langiäbrige Leiterin des Berliner Peſtalozzi⸗Fröbelhauſes, 
alſo einer konkret⸗praktiſchen Erziehungseinrichtung. In der Tat war es 
die Stärke ihres Weſens, den in ſie geſenkten Gedankenkeimen der beiden 
aid echt ann zu lebendigem Daſein zu verhelfen; die Idee des 
Fröbelſchen Kindergartens hat erſt durch ſie ihre eigentliche Geſtalt ge⸗ 
wonnen. Das „Schreiben“ lag ihr nicht recht. Obwohl ſie viel über 
pädagogiſche Pläne o be Brosch hat, iſt ihre ſchriftſtelleriſche Produktion 
über den Gegenſtand bei Broſchüren und Fragmenten ſtehen geblieben. 
Sie klagte wohl in ſpäten Jahren, daß ihre Seele von Klarheit durch⸗ 
ſtrömt ſei, daß es ſich aber dabei mehr um Bilder als um Worte handele. 
So war es nun nicht. Was H. Schr. erſtrebte, blieb nicht bloße Viſion 
oder Eingebung ihres eigenen Ich, ſondern hat ſehr wohl auch für die 
Mit- und Nachwelt verſtändliche Geſtalt angenommen; allerdings fehlt 
ihren Außerungen das Syſtematiſche, die letzte Zuſammenfaſſung, ſie 
haben etwas Torſohaft⸗Aphoriſtiſches an ſich. 

Die gegebene Ausdrucksform ſolcher geiſtigen Veranlagung iſt der 
Brief und das . Wie hier hat H. Schr. auch im „Wort“ Unvergäng⸗ 
liches geſchaffen. Wie ſie — eine allem Idealen voll Sehnſucht zuge⸗ 
wandte, darum auch wahrhaft religiöſe Frau — das Problem der menſch⸗ 
lichen Bildung, insbeſondere die Aufgaben ihres Geſchlechts zu erkennen 
und die Erkenntnis in immer neuer Form aus ſich herauszuſtellen ver⸗ 
ſucht, das muß auf den gleichgüiltigften Leſer Eindruck machen. Über 
H. Sch.s Stellung zur Frauenbewegung wurde an anderer Stelle ge⸗ 
ſproc , vgl. Preußiſche Jahrbücher 1923, 01 die Vedöff 

chon das bisher Angedeutete rechtfertigt die Veröffentlichung der 

H. Schraderſchen Papiere. Nun aber wurde die Verfaſſerin im Jahre 
1872 aus provinziellem Stilleben in die nn des neuen Reiches 
verſetzt und hier infolge der Stellung ihres Mannes immer mehr „in 
die Politik gezogen“ (II, 196). Damit dringt in ihre Aufzeichnungen 
ein neues Element, ſie werden zu einem Spiegel der Zeitgeſchi te. Kei⸗ 
nem reinen fürwahr! Der Standpunkt der Oppoſition, auf dem das 
Schraderſche Ehepaar ſich befindet, ähnelt ihre Urteile mitunter geradezu 
den Bildern photographiſcher Negative, die Licht und Schatten ver⸗ 
tauſchen. Karl Schrader gehörte im bunten Heerbann der Liberalen 
nach 1870 — ſelbſt im Urteile ſeines Freundes Rickert (II, 271) — zum 
radikalen linken Flügel, und er fand in Luiſe eine enragierte Kampf⸗ 
genoſſin; ja ale Temperament und peſſimiſtiſche Veranlagung 
machen die Außerungen der Frau ſchneidender und düſterer als die des 
an ſich ruhig⸗heiteren Mannes. Der Fröbelianerin ſteckte die Abneigung 
gegen das preußiſche Syſtem, das den vergötterten Meiſter und Groß⸗ 
oheim ſo wenig liebenswürdig behandelt hatte, gleichſam in Leib und 
eele. Noch in ſpäten Jahren war ſie ſtolz Baur lange vor ihrer Ver⸗ 
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heiratung, ſchon „als Wickelkind im Geiſte auf dem Felde der Politik“, 
den „ſittlichen Inſtinkt“ beſeſſen zu haben, Bismarck zu haſſen (II, 527, 
561). Dieſer Haß gegen den „Zerſtörer des Idealismus“ nimmt — be⸗ 
ſonders nach dem Bruch von 1879 — immer wildere Formen an: der 
„Götze“ (II, 532), die „Verſtandes⸗ und Willensbeſtie“ (II, 560), der 
Urheber der „Seelenverlodderung“ des deutſchen Volkes (II, 526), die 
„Brutalität in Perſon“, der Gegner der „wahren Kultur“ (II, 351) treibt 
nach ihrer Anſicht 1887 ein „frivoles Spiel mit der wachſenden Friedens⸗ 
liebe der Völker“ (kim Wahlkampf um das Septennat) und iſt, „wenn 
wir Krieg bekommen, wert, daß ihn die erſte Kugel träfe“ (II, 363). 
Woher dieſer Paroxysmus der Leidenſchaft, dieſe völlige Verblendung 
des Haſſes — ganz ähnlich er. im Urteil über Stoecker und Puttkamer, 
vgl. II, 278, 396 — bei einer ſonſt jo edlen Frau? Ohne Zweifel zum 
Teil aus verdrängtem Ehrgeiz, — Bismarck verdarb ihrem Mann die 
Karriere (vgl. II, 560) — und dem im „Lager der Beſiegten“ ſehr be⸗ 
greiflichen Reſſentiment (vgl. II, 438). Doch der ee liegt 
tiefer: „Es iſt der Gegenſatz zwiſchen den Anhängern des „Machtſtaates“ 
und denen des e Menschheit wie er die zum politiſchen Bewußtſein 
erwachte deutſche Menſchheit bis auf den heutigen Tag unſelig und 
anſcheinend ohne Ausſicht auf Überbrückung zerſpaltet. Um an das 
Kernproblem zu rühren: Die e L. Sch. überträgt die Grund⸗ 
ſätze der Privatmoral auf das öffentliche Leben, glaubt auch hier an 
ihre geliebte Vermittlung der Gegenſätze und Überwindung des Dualis⸗ 
mus — das war das nomrov peidog, aus dem alles andere entſpringt. 
Wie der Parteifanatismus (vgl. auch II, 422) den Blick der Verfaſſerin 
trübt, dafür noch ein Beiſpiel: Im Januar 1887 ſtellt ſie voll Stolz die 
. als die Vertreter des moraliſchen Standpunkts in 
der Politik dem brutalen Kanzler gegenüber — zwei Seiten ſpäter lieſt 
man in einem Briefe an die engliſche Schülerin und Vertraute M. Ly⸗ 
chinska die naive Frage: „Wie kommt es denn, daß bei Euch auch ein 
olcher e idealen Intereſſen iſt, da Ihr doch keinen Bismarck 
abt?“ — Dem Wiſſenden und Willigen braucht heute das Fehlurteil 
uiſe Schraders über Bismarck nicht weiter erläutert zu werden, auch die 
Wahrheit in dem Irrtum iſt uns wohlbekannt. (Vgl. die ex eventu 
beſtätigten Bemerkungen II, 289, 352 f., 402.) Aber auf eines muß hier 
wieder hingewieſen werden: So ſprach und ſchrieb man bei uns über 
den Gründer und Erhalter des Reichs, ſprach es und ſchrieb es auch in 
das aufhorchende Ausland. Tyrannei daheim und Bedrohung des euro⸗ 
päiſchen Friedens, „Militarismus, Junker und Pfaffen zu einem 
ſcheußlichen Klumpen geballt“ !): das find die Stichworte ſeit den 
achtziger Jahren; fie klingen über Rhein und Kanal, und gewiſſe liberale 
deutſche Zeitungen ſpinnen das Motiv bis 1914 fort. Sein Echo hörten 
wir im Weltkriege: der Kampf zwiſchen „force morale“ und „force 
brutale“, — das Ergebnis: Artikel 231 des Verſailler Diktats. 


1. II, 422. Vgl. Tagebuch, Sept. 1883: „Deutſchland in ſeinem Größen⸗ 
wahnſinn tut ja leider alles mögliche, um England zu beleidigen“. Mit dieſer 
wahnwitzigen Behauptung vergleiche man jetzt die Tatſachen im 4. Bande der 
Aktenpublikation des Auswärtigen Amts. 
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Aus der dunklen Folie des Bismarckiſchen Deutſchland, wie ſie 
L. Schr. zu malen beliebt, — auch das malitiöſe Wort vom Hausmeier 
findet bei ihr eine frühe Statt (II, 411) — treten die Lichtgeſtalten des 
Kronprinzen⸗ und Kaiſerpaares Friedrich blendend hervor: „Friedrich 
der Einzige“ und „die rl Frau“, deren Intime, wie bekannt, 
Schraders waren. (Eine Anzahl von Originalbriefen Viktorias gehören 

u dem Intereſſanteſten der beiden Bände.) Der Dithyrambus ihrer 
iberalen Parteigängerin (Sch. war Miniſterkandidat des Kronprinzen⸗ 
paares) kommt aus ehrlichem Herzen, Schmeichelei lag L. Sch. fern; 
ohne Zweifel ſteckt auch in ihren Bemerkungen über die mit dem Tode 
des zweiten Kaiſers vernichteten Zukunftsmöglichkeiten manche nach⸗ 
denkliche Wahrheit. Was wir über ſeine vielumſtrittene Gemahlin er⸗ 
fahren, wie zu erwarten beſonders hinſichtlich ihrer Ehe das genaue 
Gegenteil zu Walderſees Ausſagen, berührt ſympathiſch — aber behält 
nicht doch am Ende Guſtav Freytag recht, wenn er ſeinem Freunde 
Stoſch im Juli 1888 von dem „Kultus“ der Witwe „mit dem Verſtor⸗ 
benen“ ſchreibt? 

Noch einige Worte über die Arbeit der Herausgeberin. Von ihrer 
mütterlichen Freundin ſelbſt zu einer derartigen Aufgabe auserſehen 
Alte II, 346) hat ſie ſolche als „ſchönſten Kindesdienſt“ betrachtet. An 
Akte der Pietät legt man ungern die m chi Sonde. Doch laſſen ſich 
dg doch Mängel nicht verhehlen. Am ſchlimmſten iſt das Regiſter. 

da auf 2¼ Seiten für die rund 1100 des Textes an „Stichwörtern“ 
ausgewählt wurde, bleibt das Geheimnis von M. 1 ber au 
die Behandlung des Textes kann auf e keinen Anſpru 
erheben. In den Briefüberſchriften 15 lt jede Regelmäßigkeit, Aus⸗ 
laſſungspunkte ſind bisweilen gänzlich überflüſſigerweiſe geſetzt (ſo II, 59), 
Noten ſtehen teils am falſchen Orte, teils enthalten ſie Schiefheiten oder 

tümer, teils an ſie, wo Erklärungen dringend geboten erſcheinen. 

m erſten Bande hätten mitunter kräftige Kürzungen die Lesbarkeit 
des Ganzen erhöht; ſprachliche Härten im verbindenden Text, beſonders 
des zweiten Bandes, wird man der Ausländerin weniger verargen. 


H. O. Meisner. 


B. Zur brandenburgiſchen Geſchichte. 


Gottfried Wentz, Das Wirtſchaftsleben des altmärkiſchen Kloſters 
Diesdorf im ausgehenden Mittelalter. Ein Beitrag zur Geſchichte der 
eiſtlichen Grundherrſchaft aus den Kloſterrechnungen des 15. Jahr- 
anders Berliner phil. Diſſ. 1922. Salzwedel, Werkdruckerei H. Hoff⸗ 
mann. 8. 106 S. m. 2 Tab. | 
Das im 12. 5 von den Grafen v. Lüchow geſtiftete 
Auguſtinerinnenkloſter Diesdorf, ſw. Salzwedel, hat bisher in der Ge⸗ 
chichte der märkiſchen Klöſter keine nennenswerte Rolle geſpielt, ja 
eine Vergangenheit iſt niemals im Zuſammenhang geſchildert worden. 
Durch die Forſchungen von W. hat ſich das geändert. Ein derartig wert⸗ 
volles Quellenmaterial, wie es jetzt für Diesdorf zutage gefördert wird, 
beſitzt m. W. kein anderes der geiſtlichen Inſtitute der Mark: Kloſter⸗ 
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rechnungen, die ſich von 1379 bis in das 17. Jahrhundert, wenn auch 
mit Lücken, erſtrecken. Was wir über die wirtſchaftliche Struktur der 
roßen Klöſter, wie Lehnin, Chorin, Zinna bisher wußten, blieb doch immer 
bruchſtückhaft Hier begegnet uns in der Beſchränkung auf die Zeit von 
1379 bis etwa 1500 zum erſten Male eine geſchloſſene Darſtellung des 
wirtſchaftlichen Betriebs einer geiſtlichen 5 
W. umſchreibt zunächſt den „Wirtſchaftskreis“ des Kloſters. Er 
ſchildert eng die Lokalitäten, in denen ſich die Wirtſchaft D.3 ab⸗ 
Kl Die beiden folgenden Paragraphen „Die Wirtſchaftsgemeinſchaft 
es Kloſters“ und „Der Anteil der einzelnen Glieder“ wären wohl über⸗ 
ſichtlicher le ineinander gearbeitet worden. Immerhin wird die über- 
ragende Stellung des Propſtes als des Mannes, in deſſen Hand alle Fäden 
der Wirtſchaftsführung zuſammenliefen, klar herausgebracht). Für das 
Jahrzehnt von 1465 bis 1474 ergibt ſich die Zahl von rund 180 am Wirt⸗ 
ſchaftsleben beteiligten Perſonen (einſchließlich der 71 Nonnen). Der 
Konvent zeigt eine Miſchung des altmärkiſch⸗lüneburgiſchen Adels und 
Bürgertums. 

n dem umfangreicheren zweiten Kapitel werden die Grundlagen 
und Formen des klöſterlichen Wirtſchaftslebens unterſucht. Es beruht 
in erſter Linie auf dem Kloſtergut, einem nahezu geſchloſſenen Bezirke 
von 33 Ba um das Kloſter herum, dazu Einkünften aus insgeſamt 
27 Orten. Wie ſich das Wirtſchaftsleben im einzelnen aufbaute, kann 
hier nicht wiedergegeben werden. Es mag der Hinweis genügen, daß 
die ſoziale und rechtliche Lage der Landbevölkerung ſorgfältig und ein⸗ 
dringend geklärt wird, alſo des „wichtigſten Gliedes im Gefüge des 
klöſterlichen Organismus“. Denn die Grundherrſchaft gewährleiſtete die 
Lebens fähigkeit des Kloſters. Die Einkünfte aus dem Ackerbau auf 
Allodialland verſchwinden demgegenüber. Die geldlichen und ſächlichen 
Abgaben der Bauern, daneben die Salzrenten aus der Lüneburger Saline 
geben das wirtſchaftliche Rückgrat. Sie dienen dazu, Handelswaren und 
Gewerbeerzeugniſſe, die im Kloſter nicht ſelbſt hergeſtellt wurden“), im 
Verkehr mit den Städten einzutauſchen. Wie eng das wirtſchaftliche Ver⸗ 
nn. bon a und Städten geweſen, zeigt die Tatjache, daß am 

usgang des 15. Jahrhunderts etwa ein Drittel der Geſamtausgaben 
eines Jahres für den Einkauf ſtädtiſcher Rae et verbraucht wurde). 
Die Bilanzen, die W. zum Schluß aufzuſtellen unternimmt, geigen für 
das 14. Yıhrhundert ein Mißverhältnis von Einnahmen und Ausgaben, 
das ſich im 15. Jahrhundert erheblich beſſert. Aber ein nennenswerter 
Uberſchuß wird auch dann nicht erzielt. Man iſt froh, wenn man ohne 
Defizit durchkommt. Bei unvorhergeſehenen größeren Ausgaben greift 
man zu der Deckung mittels Anleihe, möglicht bei den Konventsange⸗ 
hörigen. Frühere Zins ale mit Juden hatten dem Kloſter an⸗ 
ſcheinend ſchwere Verluſte gebracht. 


1) S. 20 f. iſt übrigens nicht zwiſchen Kaland und Elendengilde unterſchieden. 

2) Vgl. auch desſelben Verfaſſers „Gewerbe und Kloſter“ in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift Bd. 36 S. 1—13, wo das Verhältnis von Diesdorf zum Gewerbeweſen 
des platten Landes und der Städte behandelt wird. 

3) Siehe den ergebnisreichen Aufſatz von W. über „Das offene Land und 
die Hanſeſtädte“ in den Hanſiſchen Geſchichtsblättern 48 (1923) S. 61— 98. 
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Es bleibt ſehr bedauerlich, daß die ertragreichen Forſchungen nicht 
vollſtändig und dann noch verſtreut ala icht wurden; denn hier iſt 
endlich ein Punkt, wo die Geſchichte der Mark wieder einmal entſcheiden 
gefördert worden iſt. Nur durch ſolche Einzelunterſuchungen verma 
die wirtſchaftliche Vergangenheit unſerer Provinz in dem Maße auf⸗ 

ehellt und in Zuſammenhang mit den allgemeinen wirtſchaftlichen 
prozeſſen gerückt zu werden, wie es wünſchenswert tft, ſoll die Territorial⸗ 
geſchichte nicht in unfruchtbarem Lokalkultus verſumpfen. 

Berlin⸗Friedenau. ö W. Hoppe. 

Die Kunſtdenkmäler der Provinz Brandenburg. Herausgegeben 
vom Brandenburgiſchen Provinzialverbande. Berlin, im Kommiſſions⸗ 
Denen der Voſſiſchen Buchhandlung. 

and III, Teil 1: Kreis Prenzlau. Unter der Schriftleitung von 
Erich Blunck bearbeitet von Paul 4 Friedrich Solger, 
A ab und Willy Hoppe. 1921. 418 ©. mit 2 Karten, 52 Taf., 


Band VI, Teil 6. Kreis Kroſſen. Unter der Schriftleitung von 


Erich Blunck bearbeitet von Wilhelm Jung, F. Solger, W. Spatz 


4 


hinausgeht. So blei 


und Melle Klinkenborg. 1921. 274 S. mit 2 Karten, 18 Taf., 252 Abb. 


Marc Roſenberg, Der Goldſchmiede Merkzeichen. 3. Auflage. 
Erſter Band. 1922. are Band 1923. Frankfurt a. M., Frank⸗ 
furter Verlagsanſtalt A.⸗G. 


Otto v. Falke, Altberliner Fayencen. Berlin, Verlag von Ernſt 
Wasmuth A.⸗G. 1923. 44 S. 60 Abb. auf Tafeln. Kl. Fol. 


Hans Mackowsky, Häuſer und Menſchen im alten Berlin. Berlin, 
Bruno Caſſirer 1923. 216 S. mit 32 Bl. Abb. 


L. Kuhberg, Der Zuſammenbau des von Schinkel im alten Dom 
5 Berlin aufgebauten Altarabſchluſſes. Diſſertation der Techniſchen 
ochſchule zu Berlin 1920. 60 S. mit Abb. Kl. Fol. 
Leopold Gieſe, Schinkels architektoniſches Schaffen, Entwürfe und 
Ausführungen. Erſter Band: Die Friedrichwerderſche Kirche. 
au 5 Der Zirkel, Architektur⸗Verlag G. m. b. H. 161 S. mit 
Seitdem die Beſtandaufnahme der Kunſtdenkmäler der Provinz 
Brandenburg in den e Bd. 32, 1920, S. 479 beſprochen 
worden, ſind die Kreiſe Prenzlau und Kroſ = erſchienen, jener einer der 
reichſten der Provinz, hinter welchem dieſer weſentlich zurücktritt. Zu 
den ſeither bekannten Denkmälern ſind auf dem Lande zahlreiche neue 
hinzugetreten. In Anlage und Bearbeitung entſprechen beide Bände 
den früheren, eine recht eingehende Darſtellung, die jedoch ſtrengen 
wiſſenſchaftlichen Anforderungen nicht genügt, en eine reiche Aus⸗ 
ſtattung an anne die oftmals über die Zwecke des Unternehmens 
en dieſelben Bemerkungen wie früher zu äußern. 
as Schrifttum der Denkmäler wird wenig berückſichtigt, die Mitteilung 
der Inſchriften wird verabſäumt. Bei dem Schnitzaltare der Marienkirche 
in Prenzlau, einem tüchtigen Werke der Lübecker Schule des ausgehenden 
Mittelalters, vermißt man die Mitteilung der Inſchrift und den Hinweis 
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auf frühere Veröffentlichungen. Die Mitteilungen des Uckermärkiſchen 
Vereins hätten genannt werden können, namentlich dort, wo ſie Abbil⸗ 
dungen bringen und das vorliegende Werk von ſolchen abſieht. Die an⸗ 
ebliche Bewidmung der Stadt Kroſſen mit deutſchem Rechte 1203 
hätte, weil unglaubwürdig und zu frühe angeſetzt, keine Erwähnung ver⸗ 
dient. Die Abwandlungen des Barocks in den märkiſchen Dorfkirchen 
nach den franzöſiſchen Königen zu bezeichnen, zeugt von verkehrt ange⸗ 
brachtem Schulwiſſen. Wie früher getadelt, wird das Modewort „Em⸗ 
pire“, ſtatt Klaſſizismus, ſtändig auf Erzeugniſſe der Mitte des 19. Jahr⸗ 
En angewendet. Auch die Zeichnungen dürften in entſcheidenden 

unkten mit Vorbehalt N ſein; die frühgotiſchen Gewölbe 
der Franziskaner⸗Kirche in Prenzlau ſcheinen mit zu ſtarkem Buſen ge⸗ 
zeichnet 0 daß ſie ſpätgotiſchen Eindruck machen. — Die geologiſchen 
und geſchichtlichen Beilagen ſtehen auf höherer Warte, nehmen auf die 
Darſtellung der Denkmäler aber keinen Bezug. | 

Erfreulicher iſt es, zu berichten über Erſcheinungen von einwandfreiem 
wiſſenſchaftlichem Werte. Das verdienſtvolle Buch Roſenbergs, die 
Stadt⸗ und Meiſterſtempel der Goldſchmiedegeräte, in erſter Auflage 
1890, in zweiter 1911 ausgegeben, erſcheint jetzt in dritter, neu durch⸗ 
geſehener Geſtalt; der Umfang wird ſich mit einige Bände erweitern, 
auch Ihe manche bedeutſamen Werke auf Tafeln abgebildet. In der 
Buchſtabenfolge wird Berlin, deſſen Goldſchmiedegewerk ſich erſt ſeit 
dem 17. ee betätigt, als einer der erſten Orte behandelt. 

Obwohl dank der Fürſorge des Kurfürſten Friedrich Wilhelm die 
Anfertigung feinerer glaſierter Tonwaren nach oſtaſiatiſchen Vorbildern 
in der Mark Brandenburg frühzeitig betrieben wurde, ſo waren die hieſi⸗ 
gen Erzeugniſſe doch weniger bekannt geworden als die ſüd⸗ und weſt⸗ 
deutſchen, wie ein Blick in die neueſten Handbücher dieſes Gewerb⸗ 
zweiges (Stoehr 1920, Rieſebieter 1921) dartut. Nachdem ein Aufſatz 
von Seidel im Jahrbuch der Preußiſchen Kunſtſammlungen 1890 die 
Entwicklung in den Grundzügen Won a hatte, teilte G. Mirow 
(Müncheberg) in den Brandenburgiſchen Muſeumsblättern 1921—1922 
die Namen der „Porzellanbrenner“ aus den Berliner Kirchenbüchern 
mit und lieferte damit die Folge der Betriebsleiter und den Nachweis, 
bob das Gewerbe feinen Sitz vornehmlich in Berlin hatte. Die Aus⸗ 
ſtellung im Berliner Schloßmuſeum (vgl. n cr des Vereins 
vom 8. November 1922) brachte ſchließlich den Überblick der Erzeug⸗ 
niſſe. Die Ergebniſſe der Forſchungen und der Ausſtellung faßt der 
Generaldirektor der Muſeen v. Falke in einer würdig ausgeſtatteten 
Veröffentlichung zuſammen, durch welche für einen bedeutſamen Ab⸗ 
gut aus der Geſchichte des Kunſtgewerbes in Berlin und der Mark 

randenburg damit die ſichere Grundlage gewonnen iſt. (Über die 
S. 69 U. f „ Fabrik vgl. W. Stieda, Forſchungen Bd. 30, 
69 u. f., 1917.) 

H. Mackowsky, geborner Berliner, Kuſtos der Nationalgalerie, hat 
einige ſeiner kunſt⸗ und ee e Studien des alten Berlins 
in einem Bande zuſammengeſtellt. Er würdigt mehrere Berliner Ge⸗ 
bäude und erzählt von dem Leben ihrer Inſaſſen, vom Opernhauſe und 
dem Opernplatze, von den Wohnhäuſern Mauerſtr. 36, erſtr. 29, 
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Unter den Linden 1, Feilnerſtr. 1, von denen die drei letzteren mit dem 
Namen Schinkels verbunden ſind. Rahel von Enſe, Intendant Graf 
Redern, Männer des gewerblichen S Da wie Decker, Humbert, 
Feilner, ſehen wir mit weit verzweigten Beziehungen ihre Heimſtätten 
erfüllen. Für die Wiederherſtellung des Friedrich⸗Forums neben dem 
Opernhauſe, entſprechend den Abſichten Knobelsdorfs, ſpricht der Ver⸗ 
faſſer eine recht bemerkenswerte Vermutung aus. Die dchen Hause ett 
der Wandgemälde Schinkels im ehemaligen Humbertſchen Hauſe, jetzt 
in der Nationalgalerie, die Tageszeiten in Landſchaften darſtellend, ver⸗ 
ſucht er nach älteren Zeugniſſen zu ermitteln. Gründliche Forſchung 
mit gefälliger Vortragsweiſe verbindend, iſt ſein Buch ſehr geeignet, den 
Heimatſinn in Berlin zu fördern. 

Mit Werken Schinkels beſchäftigen ſich zwei jüngere Verfaſſer. 
Das nach Schinkels Entwurf hergeſtellte bronzene Gitter vor dem Altar⸗ 
platze des Berliner Domes wurde beim Abbruch des Bauwerks aus⸗ 
einander genommen; einige Teile wurden im Neubau als Altarſchmuck 
verwendet; die übrigen wurden im Keller des Neubaues aufbewahrt, 
blieben zum Glück aber von der Beſchlagnahme während des Krieges 
befreit. Um eine Wiederverwendung vorzubereiten, Er Regierungsbau⸗ 
meiſter Dr.-Ing. Kuhberg die künſteriſche und techniſche Zuſammen⸗ 
ſetzung des Gitters eingehend unterſucht. 

Die Friedrichwerderſche Kirche in Berlin hat Schinkel mehrere Jahre 
hindurch beſchäftigt, ohne daß es ihm vergönnt war, den von ihm an 
erſter Stelle empfohlenen Entwurf zur Ausführung zu bringen. Die 
Geſchichte der alten Kirche, der Entwürfe und der Herſtellung des Neu⸗ 
baues verfolgt Dr. phil. Dr.⸗Ing. Gieſe, ſehr in ui ga eingehend, 
an der Hand der Schriftſachen; er verweiſt auch a ie mittelalterlichen 
Bauwerke Englands, von denen Schinkel ſeine Anregungen empfing. 
Wichtiger wäre es, zu zeigen, wie Schinkel hier und an anderen Bauten 
die 1 Formen weiterführte, und da die Friedrichwerderſche 
Kirche ſein erſter bedeutender Ziegelbau iſt, ſo wäre dieſer in ſeinem 
Verhältnis zu den einheimiſchen mittelalterlichen Vorbildern näher zu 
prüfen geweſen. Dazu wären auch zeichneriſche Aufnahmen vom aus⸗ 
geführten Beſtande des Bauwerks erforderlich, welche man in dem Buche 
vermißt. Der Verfaſſer bereit, feine Forſchungen auf das geſamte 
Lebenswerk Schinkels auszudehnen; gewiß dürfen wir von ihm noch 
manchen Erfolg erwarten, doch möchte eine knappere Zuſammenfaſſung 
des geſchichtlichen Stoffes ſich empfehlen, will er das weit geſteckte Ziel 
in abſehbarer Zeit erreichen. | | 

Schließlich jei in dieſem Zuſammenhange der Aufſatz von A. Huys⸗ 
kens über Schinkels Denkmal zur Erinnerung an den Aachener Kongreß 
von 1818 vermerkt, in der dei des Aachener Geſchichtsvereins 
Bd. 43, 1922, S. 195. Das Denkmal wurde erſt nach Schinkels Tode 
ausgeführt, und da ſein Standort für einen Neubau gebraucht wurde, 
1914 abgebrochen, bisher aber nicht wieder aufgeſtellt. 

Charlottenburg. J. Kohte. 


Dr. Wilhelm Friedensburg, Stephan Born und die Organiſations⸗ 
beſtrebungen der Berliner Arbeiterſchaft bis zum Berliner Arbeiter⸗ 
| 17* 
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kongreß (1840 bis Sept. 1848). Beihefte z. Archiv di d. Geſch. d. So⸗ 
1 925 d. re Hrgb. v. C. Grünberg. Heft 1. 
eipzig 1923. 

Schildert unter Benutzung umfangreichen gedruckten und archiva⸗ 
liſchen Materials Entwicklung und Tätigkeit des einer jüdiſchen Familie 
in Liſſa entftammenden Vorkämpfers der Arbeiterbewegung, der 1898 
(Leipzig) die „Erinnerungen eines Achtundvierzigers“ veröffentlichte. 


C. Zur Geſchichte der preußiſchen Provinzen. 


Martin Krieg, Die Entſtehung und Entwicklung der Amtsbezirke 
im ehemaligen Fürſtentum Lüneburg. Mit einer Kartentafel. (Studien 
und Vorarbeiten zum Hiſtoriſchen Atlas Niederſachſens, 6. Heft. Vanden 
von der Hiſtor. Kommiſſion für Hannover uſw.) Göttingen, Vanden⸗ 
hoech & Ruprecht, 1922. (114 S.) 

Die auf gründlichem und umfaſſendem Archivſtudium beruhende 
Arbeit unterſucht in ihrem erſten Teil die Entſtehung und Entwicklung 
der einzelnen Lüneburgiſchen Amtsbezirke und im zweiten die der Amts⸗ 
verfaſſung des Landes im allgemeinen. Eine ſorgfältig gearbeitete und 
klar gezeichnete Karte gewährt eine ſehr ſchätzbare Anſchauungsgrundlage. 
Aus den Ergebniſſen des zweiten Teils, die durchweg einen ſehr zuver⸗ 
läſſigen Eindruck machen, ſei hier das Folgende mitgeteilt. 8 

Die eigentliche Entſtehung deſſen, was der Verf. mit einer vielleicht 

u beanſtandenden Bezeichnung die „Amtshoheit“ nennt (denn ihrem 
rel nach ift fie nichts anders als die „Landeshoheit“ in ihrer Auswir- 

ng durch lokale Repräſentanten des Landesherrn) iſt bei dem Mangel 
an urkundlichem Material nicht Schritt für Schritt quellenmäßig zu be⸗ 
legen, ſondern läßt ſich nur durch Rückſchlüſſe aus der Stellung und 
Wirkſamkeit der Vögte, der en Amtleute, im 14. Jahrhundert mit 
annähernder Wahrſcheinlichkeit ermitteln. Für ſicher hält der Verf. 
zweierlei: einmal, daß die lüneburgiſchen Vögte nicht ebenſo wie die im 
oſtdeutſchen Kolonialgebiet, von Anfang an, d. h. ſeit dem 13. Jahr 
hundert, alle Zweige der landesherrlichen Gewalt in ihrer Hand zuſammen⸗ 
faßten, ſondern daß dieſe Zuſammenfaſſung erſt das Ergebnis eines 
Entwicklungsprozeſſes iſt, der allerdings ſchon im 14. 1 in 
der Hauptſache zum Ziel gelangt iſt; und i daß der Ausgang 
punkt dieſes Prozeſſes in der militäriſch⸗polizeilichen Gewalt der landes⸗ 
herrlichen Vögte 1 ſuchen iſt, die von Burgen oder feſten Häuſern aus 
das Land im Umkreis ihrer Gewalt nicht nur vor äußeren Feinden, ſon⸗ 
dern auch vor den Gefahren innerer Unſicherheit zu ſchützen hatten und 
zu dieſem Zweck kraft der landesherrlichen e ee die ſie ausübten, 
die Einwohner zu kriegeriſcher Abwehr und zu ſicherheitspolizeilichen 
Maßregeln aufzubieten und anzuführen befugt waren. Mit dieſer 
militäriſch⸗polizeilichen Gewalt der Burgvögte verband ſich dann, nach 
Auflöſung der Villikationen, die Aufſicht über die landesherrlichen 
Renteneinkünfte in einem größeren, die Burg umgebenden Gebiet, das 
mehrere Goe oder Kirchſpiele umfaßte. Daß hier der Meier keine ſolche 
Rolle geſpielt hat, wie in anderen Territorien des deutſchen Weſtens, 
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liegt wohl daran, daß hier durch die Bildung zahlreicher kleiner Ritter⸗ 
güter, die aus einigen zuſammengeſchlagenen Latenhufen beſtanden, 
der übrigbleibende landes herrliche Beſitz dermaßen zerſplittert war, daß 
man zu dem Auskunftsmittel gif die Vorſteher der Goverbände mit 
einer Verwaltung 11 betrauen. Über mehrere von ſolchen führte dann 
er Vogt von der Burg aus die Aufſicht; der Verf. meint, daß an dieſe 
grundherrſchaftliche Funktion ſich die neue Bezeichnung „Amtmann“ 
angeſchloſſen 0 in möge. Endlich aber zog der Vogt oder Amtmann 
auch den Vorſitz im Gericht an ſich, den die Gografen bisher ausgeübt 
hatten, wobei die militäriſch⸗polizeiliche Befugnis zum Aufgebot der 
alten Landesverbände die Brücke gebildet haben wird. Auf dieſe Weiſe 
wurden die früher von den Eingeſeſſenen gewählten Gografen und 
unter ihnen in kleineren Bezirken die Veeſtherren gu landesherrlichen 
Beamten, die dem Amtmann unterſtellt waren. In der Hand des Amt⸗ 
manns aber waren nun die militäriſch⸗polizeilichen, dt in fi und 
finanziellen Funktionen, die die landesherrliche Gewalt in ſich ſchloß, 
vereinigt, und ſein Amtsbezirk war in der Hauptſache ein Komplex alter 
Goverbände, die zum Teil mit Kirchſpielen zuſammenfielen, wobei viel⸗ 
fache Verſchiebungen und Anderungen der Grenzen vorgekommen ſind, 
aber doch nicht in dem Maße, daß man von einer planmäßigen und will⸗ 
kürlichen Neubildung durch den Landesherrn ſprechen könnte, wie es 
etwa Sello für Oldenburg a hat; der Verf. ijt für Lüneburg zu dere 
1 Auffaſſung gelangt, die auch Stüve vertritt, der eben in den Goen 
ie Grundeinheiten ſieht, aus denen die Amter uſammengeſetzt ſind. 
Das gilt aber nur für den altſächſiſchen Hauptteil des Landes, nicht für 
die von Niederländern beſiedelten Marſchgebiete und nicht für das lüne⸗ 
burgiſche Wendland, das keine alten Goverbände in ſich enthält und ſich 
mehr dem Typus des oſtdeutſchen Koloniſationsgebiets nähert. 

Die hier vorgetragene Anſicht von der Entſtehung der Amtsver⸗ 
faſſung in Lüneburg ſteht in ſtarkem Gegenſatz gegen die, welche E. v. Meier 
in ſeiner ſonſt ſo wertvollen Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsgeſchichte von 
Hannover vorgetragen hat. Ausgehend von der Amtsordnung von 1674 
und ohne ſich um ältere Zeugniſſe zu kümmern, faßt Meier den Amtmann 
in der Hauptſache als einen Vertreter der landesherrlichen Kammer⸗ 
intereſſen auf, dem nebenbei noch einiges von obrigkeitlicher Verwaltu 
oblag. Er erklärt dieſes Verhältnis Reel daß die Gerichtsbarkeit e 
ganz neuerdings, nicht vor dem Dreißigjährigen Kriege, auf die Amter 
übergegangen ſei. Daß dieſe elle e iſt, ſcheint mir der 
Verf unwiderleglich bewieſen zu haben. Auch die Eigenart der ländlichen 
Ver MID vier niederſächſiſchen Lande hat E. v. Meier nicht richtig 
erkannt. verwiſcht die Grenze zwiſchen Grundherrſchaft und Guts⸗ 
herrſchaft und ſtellt den niederſächſiſchen ing al auf die gleiche 
Grundlage wie etwa den brandenburgiſchen, während er doch in der 

auptſache ein bloßer Rentenempfänger, kein ſelbſtwirtſchaftender 
Unternehmer war. Der temperamentvolle Angriff Meiers gegen Wittich 
in dieſem Punkte iſt nach den Forſchungen des Verf. für Lüneburg (und 
wohl nicht bloß für dieſes Land) unberechtigt. — Die „geſchloſſenen 
Gerichte“ Lüneburgs faßt der Verf., wie es allgemein geſchieht, in dem 
Sinn von geſchloſſenen Diſtrikten auf. Sollte nicht auch hier die Be⸗ 
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zeichnung (ähnlich wie bei den brandenburgiſchen PR enen von 
Adel“) dadurch zu erklären fein, daß ihre Befiger „geſchloſſene Schreiben“ 
aus der fürſtlichen Kanzlei erhielten, ſtatt der ler Umläufe, mit 
denen ſich die gemeine Ritterſchaft begnügen mußte? O. H. 


Dr. Th. Ilgen, Archivdirektor a. D., Quellen zur inneren Geſchichte 
der Nheiniſchen Territorien. Herzogtum Kleve. I. Amter und Gerichte. 
Entſtehung der Amterverfaſſung und Entwicklung des Gerichtsweſens 
vom 12. bis ins 16. Jahrhundert. Erſter Band: Darſtellung. VIII u. 
607 S. Zweiter Band: Quellen, erſter Teil. 544 S. (Publikationen der 
Geſellſchaft für Rheiniſche Geſchichtskunde XXXVIII.) Bonn, P. Han- 
ſteins Verlag, 1921. 

Von der im Jahre 1917 beſchloſſenen, aber offenbar ſchon lange vor⸗ 
bereiteten Bearbeitung der Quellen zur inneren Geſchichte der Terri⸗ 
torien, aus denen die Rheinprovinz ſich zuſammenſetzt, liegt hier das 
erſte Werk vor, das es mit der Gerichtsverfaſſung im ſpäteren Mittel⸗ 
alter und der damit zuſammenhängenden Entſtehung der Amtsver⸗ 
faſſung zu tun hat. Es iſt noch nicht ganz i 3 fehlt noch der 
zweite und dritte Teil der Quellen, der dem dritten Bande zugewieſen 
war. Es iſt ſehr zu bedauern, daß das Erſcheinen dieſes Bandes, das 
als unmittelbar bevorſtehend bereits angegeigt worden war, nun doch 
durch die Ungunſt der Zeit vorläufig verhindert worden iſt. In dem vor⸗ 
liegenden erſten Quellenteil ſind Urkunden, Schöffenbriefe, gerichtliche 
Protokolle und Urteile, Sühnebriefe für Vergehen und Verbrechen, 
namentlich aber auch in reicher Zahl Beſtallungen für Amtmänner, 
Richter, Gerichts⸗ und Wagenboten, alles aus der Zeit bis 1588 enthalten. 
Für den zweiten Teil find die älteren fürſtlichen Erlaſſe und Verordnungen, 
eine Gerichtserkundigung von 1559, der Entwurf einer Gerichtsordnu 
für Kleve und Mark aus den 80er Jahren des 16. Jahrhunderts neb 
älteren Amter⸗ und Brüchtenrechnungen beſtimmt. Der dritte Teil ſo 
die infolge des Abſterbens der Hofesorganiſationen ſeit der Mitte des 
13. Jahrhunderts nicht mehr ſehr zahlreichen Weistümer und gericht⸗ 
917000 Kundſchaften, dazu aber A noch die unentbehrlichen Regiſter 

ringen. | | | 
Für die Unvollſtändigkeit in der Mitteilung des Quellenſtoffs ent⸗ 
ſchädigt die ſehr umfaſſende, eingehende, überall quellenmäßig begründete 
Darſtellung, in der überhaupt wohl der Schwerpunkt der Publikation 
u ſuchen iſt. Sie iſt von hervorragender Bedeutung für die deutſche 

echtsgeſchichte im allgemeinen wie insbeſondere für die territoriale 
Verwaltungsgeſchichte. Auf Grund einer wohl erſchöpfenden Kenntnis 
der geſamten archivaliſchen Überlieferung eines einzelnen Territoriums, 
die in dem erſten, größeren Teil zu einer hiſtoriſchen Beſchreibung der 
einzelnen Amter und Gerichte verarbeitet worden iſt, unterſucht der Ver⸗ 
ie in dem zweiten, allgemeinen Teil in nüchterner, beſonnener For⸗ 
chung, unbeeinflußt von herrſchenden Theorien, den ſchwierigen und 
verwickelten Vorgang, in dem die Umwandlung der älteren Gerichtsver⸗ 
aſſung ſeit dem 12. Jahrhundert in Verbindun mit der fortſchreitenden 
usbildung des territorialen Fürſtenſtaats ſich vollzogen und zu den 
Formen geführt hat, die dann ziemlich unverändert bis ins 17., ja bis 
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ins 18. Jahrhundert hinein von Beſtand geblieben jind. Die Entſtehung 
der Amterverfaſſung zeigt ſich dabei abhängig von der Geſtalt der Ge⸗ 
richtsverfaſſung, ſo daß dieſe den Baugrund darſtellt, auf dem das Ge⸗ 
bäude der Behördenorganiſation ſich erhebt. 

Die Auflöſung der Gau⸗ und auch der Hundertſchaftsverbände, die 
in dem unterſuchten Gebiet in einem ſolchen Maße ſtattgefunden hat, 
daß eine Rekonſtruktion auf Grund der ſpäteren Amter und Ortsgerichte 
ſich als ganz unmöglich erweiſt, gab im 12. und 13. Jahrhundert Anlaß 
dazu, daß die Grafen (ſpäteren Herzöge) von Kleve die Rechtspflege 
vielfach perſönlich oder durch ihre Beamten ausübten, ohne die Schöffen 
und Gerichtsleute der alten Verbände, ſoweit noch ſolche oder entſpre⸗ 
chende Neubildungen vorhanden waren, zuzuziehen. In dieſer Zeit 
tritt vielfach die Kirchſpielsgemeinde zur Vornahme von Akten freiwilliger 
Gerichtsbarkeit in Tätigkeit und überläßt es dann dem Grafen, den Akt 
zu beurkunden. Seit Ende des 13. Jahrhunderts bilden ſich die neuen 
Ortsgerichte mit ſtändigen Schöffen und Gerichtsleuten an Stelle der 
alten Hundertſchaften aus. Es kann wohl einmal zutreffen, daß ein altes 
Kirchſpiel mit einer früheren Hundertſchaft zuſammenfällt; aber das iſt 
eine Ausnahme. Die neugebildeten Kirchſpiele ſind ſehr zahlreich, und 
im allgemeinen handelt es ſich um eine völlige Neubildung von Gerichts⸗ 
ſchafte und Gerichtsbezirken, nicht um eine Umbildung alter Hundert⸗ 
chaften, die vielmehr in der Regel aufgelöſt waren. Aber auch wo noch 
alte Schöffenbänke erhalten blieben, waren doch die Gerichtsperſonen 
andere als vor der Mitte des 12. Jahrhunderts. Die Freiherren und 
Ritterbürtigen ſind ausgeſchieden. Sie wurden teils ſelbſt Gerichtsherren 
in eigenen Herrſchaften, teils ſchloſſen ſie ſich wie die Miniſterialen an 
den Landesherrn an und 2 einen beſonderen Gerichtsſtand vor 
ſeiner Perſon. Die Schöffenbänke der neuen Ortsgerichte in Stadt und 
Land wurden von ortsanſäſſigen Angehörigen der niederen Volksklaſſen 
beſetzt. So vollzog ſich bis zum 14. Jahrhundert die große Umwandlung 
der Gerichte: Ortsgerichte für Bürger und Bauern mit Schöffen von 
gleichem Stande, Sondergerichte für den Adel vor dem Landesherrn. 
Dabei iſt es aber in Kleve zur Ausbildung eines eigentlichen Hofgerichtes 
als eines Gerichts mit unabhängigen ritterlichen Beiſitzern während des 
Mittelalters und auch im 16. Jahrhundert noch nicht gekommen. Der 
Landesherr übte die ihm vorbehaltene Rechtspflege durch ſeine Räte 
die zwar, namentlich vor dem Aufkommen der gelehrten Juriſten, au 
in der Regel Ritter aus eingeſeſſenen Familien waren, aber doch in erſter 
Linie geſchworene Diener oder „Freunde“ des Landesherrn. Das alte 
echte Ding ſtarb allmählich ab, das alte gebotene Ding wandelte ſich in 
ein „tägliches Gericht“ um und dehnte ſeine Befugniſſe ſo weit aus, 
daß die „Hochgerichtsſachen“ in der Hauptſache auf ſchwere Kriminalfälle, 
Landfriedensbruch u. dgl. on wurden. Die Landesherren waren 
beſtrebt, die Hochgerichtsbarkeit möglichſt vollſtändig in ihrer Hand zu⸗ 
ſammenzufaſſen; ſie ernannten die Richter der neuen Ortsgerichte und 
regulierten nach Ermeſſen die Kompetenzgrenzen der höheren und der 
niederen Gerichte, die vielfach fließend blieben. 

Bei dieſem ganzen Vorgang der Gerichtsumwandlung haben nach 
den Forſchungen des Verfaſſers die Städte durchaus die Führung ge⸗ 
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habt. Das ſpezifiſch ftädtifch-bürgerliche Bedürfnis nach freierem und 
ſchnellerem Rechtsverkehr mit Leihegut und in ee ae wirfte 
reformierend in dieſem Sinne. Seit dem 12. Jahrhundert erſcheinen in 
Städten wie Kaiſerswerth auf Grund kaiſerlicher Privilegien Schöffen 
I die Akte freiwilliger Gerichtsbarkeit, die allmählich mit Heinen Aus 
chüſſen auch in das alte Vogtgericht eindrangen und es ſchließlich ganz 
verdrängten. Das hat auch auf die ländlichen 12 eingewirkt. Ganz 
ablehnend verhält ſich der Verf. gegenüber der Belowſchen Theorie, 
die in der urſprünglichen Autonomie der Landgemeinden und dem 
damit in Zuſammenhang gebrachten „Burgericht“ die Hauptwurzel der 
Niedergerichte ſehen will. Die autonome Landgemeinde v. Belows iſt 
auch in dem hier unterſuchten Gebiet vor dem 13. Jahrhundert nicht 
nachzuweiſen. Die „Burgerichte“, die am Niederrhein, wie die Bauer⸗ 
ſchaften oder Honnſchaften ſelbſt, erſt in verhältnismäßig ſpäter Zeit 
bezeugt und auch wohl entſtanden ſind, in dem benachbarten Weſtfalen 
allerdings ſchon im 13. Jahrhundert namentlich als Grundlage der 
Stadtgerichte in Soeſt, Herford, Osnabrück, Paderborn Are bilden 
nach der Anficht des Verf. überhaupt keine einheitliche Kategorie von 
hohem Alter und find nicht einer urſprünglichen Autonomie der Land⸗ 
emeinde entſprungen, ſondern vielmehr, gerade in Weſtfalen, meiſt in 
erbindung mit engerer dörflicher Siedlung auf herrſchaftlichen Sal⸗ 
höfen ins Leben getreten uns öfters urſprünglich geradezu gleichbedeutend 
mit Hofesgerichten. Die Hofesgerichte ſpielen überhaupt bei der Bildung 
der neuen Ortsgerichte eine bedeutende Rolle, namentlich da, wo dieſe 
aus einem alten Vogteigericht e da haben ſie öfter einen kom⸗ 
pakten Beſtand an Land und Leuten en ſamt einer Urteilerbank, 
die früher wohl abwechſelnd unter zwei verſchiedenen Richtern in Tätig⸗ 
keit trat, je nachdem es ſich um Hoch⸗ oder Niedergerichtsſachen handelte, 
bis dann der Landesherr die zwei Richterämter in eines ver Baer 
womit das Hofesgericht nunmehr in einem öffentlichen Gericht der 
neuen territorialfürſtlichen Prägung aufging. Noch leichter konnten alte 
landesherrliche A N ſolchen neuen öffentlichen Gerichten 
werden, indem Bevölkerungselemente, die an ſich mit dem Hofe nichts 
zu tun auß unter dieſes Gericht geſtellt wurden, das dann damit 
aber auch aufhörte, einen ſpezifiſch jo seien Charakter zu tragen. 
Nur wenige Ortsgerichte in dem unterſuchten Gebiet laſſen ſich aus alten 
Grafſchafts⸗ oder Hundertſchaftsgerichten ableiten, ſo namentlich die in 
Niedermörmter, in der Düffel und in der Liemerſch. Auch die Kirchſpiele, 
I bedeutend fie eingewirkt haben, find für die Bildung der Gerichts⸗ 
prengel nicht ſchlechterdings maßgebend geweſen. Immer und überall 
Laub die territoriale Staatbildung und die Organiſationsgewalt des 
andesherrn regulierend ein. Sie iſt auch bei der Entſtehung der Amter⸗ 
verfaſſung das eigentlich Weſentliche. | 
Den Übergang von der alten karolingiſchen Verfaſſung zu der Ter⸗ 
ritorialverfaſſung bilden die geiſtlichen Immunitäten, die ſich in dem 
niederrheiniſchen Gebiet beſonders ſtark von 950—1150 ausgebildet 
haben und von 1150—1350 bei der Auflöſung der Gauverfaſſung das 
eigentlich charakteriſtiſche Moment bilden. Die geiſtlichen Immunitäts⸗ 
inhaber konnten ohne die weltliche Hand nicht fertig werden; ihre Ver⸗ 
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leihungen an die Freien und Edlen, die zugleich Träger mehr oder min⸗ 
der bedeutender 1 0 waren, hat dieſe auf die Bahn gebracht zur 
Bildung territorialer, ſich immer mehr arrondierender Machtkomplexe. 
Die eigentlichen Begründer des kleviſchen Territoriums ſind die Brüder 
Dietrich und Johann geweſen; ihre Zeit (1310 — 1368) iſt auch die Zeit 
der Ausbildung der Amterverfaſſung. Dieſe hängt aufs engſte mit dem 
Gerichtsweſen zuſammen. Der Verf. tritt der Meinung entgegen, die 
in den gangbaren Lehrbüchern der Deutſchen Rechtsgeſchichte (Brunner, 
Schröder) vertreten wird, als ob im Weſten Deutſchlands (im Unter⸗ 
ſchied vom Oſten) bei den Bezirksämtern Juſtiz und Verwaltung früh⸗ 
eitig getrennt geweſen wären. Für Kleve trifft das jedenfalls nach 
feinen Unterſuchungen nicht zu, obwohl gerade im Anſchluß an eine 
irrige Bemerkung v. Haeftens über Kleve⸗Mark (in den „Urkunden und 
Aktenſtücken“ zur Geſchichte des Großen Kurfürſten) dieſe Meinun den 
gebildet zu haben ſcheint. Nur die Verwaltung der landesherrlichen 
Güter und Renten iſt mindeſtens ſeit dem 14. Jahrhundert dem Amt⸗ 
mann oder Droſten entzogen und einem beſonderen Rentmeiſter über⸗ 
tragen, über dem am Hofe ein Landrentmeiſter und unter dem in kleineren 
Bezirken, die aber nicht mit den Richterämtern zuſammenfallen, ein 
„Schlüter“ waltet. Die ganze übrige Verwaltung aber, einſchließlich der 
Ford iſt mit dem Gerichtsweſen in der althergebrachten Verbindung 
geblieben. 

Der Verf. widerſpricht auch der Anſicht, die zuerſt in der Schrift von 
Körnicke über die ri der Bergifchen Amtsverfaſſung (1892) 
. worden war und dann zur herrſchenden Meinung geworden 
iſt, daß die Verwaltungsſprengel allgemein ihren Ausgangspunkt von 
den landesherrlichen Burgen genommen hätten, daß die Burgvögte, 
nachdem ihnen mehr und mehr die Verwaltung der landesfürſtlichen 
Güter und Renten und die Aufſicht über die Dienſtmannenlehen im 
Bereiche der Burgen übertragen worden wären, ſich zu Amtmännern 
und Droſten ausgebildet hätten. In Kleve haben ſich nur wenige kleine 
Amter im Anſchluß an Burgen ausgebildet, meiſt Enklaven in fremdem 
Gebiet; die Regel war es nicht. Namentlich die Hauptburg des Landes, 
die von Kleve, h ſtets von dem Droſtenamt Kleve getrennt verliehen 
worden. So auch viele andere Burgen, namentlich in der früheren Zeit. 
Übrigens hatten nicht alle Amter Burgen, wenigſtens im Anfang. Erſt 
päter, ſeit dem 15. Jahrhundert, wird es üblich, daß die Droſten und 

mtleute eine Burg bewohnen und behüten. | 

Ob die im 14. Jahrhundert beſtehende Abſonderung der Domänen. 
verwaltung vom Gerichtsweſen von jeher beſtanden Par ſcheint dem Ver⸗ 
ſehr zweifelhaft. Vielmehr deutet manches auf eine frühere Verbindung; 
und in dieſer ſcheint ihm auch die Wurzel des Amtes der Droſten und 
Amtmänner gefunden werden zu können. Den Droſten und Amtmännern, 
die in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts als Vorſteher von Be⸗ 
zirken mit richterlichen und adminiſtrativen Befugniſſen erſcheinen, ſind 
vorangegangen die Schultheißen und Meier (sculteti und villici), die 
mit ganz ähnlichen al in der erſten Hälfte des 13. Jahrhunderts 
in ſolchen Städten der Grafſchaft Kleve erſcheinen, die ſpäter zu Mittel⸗ 
punkten der Amter geworden ſind. Dieſe ſind (wie auch in den kur⸗ 
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kölniſchen Städten und Amtern Neuß, Urdingen, Rheinberg, Kante 
Rees) zunächſt die grundherrlichen Beamten in einer Villikation, zuglei 
wohl Pächter oder Lehnsinhaber des Salhofes; ſie waren auch mit der 
niederen Gerichtsbarkeit ausgeſtattet und wurden bei der Stadtgründung 
zu Richtern in den neuen Städten. Dies ſtädtiſche Richteramt, das nun 
als eine öffentlich⸗rechtliche Befugnis erſcheint, wurde die Brücke zu der 
Stellung des Amtmanns und Droſten des 13. und 14. Jahrhunderts. 
Der Droſt war im Anfang des 13. Jahrhunderts noch wie im 12. ein 
reiner Hofbeamter; in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts aber 
wurde er durch den Hofmeiſter abgelöſt und nun in der Bezirksverwal⸗ 
tung e was bei der durchgängigen Verbindung von Hof- und 
Bezirksämtern keine Schwierigkeiten bereitete, zumal die Droſten ſchon 
früher am Hofe eine Richterſtellung gehabt hatten als praesides familiae. 
Die eigentliche Ausbildung der Amtsbezirke fand erſt im 14. Jahrhundert 
ſtatt; als Unterbezirke erſcheinen in einigen größeren mehrere Richter⸗ 
ämter; das ſind die neuen Ortsgerichte unter den vom Landesherrn be⸗ 
1 Richtern. Droſt und Landdroſt ſind nur höhere Titulaturen für 
ie Amtmänner, die im 14. nun zuerſt erſcheinen und im 15. 
iemlich allgemein werden. Das Vorbild der neuen Bezirke waren die 
arolingiſchen Graff 0 obwohl der äußere Zuſammenhang ganz 
durchbrochen iſt und kein Untergau ſich unverſehrt und unvermiſcht 
erhalten hat. In der Allgemeinen Landesordnung des Grafen Adolf, 
des eigentlichen Organiſators der kleviſchen Verwaltung, vom Jahre 
1431 ſteht die landesherrliche Domänenverwaltung durch Rentmeiſter 
und Schlüter durchaus im Vordergrund des Intereſſes; nur anhangs⸗ 
weiſe werden Gericht und Polizei als Aufgabe der Amtleute berückſchtigt. 
Erſt in der Amtsordnung von 1559 (bei Scotti Nr. 58), die bereits 
für Jülich⸗Berg und Kleve⸗Mark gemeinſchaftlich erlaſſen war, und 
mit der ſtrafferen Ausbildung des Hofregiments zuſammenhängt, kommt 
die eigentlich obrigkeitliche Seite der Amterberfaffung zu voller Geltung. 
Die Droſten und Amtleute waren 1 nur auf kurze Zeit, 
meiſt nur auf ein Jahr, beſtellt; ſpäter verlängerten ſich die Friſten. 
Das Verhältnis war, wie anderswo, ein von beiden Seiten kündbarer 
Vertrag. Die Verbindung der Beſtellung mit einer Pfandſchaft war 
anfangs häufig und führte zu einer Art von Amterkauf; man erkannte 
ſie wohl bald als Mißbrauch, hat aber nie vermocht, ſie ganz e 
Anfangs erſcheinen hier und da auch bürgerliche Perſonen als Amtleute 
und Droſten; ſeit dem Ende des 14. Jahrhunderts nur noch ritterbürtige. 
Nur ein Edelmann kann ſpäter Verwalter einer Burg und Amtmann 
ſein; die Indigenatsforderung der Ritterſchaft hängt damit zuſammen. 
Dagegen wurden die Richterämter meiſt mit Bürgerſöhnen beſetzt, die 
manchmal auch ſtudiert hatten. 

Der Verf. lehnt es ab, eine vollſtändige 1 der Amtsver⸗ 
waltung zu geben; er verweiſt dafür auf eine beſondere Abteilung der 
neuen Publikation über Behördenorganiſation. Ihm kam es nur darauf 
an, die Entſtehung der Ämter und ihren Zuſammenhang mit dem Ge 
richtsweſen darzulegen. Daß ein ſolcher Zuſammenhang beſteht, iſt nach 
den hier vorgelegten Quellen und Erörterungen nicht zu bezweifeln; 
aber mir ſcheint, man ſollte nachdrücklicher als es gewöhnlich und doch 
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auch in dieſem Werke geſchieht, darauf hinweiſen, daß das ältere deutſche 
Richteramt zugleich die Keime einer landespolizeilichen Funktion in ſich 
enthält, und daß dieſe Keime bei den Vögten, Amtleuten und Droſten 
ſich zu ſo überwiegender Stärke ausgebildet haben, daß die richterliche 
Funktion, die ja ohnehin im älteren deutſchen Recht mit den Urteilen 
nichts zu tun hat, daneben weit zurücktritt. Aus den Beſtallungen, die 
der Quellenband enthält, gewinnt man doch den Eindruck, daß es ſich, 
namentlich ſeit dem 15. Jahrhundert, bei den Droſten und Amtleuten 
in Kleve um lokale Repräſentanten des Landesherrn handelt, die mit 
8 Hand die Grenzen ſchützen, den Landfrieden aufrechterhalten, 

ie Burgen bewahren, die Wälder re und 5 die Rechts⸗ 
pflege namentlich dadurch ſorgen, daß ſie die Macht handhaben, ohne die 
das Recht ſeine Kraft verliert. Selbſt Gericht gehalten haben dieſe Be⸗ 
amten meiſt ſchon zu Ende des 14. Jahrhunderts nicht mehr. Auch in 
kleinen Amtsbezirken finden wir dazu beſondere Richter beſtellt, zum 
Teil durch ſie ſelbſt. Wenn der Verf. ihnen gegenüber die Amtleute und 
Droſten als Oberrichter bezeichnet, ſo könnte das leicht mißverſtanden 
werden. Sie ſind mehr Organe einer lokalen Juſtizaufſicht; auch das 
„Brüchtenſcheiden“ iſt keine eigentlich richterliche Tätigkeit. Dieſe hat 
ſich doch in weitgehendem Maße ſpezialiſiert, freilich nicht in dem Sinne, 
daß man von einer prinzipiellen Trennung zwiſchen Juſtiz und Ver⸗ 
waltung reden könnte. Die Herleitung der Amtleute von den früheren 
Schultheißen oder Meiern ehemaliger Villikationen in den Städten, die 
zum Mittelpunkt von Amtern geworden ſind, iſt ſehr wahrſcheinlich ge⸗ 
macht worden und findet ein Seitenſtück nicht nur in den von Hücker 
behandelten Verhältniſſen des Herzogtums Weſtfalen, auf die der Verf. 
N ſt hinweiſt, ſondern auch in der von Wintterlin dargeſtellten Geſchichte 

er württembergiſchen Amtsverfaſſung. Aber das eigentliche Weſen der 
Amtsverfaſſung wird dadurch nicht erklärt. Die urſprüngliche grund⸗ 
. aſis geht bei der Umwandlung des Schultheißen zum 

mtmann ganz verloren, in Kleve beſonders deutlich, weil im 14. Jahr⸗ 
hundert die Domänenverwaltung dem Amtmann ausdrücklich und grund⸗ 
ſätzlich entzogen ei Die Brücke iſt nur das Richteramt, das ſich aber auch 
innerlich umwandelt durch den ſtarken Beiſatz von obrigkeitlicher Voll⸗ 
zugsgewalt, die mit bewaffneter Hand geübt wird. Daher auch das 
raſche Überwiegen der ritterlichen Amtsträger und ihre immer engere 
Verbindung mit den Burgen als den Mittelpunkten einer mit ic chu 
gewalt aufrechterhaltenen Autorität, wie ſie der Landesherr ſich ſchuf 
und allmählich befeſtigte. Die Ausbildung der Amtsverfaſſung iſt ein 
Hauptſtück des Vorganges, in dem die landesherrliche Gewalt und der 
territoriale Staat ſich ausgebildet hat. Das iſt ein Vorgang, der nicht, 
wie es nach manchen rechts- und wirtſchaftsgeſchichtlichen Darſtellungen 
ſcheinen könnte, in ungebrochener Kontinuität und ruhiger Entwicklung 
fich vollzogen hat, ſondern in Sturm und Drang, unter beſtändigen 
Kämpfen und Reibungen; er bedeutet den veränderten Wiederaufbau 
einer zerſtörten Welt. Was man auch unter dem nationalpolitiſchen 
Geſichtspunkt gegen die verhängnisvolle Mißbildung der territorialen 
Landeshoheit einwenden mag, das Verdienſt muß man den Landes⸗ 
herren laſſen, daß ſie, wahrſcheinlich auf die damals einzig mögliche 
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Weiſe, indem ſie ihre dynaſtiſche Stellung vielfach auf Uſurpation be⸗ 
ründeten, doch zugleich Sicherheit und Ordnung in dem von ihnen 
behaupteten Gebiet bis zu einem die Erhaltung und Fortbildung von 
Wohlfahrt und Geſittung ermöglichenden Maße 5 und 
befeſtigt haben. Und ihre Hauptwerkzeuge dabei ſind jene Amtmänner 
und Droſten geweſen, in deren Händen ſich, wie der Verf. einmal aus⸗ 
drücklich hervorhebt, alle die Verwaltungsbefugniſſe vereinigten, die heute 
den Regierungen und den kommunalen Verwaltungskörpern zuſtehen, 
nur mit Ausnahme der Domänenverwaltung, deren lokalen Organen 
aber die Droſten und Amtleute auch noch verpflichtet waren mit Rat 
und Tat beizuſtehen, inſonderheit ihren ſtarken Arm zu leihen, um 
Widerſtand zu überwinden. Vom Standpunkt moderner Staatsverwal⸗ 
tung aus gegeben (und deren Anfänge liegen in jener Zeit) müſſen die 
Droſten und Amtleute, mögen ſie auch in enger Verbindung mit der 
e lei ins Leben getreten ſein, in ihrem Weſenskern als 
die neuen Organe einer höheren Landespolizei gelten, die ſich allmählich 
aus dem alten, die ganze Obrigkeit umfaſſenden Gerichtsweſen 11 0 | 
Der Begriff der Polizei iſt bisher von der Verwaltungsgeſchichte ſehr 
iefmütterlich behandelt worden uns insbeſondere der der höheren Lan⸗ 
espolizei. Es iſt wichtig, feſtzuſtellen, daß hier der Urſprung dieſer 
Inſtitution für die neuere deutſche Staatenwelt zu ſuchen 908 | 
Hintze. 

Die Feſtſchrift zum 70. Geburtstage F. Philippis „Aus Vergangen⸗ 

heit und Gegenwart“ (Münſter i. W. 1923, ber Regensberg) enthält 
einen Abdruck des rathäuslichen Reglements Friedrich Wilhelms I. für 
Lübbecke i. W. mit Anmerkungen und einem einleitenden Überblick über 
die rechtshiſtoriſche Entwicklung der Stadt aus der Feder von R. Krumb⸗ 
oltz. Es wäre wohl zu wünſchen, daß es nicht bei dieſer Koſtprobe ſein 
ewenden hat, ſondern daß dieſer erſten Edition die Herausgabe weiterer 
Reglements Be möge, die Schmoller als die „wichtigſten Dokumente 
der ſtädtiſchen Reform unter Friedrich Wilhelm“ bezeichnet. Dehio. 


Schleſiſche Lebensbilder. Bd. 1: Schleſier des 19. Jahrhunderts. 
Im Auftrage der Hiſtor. Kommiſſion für Schleſien hrgb. von F. Andreae, 
1929 71 = en H. Wendt. W. G. Korns Verlag, Breslau. 


Fr. Andreae, Breslau um 1800. Breslau 1921. 


H. Heckel, Die ſchleſiſchen Provinzialblätter von 1785 — 1849 in 
ihrer literargeſchichtlichen Bedeutung. Marcus, Breslau 1921. 185 S. 


A. Kronthal, Werke der Poſener bildenden Kunſt. Beiträge zur 
Heimatkunde. Mit 13 Abbild. u. einem Anhange. Verein wiſſ. Verleger, 
Berlin 1921. 80 S. 40. | 
Die unter dem Eindruck der een? ihrer Heimatprovinz ge 
gründete Hiſtoriſche Kommiſſion für Schleſien legt als erſte ihrer größeren 
eröffentlichungen eine Sammlung von Lebensbildern vor, deren erſter 
Band Perſönlichkeiten des 19. Jahrhunderts gilt: Männern des öffent⸗ 
lichen Lebens und der Wirtſchaft nicht weniger wie denen der Wiſſenſchaftr 
Literatur und Kunſt. Wir nennen hier nur die den Intereſſenkreis dieſe, 
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Saaten berührenden Biographien des Fürſtbiſchofs v. Diepenbrock, 
chleiermachers, Laſſalles, des Finanzminiſters v. Rother, des Ober⸗ 
präſidenten Grafen Zedlitz, des Fürſten Guido Henckel v. Donnersmarck, 
der Parlamentarier ber h Balleſtrem und W. v. Kardorff, des Miniſters 

riedenthal, ferner der Hiſtoriker Stenzel und Roepell ſowie die Guſtav 
1 und Adolf Menzels. Feger in biographiſchen Sammelwerken 
die Männer der Wirtſchaft denen der Feder gegenüber zu kurz zu kommen, 
ſo darf es als beſonderes Verdienſt der Herausgeber angeſprochen wer⸗ 
den, daß ſie die großartige wirtſchaftliche Entwicklung Schleſiens in zahl⸗ 
reichen Biographien führender Induſtrieller widerſpiegeln ließen. Nicht 
nur die allgemeine Bedeutung zahlreicher hier behandelter Männer, 
auch der literariſche und wiſſenſchaftliche Wert einer nicht geringen An⸗ 
Ar der einzelnen Biographien ſichert dem mit einer Reihe Porträts 

eſchmückten Werke auch außerhalb der ſchleſiſchen Grenzpfähle Beachtung, 
Frei wird der Geſamtheit der einer biographiſchen Behandlung wür⸗ 

igen Perſönlichkeiten erſt eine Fortſetzung des ſchönen Unternehmens 
gerecht werden können. 

Eine Arbeit, die F. Andreae unter dem zu beſcheidenen Titel 
„Breslau um 1800“ veröffentlichte, bietet beachtenswerten kultur⸗ und 
ſozialgeſchichtlichen Ertrag. Sie ſchildert mit feinfühligem Einleben in 
Stimmung und Dentweiſe der Epoche zumeiſt auf Grund gleichzeitiger 
Reiſebeſchreibungen das Bild Breslaus vor 1807 in ſeiner Landſchaft, 
ſeinen Straßen, Baulichkeiten und in ſeinem Geſellſchafts⸗ und geiſtigen 
Leben. Als das eigentlich Kennzeichnende für die Breslauer Geſelf chaft 
um 1800 betont A. die ſchroffe Exkluſivität in all ihren zahlreichen Schich⸗ 
tungen: dem reichen, grundbeſitzenden Adel, dem armen Dienſtadel, 
dem höheren Beamtentum, der Kaufmannſchaft, endlich den ganz für 
I beſtehenden Elementen des Militärs und der Judenſchaft. Die tiefen 
ozialen lee waren zwar bis zu einem gewiſſen Grade auch in 
den anderen landſchaftlichen Zentren des Staates anzutreffen, hatten 
aber nach a des Verf. in der ſchleſiſchen Hauptſtadt eine extrem⸗ 
provinzielle Verkruſtung erfahren, die in erſter Linie auf die öſtlich⸗ 
periphere Lage Breslaus zurückzuführen war. 

Die gründliche, flott geſchriebene Arbeit des Breslauer Germaniſten 

eckel über die „Schleſiſchen Provinzialblätter von 1785—1849 in ihrer 
literargeſchichtlichen Bedeutung“ verdient auch die Beachtung des Hiſto⸗ 
rikers, der die Entwicklung preußiſchen Staatsbewußtſeins und deutſchen 
Nationalgefühls im Rahmen territorialen Sonderlebens und im Spiegel 
der Literatur verfolgen will. Die landſchaftliche Abſonderung Schleſiens, 
die ein Ergebnis ſeiner Geſchichte und ſeiner Lage war, ließ das Gefühl, 
mit den andern Ländern Preußens zu einer Einheit verbunden zu ſein, 
nur langſam durchdringen. In den Zeiten Friedrichs des Großen war 
das Band, das alle en nur die Perſon des Herrſchers, für 
den ſchleſiſchen Schriftſteller jener Zeit war ſein Vaterland nur Schleſien. 
Erſt in der Epoche der Freiheitskriege trat an die Stelle des landſchaft⸗ 
lichen Sonderbewußtſeins das Bewußtſein des gemeinſamen Deutſchtums. 

Allen jenen, die im Poſener Lande ihre Heimat oder die Stätte 
ihres Wirkens verloren haben, widmet A. Kronthal ein mit zahlreichen 
intereſſanten Bildern geſchmücktes Buch der Erinnerung, dem auf liebe⸗ 
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voll betriebenen Lokalſtudien beruhende Schilderungen des Beamten⸗ 
tums und des Volkslebens in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
dauernden Wert geben. Erhöht wird dieſer durch die hier von M. Laubert 
mitgeteilten Berichte des Polizeipräſidenten v. Minutoli über den Po⸗ 
jener Aufſtand von 1846. Die intereſſante Perſönlichkeit Minutolis 
nur übrigens einen dankbaren Stoff für eine Biographie großen Stils 
ilden. 
Breslau. V. Loewe. 


Berichtigung. 


m erſten Heft, S. 132, iſt bei der Anzeige des Buches: „Prinzen⸗ 
briefe aus den Freiheitskriegen 1813—1815“ aus Verſehen der 
Name des Herausgebers Hermann Granier fortgeblieben. 


Mitteilungen, 


m Eelbftverlage des Vereins ift erſchienen: Krabbo, Regeſten 
der Markgrafen von Brandenburg Lieferung 7, welche von 
der Geſchäftsſtelle Berlin⸗Dahlem, Archivſtr. 14 für Mk. 4.50 (Mitglieder 
Mk. 2.20 inkl. Porto) zu beziehen iſt. i 


Korreſpondenzblatt des Geſamtvereins der Deutſchen Geſchichts⸗ 
und Altertums vereine. N 

In der letzten Nummer des Blattes fordert der Geſamtverein ſeine 
Mitglieder eindringlich auf, für die nunmehr 70 Jahre beſtehende Seit 
ſchrift zu werben, um ihren Fortbeſtand zu fihern. Im Jahre 1924 
erſcheinen vorausſichtlich 4 Nummern zu je zwei Bogen. Der Preis 
beträgt für Mitglieder von Geſchichts⸗ und Altertumsvereinen 15 Pfennig 
für eine Nummer. — Im Intereſſe der Sache iſt es dringend erwünſcht, 
daß auch die Mitglieder des Vereins für Geſchichte der Mark Branden⸗ 
burg mög ichſt zahlreich von dieſem günſt gen Angebot Gebrauch machen. 
Beſtellungen nimmt die Geſchäftsſtelle des Vereins oder die Schrift⸗ 
leitung des Korreſpondenzblattes, beide Berlin⸗Dahlem, Archivſtraße 14, 
enigegen. 


Gitzungsberichte 


Vereins für Geſchichie der Nark Brandenburg. 


11. Ottober 1922 bis 13. Juni 1923. 


Sitzung vom 11. Oktober 1922. 


rr Staatsarchivar Dr. H. O. Meisner ſprach über „Bismarck 
und die Militärs in der Kriſe von 1887.“ Der Vortragende legte 
das in der Publikation des Auswärtigen Amts enthaltene Material 
9 ſowie Papiere aus dem Walderſeeſchen Nachlaß, die z. T. in 
ie veröffentlichten „Denkwürdigkeiten“ nicht e wurden. 
t Au des Wiener Militärattache8 Major v. Deines.) Bekanntlich 
at Ausgang 1887 nicht viel daran gefehlt, daß der alte ruſſiſch⸗öſter⸗ 
en che Balkangegenſatz ſchon ein Menſchenalter vor Ausbruch des 
Weltkrieges zur allgemeinen Konflagration führte. Allein der uner⸗ 
ſchütterliche Friedenswille Bismarcks verhütete das Unglück. Der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſche Generalſtab betrachtete eine ln 
der Verbündeten als ſelbſtverſtändlich, und die Diplomatie (Graf Kal⸗ 
noky) unterſtützte derartige uſchen M en nach einer rl des 
casus foederis. Auch die deutſchen Militärs hielten, in der Überzeugung, 
daß ein ruſſiſcher Angriff bevorſtehe, den Präventivkrieg für geboten. 
(Moltke, v. Deines.) 

Geſondert behandelte der Vortragende das Verhältnis Bismarcks 
und des Grafen Walderſee in jener Zeit, indem er Bismarcks Außerungen, 
Ged. u. Erinnerungen III, 135 mit dem Inhalt eines Schreibens 8.3 
an Walderſee vom 7. Dez. 1887 ae: ner Denkwürdigkeiten des 
Gen.⸗Feldmarſch. Alfred Grafen v. Walderſee I, S. 340 f.) 


Sitzung vom 8. November 1922. 


. Zunächſt war eine Neuwahl des Vorſtandes zu vollziehen, die not⸗ 
wendig wurde durch das Ableben des Vorſitzenden Geh. Archivrat 
Dr. P. Bailleu, die durch Krankheit begründeten Rücktritte des ſtell⸗ 
vertr. Vorſitzenden Herrn Geh. Reg.⸗Rat Prof. Dr. Hues und des 
Rentmeiſters Geh. Archivrat Dr. Kohlmann, ſowie das Ausſcheiden des 


ae 
nach Kiel übergejiebelten Bibliothekars Prof. Dr. Hofmeiſter. Die drei 
übrigen Mitglieder des Vorſtandes, der Schriftführer und die beiden 
Beiſitzer, hatten gleichfalls ihre Amter zur Verfügung geſtellt. 
Auf Vorſchlag des Geh. Studienrates Dr. P. Schwartz wurden ein⸗ 
ſtimmig auf 5 Jahre folgende Herren zum Vorſtand gewählt: 
1. zum Vorſitzenden Herr Archivdirektor Archivrat Dr. Klinken⸗ 


org, 
2. er fefleketenben Vorſitzenden Herr Geh. Juſtizrat Prof. 
r. Stu 


3. zum S Ener Herr Staatsarchivar Dr. Schultze, 
4. zum Bibliothekar Herr Bibliotheksdirektor Dr. Hoppe, 
5. zum Rentmeiſter Herr Bankdirektor Dr. Wallich, 
6. zum Beiſitzer 5 Prof. Dr. Zühirch, 
7. zum Beiſitzer Herr Prof. Dr. Volz. 

Auf Vorſchlag des Herrn Archivdirektors Dr. Klinkenborg wurde Herr 
Geh. Reg.⸗Rat Prof. Dr. Hintze wegen ſeiner Verdienſte um den 
Verein einſtimmig zum Ehrenvorſitzenden erwählt. 

Hierauf hielt Herr Archivdirektor Dr. Klinkenborg einen Nachruf 
für den am 25. Juni verſtorbenen Geh. Archivrat Dr. Paul Bailleu 
ſchichts- u. Korreſpondenzblatt des Geſamtvereins der deutſchen Ge⸗ 
chichts⸗ u. Altertumsvereine Jahrg. 70, 1922, Nr. 9—12, S. 67 ff.) — 

err Baurat Kohte berichtete über die von der Muſeumsverwaltung im 
chweizerſaal des Berliner Schloſſes veranſtaltete Ausſtellung märtiſcher 
Fayencen, welche eine 5 die Erzeugniſſe der Berliner Werk⸗ 
ſtätten und der Potsdamer Werkſtätte (erſt nach 1739) gebracht hat. 
Herr Staatsarchivar Dr. Schultze wies darauf hin, daß dieſe Ausſtellung 
zuerſt von ihm in Verbindung mit Herrn Dr. Heiland in Potsdam bei 
42 — Generaldirektor v. Falke angeregt wurde und als eine Veran⸗ 
altung der Hiſtoriſchen Kommiſſion geplant war. 


Sitzung vom 13. Dezember 1922. 


err Staatsarchivar Prof. Dr. Krabbo berichtete über die Tagung 

des Geſamtvereins deutſcher Geſchichts⸗ und Altertumsvereine in Aachen 
und betonte deſſen nationale Arbeit ſeit 7 Jahrzehnten. 

Herr Archivrat Prof. Dr. Volz ſprach über Prinz Heinrich und die 
Vorgeſchichte der erſten Teilung Polens (Forſchungen Bd. 35, S. 10 1005 

Anſchließend ſprach Herr af Fier ſor Dr. Joh. Heckel über 
einen e riedrich Wilhelms IV. von 1847: 
„Überfichtliche Darſtellung der Kirchenverfaſſung, wenn die apoſtoliſche 
Schöpfung der Kirchen wieder eingeführt würde.“ (Veröffentlicht: 
Zeitſchrift der * für Rechtsgeſchichte Bd. 43 (56), Ka⸗ 
noniſt. Abtlg. XII, S. 444 ff. 

Zum Schluß ſprach Herr Bibliothekar Dr. Abb über die Bibliothek 
des ehemal. Franziskanerkloſters in der Altſtadt Brandenburg. (Ver⸗ 
öffentlicht: Zentralblatt für Bibliotheksweſen 1922, Dezemberheft.) 


3 


Sitzung vom 10. Januar 1923. 


uerſt trug Herr Dr. Heinrich Felix Schmid vor über: on 
rechtliches aus dem deutſch⸗ſlawiſchen Berührungsgebiete an Saale und 
mittlerer Elbe als Beitrag zur Geſchichte der Koloniſation des öſtlichen 
Deutſchlands“. (Veröffentlicht: Abd der Savigny⸗Stiftung für 
Rechtsgeſchichte Bd. 44, Kanoniſt. Abtlg. XIII.) 

Sodann ſprach Herr Dr. Neumann aus Brandenburg a. H. über 
den bekannten liberalen Politiker Franz Ziegler (1803-1876). Zieglers 
politiſches Denken beruhte auf ſeiner ſtreng preußiſchen und nationalen 
Geſinnung, die aus den Erfahrungen der Zeit von 1812—1815 erwachſen 
war. Damit verband Ziegler aber ſeit 1848 die Förderung einer ent- 
ſchiedenen liberalen Innenpolitik, die bewußt an die politiſchen Forde— 
rungen des Jahres 1848 anknüpfen ſollte. Dieſe widerſpruchsvolle poli- 
tiſche Geſinnung konnte Ziegler 1848 noch vertreten, ohne ſich in Gegen⸗ 
ſatz zu ſeiner Partei zu ſtellen. Das geſchah aber 1861 bei der Grün⸗ 
dungsverſammlung der deutſchen Fortſchrittspartei, wo Z. e beben 
verſuchte, ſein Programm der neuen Partei aufzuzwingen. Der Gegen⸗ 
ſatz zur Fortſchrittspartei führte ihn zunächſt an die Seite Laſſalles, 
nach deſſen Tode war Z. politiſch iſoliert. Er fand aber doch wieder den 
Weg zur Fortſchrittspartei, in der er von 1865—1876 als Abgeordneter 
wirkte. Seine nationale Anſchauung ließ ihn der Fortſchrittspartei 
immer als unſicheren Mann erſcheinen. Als 1867 die Nationalliberale 
Partei gegründet wurde, war Ziegler eigentlich die Möglichkeit zur 
vollen Auswirkung ſeiner Gedanken innerhalb einer Partei entzogen. 
Keine der beiden Parteien vertrat ganz Zieglers Anſchauungen, die eine 
war national aber nicht entſchieden genug liberal, die andere war ent- 
ſchieden liberal, aber nicht genug national. Dieſer Gegenſatz führte 
dazu, daß ſich Ziegler mehr und mehr vom politiſchen Leben zurückzog, 
und dieſe politiſche Reſignation wurde zur politiſchen Verzweiflung, 
als ſich nach 1870 beide Parteien ſchroff gegenüberſtanden. 5 


Sitzung vom 14. Februar 1923. 


Erſtattung des üblichen Geſchäftsberichtes durch den Schrift 5 5 
5 8 Staatsarchivar Dr. Schultze und des Kaſſenberichtes durch den 
bisherigen Rentmeiſter Geh. Archivrat Dr. Kohlmann. 

Herr Prof. Tſchirch ſprach im Anſchluß an den Aufſatz von O. Brand 
betr. Sieyes in der Hiſtor. Zeitſchr. Bd. 126, S. 410 ff. über die von 
K. F. v. Kneſebeck 1794 unter dem Namen des Abbs Sieyss veröffent⸗ 
lichte Schrift: „Europa in bezug auf den Frieden.“ (Vgl. Hiſtor. Zeitſchr. 
Bd. 128, S. 105 ff.) 

8 CH Dr. Hoppe beſprach neuere Literatur zur brandenburgiſchen 
eſchichte. 
Zum Schluß ſprach Herr Prof. Dr. Häpke über eine Studie, die 
er dem Berater des Großen Kurfürſten in Kolonial⸗ und Marineange⸗ 
legenheiten Benjamin Raule ee hat. (Veröffentlicht: Ecomomisch- 
Historisch Jaarboek 1923, S. 214—220.) Sie knüpft an die im Geh. 
18 


u, Gi 
nach Kiel übergejiedelten Bibliothekars Prof. Dr. Hofmeiſter. Die drei 
übrigen Mitglieder des Vorſtandes, der Schriftführer und die beiden 
Beiſitzer, hatten gleichfalls ihre Amter zur Verfügung geſtellt. 
Auf Vorſchlag des Geh. Studienrates Dr. P. Schwartz wurden ein⸗ 
ſtimmig auf 5 Jahre folgende Herren zum Vorſtand gewählt: 
1. zum Vorſitzenden Herr Archivdirektor Archivrat Dr. Klinken⸗ 


6. zum Beiſitzer Herr Prof. Dr. Tſchirch, 

8 Prof Dr. Volz. 
Auf Vorſchlag des Herrn Archivdirektors Dr. Klinkenborg wurde Herr 
Geh. Reg.⸗Rat Prof. r. Hintze wegen ſeiner Verdienſte um den 
Verein einſtimmig zum Ehrenvorſitzenden erwählt. 

Hierauf hielt Herr Archivdirektor Dr. Klinkenborg einen Nachruf 
für den am 25. Juni verſtorbenen Geh. Archivrat Dr. Paul Bailleu 
9106 . Korreſpondenzblatt des Geſamtvereins der deutſchen Ge⸗ 
chichts⸗ u. Altertumsvereine Jahrg. 70, 1922, Nr. 9—12, S. 67 ff.) — 

err Baurat Kohte berichtete über die von der Muſeumsverwaltung im 
chweizerſaal des Berliner Schloſſes veranſtaltete Ausſtellung märtiſcher 
Fayencen, welche eine Klärung über die Erzeugniſſe der Berliner Werk⸗ 
ſtätten und der Potsdamer Werkſtätte (erſt nach 1739) gebracht hat. 
Herr Staatsarchivar Dr. Schultze wies darauf hin, daß dieſe Ausſtellung 
zuerſt von ihm in Verbindung mit Herrn Dr. Heiland in Potsdam bei 
feln Generaldirektor v. Falke angeregt wurde und als eine Veran⸗ 
altung der Hiſtoriſchen Kommiſſion geplant war. 


Sitzung vom 13. Dezember 1922. 


err Staatsarchivar a Dr. Krabbo berichtete über die Tagung 

des Geſamtvereins deutſcher . und Altertumsvereine in Aachen 
und betonte deſſen nationale Arbeit ſeit 7 Jahrzehnten. 

Herr Archivrat Prof. Dr. Volz ſprach über Prinz Heinrich und die 
Vorgeſchichte der erſten Teilung Polens (Forſchungen Bd. 35, S. 193ff.). 

Anſchließend ſprach Herr uf Fredrich or Dr. Joh. Heckel über 
einen Kirchenverfa an]. riedrich Wilhelms IV. von 1847: 
„Überſichtliche Darſtellung der Kirchenverfaſſung, wenn die apoſtoliſche 
Schöpfung der Kirchen wieder eingeführt würde.“ (Veröffentlicht: 
Zeitſchrift der I für Rechtsgeſchichte Bd. 43 (56), Ka⸗ 
noniſt. ns XII, S. 444 ff. 

Zum Fa ſprach Herr Bibliothekar Dr. Abb über die Bibliothek 
des ehemal. Franziskanerkloſters in der Altſtadt Brandenburg. (Ver⸗ 
öffentlicht: Zentralblatt für Bibliotheksweſen 1922, Dezemberheft.) 


u. id 


Sitzung vom 10. Januar 1923. 


Zuerſt trug Herr Dr. Heinrich Felix Schmid vor über: Punt 
rechtliches aus dem deutſch⸗ſlawiſchen Berührungsgebiete an Saale und 
mittlerer Elbe als Beitrag zur Geſchichte der Koloniſation des öſtlichen 
Deutſchlands“. (Veröffentlicht: Abſchriht der Savigny⸗Stiftung für 
Rechtsgeſchichte Bd. 44, Kanoniſt. Abtlg. XIII.) 

Sodann ſprach Herr Dr. Neumann aus Brandenburg a. H. über 
den bekannten liberalen Politiker Franz Ziegler (1803—1876). Zieglers 
politiſches Denken beruhte auf ſeiner ſtreng preußiſchen und nationalen 
Geſinnung, die aus den Erfahrungen der Zeit von 1812—1815 erwachſen 
war. Damit verband Ziegler aber ſeit 1848 die Förderung einer ent⸗ 
ſchiedenen liberalen Innenpolitik, die bewußt an die politiſchen Forde⸗ 
rungen des Jahres 1 . ſollte. Dieſe widerſpruchsvolle poli⸗ 
tiſche Geſinnung konnte Ziegler 1848 noch vertreten, 95175 Jr in Gegen⸗ 
atz zu ſeiner Forte zu Stellen. Das geſchah aber 1861 bei der Grün⸗ 

ungsverſammlung der deutſchen Fortſchrittspartei, wo % erfolglos 
verſuchte, ſein Programm der neuen Partei aufzuzwingen. Der Gegen⸗ 
. fa zur Fortſchrittspartei führte ihn zunächſt an die Seite Laſſalles, 

nach deſſen Tode war Z. politiſch iſoliert. Er fand aber doch wieder den 
Weg zur Fortſchrittspartei, in der er von 1865—1876 als Abgeordneter 
wirkte. Seine nationale ne lieg ihn der Fortſchrittspartei 
immer als unſ icheren Mann e ee Als 1867 die Nationalliberale 
Partei gegründet wurde, war Ziegler eigentlich die Möglichkeit zur 
vollen Auswirkung ſeiner Gedanken innerhalb einer Partei entzogen. 
Keine der beiden Parteien vertrat ganz Zieglers W die eine 
war national aber nicht entſchieden genug liberal, die andere war ent⸗ 
chieden liberal, aber nicht genug national. Dieſer Gegenſatz führte 
ah daß ſich Ziegler mehr und mehr vom politiſchen Leben zurückzog, 
und dieſe politiſche Reſignation wurde zur politiſchen Verzweiflung, 
als ſich nach 1870 beide Parteien ſchroff gegenüberſtanden. 


Sitzung vom 14. Februar 1923. 


Erſtattung des üblichen Geſchäftsberichtes durch den Schriftführer 
Herrn Staatsarchivar Dr. Schultze und des Kaſſenberichtes durch den 
bisherigen Rentmeiſter Geh. Archivrat Dr. Kohlmann. 

Herr Prof. Tſchirch ſprach im Anſchluß an den Aufſatz von O. Brand 
betr. Sieyes in der Hiſtor. Zeitſchr. Bd. 126, S. 410 ff. über die von 
er Schrift Eur 1794 115 215 den Frieder ar 90 ee 
ichte ift: „Europa in bezug auf den Frieden.“ (Vgl. Hiſtor. Zeitſchr. 
Bd. 128, S. 105 ff.) 

z Be Dr. Hoppe beſprach neuere Literatur zur brandenburgiſchen 
eſchichte. 
Zum Schluß ſprach Herr Prof. Dr. Häpke über eine Studie, die 
er dem Berater des Großen Kurfürſten in Kolonial⸗ und Marineange⸗ 
legenheiten Benjamin Raule ums hat. S Econbomisch- 
Historisch Jaarboek 1923, S. 214—220.) Sie knüpft an die im Geh. 
18 
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1 in Berlin beruhenden Handlungsbücher Raules von 1664 
is 1673 an. 

Im Anſchluß hieran machte der Vortragende noch Mitteilung über 
die Arbeiten der Neutralen Kommiſſion zur Erforſchung der Kriegs⸗ 
urſachen, die von namhaften Gelehrten aus Niederland, Schweden, 
Norwegen, der Schweiz gebildet iſt und ſich auf rein hiſtoriſch⸗wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Grundlage die Klärung des geſamten Fragenkomplexes der 
Kriegsurſachen vorgenommen hat. N 


Sitzung vom 14. März 1923. 


Herr Dr. Hen che machte Mitteilungen über neuere Literatur zur 
brandenburgiſchen Geſchichte. a 

Hierauf ſprach Herr 5 Prof. Dr. Krabbo über den 
brandenburgiſchen Adler. Ausgehend von den Theorien Anthonys von 
Siegenfeld und Gritzners einerſeits, Ilgens anderſeits über den Ur⸗ 
ſprung der Wappen entſchied ſich der Vortragende für die 1 des 
letzteren und führte dann den Nachweis, = der von den askaniſchen 
Markgrafen von Brandenburg im Schilde geführte Adler nicht ein vom 
Reiche chen eau Amtsad ler, ſondern das alte Familienzeichen des 
askaniſchen Geſamthauſes ſei. | 

Herr Prof. Dr. Volz behandelte den bekannten Schwindler Graf 
Saint⸗Germain und feine Beziehungen zu Friedrich d. Gr. (Vgl. „Der 
Graf von St. Germain, das Leben eines Alchimiſten“, herausgegeb. u. 
eingeleitet v. G. B. Volz, Verl. P. Aretz, Dresden 1923.) . 
| 15 Prof. Tſchirch beſprach Gebauers Geſchichte von Hildesheim 
Bd. J (1922). 5 


Sitzung vom 11. April 1923. 


Die Sitzung wurde ausgefüllt durch einen Vortrag des Geh. Stu⸗ 
dienrates Prof. Dr. Schwartz über den unheilvollen Einfluß, den Polit 
rich Wilhelms II. Neigung zum 1 auf die innere Politik 
ausgeübt hat. Nach dem Abſchluß des Vertrages von Reichenbach 
(27. Juli 1790) hielt ſich der König einige Wochen in Breslau auf. Hier 
führte ihm Biſchoffwerder den Kaufmann Oswald zu, einen in den 
Kreiſen der Geiſterſeher bewunderten Auserwählten. Unter deſſen Regie 
arbeitete eine Somnambule. Oswald war der Schwiegerſohn des Ober⸗ 
konſiſtorialrats Hermes, eines rechtgläubigen Eiferers, der dem König 
ſeine Anſichten über einen erfolgreichen Kampf gegen die Aufklärung 
vortrug. Friedrich Wilhelm war von dem Glauben an die Breslauer 
Offenbarungen völlig befangen. Das bemerkte zu ihrem Verdruß Frau 
Ritz, ſſärter Gräfin Lichtenau. Sie führte gegen die Somnambule 
einen ſtärkeren Geiſt ins Treffen, den Geiſt des aus ihrem Liebesver⸗ 
hältnis zum König entſproſſenen, am 1. Auguſt 1787 im Alter von neun 


SE 


Jahren geſtorbenen Alexander Grafen von der Mark. Hatte ſie bisher 
die myſtiſchen Neigungen des Königs zu bekämpfen gefucht, jo ging ſie 
jetzt auf dieſelben ein. Der wundergläubige Herrſcher Bein te von 
nun an der Weiſung des „Verklärten“, den er häufig befragen ließ, 
wenn es ſich um wichtige politiſche Entſcheidungen handelte. Biſchoff? 
werder aber veranlaßte die Berufung der Breslauer Geiſterbeſchwörer 
nach Potsdam und Berlin, um durch ſie ein perſönliches Band zwiſchen 
König und Somnambule zu knüpfen. Oswald wurde zum Vorleſer 
berufen. Hermes und ſein jüngerer Geiſtesgenoſſe Hillmer wurden zu 
Mitgliedern des Berliner Oberkonſiſtoriums ernannt. Mit den Berliner 
Predigern Silberſchlag und 1 bildeten ſie die Immediat⸗ 
Examinations⸗Kommifſion, den Generalſtab, mit dem Woellner als 
Höchſtkommandierender den ſchließlich erfolgloſen Kampf gegen die 
Aufklärer führte. ö 


Sitzung vom 9. Mai 1923. | 


Herr Staatsarchivar Dr. v. 5 berichtete über Poſchin⸗ 
gers Ausgabe der Bismarckſchen Bundestagsberichte und charakteriſierte 
deren Dilettantenhaftigkeit. (Die Ausführungen ſind 5 in 
der Einleitung zu Bismarck, Die e Werke, Bd. I, Die poli⸗ 
tiſchen Berichte 1852—1854. Hrgb. von H. v. Petersdorff.) 

1 ſprach 1 1 Staatsarchivar Dr. ei über „E. v. Man⸗ 
teuffels politiſchen Einfluß am Ende der 70er Jahre.“ Er ſtützte ſich 
namentlich auf die Akten des Geh. Zivilkabinetts, aus denen unzwei⸗ 
deutig hervorgeht, eine wie große Bedeutung der alte Kaiſer dem Rate 
des Feldmarſchalls in weſentlich buch Fragen um Der Sturz des 
Miniſters Falk ſcheint weſentlich durch die geſchickte Regie Mis herbei⸗ 

eführt worden zu ſein. Auf der Baſis des in dieſen Kämpfen neu ge⸗ 
knüpften at der deulſch ruin zum Kaiſer hat M. im Sommer 1879, 
in der Zeit der deutſch⸗ruſſiſchen Hochſpannung, die Hand ausſtrecken 
können, um auch das Ruder der auswärtigen Politik zu ergreifen und 
damit die langerſtrebte Nachfolgerſchaft Bismarcks zu 17 

Zum Schluß machte 15 Staatsarchivar Dr. Schultze Mitteilungen 
aus den Briefen A. F. Riedels an G. A. H. Stenzel, die ſich auf die 
Begründung des Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg beziehen. 


Sitzung vom 13. Juni 1923. 


Herr Prof. Tſchirch ſprach über den Brandenburger Oberbürger⸗ 
meiſter Je dae be als Dichter. Z. hat ſeine Novellen und Skizzen 
als politiſche Waffe benutzt, um ſeine demokratiſchen Parteianſchauungen 
freier äußern zu können. Dieſe auffallend hervortretende Tendenz iſt 
die Schwäche fete Dichtungen, ihre Stärke liegt in der ſcharfen und 
künſtleriſch vollendeten Zeichnung von Land und Leuten der Mark. 
Am beſten 8 ſind: „Landwehrmann Krille“ und „Schuld und 
Sühne“. (Vgl. „Brandenburger Anzeiger“ 1923, Nr. 172 v. 15. Mai.) 


— 6 — 


Herr Staatsarchivar Dr. Posner ſprach über das Thema „König 
Wilhelm und der Kaiſertitel im Januar 1871.“ Anknüpfend an einen 
an den Prinzen Karl von Preußen gerichteten Brief des Königs vom 
17. Januar 1871, verfolgte der Vortragende au die Stellung König 
Wilhelms zur Kaiſerfrage ſeit dem Ausbruch des Krieges und ging dann 
auf Grund des im Geh. Staatsarchiv und im Hausarchiv vorhandenen 
Materials näher auf die Entwicklung des Konfliktes ein, der ſich zwiſchen 
dem König und Bismarck wegen der Faſſung des Kaiſertitels erhob. 

Zum Schluſſe beſprach Herr Kohte lobend die Aufſtellung der 
Sammlungen des Hiſtoriſchen Vereins in Brandenburg a. H. in dem 
geſchichtlichen Hauſe Ritterſtr. 19. 
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